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Hartmu t Berghoff  und Dieter Ziegler 

Sidney Pollards Lebensweg und Lebenswerk1 

Siegfried Pollak wurde am 21. April 1925 in Wien als Sohn des Handelsreisenden 

Moses Pollak und seiner Frau Leontine geboren. Seine Eltern stammten aus Galizien, 

das bis 1918 ein Teil der Habsburger Monarchie gewesen war. Wie viele jüdische 

Emigranten war sein Vater bereits vor dem Ersten Weltkrieg in die Hauptstadt des 

Reiches gekommen. Im Jahr 1911 lebten dort rund 175.000 Juden. Das entsprach 8,6% 

der Wiener Bevölkerung. Infolge antisemitischer Pogrome stieg diese Zahl bis 1923 auf 

über 200.000 Menschen oder 10,8% an.2 Unter diesen Flüchtlingen war auch Leontine 

Katz, die in dieser Zeit Moses Pollak kennenlernte und heiratete. 

Wien wurde im ersten Drittel des 20. Jahrhunderts in zweifacher Hinsicht von seiner 

jüdischen Minderheit geprägt. Einerseits war sie in sozial exponierten Berufen stark 

überrepräsentiert, vor allem in den Sparten Kultur, Justiz, Medizin, Wissenschaft und 

Finanz. Andererseits lebten viele der ärmeren Juden dicht gedrängt in wenigen 

Stadtteilen. Sie fielen durch ihre Kleidung auf, die sich aufgrund der orthodoxen 

Vorschriften zumeist auch von der der ärmeren nichtjüdischen Bevölkerung unter-

schied. Diese Konstellation erklärt wenigstens teilweise, weshalb Wien sich nicht nur 

zum Zentrum jüdischen Lebens in Mitteleuropa entwickelte, sondern auch zur Hoch-

burg des militanten Antisemitismus. Es sei daran erinnert, daß Adolf  Hitler von 1908 

bis 1913 in Wien lebte und wesentlich durch den Wiener Antisemitismus geprägt 

wurde.3 

Siegfried Pollak besuchte eine jüdische Privatschule, in der er mit Ausnahme von Sport 

in allen Fächern durch hervorragende Leistungen auffiel.  Sein besonderes Interesse galt 

der Mathematik und den Naturwissenschaften. Hätten es ihm die späteren Umstände 

erlaubt, wären dies wahrscheinlich seine Studienfächer geworden. Daneben erwarb er 

in der Schulzeit den Ruf,  ein begabter Violinist zu sein. So war eine erfolgver-

1. Diese Skizze greift  in ihrem ersten Teil auf die ausführliche Lebensbeschreibung von Colin 
Holmes und Alan Booth zurück (dies., Sidney Pollard: His Life and Work, in: dies. (Hg.), 
Economy and Society. European Industrialization and its Social Consequences. Essays 
presented to Sidney Pollard, Leicester 1991, IX-XXVII). Von dort übernommene 
Informationen  werden im folgenden nicht mehr einzeln nachgewiesen. 

2. Vgl. L. Goldhammer, Die Juden Wiens, Wien 1927, 9. 

3. Vgl. A. Bullock, Hitler und Stalin. Parallele Leben, Berlin 1991, 40 u. 70; R. Hilberg, Täter, 
Opfer,  Zuschauer. Die Vernichtung der Juden 1933-1945, Frankfurt/Main 1992, 16. Vgl. auch 
die entsprechenden Passagen in Hitlers "Mein Kampf'. 
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sprechende Schullaufbahn vorgezeichnet, die aber durch die Veränderungen der 

politischen Umwelt überschattet und schließlich jäh abgebrochen wurde. Die Schule, 

die sich zum Ziel gesetzt hatte, die jüdische Tradition ihrer Schüler wachzuhalten, 

wurde bevorzugt Zielscheibe antisemitischer Angriffe,  die sich nach 1933 deutlich 

verstärkten. Mit dem "Anschluß" des Jahres 1938 - Siegfried Pollak war gerade 13 

Jahre alt - erreichten die Angriffe  eine neue Qualitätsstufe. Unmittelbar nach dem 

Einmarsch der Wehrmacht begannen die widerwärtigsten Akte öffentlicher  Demütigung 

der österreichischen Juden. Eine Hoffnung auf die Eindämmung oder gar auf ein Ende 

der Diskriminierung gab es unter den neuen "Herren" nicht mehr. Im Gegenteil, die 

systematische Verfolgung setzte ein und wurde durch Adolf  Eichmann vom Palais der 

Rothschilds aus organisiert. Bis zum Herbst des Jahres, also noch vor der "Reichs-

kristallnacht", waren bereits ca. 45.000 Juden ausgewandert. Dieser Weg war allerdings 

nicht für  alle offen. Denn für die Flucht mußten sehr hohe Summen aufgebracht 

werden. 

Der Gang in das Exil, diese uralte historische Erfahrung des jüdischen Volkes, wurde 

durch eine Reihe von Faktoren erschwert, die nicht allein auf das Konto des 

nationalsozialistischen Regimes gingen. Solange die Weltwirtschaftskrise noch nicht 

überwunden war, weigerten sich die meisten Länder strikt, größere Zahlen jüdischer 

Einwanderer aufzunehmen. Die Verschärfung der Situation im Deutschen Reich 1938 

führte allerdings zu einer vorsichtigen Öffnung  der Grenzen. Zum wichtigsten Zielland 

für  die deutsch-jüdischen Flüchtlinge wurde Großbritannien. Dorthin hatten sich bis 

1938 ca. 11.000 Menschen gerettet; nach der "Reichskristallnacht" erhielten noch 

einmal 40.000 Juden eine Einreisegenehmigung. Freilich wurden sie auch hier nicht mit 

offenen  Armen empfangen. Es war in erster Linie der Druck jüdischer Organisationen, 

der ihre Aufnahme bewirkt hatte. Diese mußten garantieren, daß dem britischen Staat 

durch die Flüchtlinge keine finanziellen Lasten entstünden und eine aktive Rückkehr-

förderung betrieben werde. 

Um wenigstens die jüdischen Kinder zu retten, kam es unmittelbar nach den 

Novemberpogromen von 1938 zu mehreren reinen Kindertransporten. Die Einreise-

genehmigung wurde aber auch in diesen Fällen nur dann erteilt, wenn die Unterhalts-

kosten der minderjährigen Flüchtlinge für  zwei Jahre durch Spenden gedeckt waren. 



Lebensweg und Lebenswerk 

Die benötigte Summe für das Leben eines Kindes betrug 100 Pfund.4 Obwohl sich die 

Organisation der Kindertransporte aus Österreich noch schwieriger gestaltete als aus 

Deutschland, gelang es Moses und Leontine Pollak, ihren 13jährigen Sohn zusammen 

mit 180 anderen Kindern nach Großbritannien in Sicherheit bringen zu lassen. 

Dort angekommen schloß sich an einen kurzen Aufenthalt in einem Aufnahmelager 

eine zweijährige Zeit in der Whittigham Farm School in East Lothian (Schottland) an. 

Die Kinder, die nach dem Willen der britischen Einwanderungsbehörden und der 

jüdischen Hilfsorganisationen im Alter von 17 Jahren nach Palästina emigrieren sollten, 

wurden hier durch die Arbeit auf den Ländereien einer schottischen Hochadeligen auf 

das Leben im Kibbutz vorbereitet. Eine "normale" Schulbildung bekamen die Kinder 

keine. Nach Pollards eigener Erinnerung lernte er dort gar nichts, außer Hebräisch und 

Englisch mit einem schottischen Akzent zu sprechen. Dieses Manko glich er dadurch 

aus, daß er schon bald verschiedene Fernkurse belegte. 1941 wechselte er zu einer 

ähnlichen Farmschule in Worcestershire. Da ihn aber mittlerweile die zionistische 

Programmatik immer weniger zu überzeugen vermochte, verabschiedete er sich kurze 

Zeit später von dort und begann, auf eigenen Beinen zu stehen. 

Siegfried Pollak ging in die Universitätsstadt Cambridge, wo er einen Platz in einem 

Wohnheim, wenig später eine eigene Unterkunft und eine erste Anstellung bei einer 

Gärtnerei fand. Diese Arbeit muß sehr hart gewesen sein. Denn er nahm, wie er später 

erzählte, aus jener Zeit eine tiefe Abneigung gegen jegliche Art von Gartenarbeit mit, 

die er erst nach seiner Emeritierung überwinden sollte. Sein Hauptinteresse galt 

ohnehin den Fernkursen, die er neben der Arbeit mit großer Entschlossenheit und 

Energie vorantrieb. Seine Leistungen waren so hervorragend, daß ihn die renommierte 

London School of Economics (LSE) im Jahr 1943 zu einem Vorstellungsgespräch 

einlud und ihm daraufhin einen Platz zur Fortsetzung seiner Studien zusagte. 

Auf  dieses Angebot kam er aber erst nach dem Krieg zurück, da er sich im selben Jahr 

als Freiwilliger bei der Armee meldete. Dieser Schritt markiert einen weiteren Wende-

punkt in seinem Leben. Er entschied sich jetzt nicht nur, als Soldat das nationalsoziali-

stische Deutschland aktiv zu bekämpfen, sondern er begriff  sich fortan als Brite und 

anglisierte seinen Namen. Aus Siegfried Pollak wurde Sidney Pollard. 

4. Vgl. K. R. Grossmann, Emigration. Geschichte der Hitler-Flüchtlinge 1933-1945. Frankfurt/ 
Main 1969, 215ff.; J. Wetzel, Auswanderung aus Deutschland, in: W. Benz (Hg.), Die Juden 
in Deutschland 1933-1945. Leben unter nationalsozialistischer Herrschaft, München 1988,412-
483. 
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Nach dem Ende des Krieges kehrte er jedoch nicht sofort nach England zurück. Wegen 

seiner Sprachkenntnisse benötigte ihn die Armee noch eine Zeitlang. So wirkte er als 

Übersetzer in der britischen Zone an den ersten Schritten zum Neuaufbau Deutschlands 

mit, bis er schließlich im Jahr 1947 im Rang eines Korporals aus der Armee ausschied. 

Obwohl das Studienjahr 1946/47 schon weit vorangeschritten war, griff  er umgehend 

auf das Angebot der LSE zurück, immatrikulierte sich und holte das verpaßte Pensum 

bald auf. Aufgrund seiner Militärzeit erhielt er einen Zuschlag zu seinem Stipendium, 

der ihm das Leben als Student in London etwas erleichterte. Außerdem hatte ihm die 

Armee wie allen Entlassenen einen Zivilanzug geschenkt, von dem er gern mit einem 

Schmunzeln erzählt, daß er nur in zwei Größen vorrätig war: "Zu groß und zu klein." 

So ausgestattet absolvierte er sein Studium außerordentlich schnell und erfolgreich. 

1948 bestand er die Abschlußprüfung in Volkswirtschaftslehre mit Auszeichnung (B.Sc. 

[Econ.], First Class Honours). Anschließend erhielt er ein Stipendium der Leverhulme 

Foundation, das ihm die Arbeit an seiner Dissertation zur Geschichte des britischen 

Schiffbaus 1870-19145 ermöglichte. Die von T.S. Ashton und H.C. Beales betreute 

Arbeit wurde 1950 von der LSE als Dissertation angenommen; 1951 folgte die Ver-

leihung des Doktortitels. 

Der Einstieg des Doktoranden in die akademische Berufslaufbahn verlief  trotz heraus-

ragender wissenschaftlicher Leistungen nicht ohne Komplikationen. Wie viele junge 

Intellektuelle war er unter dem Eindruck von Krieg und Faschismus der Kommunisti-

schen Partei Großbritanniens beigetreten. Obwohl er diesen Schritt schon sehr bald, 

nämlich nach sechs Monaten, rückgängig gemacht hatte, erwuchsen daraus Spannungen 

zu seinem Doktorvater T.S. Ashton, der sich unter anderem rühmte, daß die Leser 

seiner Wirtschaftsgeschichte Großbritanniens im 18. Jahrhundert das Wort "Kapitalis-

mus" vergebens suchten. In der spannungsgeladenen Atmosphäre der ersten Nach-

kriegsjahre, die ganz im Bann des heraufziehenden Kalten Krieges standen, befanden 

sich Doktorvater und Doktorand so auf ideologisch sehr weit auseinanderliegenden 

Positionen. Unter diesen Umständen schied eine weitere Beschäftigung an der LSE aus. 

Auf  Empfehlungen, mit denen er sich an anderen britischen Spitzenuniversitäten hatte 

bewerben können, war nicht zu rechnen. So war der Eintritt in eine gesicherte 

berufliche Laufbahn, wie sie im britischen Hochschulsystem nach der Promotion üblich 

ist, kaum möglich. 

5. Vollständige bibliographische Angaben befinden sich im Verzeichnis der Publikationen von 
Sidney Pollard am Ende dieses Bandes. 
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Dabei war eine finanzielle Absicherung der jungen Wissenschaftlerkarriere gerade jetzt 

wichtig. Denn im Jahr 1949 hatte Sidney Pollard Eileen Andrews geheiratet, und 1951 

wurde das erste von drei Kindern geboren. Glücklicherweise gelang es ihm, noch vor 

dem Abschluß des Promotionsverfahrens eine zeitlich auf drei Jahre befristete 

Drittmittelstelle an der Universität der nordenglischen Stahlstadt Sheffield  zu erhalten. 

Dort beschäftigte er sich als "Knoop Fellow" zunächst mit Themen aus dem 

unmittelbaren lokalen Umfeld der Universität, nämlich mit der Geschichte der Stahl-

industrie und vor allem mit der Entwicklung der Sheffielder Arbeiterbewegung. Sein 

1959 veröffentlichtes Buch "A History of  Labour in Sheffield,  1850-1939" fand große 

Beachtung, da es - damals noch keineswegs selbstverständlich - viele Aspekte von dem 

exemplarisch herausarbeitete, was uns heute als "Geschichte von unten" vertraut ist. 

Die Anerkennung der akademischen Leistungen ging Hand in Hand mit dem beruf-

lichen Aufstieg innerhalb der Universität. Nach einer weiteren befristeten Stelle als 

"Assistant Lecturer" für  Volkswirtschaftslehre, auf die er 1952 wechselte, wurde er 

1955 zum "Lecturer", 1960 zum "Senior Lecturer" und 1963 zum Professor für 

Wirtschaftsgeschichte ernannt. In dieser Zeit wurde die Wirtschaftsgeschichte in 

Sheffield  auch institutionell dadurch aufgewertet, daß sie aus der Fakultät für 

Volkswirtschaft herausgelöst und in ein selbständiges Institut umgewandelt wurde, das 

einen eigenen Studienabschluß vergab. In den Folgejahren wurde dieses Department 

of  Economic History schrittweise durch seinen Leiter, zu dem Sidney Pollard 1963 

berufen wurde, und um seinen Leiter herum vergrößert. In den 1960er und 1970er 

Jahren profitierte es zunehmend davon, daß die Universität immer größere An-

strengungen unternehmen mußte, um einen ihrer renommiertesten Professoren in 

Sheffield  zu halten. Bei der Berufung Pollards hatte der Lehrkörper aus vier 

Wirtschaftshistorikern bestanden. Als er 1980 schließlich ging, gab es insgesamt zehn 

akademische Stellen. 

Das Aufblühen "seines" Instituts spiegelte sich auch in steigenden Zahlen von 

Studenten und Nachwuchswissenschaftlern wider, die von Pollard gefördert wurden. 

Trotz andauernder Forschungsanstrengungen und zahlreicher Verpflichtungen außerhalb 

der Universität nahmen Lehre und Nachwuchsförderung einen großen Teil seiner Zeit 

und Aufmerksamkeit in Anspruch. Administrative und hochschulpolitische Aufgaben 

innerhalb und außerhalb der Universität dagegen haben ihn nie besonders gereizt. Sie 

waren und blieben für ihn Randbedingungen und Voraussetzungen der "eigentlichen" 

akademischen Arbeit in Forschung und Lehre. So hat er sich hartnäckig gegen jeden 

Versuch gesperrt, einen großen Teil seiner Zeit durch administrative Pflichten binden 
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zu lassen. Denn Pollard ist der Ansicht, daß Hochschullehrer ausgiebiger Freiräume 

bedürfen, die es ihnen erlauben, sich permanent in der Forschung zu profilieren. Nur 

so können die Studierenden möglichst nah an die aktuelle Forschungsdiskussion 

herangeführt und ein Abreißen der Verbindung von Lehre und Forschung verhindert 

werden. 

In Sheffield  gelang es Sidney Pollard, diesem Ideal relativ nahe zu kommen, was sich 

unter anderem in einer großen Zahl international beachteter Publikationen niederschlug. 

So erschien 1962 sein mittlerweile in 6. Auflage vorliegendes Lehrbuch der Wirt-

schaftsgeschichte Großbritanniens im 20. Jahrhundert. Nach seiner jahrelangen 

Beschäftigung mit Themen der Arbeiterschaft und Arbeiterbewegung wandte er sich 

in den 1960er Jahren der Entstehung moderner Managementstrukturen in der Indu-

striellen Revolution zu. Aus dieser Arbeit ging das Buch "The Genesis of Modern 

Management" hervor, das 1966 in den USA von der Newcomen Society als die beste 

wirtschaftshistorische Neuerscheinung der Jahre 1964-1966 ausgezeichnet wurde und 

noch heute als Standardwerk bezeichnet werden darf. In ihm beschreibt er den 

innerbetrieblichen und sozialen Aufstieg der modernen Manager, macht aber auch 

deutlich, daß er in ihnen nicht die Hauptantriebskräfte der Wirtschaftsentwicklung sieht. 

1968 folgte mit "The Idea of  Progress" ein weiteres wichtiges Werk, das mittlerweile 

auch in das Persische und das Japanische übersetzt ist. 1970 gab Pollard einen 

Sammelband über den Goldstandard und die Beschäftigungspolitik in der Zwischen-

kriegszeit heraus, in dem er die Rückkehr zum Goldstandard als industriepolitisch ver-

hängnisvollen Fehler brandmarkte. 1971 folgte ein zusammen mit J.P.P. Higgins 

herausgegebenes Buch über die britischen Investitionen zwischen 1750 und 1850. 

Daneben engagierte er sich als Herausgeber wissenschaftlicher Reihen und Zeit-

schriften. In den 1970er Jahren betreute er die "Documents in Economic History" als 

"General Editor" und von 1960 bis 1980 das "Bulletin of  the Society for  the Study of 

Labour History" als Mitherausgeber. 1989 fungierte er zusammen mit Peter Mathias 

als Herausgeber des achten Bandes der "Cambridge Economic History of  Europe". 

Gegen Ende der 1970er Jahre war Sidney Pollards Reputation weit über Sheffield  und 

Großbritannien hinausgedrungen, was ihm eine immer größere Anzahl von Angeboten 

für  Gastprofessuren und Forschungsaufenthalte einbrachte. So besuchte er zweimal das 

von Jürgen Kuczynski geleitete Institut für  Wirtschaftsgeschichte an der Akademie der 

Wissenschaften der DDR. 1969/70 lehrte er als Gastprofessor in Berkeley. Weitere 

Aufenthalte führten ihn an die Bar-Ilan Universität nach Israel (1973), nach Bielefeld 

(1974) und an das Swarthmore College in Pennsylvania (1975). Im Sommer 1977 



Lebensweg und Lebenswerk 

arbeitete er an den Universitäten Sydney und Melbourne in Australien und im akade-

mischen Jahr 1978/79 am Zentrum für  Interdisziplinäre Forschung an der Universität 

Bielefeld. 

Vergleicht man die Erscheinungsdaten und -themen seiner Publikationen mit den 

Terminen seiner Auslandsaufenthalte, scheint es fast, daß diese das Interesse an der 

europäischen Geschichte außerordentlich verstärkt haben. So gab er zwischen 1968 und 

1973 eine dreibändige und mehr als 1.700 Seiten umfassende Dokumentensammlung 

zur europäischen Wirtschaftsgeschichte zwischen 1750 und 1939 heraus und ver-

öffentlichte  1974 und 1981 Bücher zur Geschichte der ökonomischen Integration 

Europas. Das Hauptwerk zur europäischen Wirtschaftsgeschichte erschien aber erst 

1981 unter dem Titel "Peaceful Conquest". Die Hauptthese dieses Buches besagt, daß 

die Bedeutung des Nationalstaates für  die europäische Industrialisierung bisher 

überschätzt worden sei. Sein Siegeszug gehöre vielmehr zu den Hauptursachen der 

ökonomischen Desintegration Europas zwischen 1870 und 1939. Die Nationalstaaten 

zerstörten durch ihre Rivalität nicht nur ökonomisch sinnvolle Strukturen der 

internationalen Arbeitsteilung, sondern zerschnitten auch organisch gewachsene 

Industrieregionen. 

Damit ist der Themenbereich angesprochen, der vor allem in Deutschland, aber auch 

weltweit mit Sidney Pollards Namen in besonderer Weise verbunden ist. Er hat schon 

in "Peaceful Conquest", schwerpunktmäßig aber in seinem 1980 erschienenen Sammel-

band "Region und Industrialisierung" darauf hingewiesen, daß sich ökonomische 

Prozesse nicht nur in nationalen, sondern vor allem auch in regionalen Bezugsräumen 

abspielen und an deren spezifischer Wirtschaftslogik angebunden sind. Im Zeitalter der 

europäischen Industrialisierung waren Rohstoffvorkommen, Arbeitsmärkte, Finanzie-

rungsquellen und vor allem die "external economies" der Unternehmen überwiegend 

regionale Phänomene, die zum Teil sogar nationale Grenzen übersprangen. Seit 

Pollards Publikationen zu Beginn der 1980er Jahre läßt die Wirtschaftsgeschichte das 

Thema Region nicht mehr los, und man geht sicherlich nicht zu weit, von einem 

Paradigmenwechsel zu sprechen, der sich seitdem vollzieht. 

Auch für Sidney Pollards Biographie brachten die 1980er Jahre einen Aufbruch zu 

neuen Ufern. 1982 ging er seine zweite Ehe ein und heiratete Helen Trippett. Zudem 

entschied er sich, nach fast 30 Jahren "seinem Sheffield" den Rücken zu kehren. Zuvor 

hatte er eine Reihe ehrenvoller Angebote britischer und ausländischer Universitäten 

ausgeschlagen. Den 1971 an ihn ergangenen Ruf  nach Berkeley nahm er zwar an. Als 
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er die Stelle jedoch antreten wollte, holte ihn seine Vergangenheit auf eine unerwartete, 

geradezu groteske Weise ein. Offenbar wegen seiner früheren Mitgliedschaft in der 

Kommunistischen Partei Großbritanniens, seiner beiden Besuche in der DDR und der 

Kontakte zu Jürgen Kuczynski verweigerten ihm die amerikanischen Behörden eine 

unbefristete Arbeitserlaubnis. Zwar ermöglichte ihm Sheffield die Rückkehr, aber nach 

dieser Enttäuschung verstärkte sich in den folgenden Jahren der Wunsch nach einem 

Ortswechsel und einer neuen Herausforderung. 

Daß er sich unter vielen möglichen Unversitäten 1980 gerade für  das ostwestfälische 

Bielefeld entschied, hatte vor allem drei Gründe: Erstens kannte er von früheren 

Aufenthalten die hervorragenden Arbeitsbedingungen an dieser jungen Universität. 

Zweitens fand er an der dortigen Geschichtsfakultät, an der u. a. Reinhart Koselleck, 

Hans-Ulrich Wehler und Jürgen Kocka lehrten, ein intellektuell äußerst anregendes 

Umfeld vor. Drittens wurde der Lehrstuhl für  Wirtschaftsgeschichte neu eingerichtet 

und bot somit die Chance eines Neuaufbaus ohne die drückende Last eingefahrener 

Traditionen oder unerwünschter Altlasten. Die Umstellung vom britischen auf das 

deutsche Hochschulsystem fiel  ihm jedoch nicht leicht. Das fing bei den Berufungs-

verhandlungen an, über die Pollard immer wieder sagte, sie hätten sein Bild der 

deutschen Bürokratie von Grund auf verändert. In ihnen traten ihm nicht wie erwartet 

allgemeinverbindlich festgeschriebene Regelungen entgegen, sondern er sah sich mit 

einem flexiblen, aber auf Anhieb völlig undurchschaubaren Verhandlungsritual 

konfrontiert, das nicht seinem Bild eines deutschen Ministeriums entsprach, sondern 

ihn eher an einen "Viehmarkt" erinnerte. Mit der tatkräftigen Hilfe  der auf diesem 

Terrain erfahrenen Bielefelder Kollegen erwiesen sich diese Schwierigkeiten aber als 

überwindbar, und als schließlich mit Wilma Diekmann eine ebenso resolute wie 

zupackende Sekretärin gefunden wurde, die im Vorstellungsgespräch auf Anhieb 

Pollards Handschrift entziffern  konnte und ihn behutsam in die unzähligen kleinen 

Geheimnisse des deutschen Hochschulalltags einführte, konnte die Arbeit beginnen. 

Obwohl seine Lehrveranstaltungen in einem engen thematischen Zusammenhang mit 

seiner bisherigen und laufenden Forschung standen, war Pollard in dieser Hinsicht ein 

"Generalist" im positiven Sinne. Denn in den Vorlesungen und Seminaren wurden 

ebenso Themen der vorindustriellen Sozial- und Wirtschaftsgeschichte wie solche der 

Zeitgeschichte behandelt. Den Schwerpunkt bildete jedoch das 19. Jahrhundert, das 

Jahrhundert der europäischen Industrialisierung. Wer in den achtziger Jahren in 

Bielefeld Geschichte studierte, konnte regelmäßig Vorlesungen und Seminare zur 

vergleichenden Industrialisierungsgeschichte, zur Geschichte der Landwirtschaft, zur 
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irischen Hungerkrise der 1840er Jahre, zur Geschichte der britischen Arbeiterbewegung 

und des europäischen Bankwesens hören. Einen weiteren Schwerpunkt seiner Lehrtätig-

keit bildete die Dogmengeschichte von Adam Smith bis John Maynard Keynes. Mitte 

der achtziger Jahre kam ein wirtschaftshistorisches Kolloquium hinzu, in dem 

Doktoranden und Mitarbeiter, aber auch auswärtige Forscher ihre Arbeiten zur 

Diskussion stellten. 

Die Lehrveranstaltungen waren bei den Studierenden beliebt. Zu Publikumsmagneten 

wurden sie jedoch nicht. Es gab einfachere Möglichkeiten, einen "Schein" zu erwerben, 

als sich in Pollards Seminaren durch die überwiegend englischsprachige Literatur zu 

quälen. Auch brannte Pollard kein rhetorisches Feuerwerk ab und vollführte keine 

wissenschaftlichen Kunst- oder Kabinettstückchen. Wenn seine Seminare dennoch 

einen stabilen Stamm von Interessenten fanden, lag es an seinem leisen, wissen-

schaftlich fundierten Seminar- und Diskussionsstil und daran, daß er komplizierte 

Sachverhalte mit sehr einfachen und wenigen Worten auf den Punkt bringen konnte, 

ohne der Gefahr des Simplifizierens zu erliegen. Dadurch nahm er den Studierenden 

die Ehrfurcht vor großen Namen oder bombastischen Konzepten. In der Rückschau war 

für  uns aber noch wichtiger, daß er uns das Zweifeln lehrte, manchmal auch das 

Verzweifeln,  wenn er uns auf Widersprüche und Lücken in sogenannten Ständard-

werken hinwies. Die glatte Präsentation von Geschichte als logischer Verknüpfung von 

Ursache und Wirkung war seine Sache nicht. Vielmehr hat er die Studierenden gerade 

auf die ungelösten Probleme und offenen Fragen hingewiesen. Gleichzeitig verweigerte 

er sich jeder Reduktion wirtschaftshistorischer Phänomene auf einfache Modelle und 

bestand darauf, deren Facettenreichtum und Multidimensionalität zu berücksichtigen. 

Wirtschaftsgeschichte als historischer Annex der neoklassischen Ökonomie ohne die 

Berücksichtigung der komplexen sozialen und politischen Rahmenbedingungen kam 

für  ihn nicht in Frage. 

All diese Eigenschaften Pollards schlugen sich auch in seinem Stil nieder, der den 

Umgang und die Betreuung seiner Mitarbeiter und Doktoranden prägte. In intensiven 

persönlichen Gesprächen entwickelte er Ideen und Fragen, beharrte aber schon bald auf 

einer möglichst eigenständigen Bearbeitung der Themen. Allerdings stand er auch 

weiterhin auf eine angenehm unaufdringliche Art und mit schier unerschöpflicher 

Geduld für  Gespräche zur Verfügung, deren Wert für  das Gelingen der Arbeiten un-

schätzbar hoch war. Eine Zuarbeit seiner Mitarbeiter lehnte er ab. Niemand mußte sich 

bei ihm als ein "Untergebener" fühlen. Eine systematische Kontrolle seiner Doktoran-

den lag ihm ebenso fern wie ein An-die-Hand-Nehmen. Er förderte und forderte 
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individuelle Leistung. Dies beinhaltete aber auch, daß er nach dem erfolgreichen Ab-

schluß von Arbeiten den beruflichen Werdegang der Absolventen nicht durch das 

Anzapfen professoraler oder sonstiger Netzwerke förderte. Hier schlug sich vor allem 

seine eigene Lebenserfahrung nieder, die ihm den Zwang und auch den Wert eines 

eigenständigen beruflichen Fortkommens gelehrt hatte. 

Zu diesen Grundsätzen gehörte auch, daß er niemandem ein Thema aufdrängte, nur 

weil es ihn persönlich interessierte. So erklärt es sich, daß nur ein Teil seiner deutschen 

Schüler über britische Themen arbeitete. Seine ersten beiden Assistenten, Heidrun 

Homberg und Göttfried Plumpe, legten eine Dissertation über den Siemens-Konzern6 

bzw. eine Habilitationsschrift über die IG Farben7 vor. Ihnen folgten Dieter Ziegler, 

der jedoch mit der Geschäftspolitik der Bank von England8 über ein ausgesprochenes 

Leib- und Magenthema seines "Doktorvaters" promovierte, und Volker Wellhöner, der 

sich mit dem Verhältnis von Großbanken und Großindustrie im deutschen Kaiserreich9 

auseinandersetzte. Gegen Ende der Bielefelder Zeit schlössen dann noch zwei weitere 

langjährige Mitarbeiter ihre Doktorarbeiten ab. Hartmut Berghoff  legte eine Kollektiv-

biographie der englischen Unternehmerschaft der Jahre 1870-191410 vor, und Harald 

Wixforth  untersuchte das Verhältnis von Großindustrie und Banken in der Weimarer 

Republik11. Schließlich promovierte Deborah Redmann über das dogmengeschicht-

liche Thema der Beziehung von Volkswirtschaft und Naturwissenschaft.12 

Daneben entstand eine Reihe von Arbeiten, die zwar an anderen Lehrstühlen ge-

schrieben wurden, die Pollard aber insofern betreute, als er mit Rat und Tat gern und 

oft  zur Verfügung stand. Dazu gehören insbesondere die Dissertationen von Rudolf 

6. H. Homburg, Rationalisierung und Industriearbeit. Arbeitsmarkt,  Management, Arbeiterschaft 
im Siemens-Konzern Berlin, 1900-1939, Berlin 1991. 

7. G. Plumpe, Die I.G. Farbenindustrie AG. Wirtschaft, Technik und Politik  1904-1945, Berlin 
1990. 

8. D. Ziegler, Das Korsett der "Alten Dame". Die Geschäftspolitik  der Bank of  England 1844-
1913, Frankfurt/Main  1990; vgl. auch ders., Central Bank, Peripheral Industry. The Bank of 
England in the Provinces, 1826-1913, Leicester 1990. 

9. V. Wellhöner, Großbanken und Großindustrie im Kaiserreich, Göttingen 1989. 

10. H. Berghoff,  Englische Unternehmer 1870-1914. Eine Kollektivbiographie führender 
Wirtschaftsbürger  in Birmingham, Bristol und Manchester, Göttingen 1991. 

11. H. Wixforth,  Banken und Schwerindustrie in der Weimarer Republik, Köln 1995 (im Druck). 

12. D. Redman, Economics and the Philosophy of Science, New York 1991. 



Lebensweg und Lebenswerk 

Boch zur Gewerkschaftsgeschichte im Bergischen Land13, die er in den siebziger 

Jahren durch einen längeren Aufenthalt bei Pollard in Sheffield  in eine vergleichende 

Perspektive gesetzt hatte, Gerhard T. Mollin über die Montanindustrie im Nationalso-

zialismus14, Christiane Eisenberg über englische und deutsche Gewerkschaften vor 

187815, Willibald Steinmetz über die Wahlrechtsdebatten in England zwischen 1780 

und 186716, Gunilla-Friederike Budde über Kindheits- und Jugenderfahrungen im 

deutschen und englischen Bürgertum17, Volker Then über Eisenbahnunternehmer in 

Deutschland und England18 sowie die Habilitationsschrift von Michael Prinz über "Die 

Organisation des Konsums. Zur betrieblichen Ökonomie von Unterschichtenselbsthilfe 

in Deutschland und England vor dem Ersten Weltkrieg". 

In seinen eigenen Forschungsarbeiten wandte sich Pollard in den 1980er Jahren wieder 

stärker Themen der britischen Wirtschaftsgeschichte zu. Zum einen wurde der schmerz-

liche ökonomische Niedergang der Pioniernation der industriellen Moderne immer 

deutlicher und damit erklärungsbedürftiger. Zweitens betrieb die Regierung Thatcher 

in vielen Bereichen eine bewußte Politik der Deindustrialisierung, die ihn zum 

Widerspruch reizte. Drittens schließlich lud ihn die Distanz, die er jetzt geographisch 

und nach seinen europäischen Veröffentlichungen auch inhaltlich gewonnen hatte, dazu 

ein, diese Themen neu zu überdenken. So erschien 1982 das kontrovers diskutierte 

Buch über die britische Wirtschaftspolitik seit den 1950er Jahren. In dieser polemisch, 

ja geradezu zornig geschriebenen Studie mit dem Titel "The Wasting of  the British 

Economy" sprach er ordnungspolitischen Fehlentscheidungen die Hauptschuld am 

Niedergang Englands nach dem Zweiten Weltkrieg zu. Die Regierungen hätten, so sein 

Argument, zu sehr auf die Berater in der Londoner City gehört, was zu einem über-

13. R. Boch, Handwerker-Sozialisten gegen Fabrikgesellschaft. Lokale Fachvereine, Massen-
gewerkschaft und industrielle Rationalisierung in Solingen 1870 bis 1914, Göttingen 1985. 

14. G. T. Mollin, Montankonzerne und "Drittes Reich".  Der Gegensatz zwischen Monopolindustrie 
und Befehlswirtschaft  in der deutschen Rüstung und Expansion 1936-1944, Göttingen 1988. 

15. C. Eisenberg, Deutsche und englische Gewerkschaften. Entstehung und Entwicklung bis 1878 
im Vergleich, Göttingen 1986. 

16. W. Steinmetz, Das Sagbare und das Machbare. Zum Wandel politischer Handlungsspielräume. 
England 1780-1867, Stuttgart 1993. 

17. G.-F. Budde, Auf dem Weg ins Bürgerleben. Kindheit und Erziehung in deutschen und 
englischen Bürgerfamilien 1840-1914, Göttingen 1994. 

18. V. Then, Eisenbahnen und Eisenbahnunternehmer in der Industriellen Revolution. Ein 
preußisch-englischer Vergleich 1830-1880, Göttingen 1995 (im Druck). 
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bewerteten Pfund, überhöhten Zinssätzen, Unterinvestitionen in moderne Produktions-

anlagen und zum Fehlen einer konstruktiven Industrieförderung geführt habe. In seinem 

1989 erschienen Werk "Britain's Prime and Britain's Decline" griff  er dieses Thema 

erneut auf, jetzt aber aus der Perspektive des 19. Jahrhunderts. Auch hier präsentiert 

er eine große Zahl von Argumenten, mit denen er allen populären und wissen-

schaftlichen Theorien vehement widerspricht, die in den Regierenden und Unter-

nehmern der Zeit vor 1914 die Hauptschuldigen für  die wirtschaftlichen Schwierigkei-

ten nach 1945 erblicken und damit versuchen, die politischen und wirtschaftlichen 

Akteure der Nachkriegszeit aus ihrer Verantwortung zu entlassen. Schließlich konnte 

er 1988 zusammen mit Charles Feinstein ein sehr lange laufendes Projekt über die 

Kapitalbildung im Vereinigten Königreich beenden. Dieses Werk, das umfangreiches 

und detailliertes Datenmaterial zu den Hauptsektoren der britischen Volkswirtschaft 

enthält, schloß eine große Lücke und wird auf absehbare Zeit den Rang eines 

Standardwerkes einnehmen. 

Im Sommersemester 1990 ging Sidney Pollards 10jährige Bielefelder Zeit, die durch 

Gastaufenthalte an der Erasmus-Universität Rotterdam, am Rockefeller Studiencenter 

in Bellagio und am Europäischen Hochschulinstitut in Florenz unterbrochen worden 

war, mit der Emeritierung zu Ende. Es folgte die Rückkehr nach Sheffield, wo er schon 

rechtzeitig zusammen mit seiner Frau ein Haus gekauft und eingerichtet hatte. Viele 

mag die Entscheidung überrascht haben, Bielefeld quasi mit dem Semesterende den 

Rücken zu kehren. Tatsächlich haben Helen und Sidney Pollard lange geschwankt und 

letztlich aus familiären Gründen eine Entscheidung für  England getroffen. Denn die 

Kinder und Enkelkinder leben dort. Zudem nimmt er regen Anteil am Leben "seiner" 

Universität, die ihn als Emeritus mit offenen Armen empfing, 1991 zum "Hon. Senior 

Research Fellow" ernannte und ihm ein Jahr später sogar die Ehrendoktorwürde 

verlieh. 1990 hatte ihn außerdem die British Academy als "Corresponding Fellow" 

aufgenommen. 

Obwohl Sidney Pollard auf diese Ehrungen zurecht stolz sein kann, ist er kein Sammler 

von Titeln und Ehrenämtern. Da er sich weitgehend auf Forschung und Lehre als den 

Kernbereichen des akademischen Lebens konzentriert hat, Wissenschaftsmanagement 

und -politik aber nicht seine Sache waren, ließ er sich nie in die Netzwerke einspannen, 

die über einen privilegierten Zugang zu Ehrenämtern und Auszeichnungen verfügen. 

Genauso wie er nie mit seinen Publikationen effekthascherisch an die Öffentlichkeit 

drängte, reizten ihn die Übernahme von Dekanats- oder Präsidentenämtern, die Leitung 

wissenschaftlicher Vereinigungen und akademischer Verbände sowie das Einrücken in 
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hochschulpolitische Gremien nicht, obwohl sich dazu viele Gelegenheiten geboten 

hatten. Zu groß war die Furcht, Energie und Zeit in einem Maß zu verlieren, daß die 

"eigentliche Arbeit" zu kurz kommen könnte. Andererseits vergab er sich so die 

Möglichkeit, den Wert seines Faches stärker im Bewußtsein der Öffentlichkeit  zu 

verankern oder als Gutachter Ressourcen für  sich und andere Wirtschaftshistoriker zu 

erschließen. 

So sehr Sidney Pollard den Umzug nach Sheffield als Rückkehr in seine Heimat emp-

fand und an dieser Stadt und ihrer Universität hängt, so sehr ihn die rauhe Schönheit 

des praktisch an sein Haus grenzenden Peaks Districts zu ausgedehnten Wanderungen 

reizt und er die Nähe seiner Kinder und Enkel genießt, so sehr zog es ihn in den 

vergangenen fünf  Jahren immer wieder von Yorkshire fort.  Wenn das Wort vom 

"Unruhestand" eine Berechtigung hat, dann trifft  es auf Sidney Pollard nach seiner 

Emeritierung zu. So trat er, kaum in Sheffield  angekommen, die erste Gastprofessur 

in Exeter an. Es folgten Forschungsaufenthalte in St. Marino, an der Universität von 

Delaware, an der Internationalen Universität von Japan und an der ETH Zürich. Zudem 

ist er ein regelmäßiger Besucher wissenschaftlicher Fachtagungen im In- und Ausland 

und erhält mehr Einladungen zu Vorträgen, als er beim besten Willen annehmen kann. 

Zu seinen deutschen Kollegen läßt er durch die Teilnahme an den Veranstaltungen des 

"Arbeitskreises für  moderne Sozialgeschichte" in Bad Homburg den Kontakt nicht 

abreißen. Auch seine Bielefelder Freunde und Schüler trifft  er jedes Jahr, wenn seine 

Frau und er im Anschluß an die Homburger Tagung nach Ostwestfalen reisen. 

Daneben laufen seine Publikations- und Forschungsaktivitäten ungebremst weiter. Das 

Hauptinteresse gilt auch weiterhin denjenigen Themen, die er auch schon vor seiner 

Emeritierung erforscht hat. Den Schwerpunkt bilden dabei die Protoindustrialisierung 

und - eng damit zusammenhängend - Fragen regionaler Entwicklungsmuster. Zum 

Übergang von der klein- zur fabrikindustriellen Produktionsweise in den westeuro-

päischen Textilbranchen und Regionen legte Pollard 1992 zusammen mit Karl Ditt ein 

umfangreiches Sammelwerk vor. Zur Frage der Verschiebung der regionalen Wirt-

schaftsstrukturen leitete er 1994 auf dem wirtschaftshistorischen Weltkongreß in 

Mailand eine Sektion. Sein Hauptaugenmerk, soweit seine anderen Interessen und Ver-

pflichtungen ihn dazu kommen lassen, richtet er momentan auf die Abfassung eines 

Buches über diejenigen europäischen Regionen, die nicht an der Spitze der ökonomi-

schen Entwicklung standen und stehen. Dabei greift er frühere, in "Peaceful Conquest" 

schon skizzierte Überlegungen auf, wie zum Beispiel das Paradoxon von den besonde-

ren gewerblichen und industriellen Expansionschancen in landwirtschaftlich rück-
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ständigen Regionen. Es scheint häufig, wenn auch nicht immer und überall, eine Art 

Dialektik von Unterentwicklung und Wachstumspotential existiert zu haben. 

Jeder, der Sidney Pollard kennt, weiß, daß dies nicht seine letzte Publikation bleiben 

und ihn die Wirtschaftsgeschichte auch in Zukunft nicht ruhen lassen wird. Seine 

Kollegen und Schüler werden weiterhin auf seine Hilfe und seinen Rat bauen können. 

Es ist die Absicht dieser Festschrift, Sidney Pollard dafür herzlich zu danken und ihm 

zu seinem 70. Geburtstag zu gratulieren. 



Hartmu t Berghoff  und Dieter Ziegler 

Pionier und Nachzügler. 

Kategorien für  den deutsch-britischen Vergleich? 

Die Herausgeber einer Festschrift stehen zu Beginn ihrer Arbeit vor einem Problem. 

Sie können sich zum Ziel setzen, möglichst viele Freunde, Kollegen und Schüler des 

zu ehrenden Gelehrten zu beteiligen und ihm auf diese Weise die Reverenz zu erwei-

sen. Der Nachteil eines solchen Konzeptes besteht jedoch darin, daß es dem Band 

höchstwahrscheinlich an inhaltlicher Geschlossenheit fehlen wird. Denn die Autoren 

konzentrieren sich jeweils auf ihr eigenes Interessengebiet, so daß der Gesamtertrag des 

Bandes eher in seiner Themenvielfalt als in seiner Kohärenz besteht. 

Die hier vorliegende Festschrift verfolgt ein anderes Konzept. Die oberste Priorität bei 

der Planung besaß ein enger inhaltlicher Rahmen, der sich aus den Forschungs-

interessen und lebensgeschichtlichen Bezügen des Empfängers der Festschrift ergab. 

Obwohl es infolge der fortschreitenden Spezialisierung und Segmentierung der 

wissenschaftlichen Forschung zunehmend schwieriger wird, einen relevanten Teil der 

wichtigsten Freunde, Kollegen und Schüler auf ein solches Konzept festzulegen, haben 

wir aus folgenden Gründen an unserem ersten Konzept festgehalten: Zum einen ist dies 

nicht die erste Festschrift, die Sidney Pollard erhält. Anläßlich seines 65. Geburtstages 

haben ihm seine britischen Schüler eine Festschrift gewidmet, an der sich ein Teil der 

Pollard nahestehenden wissenschaftlichen Prominenz beteiligt hat.1 Gleiches gilt auch 

für  viele Autoren des Sammelbandes, der aus einer Vortragsreihe im Rahmen des 

wirtschaftshistorischen Colloquiums der Universität Bielefeld hervorgegangen ist. Sie 

fand in Pollards letztem Bielefelder Semester, dem Sommersemester 1990, statt und 

versammelte neben einigen seiner deutschen Schüler eine Reihe bekannter Wirtschafts-

historiker, die das Verhältnis von Staat und Wirtschaft in verschiedenen Ländern 

Europas analysierten.2 

In dieser Festschrift anläßlich des 70. Geburtstages von Sidney Pollard soll der Versuch 

unternommen werden, ein Thema, das Pollard seit langem beschäftigt, und einen 

methodischen Ansatz, den er selber häufig anwendet, in den Mittelpunkt zu stellen. 

1. C. Holmes u. A. Booth (Hg.), Economy and Society. European industrialisation and its social 
consequences. Essays presented to Sidney Pollard, Leicester 1991. 

2. S. Pollard u. D. Ziegler (Hg.), Markt, Staat, Planung. Historische Erfahrungen mit Regulierungs-
und Deregulierungsversuchen der Wirtschaft, St. Katharinen 1992. 
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Dies erklärt, daß viele seiner ihm nahestehenden Kollegen und Freunde, insbesondere 

diejenigen der Bielefelder Jahre, an dieser Festschrift nicht mitgewirkt  haben, da sie 

überwiegend andere Arbeits Schwerpunkte besitzen. Inhaltlich geht es in diesem Buch 

um die Veränderung der Stellung Großbritanniens im Europa des 19. und frühen 20. 

Jahrhunderts, methodisch um den Vergleich mit Deutschland als dem zunehmend 

wichtigsten wirtschaftlichen und politischen Konkurrenten auf dem Kontinent. Es hat 

eine lange, vor allem von Gerschenkron und Landes geprägte Tradition, das britisch-

deutsche Verhältnis mit den Begriffen  von "Pionier" und "Nachzügler" zu be-

schreiben.3 Dabei wird der Vorteil des Pioniers in der Regel darin gesehen, daß er 

zuerst auf der Bildfläche erscheint, Märkte erobern und diese gegebenenfalls durch 

formelle oder informelle Herrschaftsstrukturen sichern kann. Doch schon bald beginnen 

sich diesem Konzept zufolge, die Abstände zu den Nachfolgern zu verringern und die 

"penalties of  the pioneer" auszuwirken. Der Vorteil der Nachzügler besteht darin, durch 

die Übernahme und Anpassung des von dem Pionier entwickelten Modells Fehlent-

wicklungen und kostspielige "Experimente" minimieren zu können. Darüber hinaus 

mußten die Nachzügler institutionelle Innovationen entwickeln, um eine höhere Wachs-

tumsrate zu erreichen als das Pionierland. Gerade diese institutionelle Modernisierung 

konnte langfristig Vorteile schaffen, die den Nachzüglern ein rasches Aufholen und in 

Teilbereichen sogar Überholen des Pioniers ermöglichten. 

Das Konzept der Industrialisierung als ein britisches Modell, das die Nachzügler 

zeitversetzt übernahmen, hat Sidney Pollard an vielen Stellen vertreten. So steht es 

unter anderem im Mittelpunkt seiner großen europäischen Wirtschaftsgeschichte, in 

deren Einleitung es heißt: "The process started in Britain and the industrialization of 

Europe took place on the British model; it was, as far as the Continent was concerned, 

a purely and deliberately imitative process." Trotz der wachsenden Bedeutung anderer 

europäischer Länder und der USA betont er, "that Europe's industrialization occured 

3. Vgl. A. Gerschenkron, Wirtschaftliche  Rückständigkeit in historischer Perspektive, in: R. Braun 
u. a. (Hg.), Industrielle Revolution. Wirtschaftliche  Aspekte, Köln 1972, 59-78; D. S. Landes, 
The Unbound Prometheus. Technological change and industrial development in Western Europe 
from  1750 to the present, Cambridge 1969; M. Abramovitz, Catching Up, Forging Ahead, and 
Falling Behind, in: JEH 46, 1986, 385-406; R. Sylla u. G. Toniolo (Hg.), Patterns of European 
Industrialization. The Nineteenth Century, London 1991. Der Sammelband von A. M. Birke u. 
L. Kettenacker (Hg.), Wettlauf  in die Moderne. England und Deutschland seit der industriellen 
Revolution, München 1988, ordnet sich schon vom Titel her eindeutig in diese Tradition ein. 
Ebenfalls prägend für  die Vorstellung einer abgeleiteten Entwicklung Deutschlands W. O. 
Henderson, England und die Industrialisierung Deutschlands, in: Zs. für die gesamte 
Staatswissenschaft 108, 1952, 264-294. 
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as an outgrowth of  a single root with mutations caused by varying circumstances."4 

Gerade dieses Spannungsverhältnis zwischen Imitation und Mutation soll in diesem 

Band näher beleuchtet werden. Ebenso ist zu fragen, ob die Denkfigur von "Pionier 

und Nachzügler" wirklich geeignet ist, um die deutsch-britische Konkurrenz ange-

messen zu beschreiben, oder ob nicht etwa dem von Wolfgang J. Mommsen vorge-

schlagenen Konzept der "Two Developmental Paths"5 der Vorzug zu geben ist. Dabei 

beschränken wir uns nicht auf wirtschaftshistorische Beiträge in einem engeren Sinn, 

sondern folgen dem Pollardschen Ansatz insofern, als er niemals wirtschaftliche 

Phänomene aus dem komplexen Bedingungsgeflecht ihrer sozialen, kulturellen und 

politischen Umweltfaktoren herausgelöst hat. Dies galt insbesondere für  die ihn 

interessierenden Fragen internationaler ökonomischer Konkurrenz. Außerdem ist die 

Denkfigur von Großbritannien als Pioniernation nicht nur in der Wirtschaftsgeschichts-

schreibung zu finden. Denn eine Führungsrolle wurde und wird ebenfalls häufig in 

bezug auf die Nationalstaatlichkeit, Parlamentarisierung, Verbürgerlichung oder die 

Ausbildung moderner, kapitalistischer Lebensformen behauptet.6 

Der breite, multidimensionale Ansatz Pollards spiegelt sich in fast allen seinen 

Publikationen7 wider. Er zieht sich nicht nur durch seine Studien zur Arbeiterbewe-

gung oder zum Aufstieg der Manager, sondern auch durch seine stärker wirtschafts-

historisch ausgerichteten Arbeiten. So beschreibt er in "Peaceful Conquest" die 

Industrialisierung Europas nicht allein als schrittweise Ausbreitung neuer Technologien 

und kapitalintensiverer Produktionsformen, sondern auch als einen von sozialen und 

politischen Faktoren beeinflußten Prozeß. In "Britain's Prime and Britain's Decline"8 

geht es ihm um die Frage, ob und inwieweit es gerechtfertigt ist, schon vor dem Ersten 

Weltkrieg von einem wirtschaftlichen Niedergang Großbritanniens zu sprechen. In vier 

Hauptabschnitten untersucht er dabei nacheinander makroökonomische und branchen-

4. S. Pollard, Peaceful Conquest. The Industrialization of Europe 1760-1970, Oxford 1981, V. 

5. W. J. Mommsen, Britain and Germany 1800-1914. Two Developmental Paths Towards 
Industrial Society, London 1984. 

6. Vgl. z. B. T. Wilhelm, Die englische Verfassung und der vormärzliche deutsche Liberalismus, 
Stuttgart 1927; W. v. Hippel, England in Südwestdeutschland. Britische Realität und deutsche 
Wahrnehmung während der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, in: G. Niedhart (Hg.), Das 
kontinentale Europa und die britischen Inseln. Wahrnehmungsmuster und Wechselwirkungen 
seit der Antike, Mannheim 1993, 128-137. 

7. Am Ende dieses Sammelbandes befindet sich ein vollständiges Schriftenverzeichnis Pollards. 

8. S. Pollard, Britain's Prime And Britain's Decline. The British Economy 1870-1914, London 
1989. 
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spezifische Wachstumsmuster, die viel diskutierte Frage der britischen Kapitalexporte, 

das englische Erziehungs- und Wissenschaftssystem und schließlich politische, gesell-

schaftliche und kulturelle Phänomene, die möglicherweise die wirtschaftlichen Wachs-

tumsbedingungen beeinflußt haben. Vor allem die letzten beiden Kapitel, aber auch der 

erste Abschnitt zeichnen sich zudem durch eine explizit und implizit komparative 

Perspektive aus, wobei der Vergleich zum Deutschen Reich im Vordergrund steht. 

Aus diesen Gründen durchzieht ein komparativer Ansatz auch alle Beiträge dieses 

Sammelbandes, die sich jeweils Themen aus den Bereichen Wirtschaft, Politik, Kultur 

und Gesellschaft zuwenden. Die besonderen Vorteile der Komparatistik bestehen darin, 

daß sich häufig vor der Folie eines Vergleichslandes nicht reflektierte Selbstver-

ständlichkeiten in der Geschichtsschreibung eines anderen Landes auflösen und 

überhaupt erst in ihrer spezifischen Ausprägung verstanden werden können. Otto 

Hintze hat den Wert komparativen Arbeitens noch ganz in der Tradition des Historis-

mus darin gesehen, "einen der verglichenen Gegenstände in seiner Individualität 

schärfer zu erfassen und von dem anderen abzuheben" oder aber historisch-anthro-

pologische Konstanten, "ein Allgemeines",9 herauszufiltern. Für Dürkheim stellte der 

Vergleich die Möglichkeit dar, sich den Naturwissenschaften insofern methodisch 

anzunähern, als generalisierende Theorien einem "indirekten Experiment"10 unterzogen 

werden könnten, indem man sie jeweils auf verschiedene Gesellschaften anwendet. In 

direkter Anlehnung an Dürkheim prägte Pollards Bielefelder Kollege Hans-Ulrich 

Wehler einmal den Begriff  vom "Säurebad des Vergleichs"11, in dem allgemeine 

Aussagen entweder gleichsam verdampfen oder aber dem Test standhalten und auf 

diese Weise verifiziert werden.12 Gemeinsam ist diesen Einschätzungen, daß 

9. O. Hintze, Soziologische und geschichtliche Staatsauffassung. Zu Franz Oppenheimers System 
der Soziologie, in: ders., Soziologie und Geschichte. Gesammelte Abhandlungen zur Soziologie, 
Politik  und Theorie der Geschichte, Göttingen 19642, 251. Während für Hintze nur das erstere 
in den Aufgabenbereich des Historikers fiel  und er "das Allgemeine" den Soziologen überließ, 
definierte  Schieder den Wirkungskreis des Historikers weiter, argumentierte aber ansonsten sehr 
ähnlich. "Der heutige Ruf  nach Vergleich ist daher in erster Linie ein Ruf... nach Unterordnung 
eines in beängstigender Weise anwachsenden Besonderen unter ein Allgemeines." T. Schieder, 
Möglichkeiten und Grenzen vergleichender Methoden in der Geschichtswissenschaft, in: ders., 
Geschichte als Wissenschaft. Eine Einführung,  München 1965, 189f. 

10. E. Dürkheim, Regeln der soziologischen Methode, 205. Vgl. auch ebd., 208-217. 

11. H.-U. Wehler, Vorbemerkung, in: ders. (Hg.), Klassen in der europäischen Sozialgeschichte, 
Göttingen 1979, 7. 

12. Zur Geschichte der methodologischen Diskussion vgl. Schieder, Möglichkeiten; I. Weiler, Der 
Vergleich und vergleichende Aspekte in der Wirtschafts-  und Sozialgeschichte, in: F. Hampl 
u. I. Weiler (Hg.), Vergleichende Geschichtswissenschaft. Methode, Ertrag und ihr Beitrag zur 
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komparative Ansätze einen Erkenntnisfortschritt durch die Überwindung ethnozen-

trischer bzw. nationalstaatlicher Perspektivverengungen ermöglichen, die sowohl 

innerhalb der deutschen wie der britischen Geschichtswissenschaft mit bemerkenswerter 

Hartnäckigkeit bis an das Ende des 20. Jahrhunderts überlebt haben. 

Ferner verdient hervorgehoben zu werden, daß die Einschätzung der Geschichte des 

anderen Landes häufig die Urteile über die des eigenen Landes beeinflußt. Dies führt 

uns zu den Gefahren komparativen Arbeitens. Fehlurteile z. B. über die Dynamik der 

Unternehmerschaft, den Stand der wirtschaftlichen Entwicklung oder über den Demo-

kratisierungsprozeß im Vergleichsland führen unweigerlich zu einer verzerrten 

Wahrnehmung der eigenen Geschichte. E. P. Thompson hat in den 1960er Jahren in 

seinem berühmten Aufsatz über die "Peculiarities of  the English" die damals neue 

englische Linke mit unnachahmlicher Ironie davor gewarnt, zweifelhafte ausländische 

Meßlatten an die Geschichte ihres Landes anzulegen: 

"'And other countries/ said Mr. Podsnap remorsefully. 'They do how?' 
'They do,' returned Messrs. Anderson and Nairn severely: 'They do - we 
are sorry to be obliged to say it - in Every Respect Better. Their Bourgeois 
Revolutions have been Mature. Their Class Struggles have been San-
guinary and Unequivocal. Their Intelligentsia has been Autonomous and 
Integrated Vertically. Their Morphology has been Typologically Concrete. 
Their Proletariat has been Hegemonic.'"13 

Auch in Deutschland gab und gibt es vielfach vereinfachende und falsche Englandbil-

der, die traditionell zwischen Anglophilie und Anglophobie schwanken.14 In bezug auf 

die Sonderwegdiskussion hat der amerikanische Historiker Kenneth Barkin einmal 

bemerkt, daß sich viele deutsche Historiker zwar regelmäßig auf England beziehen und 

hier Kategorien und Kriterien für  die Geschichte des deutschen Kaiserreichs suchen 

und finden. Sie hätten aber seiner Ansicht nach "not really devoted much of their 

Universalgeschichte, Darmstadt 1978, 243-283 u. H.-J. Puhle, Theorien in der Praxis des 
vergleichenden Historikers, in: J. Kocka u. T. Nipperdey (Hg.), Theorie und Erzählung in der 
Geschichte, München 1979, 119-36. 

13. E. P. Thompson, The Peculiarities of the English, in: ders., The Poverty of Theory and Other 
Essays, London 1978, 37. 

14. K. W. Hardach, Anglomanie und Anglophobie während der Industriellen Revolution in 
Deutschland, in: Schmollers Jb. 91, 1971, 153-181 u. P. M. Kennedy, The Rise of  the Anglo-
German Antagonism 1860-1914, London 1980. 
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attention to Britain except to use it as a club with which to batter Imperial Ger-

many."15 

Unabhängig davon, ob man diese Einschätzung teilt oder nicht, soll in diesem Sammel-

band vermieden werden, das eine Land ausschließlich als Steinbruch für  die Geschichte 

des anderen Landes zu instrumentalisieren. Daher stehen insgesamt drei Frageper-

spektiven bei der Suche nach Gemeinsamkeiten und Unterschieden beider Länder im 

Vordergrund, die sowohl aktuelle britische als auch deutsche Forschungskontroversen 

aufgreifen. Erstens wird in Anknüpfung an die "Decline"-Diskussion16, die nach den 

langfristigen Gründen für  den relativen Bedeutungsverlust der britischen Wirtschaft im 

20. Jahrhundert sucht, die ökonomische Leistungsfähigkeit beider Länder branchen-

spezifisch verglichen und das Interpretationsschema von "Pionier und Nachfolger" 

kritisch hinterfragt. 

Zweitens knüpfen wir an die Diskussion um den deutschen Sonderweg an, sowohl an 

ihren älteren politikhistorischen als auch an ihren neueren sozialhistorischen Zweig. Sie 

sucht in den Abweichungen der deutschen Geschichte vom 'westeuropäischen Entwick-

lungsmuster' nach strukturellen Vorbedingungen der nationalsozialistischen Herrschaft. 

Dabei verweist sie einerseits auf die verspätete Bildung eines Nationalstaates, dessen 

unvollständige Demokratisierung, das Fehlen einer erfolgreichen bürgerlichen 

Revolution, die fortdauernde Dominanz traditioneller Eliten, ein agressiveres, weil 

verspätetes Weltmachtstreben Deutschlands sowie auf die Schwäche und innere Zer-

rissenheit des Liberalismus. Andererseits betont sie nicht nur die politische, sondern 

auch die soziokulturelle Schwäche des deutschen Bürgertums. Vorindustriellen Werten 

und Mentalitäten verhaftet, der Aristokratie angepaßt und dem autoritären Obrigkeits-

15. K. Barkin,  Germany and England: Economic Inequality, in: Tel Aviver Jb. für Deutsche Gesch. 
16, 1987, 201. Für eine Zusamenfassung der Diskussion mit Blick  auf  England vgl. D. 
Blackbourn u. G. Eley, The Peculiarities of German History. Bourgeois society and politics in 
19th-century Germany, Oxford 1984 u. B. Weisbrod, Der englische "Sonderweg" in der neueren 
Geschichte, in: GG 16, 1990, 233-252. 

16. Zur Einführung  vgl. S. Pollard, The Dynamism of the British Economy in the Decades to 1914 
- Change of Direction or Failure of  Nerve? in: F. Halliday u. M. Mann (Hg.), The Rise and 
Decline of Nation States, Oxford 1990, 47-70; M. V. Kirby, The Decline of British Economic 
Power since 1870, London 1981, 5-13; P. Warwick, Did Britain change? An inquiry into the 
causes of national decline, in: J. of Contemporary Hist. 20, 1985, 99-133; F. Crouzet, The 
Victorian Economy, London 1982, 404-414 u. A. Sked, Britain's Decline: Problems and 
Perspectives, Oxford 1987. Eine deutschsprachige Zusammenfassung der Literatur bei H. 
Berghoff,  Englische Unternehmer 1870-1914. Eine Kollektivbiographie führender  Wirtschafts-
bürger in Birmingham, Bristol und Manchester, Göttingen 1991, 22-25. 
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Staat sowie dessen militaristischen Traditionen erlegen, habe es ein unterentwickeltes 

Selbstbewußtsein und eine geringe Ausstrahlungskraft besessen. Bei diesem Mangel an 

Klassenhaltung handele es sich möglicherweise um ein spezifisch deutsches Phänomen, 

um eine langfristig verhängnisvolle IdentitätsStörung des Bürgertums, die gleichsam als 

pathologische Erblast der deutschen Geschichte unaufhaltsam in die Katastrophe des 

20. Jahrhunderts geführt habe.17 

Drittens geht es schließlich um die Frage wechselseitiger Beeinflussungen beider 

Länder. In welchen Bereichen erfolgte der Austausch von Ideen, Technologien, Lebens-

formen, Mentalitäten sowie politischer, militärstrategischer und juristischer Konzepte? 

Was waren die Ursachen für  den Erfolg  bzw. das Unterbleiben solcher Transfer-

leistungen? Schließlich ist dem Verhältnis von Imitation und Adaptation, von 

originalgetreuer Übernahme eines Modells und der Anpassung an die spezifischen 

Rahmenbedingungen des jeweils anderen Landes nachzugehen.18 

17. Zur Einführung  vgl. H. Grebing, Der "deutsche Sonderweg" in Europa 1806-1914; Eine Kritik, 
Stuttgart 1986; J. Kocka, Bürgertum und bürgerliche Gesellschaft im 19. Jahrhundert. 
Europäische Entwicklungen und deutsche Eigenarten, in: ders. (Hg.), Bürgertum im 19. 
Jahrhundert. Deutschland im europäischen Vergleich, Bd. 1, München 1988, 57-76; ders., 
German history before Hitler: the debate about the German "Sonderweg", in: J. of Contemporay 
Hist. 23, 1988, 3-16. Zur international vergleichenden Kritik vgl. Blackbourn u. Eley, 
Peculiarities; D. Blackbourn, The German Bourgeoisie: An introduction, in: ders. u. R. J. Evans 
(Hg.), The German Bourgeoisie. Essays on the social history of the German middle class from 
the late eighteenth to the early twentieth century, London 1991, 1-45; W. Fischer, Wirtschafts-
und sozialgeschichtliche Anmerkungen zum "deutschen Sonderweg", in: Tel Aviver Jb. für 
deutsche Gesch. 16, 1987, 96-116; Weisbrod, "Sonderweg"; S. Pollard, Reflections on 
entrepreneurship and culture in European societies, in: Transactions of the Royal Hist. Soc. 40, 
1990, 153-73; H. Berghoff, Aristokratisierung  des Bürgertums? Zur Sozialgeschichte der 
Nobilitierung von Unternehmern in Preußen und Großbritannien 1870 bis 1914, in: VSWG 81, 
1994, 178-204. 

18. Vgl. dazu allgemein: L. Kettenacker, M. Schlenke u. H. Seier (Hg.), Studien zur Geschichte 
Englands und der deutsch-britischen Beziehungen. Festschrift für  Paul Kluke, München 1981; 
Großbritannien und Deutschland. Nachbarn in Europa, hg. v. d. Niedersächsischen Landeszen-
trale für  politische Bildung, Hannover 1988; G. Niedhart (Hg.), Das kontinentale Europa und 
die britischen Inseln. Wahrnehmungsmuster und Wechselwirkungen seit der Antike, Mannheim 
1993, darin insbes. v. Hippel, England; Alle Beiträge in: Westfälische Forschungen 44, 1994, 
insbes. J. Paulmann, Verwandtschaft, Vorbild und Rivalität:  Britisch-deutsche Beziehungen von 
der Wiener Ordnung bis zum Imperialismus. Zu einzelnen Aspekten siehe P. E. Schramm, 
Deutschlands Verhältnis zur englischen Kultur nach der Begründung des Neuen Reiches, in: 
W. Hubatsch (Hg.), Schicksalswege deutscher Vergangenheit. Beiträge zur geschichtlichen 
Deutung der letzten hundertfünfzig Jahre. Festschrift Siegfried A. Kaehler, Düsseldorf 1959, 
289-319; Henderson, England; G. R. Searle, The Quest for National Efficiency.  A Study in 
British Politics and Political Thought, 1899-1914, Oxford 1971; G. A. Ritter, Sozialver-
sicherungen in Deutschland und England. Entstehung und Grundzüge im Vergleich, München 
1983, bes. 82ff.; R. Muhs, Englische Einflüsse auf  die Frühphase der Industrialisierung in 
Deutschland, in: Birke u. Kettenacker, Wettlauf,  31-50; W. Krocker, Wege zur Verbreitung 
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Dem ersten Diskussionszusammenhang ist der Beitrag von Karl Ditt zuzuordnen, der 

die Entwicklung der deutschen und britischen Textilindustrie mit dem Ergebnis 

vergleicht, daß vor 1900 ein Prozeß des Ein- bzw. Überholens nicht stattfand und der 

britische Pionier seinen Vorsprung verteidigen konnte. Zur Erklärung dieses Befundes 

greift  Ditt auf die Gerschenkronschen Kategorien zurück, die er gleichsam als 

Negativfolie verwendet. So lassen sich im Hinblick auf die Unterstützung des Staates 

bzw. den Einfluß der Banken auf die Textilindustrie nur geringe nationale Unterschiede 

feststellen. Auch fand ein Technologietransfer nicht in dem Ausmaß statt, den das 

Gerschenkronsche Modell vorsieht. Weiterhin führte die Nachzüglerrolle Deutschlands 

nachweisbar nicht zu dem beschleunigten Aufgreifen  der Industrialisierungsideologie 

des Pioniers, sondern man hielt in Deutschland noch erstaunlich lange an der Vor-

stellung fest, daß das textile Heimgewerbe eine sozial erstrebenswerte und wirt-

schaftlich existenzfähige Produktionsform sei. Gegen Ende des Jahrhunderts wurde in 

Deutschland immer deutlicher, daß ein Ein- und Überholen der britischen Volkswirt-

schaft eher durch die Konzentration auf andere Branchen als durch die Forcierung der 

Textilindustrie zu erreichen sei. Denn insbesondere die Schwerindustrie und die 

sogenannten neuen Industrien besaßen bessere Profitaussichten und ermöglichten 

dadurch höhere Wachstumsraten.19 Insofern bestand die Lektion des Nachzüglers nicht 

darin, den Pionier nachzuahmen, sondern - so ließe sich das Argument verallgemeinern 

- der Nachzügler setzte sich bewußt vom Vorbild ab, indem er die eigenen "com-

parative advantages" entdeckte und entwickelte. 

Harald Wixforth  greift  die Frage nach der Rolle des Staates und seiner Bedeutung für 

die Überwindung ökonomischer Rückständigkeit auf, indem er dies am Beispiel des 

in der Zeit der Frühindustrialisierung hochgradig staatlich reglementierten preußischen 

Steinkohlenbergbaus untersucht. Im Unterschied zur Textilindustrie bildete der 

Steinkohlenbergbau in Deutschland einen konstitutiven Bestandteil des "Führungs-

sektorkomplexes"20 der nachholenden Industrialisierung. Wixforth  zeichnet die 

technologischer Kenntnisse zwischen England und Deutschland in der zweiten Hälfte des 18. 
Jahrhunderts, Berlin 1971. 

19. Vgl. hierzu in einer vergleichenden britisch-deutschen Perspektive W.P. Kennedy u. R. Britton, 
Portfolio  verhalten und wirtschaftliche Entwicklung im späten 19. Jahrhundert. Ein Vergleich 
zwischen Großbritannien und Deutschland, in: R. Tilly (Hg.), Beiträge zur quantitativen 
Unternehmensgeschichte, Stuttgart 1985; auch R. Tilly, German Banking, 1850-1914: 
Development Assistance for the Strong, in: JEEH 15, 1986, 113-152. 

20. Vgl. R. Fremdling, Railroads and German Economic Growth. A Leading Sector Analysis with 
a Comparison to the United States and Great Britain, in: JEH 37, 1977, 583-604; ders., 
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Entwicklung der preußischen Bergrechtsreform unter zwei Perspektiven nach. Erstens 

versucht er, ihre treibenden Reformkräfte zu identifizieren, insbesondere das 

SpannungsVerhältnis zwischen Bürokratie und Wirschaftsbürgertum auszuloten. 

Zweitens stellt er die Frage nach der Vorbildfunktion des englischen Bergrechts. 

Zusammenfassend betont er vor allem das Fehlen eines ordnungspolitischen Konsenses 

der aufstrebenden Bergbauunternehmerschaft sowie die Tatsache, daß England vor 

allem als Abschreckung, kaum jedoch als Vorbild in die preußische Diskussion hin-

eingewirkt hat. Es wurde vielmehr auf den aus der französischen Besatzungszeit 

linksrheinisch ererbten Code Napoleon zurückgegriffen, der für  das preußische 

Bergrecht eine wesentlich nachhaltigere Bedeutung erlangte als der angelsächsische 

wirtschaftliche Liberalismus. 

Dieter Ziegler nimmt mit dem Staat und dem Bankwesen die zwei institutionellen 

Faktoren in den Blick, die nach Gerschenkron den Aufholprozeß von Nachzüglern 

entscheidend beschleunigen konnten. Eine ihrer wichtigsten Schnittstellen markiert die 

Währungsgesetzgebung, die Ziegler in England und Preußen zwischen den 1840er und 

1870er Jahren vergleicht. Dabei entpuppt sich die Entwicklung seit der preußischen 

Bankordnung von 1846 bis hin zum Reichsbankgesetz von 1875 geradezu als ein ideal-

typisches Beispiel für den Lernprozeß eines Nachzüglers, dessen besondere Vorteile 

darin bestanden, aus den Fehlern des Pioniers, d. h. der Peelschen Bankakte von 1844 

und ihrer Handhabung, erfolgreich lernen zu können. Der langfristige Erfolg  der 

preußisch-deutschen Währungsgesetzgebung bestand also ebenfalls nicht im Kopieren, 

sondern im Abwandeln der britischen Regelung und in deren Anpassung an die 

spezifischen Verhältnisse des deutschen Kapitalmarktes. 

Dasselbe Thema wird von Bill Kennedy aufgegriffen,  aber zeitversetzt aus der anderen, 

der britischen Perspektive beleuchtet. Er stellt die Frage, wie der Pionier reagierte, als 

er feststellen mußte, daß der institutionelle Imitations- und Anpassungsprozeß des 

Nachzüglers ein neues Vorbild geschaffen  hatte. Neben der Währungsgesetzgebung 

untersucht Kennedy dies auch am Beispiel der in Deutschland sehr viel engeren 

Beziehung von Geschäftsbanken und Industrie. Dabei kann er anhand zahlreicher 

Belege nachweisen, daß die Vorteile des deutschen Bankgesetzes von 1875 und des 

Modernisierung und Wachstum der Schwerindustrie in Deutschland 1830-1860, in: GG 5, 1979, 
201-227; R. Spree, Die Wachstumszyklen der deutschen Wirtschaft von 1840 bis 1880, Berlin 
1977, 261-316; C.-L. Holtfrerich, Quantitative Wirtschaftsgeschichte des Ruhrkohlenbergbaus 
im 19. Jahrhundert, Dortmund 1973, 165-168; R. H. Tilly, Vom Zollverein zum Industriestaat. 
Die wirtschaftlich-soziale Entwicklung Deutschlands 1834 bis 1914, München 1990, 50-58. 
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Universalbanksystems von den britischen Fachleuten durchaus rezipiert wurden. Der 

Pionier tat sich jedoch außerordentlich schwer, in die gewachsenen Strukturen 

nachhaltig einzugreifen. Kennedy unterstellt damit nicht, daß eine Übertragung des 

deutschen "Modells" notwendigerweise erfolgreich gewesen wäre. Denn die Abkehr 

vom währungspolitischen Dogma des 19. Jahrhunderts im Jahr 1931, die allein unter 

dem Druck der Verhältnisse und nicht als Adaption des in den 1920er und 1930er 

Jahren gründlich diskreditierten deutschen Modells vollzogen wurde, begründete in 

Großbritannien keineswegs eine bessere Politik. 

Die Umkehrung des Pionier-Nachzügler-Verhältnisses ist auch das Thema des Beitrages 

von Peter Alter. Stärker noch als im Falle des Währungs- und Bankensystems wurde 

in Großbritannien die Inferiorität des eigenen gegenüber dem deutschen Wissenschafts-

system empfunden, und im Unterschied zum Währungs- und Bankensystem erwies sich 

der Pionier auf diesem Feld als durchaus innovationsfähig, um den institutionellen 

Vorteil des erfolgreichen Nachzüglers aufholen zu können. Bis 1914 wurde Deutsch-

land für  britische Wissenschaftsplaner zu einem Modell, das sie teilweise kopierten, 

teilweise aber auch bewußt modifizierten. Daneben fand ein Wissenschaftstransfer von 

bislang unbekannter Dimension von Deutschland nach Großbritannien dadurch statt, 

daß britische Studenten und Forscher in beträchtlicher Zahl deutsche Hochschulen 

besuchten. Die deutsche Beeinflussung währte allerdings nur bis 1914, als die 

Kommunikation schlagartig und für  lange Zeit abbrach. Denn die lange Zeit so hoch 

geachteten deutschen Wissenschaftler hatten sich mit ihrer Haltung zum Ersten Welt-

krieg in den Augen ihrer britischen Kollegen gründlich diskreditiert. 

Einer dieser international hoch angesehenen deutschen Wissenschaftler, die dem Ruf 

der deutschen Wissenschaft insgesamt so sehr schadeten, dürfte der Soziologe und 

Nationalökonom Werner Sombart mit seiner antibritischen Schmähschrift "Händler und 

Helden" gewesen sein. In ihrem Beitrag über die Sozial- und Kulturgeschichte des 

Pferderennsports wendet Christiane Eisenberg die von Sombart in dieser Schrift 

entwickelte Typologie der englischen "Händler-" und der deutschen "Heldenkultur" an. 

Sie beschreibt, wie sich diese Sportart als britischer 'Export' in Deutschland zwar erst 

relativ spät etablierte, sich dann aber in eine grundsätzlich andere Richtung entwickelte, 

ohne daß die Unterschiede den von Sombart und anderen vertretenen nationalen 

Stereotypen entsprachen. Während in England die Wettleidenschaft im Mittelpunkt des 

Rennsportes stand, besaß sie in Deutschland einen wesentlich geringeren Stellenwert. 

Hier rückte das Rennen als solches in den Vordergrund, erfreute sich staatlicher 

Unterstützung und wurde im Sinne eines "Heldensportes" ideologisch aufgeladen, ohne 
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jedoch den manifesten Konflikt  zwischen militärisch-adeligen Verhaltenkodizes 

einerseits und sportlich-kommerziellen Elementen andererseits gänzlich zu überdecken. 

Die politische Dimension der Selbstinszenierung des Bürgertums ist auch das Thema 

von Volker Then. Er untersucht Eisenbahnfeierlichkeiten als politische Feste, deren 

Inszenierung Rückschlüsse auf die gesellschaftliche Position und das Selbstbild des 

englischen bzw. deutschen Wirtschaftsbürgertums zuläßt. Während diese Feiern in 

Deutschland eher den Charakter von Staatsakten annahmen und damit die "starke 

Staatsorientierung oder auch Staatslastigkeit des deutschen Bürgertums"21 unter-

strichen, handelte es sich in England eher um gesellige Feste prinzipiell gleichberech-

tigter und gleichrangiger Mitglieder der Bürgergesellschaft, die ohne einen vergleich-

baren Zwang zu politischen Loyalitäts- bzw. Oppositionsgesten zusammentraten. 

Die Außenpolitik unter dem 'Primat der Innenpolitik' zu analysieren und im Militaris-

mus ein zentrales Element des preußisch-deutschen Sonderwegs zu sehen, hat mitt-

lerweile eine lange Tradition in der deutschen Sozialgeschichtsschreibung.22 Gerhard 

T. Mollin relativiert jedoch jene Erklärungsansätze, die den deutsch-englischen 

Flottenantagonismus vor allem auf die innere Verfaßtheit des Kaiserreichs zurückfüh-

ren. Dagegen betont er neben der außenpolitischen Dialektik des deutschen und 

britischen Imperialismus die Bedeutung einer in beiden Ländern tief  verwurzelten 

Mentalität, die auf dem Glauben an eine industrielle "'Produzierbarkeit' von Sicherheit 

und Macht" basierte. Ferner läßt sich der Flotten wettlauf durchaus in die Denkfigur von 

Pionier und Nachzügler einordnen, denn in Deutschland stand das Ein- und Überholen 

der herausragenden Seemacht der Zeit und in Großbritannien die Abwehr der vermeint-

lichen Bedrohung durch die Hochrüstung des Kaisereichs im Zentrum der Flottenagita-

tion. Ungeachtet aller Unterschiede des politischen und gesellschaftlichen Systems läßt 

sich der hypertrophe und militärisch größtenteils sinnlose Schlachtschiffbau weder in 

Deutschland noch in Großbritannien allein mit sozialintegrativen Motiven hinreichend 

erklären. 

Bernd Weisbrod lenkt die Diskussion um den vermeintlichen Sonderweg des deutschen 

Bürgertums von der politischen Sphäre auf den Bereich gesellschaftlicher Klassen-

21. J. Kocka, Obrigkeitsstaat und Bürgerlichkeit.  Zur Geschichte des deutschen Bürgertums im 19. 
Jahrhundert, in: W. Hardtwig und H.-H. Brandt (Hg.), Deutschlands Weg in die Moderne. 
Politik,  Gesellschaft und Kultur  im 19. Jahrhundert, München 1993, 113. 

22. Vgl. vor allem H.-U. Wehler, Das Deutsche Kaiserreich 1871-1918, Göttingen 19804, 149-192. 
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bildungsprozesse. Für die Konstruktion und Perpetuierung spezifisch bürgerlicher 

Lebensformen spielten philanthropische Selbstorganisationen der Mittelschichten in 

Großbritannien eine ungleich größere Rolle als in Deutschland. Mit ihrer Hilfe 

artikulierten die "middle classes" aber nicht nur ihren gesellschaftlichen Führungs-

anspruch, sondern überspielten auch ihre eigene soziale Heterogenität und sicherten den 

sozialen Frieden und Zusammenhalt mit Hilfe  klassenübergreifender Moralansprüche 

und praktischer Hilfsangebote. Die Integrationsleistung der Philanthropie des 

viktorianischen Zeitalters entfaltete sich daher auf zwei Ebenen. Einerseits wirkte sie 

nach innen, indem sie verschiedene Teile des Bürgertums unter dem Banner einer 

gemeinsamen Mission zusammenführte, Möglichkeiten zur feierlichen Selbstinszenie-

rung bürgerlichen Klassenstolzes schuf und vor allem den Frauen einen begrenzten 

Zugang zu öffentlichen Räumen eröffnete. Andererseits verringerte die bürgerliche 

Philanthropie die Distanz zum Adel und zur Arbeiterschaft, denn sie suchte sowohl den 

Glanz aristokratischer "figure-heads"  als auch das praktische Engagement der 

"respectable working classes" für sich zu nutzen und in ihren Organisationen zu-

sammenzuführen . 

Berührungspunkte von Adel und Bürgertum untersucht auch der Beitrag von Hartmut 

Berghoff  über die Sozialgeschichte der Vermögenseliten. Denn in ihnen war der 

Hochadel schon längst nicht mehr unter sich, sondern hatte sich zunehmend mit 

wirtschaftsbürgerlichem Reichtum auseinanderzusetzen. Allerdings hatte dieser die 

traditionellen agrarischen Eliten vor 1914 noch keineswegs völlig von der Spitze der 

jeweiligen nationalen Vermögenspyramiden verdrängt. Neben der inneren Struktur 

dieser Eliten analysiert Berghoff  das Ausmaß der materiellen Privilegierung gegenüber 

dem Rest der Gesellschaft. Drittens geht er denjenigen Faktoren nach, die für  die 

Entstehung, Bewahrung und den Zerfall  großer Vermögen ausschlaggebend waren, 

wobei insbesondere die unterschiedlichen Steuersysteme hervorgehoben werden. 

Viertens arbeitet er lebensweltliche Unterschiede und Gemeinsamkeiten heraus, bevor 

schließlich das Verhältnis von Reichtum und politischer Macht untersucht wird. Die 

auf diesen fünf  Ebenen gewonnenen Befunde widersprechen nicht nur durchgehend der 

aus der politischen Geschichte in die Sozi algeschichte projizierten Vorstellung eines 

"deutschen Sonderweges", sondern sperren sich vielmehr generell gegen jede holz-

schnittartige Kontrastierung beider Länder. 

Der Zusammenstoß bürgerlicher und proletarischer Lebenswelten ist das Thema des 

Beitrages von Gunilla-Friederike Budde, die das Verhältnis von bürgerlichen Frauen 

und Töchtern zu ihren Dienstmädchen in England und Deutschland vergleicht. Dabei 
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fallen  zunächst eine Reihe von Ähnlichkeiten auf, wie die in beiden Fällen schlechten 

Arbeitsbedingungen, die hohe Fluktuation, bürgerliche "Verbesserungsbestrebungen", 

die vorübergehende Solidarität von Dienstmädchen und Bürgertöchtern sowie die 

Ambivalenz von physischer Nähe und sozialer Distanz. Als Hauptunterschiede 

zwischen beiden Ländern betont Budde die härteren Arbeits- und Lebensbedingungen 

der deutschen Dienstmädchen, da hier aufgrund des geringeren Wohlstandsniveaus der 

Bürgerfamilien das "Alleinmädchen" dominierte und die Wohnverhältnisse durch eine 

vergleichsweise bedrückende Enge gekennzeichnet waren. Daneben weist sie auf die 

relative Starrheit der deutschen Gesindeordnung und das Fehlen einer breiten 

öffentlichen  Diskussion über deren Angemessenheit hin. Letztere wurde in England 

geführt und brachte im Ergebnis eine vorsichtige Auflösung des patriarchalischen 

Prinzips und seine Überführung in ein modernes, vertragsrechtlich geregeltes 

Arbeitsverhältnis. Dieser soziale Fortschritt des englischen Pioniers wurde in 

Deutschland nicht übernommen, was auch auf die geringe Bereitschaft der Dienstmäd-

chen zurückgeführt werden kann, sich kollektiv gegen die Mißstände zu wehren. 

Wurden die Arbeitsbedingungen bei einer Herrschaft unerträglich, wählte das Dienst-

mädchen in der Regel den scheinbar einfachsten und sofort wirksamen Weg und 

wechselte die Stelle. 

Eine lange Zeit erfolgreiche Maßnahme, auf dem Wege der Selbsthilfe kollektiv die 

eigenen Lebensbedingungen zu verbessern, untersucht Michael Prinz. Bei seinem Ver-

gleich von Entstehung und Expansion der Konsumgenossenschaften in England und 

Deutschland kommt er zu dem Ergebnis, daß das Interpretationsschema von Pionier 

und Nachzügler in diesem Fall nicht angemessen ist. Dabei führt er einen sozial-

strukturellen und einen politischen Erklärungsstrang an. Zum einen verweist er auf den 

niedrigeren Urbanisierungsgrad und den höheren Selbstversorgungsgrad in Deutschland, 

wodurch die Nahrungsmittelbeschaffung als Ansatzpunkt für  die Verbesserung der 

Lebensverhältnisse lange Zeit in den Hintergrund gedrängt wurde. Die zweite wesent-

liche Ursache sieht er in dem unterschiedlichen politischen Umfeld. Während sich die 

englischen Konsumgenossenschaften als politisch neutrale Selbsthilfeorganisationen 

weitgehend autochthon entwickelt hatten, mußten sie sich in Deutschland mit der 

politischen Arbeiterbewegung auseinandersetzen. Diese hatte sich zunächst dezidiert 

für  das Primat der Politik entschieden und daher eine ausgesprochene Skepsis gegen-

über allen praktischen Selbsthilfebestrebungen der Arbeiterschaft an den Tag gelegt. 

Daher mußten die deutschen Konsumgenossenschaften bis in die 1890er Jahre auf ihren 

Durchbruch zur Massenorganisation warten, der sich nur im Fahrwasser des Aufstiegs 

der deutschen Arbeiterbewegung und in enger Abhängigkeit von ihr vollziehen konnte. 
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Eine mit den englischen Konsumgenossenschaften vergleichbare Bedeutung erreichten 

sie deshalb nicht mehr. 

Ein weiteres soziales Folgeproblem von Industrialisierung und Urbanisierung untersucht 

Michael Toyka-Seid mit der Entwicklung von Gesundheitspflege und -politik. Als 

Gemeinsamkeit beider Länder betont er auf diesem Feld die Vorreiterrolle der 

Kommunen. Der Zentralstaat griff  jedoch zu unterschiedlichen Zeitpunkten und mit 

unterschiedlicher Intensität in diesen zentralen gesellschaftspolitischen Problembereich 

ein, der die Grenzen der Arbeiterfrage oder der Armenfürsorge transzendierte. Trotz 

der Kontinuität ständisch-korporativer Denkmuster und der Tradition der "guten 

Policey", die der Bürokratie eine besondere Fürsorge- und Ausgleichs Verpflichtung für 

soziale Konfliktfelder aller Art zuwies,23 wurde Großbritannien seit den 1840er Jahren 

zum Pionier einer staatlich initiierten, in ihrer Umsetzung aber noch weitgehend den 

Gemeinden überlassenen Gesundheitspolitik. Ungefähr zwanzig Jahre früher als in 

Deutschland hatte man die soziale Sprengkraft der großen Infektionskrankheiten 

erkannt. Erst gegen Ende des Jahrhunderts, als die rasante Urbanisierung auch in 

Deutschland vergleichbare Problemlagen schuf, kehrte sich das Verhältnis von Pionier 

und Nachzügler in einem atemberaubenden Tempo um. 

Die Beiträge in diesem Band belegen u.E. recht klar, daß das Interpretationsschema 

von Pionier und Nachzügler weiterhin eine große Erklärungskraft besitzt. Damit soll 

nicht einer primitiven Modernisierungstheorie das Wort geredet werden, wie sie Karl 

Marx mit einem berühmten Zitat auf den Punkt brachte und die noch in den 1950er 

Jahren die entwicklungspolitische Diskussion - gerade auch bei Antikommunisten -

beherrscht hat.24 Denn es war keineswegs so, daß der Nachzügler im Spiegel des 

Pioniers bereits seine eigene Zukunft erblicken konnte. Im Gegenteil, erfolgreich war 

der Nachzügler nur dann, wenn er das Modell auf seine eigenen Gegebenheiten sinn-

voll anzupassen in der Lage war. Das Ergebnis konnte dann ein ganz anderes sein als 

das Modell. In vielerlei Hinsicht bildeten Großbritannien und Deutschland jeweils 

Prototypen unterschiedlicher Entwicklungen. Das heißt aber nicht, daß die Rezeption 

des Modells durch den Nachzügler nicht mitentscheidend für  die Herausbildung des 

eigenen Weges gewesen ist. 

23. Vgl. R. vom Bruch, Einführung,  in: ders. (Hg.), Weder Kommunismus noch Kapitalismus. 
Bürgerliche Sozialreform in Deutschland vom Vormärz bis zur Ära Adenauer, München 1985, 
7-13 u. J. Reulecke, Die Anfänge der organisierten Sozialreform in Deutschland, ebd., 21-54. 

24. Vgl. hierzu ausführlich H.-U. Wehler, Modernisierungstheorie und Geschichte, Göttingen 1975. 
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Vorreiter und Nachzügler in der Textilindustrialisierung: 

Das Vereinigte Königreich und Deutschland während des 19. Jahrhunderts 

im Vergleich 

Alexander Gerschenkron hat in den frühen 1950er Jahren mehrere Überlegungen ent-

wickelt, um zu erklären, warum wirtschaftlich rückständige Länder gegenüber wirt-

schaftlich fortschrittlichen Ländern aufholen, ja diese sogar überholen können. Mit 

Blick auf die europäischen Verhältnisse, d. h. auf das Vorreiterland England und die 

kontinentalen Nachzügler, konstatierte er vor allem vier Faktoren, die den Aufhol-

prozeß ermöglicht und beschleunigt hätten: 

1. die Übernahme vorhandener Technologien, die Entwicklungskosten und Zeit er-

spart hätten; 

2. die Inanspruchnahme von Banken, die die Kapitalbeschaffung erleichtert und die 

später sogar Einfluß auf eine rationalere Organisation der Wirtschaft genommen 

hätten; 

3. das Engagement des Staates, das zur Initiierung und Beschleunigung der Indu-

strialisierung beigetragen habe; 

4. die Entwicklung einer Industrialisierungsideologie, die die Wirtschaftsentwicklung 

der Nachzüglerländer beflügelt habe. 

Diese Faktoren hätten die Nachteile der relativen Rückständigkeit in Vorteile umwan-

deln können. Deshalb sei es in Nachzüglerländern nicht selten zu einem "big spurt" 

gekommen, so daß der Vorsprung des Vorreiterlandes aufgeholt bzw. verringert 

worden sei.1 

Gerschenkrons Überlegungen sind in der Zwischenzeit von der Forschung vielfach 

überprüft und z. T. relativiert worden. Dabei zeigte sich, daß weder die Übernahme 

und Weiterentwicklung einer fortgeschrittenen Technologie problemlos erfolgte, noch 

daß Banken und Staatsverwaltungen ohne weiteres die Initiatoren-, Subventions- und 

Koordinierungsrolle spielten, die Gerschenkron ihnen zugewiesen hatte. Untersuchun-

gen über die Bedeutung einer Industrialisierungsideologie für  den wirtschaftlichen 

Aufholprozeß stehen dagegen noch aus. Dafür ist die Bedeutung anderer, von Ger-

schenkron weniger in den Vordergrund gerückter Faktoren für  den wirtschaftlichen 

1. Vgl. A. Gerschenkron, Wirtschaftliche  Rückständigkeit in historischer Perspektive, in: R. Braun 
u.a. (Hg.), Industrielle Revolution. Wirtschaftliche  Aspekte, Köln 1972, 59-78. 
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Aufholprozeß,  so z. B. des Bildungs- und Wissenschaftssystems, der Zollpolitik  oder 

der großbetrieblichen Zusammenschlüsse, hervorgehoben worden. Dennoch bleibt der 

ursprüngliche Gerschenkronsche Ansatz, daß relative Rückständigkeit nicht nur zum 

Nachteil, sondern auch zum Vorteil ausschlagen könne, für  die Interpretation von 

Industrialisierungsprozessen fruchtbar; er regt vor allem Überlegungen zur Bedeutung 

von Lerneffekten und Substitutionen an.2 

Wie aber erklärt sich der entgegengesetzte Fall, nämlich daß ein Land einen wirt-

schaftlichen Vorsprung über lange Zeit hinweg erhalten oder sogar noch ausbauen 

kann? Der Vergleich des deutsch-britischen Industrialisierungsverlaufs bietet nicht nur 

für  Aufholprozesse, sondern auch für Kontinuitäten in der Führung bzw. relativen 

Rückständigkeit mannigfache regionale und branchenspezifische Beispiele. So behielt 

das Vereinigte Königreich, d. h. Irland, Schottland, England und Wales, vor allem im 

Bergbau, im Schiffbau und in der Baum Wollindustrie - gemessen an der Zahl der Be-

schäftigten sowie am Produktions- und Exportwert - bis zum Beginn des 20. Jahrhun-

derts weltweit seine Spitzenposition.3 

Warum konnte das Vereinigte Königreich trotz eines generellen relativen Zurückfallens 

seiner Industrie im 19. Jahrhundert seinen Vorsprung in diesen Branchen verteidigen? 

Hatte Deutschland in diesen Branchen von Beginn an strukturelle Defizite, oder führte 

seine frühe Rückständigkeit zu Nachteilen, deren Wirksamkeit größer als die von 

Gerschenkron angenommenen Vorteile waren? Im folgenden soll versucht werden, 

diese Fragen am Fall der deutschen und britischen Textilindustrie zu behandeln und 

Erklärungen für  den weitgehend ausbleibenden Aufholvorgang zu finden. Dazu wird 

zunächst das Ausmaß des britischen Vorsprungs in drei Zweigen der Textilindustrie 

(Baumwolle, Wolle, Leinen) anhand der Entwicklung der Spindel-, Webstuhl- und Be-

schäftigtenzahlen konstatiert, dann wird auf die Faktoren eingegangen, die nach Ger-

schenkron Aufholprozesse erleichtern können, und schließlich wird ein weiterer Erklä-

rungsfaktor betrachtet. 

2. Vgl. zuletzt R. Sylla u. G. Toniolo (Hg.), Patterns of European Industrialisation. The Nineteenth 
Century, London 1991. 

3. Vgl. für  die einzelnen Branchen D. H. Aldcroft (Hg.), The Development of British Industry and 
Foreign Competition 1875-1914. Studies in Industrial Enterprise, London 1968; W. Felden-
kirchen, Die wirtschaftliche Rivalität  zwischen Deutschland und England im 19. Jahrhundert, in: 
ZUG 25, 1980, 77-107; S. Pollard, Britain's Prime and Britain's Decline: the British Economy, 
London 1989. 
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I . Der Befund: Kontinuität  des Vorsprungs der britischen Textilindustrie 

Gemessen an der Maschinenausstattung, der Beschäftigtenzahl, der Produktion und 

dem Export blieb das Vereinigte Königreich über das gesamte 19. Jahrhundert hinweg 

die führende Textilnation der Welt; gegen Ende des 19. Jahrhunderts rückten die USA 

an die zweite, Deutschland an die dritte und Frankreich an die vierte Stelle.4 Die 

Produktion von Textilien und Bekleidung machte während der zweiten Hälfte des 19. 

Jahrhunderts im Vereinigten Königreich und Deutschland nahezu 20 % des Gesamt-

wertes der Produktion von Landwirtschaft und Industrie aus; diese Branche war damit 

gegen Ende des Jahrhunderts nach der Landwirtschaft und der Metallindustrie der 

drittgrößte Bereich der nationalen Wertschöpfung.5 

Die Zahlen zur Entwicklung der Baumwollindustrie des Vereinigten Königreichs in 

Tabelle 1 verdeutlichen zunächst, daß es im 19. Jahrhundert drei Wachstumsphasen 

gab; Eine Boomzeit in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, eine Phase verlangsam-

ten Wachstums von der Mitte des 19. Jahrhunderts bis in die 1870er Jahre und eine 

Phase relativ langsamen Wachstums von den 1880er Jahren bis zur Jahrhundertwende, 

die vor dem Ersten Weltkrieg durch einen kleinen Boom abgeschlossen wurde. Mit der 

letzten Phase war das Wachstumspotential der Baumwollindustrie ausgereizt; sie kon-

4. Das Vereinigte Königreich stellte in den 1830er Jahren 51%, in den 1890er Jahren 44% und vor 
dem Ersten Weltkrieg noch 24% des Welttextilexports; dies war ein Spitzenwert unter den Indu-
strienationen. Zwischen 1803 und 1938 standen Baumwollwaren an erster Stelle der englischen 
Exportartikel;  sie machten vor dem Ersten Weltkrieg ca. 26% des gesamten Exportwertes aus. 
Vgl. S. Chapman, The Cotton Industry in the Industrial Revolution, in: L. A. Clarkson  (Hg.), 
The Industrial Revolution:  A Compendium, Atlantic Highlands 1990, 35; D. A. Farnie, The 
English Cotton Industry and the World Market,  1815-1896, Oxford 1979, 9 f.; A. Kertesz, Die 
Textilindustrie sämtlicher Staaten, Braunschweig 1917, 100. P. Mathias, The First Industrial 
Nation, London 19832, 434; W. Lazonick, The Cotton Industry, in: B. Elbaum u. ders. (Hg.), 
The Decline of the British Economy, Oxford  1986, 18; R. E. Tyson, The Cotton Industry, in: D. 
H. Aldcroft  (Hg.), The Development of British Industry and Foreign Competition 1875-1914. 
Studies in Industrial Enterprise, London 1968, 100; M. W. Kirby, The Decline of British Econo-
mic Power since 1870, London 1981, 10; A. Oppel, Die deutsche Textilindustrie. Entwicklung. 
Gegenwärtiger Zustand. Beziehungen zum Ausland und zur deutschen Kolonial Wirtschaft, 
Leipzig 1912, 11; H. Pohl, Aufbruch der Weltwirtschaft.  Geschichte der Wehwirtschaft von der 
Mitte des 19. Jahrhunderts bis zum Ersten Weltkrieg, Stuttgart 1989, 160. 
Im Zollverein bzw. im Deutschen Reich machten Textilien 1837 40%, 1869 23% und 1913 unter 
12% des Gesamtexportwertes aus. Vgl. G. Bondi, Deutschlands Außenhandel 1815-1870, Berlin 
1958, 146. BaumwollWarenexporte stellten im Jahre 1907 knapp 6% des nationalen Exportwerts. 
Vgl. K. Apelt, Die neuzeitliche Entwicklung der Baum wollpreise und das Baumwollpreis-
problem, in: JNS 99, 1912, 315. 

5. Vgl. V. Hentschel, Produktion, Wachstum und Produktivität  in England, Frankreich und 
Deutschland von der Mitte des 19. Jahrhunderts bis zum Ersten Weltkrieg. Statistische Grenzen 
und Nöte beim internationalen wirtschaftshistorischen Vergleich, in: VSWG 68, 1981, 466. 
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zentrierte sich jetzt in Lancashire, während sie in Schottland, d. h. vor allem im Raum 

Glasgow, zurückgegangen war.6 In Lancashire hatte sie aufgrund ihrer Nähe zu 

Liverpool, dem führenden Baumwollimporthafen Europas,7 den leichten Absatzmög-

lichkeiten nach Übersee, der reichlichen Wasserkraft bzw. der Nähe zur Kohlenversor-

gung, der Existenz einer weltweit führenden Textilmaschinenbauindustrie und der 

Tradition einer geschulten Arbeiterschaft wertvolle Synergie vorteile. 

In Deutschland vollzog sich die Entwicklung auf deutlich niedrigerem Niveau. Auch 

hier gab es in der ersten Jahrhunderthälfte einen Boom des Fabrikenbaus, der sich bis 

in die 1880er Jahre hinein abschwächte - die rapide Zunahme vor allem der Spindel-

zahl zwischen 1867 und 1882 geht vor allem auf die Integration der Baumwollindu-

strie Elsaß-Lothringens in das Deutsche Reich zurück.8 In den beiden Jahrzehnten um 

die Jahrhundertwende beschleunigte sich dann das Wachstum der Maschinen- und Be-

schäftigtenausstattung noch einmal, und Frankreich als Land mit der drittgrößten 

Baumwollspindelzahl in der Welt wurde überholt.9 Zu den dominierenden Baumwoll-

regionen Deutschlands, Elsaß-Lothringen, Rheinland und Sachsen, kam in dieser Zeit 

das Westmünsterland hinzu. 

Trotz der unterschiedlichen Wachstumsphasen blieb der Vorsprung des Vereinigten 

Königreichs gegenüber Deutschland über das 19. Jahrhundert hinweg weitgehend 

6. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts liefen 85 - 90% der Baumwollspindeln und ca. 80% - 95% der 
mechanischen Webstühle Großbritanniens in Lancashire. Vgl. die Zahlen für Lancashire bei 
Farnie, English Cotton Industry, 303, 307, mit den Zahlen in Tabelle 1. In Lancashire und 
Ceshire arbeiteten vor dem Ersten Weltkrieg 83% der Baumwollindustriebeschäftigten Groß-
britanniens. Vgl. Tyson, 119f.; J. K. Walton, Lancashire. A Social History, 1558-1939, Man-
chester 1987, 199. Zur Baumwollindustrie in Schottland vgl. J. Butt, The Scottish Cotton 
Industry during the Industrial Revolution  1780-1840, in: L. M. Cullen u. T. C. Smout (Hg.), 
Comparative Aspects of Scottish and Irish Economic and Social History 1600-1900, Edinburgh 
1977, 116-128. 

7. Vgl. zur Bedeutung Liverpools für die britische und kontinentale Baumwollversorgung R. Jan-
nasch, Die Productionsbedingungen der europäischen Baumwollen-Industrie mit besonderer 
Berücksichtigung des Oberrheins, in: Zeitschrift  des Königlich Preussischen Statistischen 
Bureaus 21, 1881, 308ff. 

8. H, Herkner, Die oberelsässische Baumwollindustrie und ihre Arbeiter, Straßburg 1887, 274, 
beziffert  den Zuwachs der Baumwollspindeln und der mechanischen Baumwollwebstühle im 
Deutschen Reich durch die Annexion Elsaß-Lothringens auf 56% bzw. 88%. 

9. Vgl. die Tabelle in: N. Takamura, The Cotton Spinning Industry in Japan during the Pre-World 
I Period - Its Growth and Essential Conditions, in: H. Pohl (Hg.), Innovation, Know How, 
Rationalization and Investment in the German and Japanese Economies 1868/1871-1930/1980. 
Proceedings of the German-Japanese Symposion at the Siemens Training Centre in Berlin, 
March 20-23, 1979, Wiesbaden 1982, 223. 
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erhalten: 1834 besaß Deutschland etwa 6 %, 1913 10 % der britischen Baumwoll-

spindeln. Der Anteil der mechanischen Webstühle in Deutschland stieg gemessen am 

britischen Stand von 6 % im Jahre 1861 auf 31 % um die Jahrhundertwende. Nur in 

der Beschäftigtenzahl konnte Deutschland vor dem Ersten Weltkrieg bis auf ca. 50 % 

der britischen Fabrikarbeiterzahl aufholen: Dies war jedoch angesichts der geringeren 

Spindel- und Webstuhlanteile eher ein Zeichen für die anhaltende Rückständigkeit in 

der Produktivität.10 

Im Vereinigten Königreich hatten sich im 17. und 18. Jahrhundert mehrere Leinenre-

gionen auf die Produktion von Baumwolle umgestellt. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts 

existierte das Leinengewerbe nur noch in Ulster, Schottland und Yorkshire sowie in 

Schwundformen in Lancashire und Südostengland.11 Die Mechanisierung erfolgte seit 

den 1820er Jahren vor allem in Ulster, Dundee und Leeds. Dundee stellte sich jedoch 

schon bald auf die Juteherstellung um,12 so daß Ulster zur führenden Leinenregion 

aufstieg. Das Wachstum der britischen Leinenindustrie, das den aus dem 18. Jahrhun-

dert datierenden Vorsprung Deutschlands und Frankreichs rasch aufholte, erfolgte vor 

allem in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts; seit den 1870er Jahren ist dagegen bei 

den Spindelzahlen ein leichter Rückgang, seit den 1890er Jahren bei den Webstuhl-

und Fabrikarbeiterzahlen eine Stagnation festzustellen (s. Tab. 2). 

Auch in Deutschland stellten sich im Verlauf des 18. Jahrhunderts mehrere Leinenre-

gionen auf die Baumwollherstellung um bzw. nahmen zusätzlich die Baumwollher-

stellung auf; zu Beginn des 19. Jahrhunderts wurde Leinen vor allem in Schlesien, der 

Lausitz, Württemberg, Hannover, Westfalen und im Eichsfeld hergestellt. Die Mecha-

nisierung der Flachsspinnerei begann mit dem Jahre 1818 in Schlesien, dann auch in 

Sachsen, Westfalen (Minden-Ravensberg) und Württemberg.13 Das Maximum der 

10. Vgl. generell Lazonick, Cotton Industry, 18, für  Großbritannien; für  Deutschland Apelt, 315. 

11. Vgl. A. J. Warden, The Linen Trade, London 1864, ND 1967, 35Iff.; N. Evans, The East 
Anglian Linen Industry. Rural  Industry and Local Economy 1500-1850, London 1984; C. Gill, 
The Rise of  the Irish Linen Industry, Oxford  1925, ND 1964. 

12. Vgl. W. E. Coe, The Engineering Industry of North of  Ireland, Newton Abbott 1969, 62; A. 
Durie, The Scottish Linen Industry in the Eighteenth Century, Edinburgh 1979, 95 ff., 169.; E. 
Gauldi (Hg.), The Dundee Textile Industry 1790-1885, Edinburgh 1969; B. Lenman u.a., 
Dundee and its Textile Industry 1850-1914, Dundee 1969. 

13. Vgl. G. W. von Viebahn, Über Leinen- und Woll-Manufacturen, deren Umfang und Leistungen 
in Deutschland, deren Werth und Fortschritte, Berlin 1846; Vergangenheit und Gegenwart der 
deutschen Leinenindustrie, in: JNS 13, 1869, 215-251; E. Harder-Gersdorff, Leinen-Regionen im 
Vorfeld  und im Verlauf  der Industrialisierung (1780-1914), in: H. Pohl (Hg.), Gewerbe- und 
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Spindelzahlen wurde ähnlich wie im Vereinigten Königreich in den 1870er Jahren 

erreicht, während die Zahl der mechanischen Webstühle bis zum Ersten Weltkrieg 

weiter stieg. Jetzt hatte die deutsche Leinenindustrie knapp 20 % der Spindel-, 60 % 

der Beschäftigten- und 80 % der Webstuhlzahlen des Vereinigten Königreichs erreicht. 

Der Aufholprozeß war damit in der Leinenindustrie größer als in der Baum Woll-

industrie, blieb jedoch noch weit von einem Gleichstand entfernt. 

Das britische Wollgewerbe existierte zu Beginn des 19. Jahrhunderts vor allem in 

Schottland, Yorkshire, Lancashire, Gloucestershire, Wiltshire und Somerset, konzen-

trierte sich aber im Verlauf des Jahrhunderts zunehmend auf Yorkshire, insbesondere 

auf West Riding. Die Mechanisierung der Wollspinnerei und -Weberei setzte wie im 

Baumwollgewerbe in den 1780er bzw. 1820er Jahren ein; jedoch erfolgte sie nicht so 

explosionsartig, da die Produktivitätsvorteile zunächst nicht so groß waren, so daß sich 

die Handspinnerei und -Weberei länger halten konnten.14 Die Spindelzahl nahm vor 

allem zwischen den 1830er und 1870er Jahren deutlich zu, um sich dann bis zum 

Ersten Weltkrieg nur noch geringfügig zu erhöhen. Ein ähnliches Bild zeigen die Web-

stuhlzahlen. Hier kam es allerdings in den 1880er und 1890er Jahren nicht zu einer 

Stagnation, sondern zu einem Rückgang. Die Beschäftigtenzahlen erreichten in den 

1870er Jahren den Höchststand, der bis zum Ersten Weltkrieg gehalten wurde (s. Tab. 

3). Der dominierende Eindruck der Stagnation bzw. des Rückgangs verdeckt jedoch 

die ganz unterschiedlichen Entwicklungen der Streichgarn- (woollen) und der Kamm-

garnindustrie (worsted industry). Während erstere durchaus expandierte und in ihrem 

Wachstum die deutsche und auch die französische Streichgarnindustrie übertraf, fiel 

letztere deutlich zurück.15 Eine größere Expansion der Wollindustrie wurde ähnlich 

wie bei der Leinenindustrie dadurch gebremst, daß der Stoff  vielfach durch die univer-

sal verwendbaren und preiswerten Baumwollwaren substitutiert werden konnte. 

Industrielandschaften vom Spätmittelalter bis ins 20. Jahrhundert, Stuttgart 1986, 203-253. 
Speziell für Sachsen vgl. H. Gebauer, Die Volkswirtschaft im Königreiche Sachsen. Historisch, 
geographisch und statistisch dargestellt, Bd. 3, Dresden 1893, 202ff. 

14. Vgl. D. T. Jenkins u. K. G. Ponting, The British Wool Textile Industry 1770-1914, London 
1982, If.;  H.-J. Teuteberg, Das deutsche und britische Wollgewerbe um die Mitte des 19. Jahr-
hunderts. Ein Beitrag zur quantitativ-komparativen Wirtschaftsgeschichte, in: H. Winkel  (Hg.), 
Vom Kleingewerbe zur Großindustrie. Quantitativ-regionale und politisch-rechtliche Aspekte zur 
Erforschung der Wirtschafts-  und Gesellschaftsstruktur im 19. Jahrhundert, Berlin 1975, 86f. 

15. Vgl. D. T. Jenkins u. J. C. Malin, European Competition in Woollen Cloth, 1870-1914: The 
Role of  Shoddy, in: M. B. Rose (Hg.), International Competition and Strategic Response in the 
Textile Industries since 1870, London 1991, 66ff.; Jenkins u. Ponting, 166ff. 
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Das deutsche Wollgewerbe konzentrierte sich im Rheinland (Aachen/Düren bzw. 

Elberfeld/Barmen), in der Lausitz und in Mittelsachsen/Ostthüringen. Die Mechanisie-

rung der Spinnerei setzte zu Beginn des 19. Jahrhunderts im Aachener Raum, in Berlin 

und Sachsen, der Weberei in den 1830er Jahren ein.16 In der zweiten Jahrhundert-

hälfte konnten die Spindel- und Webstuhl-, vor allem aber die Beschäftigtenzahlen 

deutlich aufholen, so daß erstere um die Jahrhundertwende etwa die Hälfte des briti-

schen Bestandes, die Beschäftigtenzahlen sogar den Gleichstand erreichten. Von den 

hier behandelten Textilbranchen holte die Wollindustrie damit am stärksten auf. 

II. Ursachen für  die Kontinuität  des Vorsprungs der britischen Textilindustrie 

Um die Ursachen dieser mehr oder weniger stark anhaltenden Rückständigkeit der 

deutschen Textilbranchen erfassen zu können, sei zunächst danach gefragt, welche Be-

deutung die ersten drei der einleitend referierten Faktoren hatten, die nach Gerschen-

kron die Industrialisierung in Spätstarterländern beschleunigen konnten, insbesondere, 

ob sie vielleicht in der ihnen zugedachten Funktion "versagt" haben. 

1. Staat 

Während der Staat im Vereinigten Königreich die Textilindustrie primär indirekt durch 

die Sicherung einzelner Rohstoff-  und Absatzmärkte förderte, variierte in den deut-

schen Ländern die Einstellung zur Förderung der Mechanisierung des Textilgewerbes. 

In Preußen richtete sich die Förderpolitik vor allem auf das Leinengewerbe, zählte 

dieses doch traditionell zu den beschäftigungsstärksten und ertragreichsten Gewerben. 

So errichtete der Preußische Staat in den 1820er Jahren in Schlesien eine Musterspin-

nerei und subventionierte zwischen den 1830er bis 1850er Jahren vermutlich alle der 

in seinem Gebiet gegründeten großen Flachsspinnereien durch Entsendung von 

"Gewerbezöglingen", durch Maschinenschenkungen, Zollnachlässe, zinsgünstige Darle-

hen oder Spindelprämien.17 Der Mechanisierungsprozeß in der Baumwoll- und Woll-

16. Vgl. generell F. Zunkel, Gewerbe- und Industrielandschaften von der Frühindustrialisierung bis 
1914: Wolle, in: H. Pohl (Hg.), Gewerbe- und Industrielandschaften vom Spätmittelalter bis ins 
20. Jahrhundert, Stuttgart 1986, 254-283; H. Blumberg, Die deutsche Textilindustrie in der indu-
striellen Revolution, Berlin 1965, 73ff. 

17. Vgl. H. Blumberg, Ein Beitrag zur Geschichte der deutschen Leinenindustrie von 1834 bis 1870, 
in: H. Mottek  u.a., Studien zur Geschichte der industriellen Revolution in Deutschland, Berlin 
1960, 105ff.; C. Frahne, Die Textilindustrie im Wirtschaftsleben Schlesiens, Tübingen 1905, 
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industrie des Rheinlands lief  dagegen aufgrund der ungleich günstigeren Gewinnaus-

sichten zumeist aus privater Initiative an und wurde allenfalls durch Maschinen-

schenkungen staatlich unterstützt. In Sachsen erfolgte in der ersten Jahrhunderthälfte 

keine umfassende Förderung der Textilmechanisierung. Es wurden nur einzelne Baum-

wollspinnereiprojekte finanziell unterstützt, wobei häufig die sozialpolitische Ziel-

setzung, Arbeitsplätze zu schaffen, maßgebend war.18 

Das unmittelbare Ergebnis der preußischen Gewerbeförderungspolitik, deren Engage-

ment unter den deutschen Staaten wohl am weitesten ging, blieb jedoch bescheiden. 

Die vielfältigen Subventionsmaßnahmen scheinen die Textilkaufleute kaum veranlaßt 

zu haben, den Übergang vom Heimgewerbe zur Fabrik zu beschleunigen. In Minden-

Ravensberg leiteten die Kaufleute die Mechanisierung nicht aufgrund der staatlichen 

Förderungsmaßnahmen in den 1830er, sondern erst in den 1850er Jahren ein, als ihr 

Leinenhandel unrentabel zu werden begann: Nun nahmen sie die Subventionen dank-

bar mit. Gleiches gilt für  Schlesien, wo die in den 1820er Jahren gegründeten staatli-

chen Textilmusterbetriebe lange Zeit allein auf weiter Flur blieben. Der größte Beitrag 

des Preußischen Staates zur Einleitung der Textilindustrialisierung dürfte deshalb weni-

ger in den direkten materiellen Hilfeleistungen, der Erleichterung des Technologie-

transfers oder dem Aufbau von Eigenbetrieben als in Infrastrukturmaßnahmen gelegen 

haben, die der Wirtschaft insgesamt zugute kamen. Die direkten Hilfen  der deutschen 

Staaten scheinen der deutschen Textilindustrie keine bedeutenden Vorteile gegenüber 

der britischen Textilindustrie gegeben zu haben. 

2. Banken 

Charakteristisch für  die Kapitalmobilisierung in der frühen britischen Textilindustrie 

war die weitgehende Selbstfinanzierung, die Inanspruchnahme des Vermögens oder 

von Krediten der Familie und die Assoziation des Unternehmers mit einem Kapitalge-

ber. Zudem war das Bankensystem in England gegen Ende des 18. Jahrhunderts, als 

11 Iff.;  P. Lundgreen, Techniker in Preußen während der frühen Industrialisierung. Ausbildung 
und Berufsfeld  einer entstehenden sozialen Gruppe, Berlin 1975; W. Radtke, Die preußische 
Seehandlung zwischen Staat und Wirtschaft in der Frühphase der Industrialisierung, Berlin 1981, 
135; K. Ditt, Industrialisierung, Arbeiterschaft  und Arbeiterbewegung in Bielefeld 1850-1914, 
Dortmund 1982, 16ff. 

18. Vgl. H. Kiesewetter, Industrialisierung und Landwirtschaft.  Sachsens Stellung im regionalen 
Industrialisierungsprozeß Deutschlands im 19. Jahrhundert, Köln 1988, 684ff. 
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die Textilindustrialisierung begann, noch kaum entfaltet; die Provinzbanken, Wechsel-

händler und Notare, die den regionalen Kapitalmarkt organisierten, konnten bis zur 

Aufgabe der Monopolstellung der Bank of  England als Aktienbank nur relativ geringe 

Summen verleihen. Da sie zudem vor einer formellen Vergabe langfristiger Kredite 

zurückscheuten, wurden sie vor allem für die Abwicklung des laufenden Geschäfts und 

für  Kontokorrentkredite beansprucht; nur größere Textilbetriebe, die gute Sicherheiten 

bieten konnten, wurden längerfristig bedient.19 

Da Spätstarterbranchen nach Gerschenkron sofort in großbetrieblicher Form starten 

konnten und z. T. auch mußten, ist zu erwarten, daß in Deutschland der Kapitalbedarf 

der neugegründeten Spinnereien und Webereien von vornherein durchschnittlich größer 

als im Vereinigten Königreich war und eher die Hilfe  von Banken erforderte. In der 

Tat erfolgte die Mechanisierung des Textilgewerbes in zahlreichen Städten sowohl in 

mittel- (100-300 Beschäftigte) als auch in großbetrieblicher (1000-1500 Beschäftigte) 

Weise. Diese Betriebe wurden in Deutschland jedoch in noch stärkerer Weise als in 

Großbritannien aus den Kreisen der Textilkaufleute gegründet; sie gehörten traditionell 

zu den reichsten sowie sozial und politisch einflußreichsten Händlergruppen. Deshalb 

stammte nicht nur das Gründungskapital der Mittel-, sondern auch der Großbetriebe 

auf Aktienbasis in hohem Maße aus den Kreisen der Textilkaufleute. Banken scheinen 

sich nur in Ausnahmefällen - so in dem alten Textilhandels- und Bankenzentrum 

Augsburg - mit größeren Krediten und Einflußnahmen daran beteiligt zu haben. Das 

breite Publikum zog zudem die Zeichnung der renditesicheren Aktien der Eisenbahn-

gesellschaften vor. Auch in der Folgezeit scheinen nur wenige Eigentümerbetriebe und 

Kapitalgesellschaften die Banken für  langfristige Kredite beansprucht zu haben. Nur 

selten kam es dazu, daß Banken Textilbetriebe übernehmen oder zusammenlegen muß-

ten.20 Für das Gros der deutschen Textilindustrie kann deshalb weder für  die erste 

19. In West-Yorkshire kam es nach der Anlaufphase der Industrialisierung z. T. zu engeren Ver-
flechtungen zwischen der Wollindustrie und den Provinzbanken, vor allem wenn Unternehmer 
und Bankiers aus dem Textilgewerbe stammten oder z. T. sogar miteinander verwandt waren. 
Vgl. P. Hudson, The Role of  Banks in the Finance of the West Yorkshire Wool Textile Industry, 
c. 1780-1850, in: BHR 55, 1981, 379-402; Jenkins u. Ponting, 41ff. 
Vgl. für  die Baumwollindustrie S. Shapiro, Capital and the Cotton Industry in the Industrial 
Revolution, Ithaca/New York  1967; Chapman, Cotton Industry, in: Clarkson, 18 ff.;  A. Howe, 
The Cotton Masters 1830-1860, Oxford 1964, 22 ff.; M. B. Rose, The Role of  Family in Provi-
ding Capital and Managerial Talent in Samuel Greg and Company 1784-1840, in: BH 19, 1977, 
37-54. 

20. Vgl. z. B. G. Kollmer, Die Finanzierung von Investitionen in der württembergischen Textilindu-
strie 1830-1919, in: H. Henning u. a. (Hg.), Wirtschafts- und sozialgeschichtliche Forschungen 
und Probleme. Karl Erich Born zur Vollendung des 65. Lebensjahres zugeeignet von Kollegen, 
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noch für  die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts von einer Kreditabhängigkeit und 

damit der Möglichkeit eines steuernden, auf Rationalisierung angelegten Einflusses der 

Banken gesprochen werden; die Betriebsentscheidungen blieben in hohem Maße bei 

den Eigentümerfamilien oder waren Gruppenentscheidungen. Die Formen der Finan-

zierung waren in der deutschen und der britischen Textilindustrie sehr ähnlich, so daß 

Deutschland hier kaum Vorteile erzielte. 

3. Technik 

Zwischen den 1780er und 1830er Jahren erreichte die britische Textilindustrie einen 

bedeutenden technologischen Vorsprung; in dieser Zeit setzte sich zuerst im Baum-

woll- und Wollgewerbe die Spinning Jenny, dann die Mulespinnmaschine, seit den 

1820er Jahren auch der Cartwrightsche Webstuhl durch. Im Leinengewerbe wurde in 

den 1820er Jahren das mechanische Naßspinnverfahren, dann auch der mechanische 

Webstuhl eingeführt. Bis in die 1890er Jahre hinein blieben diese Techniken im 

Prinzip unverändert.21 

Die Übernahme der fortgeschrittenen Textiltechnologie Großbritanniens erfolgte in 

Deutschland weder sofort noch auf breiter Front problemlos;22 vielmehr dauerte es je 

nach Branche Jahre bis Jahrzehnte, bis der Schritt zur Mechanisierung getan wurde. 

Denn die Reaktionen der deutschen Textilverleger auf die Erfindungen der englischen 

Spinn- und Webstühle bestanden zunächst nur vereinzelt in dem Versuch, sich die 

überlegene Technik auf die eine oder andere Weise anzueignen. Die typische Reaktion 

Freunden und Schülern, St. Katharinen 1987, 85-118; ders., Zur Rolle der Banken in der würt-
tembergischen Textilindustrie in der Zeit des Deutschen Kaiserreichs, in: Zeitschrift  für  Würt-
tembergische Landesgeschichte 47, 1988, 399-456; K. Schmid, Die Entwicklung der Hofer 
Baumwoll-Industrie 1932-1913, Leipzig 1923, 121 ff.; O. Reuther, Die Entwicklung der Augs-
burger Textilindustrie, Diss. Heidelberg 1914; G. Adelmann, Die Gründung der Aktiengesell-
schaft "Gladbacher Spinnerei und Weberei". Ein Beitrag zur Industriegeschichte des linken 
Niederrheins, in: ders., Vom Gewerbe zur Industrie im kontinentalen Nordwesteuropa. Gesam-
melte Aufsätze zur regionalen Wirtschafts- und Sozialgeschichte, Stuttgart 1986; K. Ditt, 
Geschichte der Ravensberger Spinnerei 1854-1988, in: D. Ukena u, H. J. Rover (Hg.), Die 
Ravensberger Spinnerei. Von der Fabrik zur Volkshochschule - zur Umnutzung eines Industrie-
denkmals in Bielefeld, Hagen 1989, 13ff. 

21. Zur Entwicklung der Textiltechnik vgl. O. Johannsen, Die Geschichte der Textilindustrie, 
Leipzig 1932. 

22. Vgl. S. Pollard, Die Übernahme der Technik der britischen industriellen Revolution in den Län-
dern des europäischen Kontinents, in: T. Pirker  u.a. (Hg.), Technik und Industrielle Revolution. 
Vom Ende eines sozial wissenschaftlichen Paradigmas, Opladen 1987, 159-167. 
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war vielmehr, vom Kauf- zum Verlagssystem überzugehen, die Ablieferungstermine 

und Löhne zu verkürzen und den Handel auf andere Absatzmärkte zu verlagern, um 

gegenüber der britischen Konkurrenz bestehen zu können: ein Verfahren, das vor 

allem im Leinengewerbe zunächst einen gewissen Erfolg hatte. Aufgrund dieser 

defensiven Reaktionsweise vergrößerte sich jedoch nur der technische und preisliche 

Vorsprung der britischen Textilindustrie. 

Daß die technologische Lernphase und die sich verschärfende Konkurrenzsituation 

bzw. die deutlich werdenden Gewinnchancen in Deutschland relativ spät als Heraus-

forderungen und Chancen angenommen wurden, lag nicht am Kapitalmangel und 

schon gar nicht an fehlender staatlicher Unterstützung. Entscheidend war vielmehr der 

Zeitpunkt, zu dem das Gros der Textilkaufleute in den einzelnen Städten und Regionen 

zu der Erkenntnis kam, daß eine Kontinuität der traditionellen Wirtschaftsweise zum 

Untergang führen würde bzw. daß die Gewinnmöglichkeiten das Risiko aufwogen. 

Dieser Zeitpunkt variierte je nach Lokalität und Produkt. War das Risiko, den Schritt 

zum Unternehmer zu wagen, einmal angenommen, kam es allerdings vielfach - wie 

von Gerschenkron konstatiert - explosionsartig zur Gründung von mehreren Großbe-

trieben in den etablierten Textilregionen, so im rheinischen und sächsischen Baum-

wollgewerbe um die Wende des 18. zum 19. Jahrhundert, dann erneut in den 

1820er/1830er Jahren, oder im Leinengewerbe Minden-Ravensbergs während der 

1850er Jahre. 

Der technische Stand der Textilbetriebe erreichte jedoch noch lange Zeit keineswegs 

den Stand des britischen Vorbilds. Weder scheinen die Maschinenimporte aus der 

Schweiz oder aus Frankreich bzw. Belgien der britischen Ausrüstung gleichgekommen 

zu sein, noch waren z. B. die ersten sächsischen Maschinenbauer zunächst in der Lage, 

derartige Maschinen adäquat nachzubauen, geschweige denn grundlegend zu verbes-

sern. Das bis 1843 geltende britische Maschinenausfuhrverbot erwies sich zumindest 

für  die rheinische Baumwollindustrie als relativ effektiv,  so daß nur einzelne Ma-

schinen geschmuggelt werden konnten.23 Wichtiger aber war noch, daß der Aus-

bildungsstand des Gros der deutschen Maschinenbauer zu gering war, um nahtlos die 

Konstruktionen zu begreifen und daran weiterbauen zu können. Erst in den 1870er 

23. Vgl. F. Hoffmann, Gründung und Aufbau  der Baumwollspinnerei Hammerstein im Wuppertal 
(1835-1839). Ein Beitrag zur Geschichte der steinischen Baumwollindustrie in der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts, in: D. Petzina u. J. Reulecke (Hg.), Bevölkerung, Wirtschaft,  Gesellschaft 
seit der Industrialisierung. Festschrift für  Wolfgang Köllmann zum 65. Geburtstag, Dortmund 
1990,113-159. 
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Jahren, als die Exporte von Maschinen und Technikern aus dem Vereinigten König-

reich lange freigegeben waren, scheint sich der technische Stand der deutschen Baum-

wollindustrie dem britischen Niveau angenähert zu haben.24 Die meisten Maschinen 

der deutschen Baumwoll- und Wollindustrie kamen jedoch bis zum Beginn des 20. 

Jahrhunderts nach wie vor aus Großbritannien.25 In der Leinenindustrie war die Nach-

frage zu gering, um die Entwicklung eines eigenen Maschinenbauzweigs in Deutsch-

land rentabel zu machen;26 hier dominierten die britischen Maschinenimporte sogar 

bis weit in das 20. Jahrhundert. 

Deshalb behielt die britische Textilindustrie trotz der in Deutschland zwischen den 

1830er und 1860er Jahren auf breiter Front erfolgenden Mechanisierung des Textilge-

werbes noch einige Zeit Produktivitäts- und Preisvorteile, zumal die Spindeltourenzah-

len und die Schützengeschwindigkeiten sowie die Zahl der bedienten Maschinen pro 

Arbeitskraft höher blieben.27 Erst in den 1870er Jahren begannen zunächst einige 

kontinentale Länder und die USA, schließlich auch Indien, Brasilien und Japan in den 

einfachen und mittleren Garnen und Stoffen  technisch und preislich konkurrenzfähig 

zu werden.28 Angesichts dieses Aufholprozesses lag es spätestens seit den 1870er 

Jahren für  die britische Textilindustriellen nahe, mit einem neuen technologischen 

Innovationsschub zu reagieren. Dies galt besonders für  die Baumwoll- und Woll-

industrie; in der Leinenindustrie war der Anreiz geringer, da die irischen Händler 

allenfalls die belgische Konkurrenz zu fürchten hatten. In der Tat wurde in den 

1870er/80er Jahren die Ringspindelmaschine erfunden, deren Produktivität bis zu 30 

% größer als die des Mule-Selfactors war und die zunächst Garne bis Nr. 40 in gleich 

guter Qualität produzierte. Außerdem benötigte sie weniger Platz und geringer quali-

24. Um 1860 war in der deutschen Baumwollindustrie ein Arbeiter für 50-70, in der englischen 
Baumwollindustrie ein Arbeiter für  ca. 100 Spindeln erforderlich, d. h. die Arbeitsproduktivität 
war in Großbritannien immer noch deutlich höher. Vgl. G. Jacobs, Die deutschen Textilzölle im 
19. Jahrhundert, Braunschweig 1907, 224. 

25. Vgl. Drucksachen 1879, Nr. 39, 80; Jacobs, 76; H. Gutmann, Die Entwicklung der sächsischen 
Baumwollweberei, Diss. Hamburg 1920, 91; Schmid, 128f. 

26. Vgl. Drucksachen 1879, Nr. 39, 136. 

27. Vgl. G. von Schulze-Gävernitz, Der Großbetrieb, ein wirtschaftlicher und sozialer Fortschritt. 
Eine Studie auf dem Gebiete der Baumwollindustrie, Leipzig 1892, 90f.; 104ff.,  112ff.;  Druck-
sachen 1879, Nr. 39, 56. 

28. Vgl. für  die Baumwollindustrie R. Robson, The Cotton Industry in Britain, London 1957, 3f. 
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fizierte Arbeitskräfte.29 Darüber hinaus wurde im Jahre 1894 der automatische Nor-

thropwebstuhl erfunden. Seine Vorteile bestanden im automatischen Anhalten beim 

Fadenbruch und dem automatischen Schützenwechsel, so daß ein Weber deutlich mehr 

Webstühle als zuvor überwachen und bedienen konnte.30 

Diese technologischen Innovationen wurden von der britischen Textilmaschinenindu-

strie sehr schnell und erfolgreich,31 von den britischen Textilindustriellen dagegen nur 

vergleichsweise langsam rezipiert. Jedenfalls rangierten im Jahre 1913 Großbritannien 

zusammen mit der ebenfalls sehr früh  textilindustrialisierten Schweiz mit einem Anteil 

von 19 bzw. 18 % Ringspindeln an ihrer gesamten Spindelzahl am unteren Ende der 

Skala der baumwollgarnproduzierenden Länder. An der Spitze standen die einstigen 

Nachzügler Japan, die USA und Indien mit 98-73 % Ringspindeln; auch Deutschland 

wies mit 54 % einen vergleichsweise großen Ringspindelanteil auf.32 Ebenso setzte 

sich in der Wollspinnerei Deutschlands gegen Ende des 19. Jahrhunderts die Ring-

spindelmaschine schneller als in Großbritannien durch.33 Schließlich geriet auch die 

britische Baumwollweberei in einen technologischen Rückstand. Im Jahre 1914 waren 

etwa 40 % der mechanischen Baumwoll Webstühle der USA Northropstühle, in Groß-

britannien dagegen erst 1-2 %.34 Mit anderen Worten, erst zu Beginn des 20. Jahr-

hunderts scheint bei einigen Produktionsprozessen der Textilindustrie ein technologi-

scher Überholvorgang eingesetzt zu haben. 

Für diese nichtsdestoweniger erklärungsbedürftige Verkehrung des technologischen 

Vorsprungs in ein technologisches Nachhinken sind mehrere Erklärungen gegeben 

worden, die sich u.a. gegen die traditionelle These des Versagens der britischen 

29. Vgl. A. Spälty, Die Lage der englischen Baumwollindustrie. Konkurrenzverhältnisse und Sanie-
rungsmöglichkeiten, Diss. Zürich 1936, 126; E. Ilgen, Die Preisentwicklung der Baumwollfabri-
kate seit 1890. Verlauf und Ursachen, München 1914, 63. 

30. Vgl. W. Mass, Mechanical and Organizational Innovation: The Drapers and the Automatic 
Loom, in: BHR 63, 1989, 876-929. 

31. Vgl. D. A. Famie, The Textile Machine-Making Industry and the World Market,  1870-1960, in: 
BH 32, 1990, 150-170. 

32. Vgl. Takamura, 223; Spälty, 124, für 1927. 

33. Vgl. K. Kuntze, Die Wollindustrie, in: Die Störungen im deutschen Wirtschaftsleben während 
der Jahre 1900ff.,  Bd. 1: Textilindustrie, Leipzig 1903, 199f. 

34. Auch 1930 war der Anteil der automatischen Webstühle an allen mechanischen Webstühlen in 
Großbritannien mit 2,4% noch sehr gering; in Deutschland betrug er 11%, in der Schweiz 21,8% 
und in den USA 81%. Vgl. Spälty, 129. 
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Unternehmer richten. So heißt es, daß die neuen Spinn- und Webmaschinen nicht die 

feineren Baumwollgarne und -Stoffe  hätten herstellen können35 und daß die Produkti-

vitätsgewinne und Lohnkostenersparnisse geringer als die Kosten für  die neuen 

Maschinen und die Produktionsumstellung gewesen seien. Ferner hätten die Unter-

nehmer die Ringspindelmaschinen, deren Bedienung geringere Qualifikationsanforde-

rungen stellte und damit den Einsatz ungelernter Arbeitskräfte ermöglichte, nicht den 

Mulespinnern und ihren starken Gewerkschaften zumuten wollen, um sie nicht zu Ar-

beitskämpfen zu provozieren. Auch hätten die britischen Unternehmer deshalb an den 

Mulespindelmaschinen festgehalten, weil diese erlaubten, alle Sorten Baumwolle zu 

verspinnen, d. h. flexibel auf die Nachfrage zu reagieren.36 Schließlich sei die briti-

sche Baum Wollindustrie vor 1914 ja voll konkurrenzfähig gewesen; ihre Arbeits-

produktivität sei im internationalen Vergleich vor dem Ersten Weltkrieg außerordent-

lich hoch gewesen.37 

Diese Gründe vermögen m. E. die vergleichsweise langsame technologische Moderni-

sierung und damit die Unternehmerentscheidungen in der britischen Baumwollindustrie 

nur teilweise zu erklären. Denn die strukturelle Marktsituation war bekannt,38 und sie 

verschlechterte sich tendenziell: Auf  der einen Seite war der Exportanteil der briti-

schen Baum Wollindustrie hoch und wuchs noch in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-

hunderts, auf der anderen Seite bauten die USA, die kontinentalen Wettbewerber und 

die Hauptexportländer Großbritanniens eine eigene Baumwollindustrie auf. Deshalb 

war zu erwarten, daß zumindestens ein Teil der Baumwollindustriellen versuchen 

35. Dagegen spricht, daß gegen Ende des 19. Jahrhunderts Ringspindelmaschinen in den USA 
bereits sehr hohe Garnnummern spannen. Vgl. auch Spälty, 136. 

36. Diese Erklärung, die nur für  die Spinnerei gilt, scheint m. E. am überzeugendsten zu sein. Vgl. 
G. Saxonhouse u. G. Wright, Rings and Mules around the World: A Comparative Study in 
Technological Change, in: Research in Economic History, Supplement 3, 1984, 271-300. Vgl. 
ähnlich Schmid, 147. 

37. Vgl. im einzelnen die Diskussion zwischen L. G. Sandberg, G. Saxonhouse u. G. Wright sowie 
W. Lazonick u. W. Mass, die mit den entsprechenden Titeln näher aufgeführt und referiert  wird 
in: W. Mass u. W. Lazonick, The British Cotton Industry and International Competitive Ad-
vantage: The State of the Debates, in: BHR 32, 1990, 9-65. 
Vgl. ferner  die Rezeption der technologischen Argumentation und die Erklärungen in: Tyson, 
122; Farnie, English Cotton Industry, 196ff.; M. W. Kirby,  The Lancashire Cotton Industry in 
the Inter-War Years: A Study in Organisational Change, in: BH 16, 1974, 152 ff.; ders., Decline, 
10f.;  Pollard, Britain's Prime, 38f.  Zum Argument des Verlustes an technologischer Innovations-
fähigkeit  und dem Nachlassen des unternehmerischen Risikobewußtseins vgl. auch D. H. Ald-
croft,  Technical Progress and British Enterprise, 1875-1914, in: BH 8, 1966, 122-139. 

38. Vgl. z. B. W. Mock, Imperiale Herrschaft  und nationales Interesse. "Constructive Imperialism" 
oder Freihandel in Großbritannien vor dem Ersten Weltkrieg, Stuttgart 1982, 141 f. 
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würde, sukzessive die Kosten zu senken, um konkurrenzfähig zu bleiben. Eine Kosten-

senkung bedeutete aber eine Begrenzung der Löhne sowie eine arbeitsorganisatorische 

und technologische Rationalisierung. 

Hinsichtlich der Lohnkosten war Großbritannien gegenüber dem Kontinent nicht kon-

kurrenzfähig, geschweige denn gegenüber den außereuropäischen Billiglohnländern.39 

In der Tat konnten die Baumwollindustriellen seit dem Ende des 19. Jahrhunderts das 

Lohnwachstum begrenzen; dabei pufferten ihr geschickter Umgang mit den Textilge-

werkschaften und das Subkontraktsystem einen Teil des sozialen Protestes ab.40 Die 

Rationalisierung erfolgte vor allem durch die Vermehrung der Spindel- und Webstuhl-

zahlen pro Beschäftigten, durch die Erhöhung der Spindeldreh- und Schützengeschwin-

digkeiten sowie durch die Verwendung schlechterer, mehr Arbeitseinsatz erfordernder 

Baumwolle, d. h. durch eine Produktivitätssteigerung zu Lasten der Beschäftigten. 

Diese Reaktion entsprach dem Verhalten der meisten deutschen Textilkaufleute und 

Verleger in den 1820er und 1830er Jahren; sie war jedoch nicht unbegrenzt mög-

lich.41 

Die langsame Einführung der Ringspindelmaschine und des Northropstuhls, die am 

ehesten die Produktivität hätten steigern können, deutet deshalb entweder auf ein 

Versagen zahlreicher Unternehmer hin oder darauf, daß viele die Massenmärkte, die 

in der Regel mit Garnen bis Nummer 40 und entsprechenden Geweben bedient wur-

den, bewußt preisgaben:42 Entweder bezweifelten sie, durch eine Verbesserung der 

Technik ihre Lohnkostennachteile langfristig kompensieren zu können, oder sie 

hofften,  durch eine Spezialisierung, d. h. durch die Umstellung auf die Produktion 

39. Vgl. G. Clark, Why Isn't Whole World Developed?, in: JEH 47, 1987, 143ff. 

40. Vgl. K. Burgess, The Origins of British Relations. The Nineteenth Century Experience, London 
1975, 23Iff.  Die hohen Löhne, der Mangel oder die Fluktuation der Arbeiterschaft  scheinen 
jedenfalls nicht einen Anstoß für eine technologische Modernisierung der Textilindustrie gegeben 
zu haben, wie dies etwa H. J. Habbakkuk, American and British Technology in the Nineteenth 
Century. The Search for Labor-Saving Inventions, Cambridge 1962, für die USA annimmt. Auch 
Arbeitskämpfe  scheinen keinen Anreiz zur Einführung  arbeitssparender Maschinen gegeben zu 
haben. 

41. Vgl. Farnie, English Cotton Industry, 199, 202. Zur relativ höheren Produktivität der Beschäftig-
ten in der britischen Baumwollindustrie vgl. Clark, 141 ff.,  mit der Ergänzung durch M. Wilkins, 
Efficiency  and Management: A Comment on Gregory Clark's "Why Isn't the Whole World 
Developed?" In: JEH 47, 1987, 981-983, die die Bedeutung des britischen Baumwollmanage-
ments für  die vorzügliche Arbeitsorganisation hervorhebt. 

42. Vgl. zu den Kosten vorteilen der Billiglohnländer am Beispiel Japans Spälty, 137ff. 
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feinerer  Garne - die von den Ringspindelmaschinen zunächst noch nicht hergestellt 

werden konnten - und feinerer Gewebe, genügend Absatz zu finden. In der Tat lassen 

sich seit dem Ende des 19. Jahrhunderts in der britischen Baumwollindustrie Speziali-

sierungsprozesse beobachten, die zu einer Orientierung des Handels auf kaufkräftige 

Märkte, vor allem auf den Binnenmarkt und den Kontinent, dann aber auch zum Ex-

port feinerer Garne und Gewebe nach Übersee, so z. B. nach Indien, führten.43 Eine 

derartige Spezialisierung bedeutete aber auf lange Sicht das Abdriften in eine Nische, 

die letztlich auch von den kontinentalen Konkurrenten und den USA gefährdet werden 

mußte. Die Konsequenzen der technologischen Retardierung wurden zwar vor dem 

Ersten Weltkrieg quantitativ noch nicht deutlich, trugen aber vermutlich zu dem relativ 

deutlichen Verlust des Vorsprungs in der Wollindustrie und in den 1920er Jahren we-

sentlich zu dem Massensterben in der britischen Baumwollindustrie bei. Eine frühere 

und entschlossenere Rezeption der neuen Maschinengeneration hätte den Niedergang 

nach dem Ersten Weltkrieg zweifellos verzögert und damit sozial abgefedert, wenn 

auch nicht verhindert: Dazu waren bei technologischer Angleichung die Lohnkosten-

differenzen zu groß geworden. Angesichts dieser strukturellen Situation hatten bran-

chenfremde Unternehmer und Kapitalgeber schon lange nicht mehr in die britische 

Baumwollindustrie investiert.44 

4. Handel 

Die geringe Bedeutung der Initiativ-, Koordinierungs- und Rationalisierungsfunktionen 

von Staat und Banken sowie der schleppende Übernahmeprozeß der neuen Textiltech-

nologie, d. h. das weitgehende "Versagen" der Gerschenkronschen Aufholtriebkräfte, 

können gleichsam ex negativo die Kontinuität der relativen Rückständigkeit der deut-

schen gegenüber der britischen Textilindustrie miterklären. Wichtiger scheint aber 

gewesen zu sein, daß das Vereinigte Königreich auf dem Feld des Handels deutliche 

Vorteile besaß und behielt. 

43. Vgl. H. Kawakatsu, International Competition in Cotton Goods in the Late Nineteenth Century: 
Britain Versus India & East Asia, in: W. Fischer u.a. (Hg.), The Emergence of a World Econo-
my 1500-1914. Papers of the IX. International Congress of Economic History, Teil II: 1850-
1914, Wiesbaden 1986, 626; L. G. Sandberg, Lancashire in Decline. A Study in Entrepreneurs-
hip, Technology, and International Trade, Columbus/Ohio 1974, 165ff. 

44. Howe, 4Iff., konstatiert bereits für  die 1850er Jahre eine wachsende Abnahme der Reinvestie-
rung der Gewinne bei den Textilunternehmern in Lancashire; sie investierten zunehmend in 
anderen Branchen. 
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Der Handelsvorsprung hatte sich bereits im 18. Jahrhundert herausgebildet und wurde 

auf dem Feld des Textilgewerbes durch die frühe Mechanisierung verstärkt, da es den 

britischen Kaufleuten aufgrund der Preisvorteile ihrer Waren möglich wurde, anderen 

Ländern Märkte abzunehmen. Obwohl mit dem Aufbau einer eigenen Textilindustrie 

und den seit den 1870er Jahren eingeführten Schutzzöllen in wichtigen Abnehmerlän-

dern der technologisch begründete Preisvorteil allmählich abnahm, konnte das Ver-

einigte Königreich seinen Vorsprung gegenüber der deutschen Konkurrenz aufrecht 

erhalten. Entscheidend hierfür war nicht eine Konzentration des britischen Textilab-

satzes auf den Binnenmarkt. Zwar war der Inlandsverbrauch an Wolle, Leinen und 

Konfektionswaren pro Kopf  im Jahre 1913 in Großbritannien wertmäßig z. T. deutlich 

größer als im Deutschen Reich. In der Gesamtsumme war jedoch der Absatz der 

deutschen Baumwoll- und wohl auch anderer Zweige der Textilindustrie auf dem 

Binnenmarkt aufgrund der größeren Bevölkerungszahl deutlich höher.45 Großbritan-

nien konnte seinen Vorsprung vielmehr durch die Steigerung seines Textilexports 

halten. Im Jahre 1913 betrug der Exportanteil an der Gesamtproduktion ca. 50%, im 

Deutschen Reich dagegen nur ca. 23%.46 

In der Baumwollwarenindustrie betrug der Exportanteil von Beginn bis zur Mitte des 

Jahrhunderts - gemessen am Wert - ca. 60%, gegen Ende des 19. Jahrhunderts ca. 

75%.47 Hinter diesem Wachstumsprozeß standen wichtige Umstrukturierungen des 

Handels. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts gingen 87% des Exports auf den Kontinent, 

in die USA und nach Westindien. Im Verlauf des 19. Jahrhunderts ging zuerst der 

Anteil des britischen Baum wo 11 Warenexportes auf den Kontinent, dann auch in die 

USA zurück. Dafür stieg jedoch der Exportanteil in die Levante, nach Afrika, Asien -

das zu Beginn des 19. Jahrhunderts nur 1% des Exports aufgenommen hatte -, Süd-

amerika sowie nach Australien, Kanada und Neuseeland um so stärker.48 Im Jahre 

45. Vgl. die Tabellen in: Kertesz, XX, 38f. 

46. Vgl. Kertesz, 51 f. Unter Textilien versteht Kertesz die Produkte der Textil- sowie Wäsche- und 
Bekleidungsindustrie. 

47. D. A. Famie, The Structure of the British Cotton Industry, 1846-1914, in: A. Okochi u. S. Yone-
kawa (Hg.), The Textile Industry and its Business Climate. Proceedings of the Fuji Conference, 
Tokyo 1982, 51; M. M. Edwards, The Growth of the British Cotton Trade 1780-1815, Man-
chester 1967, 27; Mass u. Lazonick, British Cotton Industry, 16; Lazonick, Cotton Industry, 18; 
Kertesz, 113. 

48. Vgl. Farnie, English Cotton Industry, 81ff„  Pollard, Britain's Prime, 37, 81 ff.;  Edwards, 5Iff., 
243; T. Ellison, The Cotton Trade of Great Britain, London 1886, ND London 1968, 64f. mit 
Zahlen zur Entwicklung des Handels sowie zur Baumwollexportentwicklung nach Ländern. 
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1913 nahm der Feme Osten 42%, davon allein Indien 28%, der Kontinent 20%, Afrika 

8%, Südamerika 7% und die USA 6% der Baumwollwaren ab. Vor allem die Kolonien 

erwiesen sich als bedeutende Absatzmärkte.49 

Der Exportanteil der britischen WollWarenproduktion betrug gegen Ende des 18. Jahr-

hunderts etwa 50%; davon gingen wiederum ca. 60% auf den Kontinent und ca. 25% 

nach Nordamerika. Auch nach der Mechanisierung blieb der Exportanteil mit 50% 

über das gesamte 19. Jahrhundert hinweg relativ konstant; erst vor dem Ersten Welt-

krieg reduzierte er sich auf etwa 44%.5 0 Der Rückgang wäre wohl noch deutlicher 

ausgefallen, wenn nicht die britischen Kolonien zunehmend Wollwaren abgenommen 

hätten. Aufgrund der dortigen klimatischen Bedingungen war die Exportumstrukturie-

rung weniger leicht möglich als bei Baumwollwaren. Von dem Exportrückgang wurde 

vor allem die Kammgarnindustrie betroffen. Dieser Rückgang resultierte aus der 

Aufnahme der Eigenproduktion, aus Zollerhöhungen durch die kontinentalen Länder 

und die USA, die vor allem die einfacheren Qualitäten trafen, und aus dem mangeln-

den Eingehen auf den Wechsel der Mode, wodurch vor allem die französische Kon-

kurrenz begünstigt wurde. Die britischen Produkte mußten erst der deutschen, seit den 

1870er Jahren auch der französischen Konkurrenz weichen, die besser auf den Mode-

49. Vgl. Robson, 10; Sandberg, 139ff., Tyson, 102ff. Ein deutlicher Rückgang der Produktion und 
des Exports von Baumwoll waren erfolgte dann in den 1920er Jahren, obwohl der Weltverbrauch 
weiterhin stieg. Eine wesentliche Ursache für diesen Rückgang war die wachsende Eigenproduk-
tion und die Zollautonomie Indiens sowie die preisliche überlegene Konkurrenz Japans. Der 
Anteil des Vereinigten Königreichs an den Baumwollwarenimporten Indiens sank von 1914: 
97% auf  1932: 50%; der Anteil Japans stieg entsprechend von 0,1% auf 45%; zudem ging der 
chinesische Markt an Japan verloren. Dem Exportrückgang entsprach nur begrenzt eine Er-
höhung des Absatzes auf dem Binnenmarkt; auf  jeden Fall wurde aber in den 1920er Jahren der 
Abbau der Produktionskapazitäten nicht ernsthaft  in Angriff  genommen. Erst in den 1930er 
Jahren setzte eine Rationalisierungswelle durch den Abbau von Personal, dann auch durch die 
Modernisierung des Maschinenparkes ein. Vgl. The Collected Writings of John Maynard 
Keynes. Vol. XIX. Activities 1922-1929. The Return to Gold and Industrial Policy in Two 
Volumes, Part II, hg. v. D. Moggeridge, London 1981, 578ff.; Farnie, English Cotton Industry, 
326; Farnie, Structure, 51 ff.;  R. P. T. Davenport-Hines u. G. Jones, British Business in Asia 
since 1860, in: dies. (Hg.), British Business in Asia since 1860, Cambridge 1989, 3; A. J. Ro-
bertson, Lancashire and the Rise of  Japan, 1910-1937, in: M. B. Rose (Hg.), International Com-
petition and Strategie Response in the Textile Industries since 1870, London 1991, 87-105; 
Spälty, 27ff.;  Lazonick, Cotton Industry, 19, 29, 42; L. H. C. Tippett, A Portrait of the Lanca-
shire Textile Industry, London 1969; J. Singleton, Lancashire on the Scrapheap. The Cotton 
Industry 1945-1970, Oxford 1991, 96f. 

50. Zur Exportentwicklung vgl. Jenkins u. Ponting, 7, 68, 147, 163, 222ff., 243, 259; E. M. Sigs-
worth u. J. M. Blackman, The Woollen and Worsted Industries, in: D. H. Aldcroft (Hg.), The 
Development of British Industry and Foreign Competition 1875-1914. Studies in Industrial 
Enterprise, London 1968, 134-156; P. Hudson, The Genesis of Industrial Capital. A Study of  the 
West Riding Wool Textile Industry c. 1750-1850, Cambridge 1986, 156; Kertesz, 120. 
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Wechsel reagierten.51 Dagegen gelang es der Streichgarnindustrie, deren Gewicht in-

nerhalb der Wollindustrie deutlich geringer war, aufgrund der Verarbeitung des 

höheren Anteils von wiederaufbereiteten Wollstoffen  (Shoddy, Mungo) und der damit 

verbundenen Preisreduzierung ihren Exportanteil noch zu erhöhen.52 

Auch die britische Leinenindustrie erwarb sich eine außerordentlich starke Stellung auf 

dem Weltmarkt. 55% - 60% des irischen bzw. schottischen Leinens sollen zu Beginn 

des 19. Jahrhunderts exportiert worden sein.53 Die Exporte gingen zunächst auf den 

Kontinent, ferner nach West-Indien, Indien, Australien, Brasilien, vor allem aber in die 

USA, die zur Mitte des 19. Jahrhunderts 40% des Exports auf sich zogen.54 Der 

Exportanteil der britischen Leinenindustrie betrug im Jahre 1913 noch 47%, und auch 

das Verteilungsmuster war relativ stabil geblieben: Jetzt gingen 44% in die USA, 17% 

auf den Kontinent und 7% nach Südamerika. Die britischen Kolonien bildeten dagegen 

nur einen kleinen Markt.55 Wie in der Baum Wollindustrie bestand das Charakteristi-

kum des britischen Leinenexportes in dem hohen Anteil der qualitätvollen Produkte; 

dies sicherte ihnen angesichts der Dominanz der groben und mittleren Qualitäten, die 

auf dem Kontinent hergestellt wurden, ihren Absatz. 

Mit  diesen hohen Exportanteilen der britischen Textilindustrie konnte Deutschland 

nicht konkurrieren. Der Exportanteil der deutschen Baumwoll Warenproduktion stieg 

vom Beginn des 19. Jahrhunderts bis zu den 1830er Jahren von ca. 9% auf 15% - 20% 

und verharrte auf diesem Niveau bis zum Beginn des Ersten Weltkrieges.56 Gerade 

51. Vgl. Mock, 143f.; Sigsworth u. Blackman, 139ff.;  Jenkins u. Ponting, 247ff., 261ff.;  W. 
Genzmer u. H. Behnsen, Textilrohstoffe und Textilwirtschaft  (WollWirtschaft),  in: Handwörter-
buch der Staatswissenschaften, Bd. VIII, Jena I9284, 149. 

52. Vgl. Sigsworth u. Blackman, 153ff.;  Jenkins u. Malin, 66-86. 

53. Vgl. A. Durie u. P. Solar, The Scottish and Irish Linen Industries Compared, 1780-1860, in: R. 
Mitchison u. P. Roebuck (Hg.), Economy and Society in Scotland and Ireland 1500-1939, Edin-
burgh 1988, 212. 

54. Vgl. die Tabellen in: Warden, 674ff.; Durie, 152. 

55. Berechnet aus: Kertesz, 132, 140f. Vgl. ferner  E. Landauer, Entwicklung und Organisation der 
irischen Leinindustrie, in: JNS 97, 1911, 234; P. Ollerenshaw, Textiles and Regional Economic 
Decline: Northern Ireland 1914-70, in: C. Holmes u. A. Booth (Hg.), Economy and Society: 
European Industrialisation and its Social Consequences. Essays Presented to Sidney Pollard, 
Leicester 1991, 62. 

56. Vgl. Kertesz, 55; Kirchhain,  234. Dennoch war die Baumwollwarenindustrie um die Jahrhundert-
wende mit 5,2% des Wertes aller Exporte die bedeutendste Exportbranche des Deutschen 
Reiches. Vgl. K. Kuntze, Die Baumwollindustrie, in: Das Handwörterbuch der Wirtschaftskunde 
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in den groben und mittleren Garnnummern und Stoffen,  die primär in der deutschen 

Baum Wollindustrie produziert wurden,57 war die Konkurrenz relativ groß; in den 

feinen Garnnummern und Geweben hatte England eine beherrschende Stellung. Zwar 

stieg gegen Ende des 19. Jahrhunderts der Anteil der mittleren Garne am Gesamt-

export - sie wurden vor allem in die europäischen Ländern, so auch nach England, ex-

portiert -; die "Arbeitsteilung", bei der England die feineren, die kontinentalen Länder 

die gröberen und mittleren Garnnummern spannen, wurde dadurch jedoch nicht 

verändert. 

Aufgrund ihrer Qualität und ihres Preises bildeten die britischen Exporte jedoch auch 

auf dem deutschen Markt eine überlegene Konkurrenz.58 Den Klagen und den sich 

daran anschließenden Forderungen auf Erlaß von Schutzzöllen entsprach der Zollverein 

im Jahre 1846 mit Zollsätzen, die die Handspinner nur mäßig schützten, so daß die 

Weber weiterhin relativ billige Maschinengarne aus dem Ausland verarbeiten konnten 

und die Kaufleute einen Anreiz zum Aufbau eigener mechanischer Webereien erhiel-

ten. Da die Garnnachfrage anhielt, war trotz der relativen niedrigen Garnzölle der 

Aufbau eigener mechanischer Spinnereien lohnend. Dieser Aufbau erfolgte vor allem 

seit den 1850er Jahren, so daß die Baumwollgarneinfuhren von 300% der Eigenerzeu-

gung im Jahre 1836 auf 200% im Jahre 1846 und 40% im Jahre 1860/61 sanken.59 

Deutschlands, Bd. 3, Leipzig 1904, 613f.; Drucksachen zu den Verhandlungen des Bundesraths 
des Deutschen Reichs, Jg. 1879, Bd. 1, Nr. 39: Bericht der Enquete-Kommission für  die Baum-
wollen- und Leinen-Industrie, Berlin 1879, 92ff. Zur Verteilung des Baumwollwarenabsatzes 
nach Ländern vgl. Kertesz, 86f. Speziell zum Export der Oberlausitzer Textilindustrie vgl. E. 
Gröllich, Die Baumwollweberei der sächsischen Oberlausitz und ihrer Entwicklung zum Groß-
betrieb, Leipzig 1911. 

57. Vgl. Drucksachen 1879, Nr. 39, 17ff. 

58. Zwischen 1835 und 1844 soll der Zollverein - vor Rußland, Indien und der Levante - allein die 
Hälfte  der britischen Baumwoll Warenexporte aufgenommen haben. Vgl. Amtlicher Bericht über 
die allgemeine Deutsche Gewerbeausstellung zu Berlin im Jahre 1844, Teil I, Berlin 1845, 243. 
Zwischen 1814 und 1826 waren Baumwoll- und Wollwaren der wichtigste Exportartikel Groß-
britanniens in den Zollverein; sie machten 64% - 86% der entsprechenden britischen Exporte 
aus. Vgl. M. Kutz, Deutschlands Außenhandel von der Französischen Revolution bis zur 
Gründung des Zollvereins. Eine statistische Strukturuntersuchung zur vorindustriellen Zeit, 
Wiesbaden 1974. 

59. Vgl. Jacobs, 22ff. Vgl. speziell die Zahlenentwicklung für  das Zoll Vereinsmitglied Württemberg 
bei R. Flik,  Die Textilindustrie in Lahr und Heidenheim 1750-1870. Eine regional vergleichende 
Untersuchung zur Geschichte der Frühindustrialisierung und der Industriepolitik in Württemberg, 
Stuttgart 1990, 7Iff. 
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Der Übergang zur Schutzzollpolitik im Jahre 1879 erhöhte die Belastung je nach Garn-

sorte deutlich, auf ca. 20% des Werts;60 die 1901 erlassenen Zollsätze waren nur 

wenig geringer. Aufgrund dieser Zollpolitik, die zu weiteren Spinnereigründungen, vor 

allem im Westmünsterland, führte, und dank der Annektion Elsaß-Lothringens konnte 

der Importanteil der Baumwollgarne von 20% im Jahre 1870 und auf knapp 10% des 

Verbrauchs um die Jahrhundertwende gedrückt werden.61 Grobe und mittlere Garne 

bis Nummer 45 wurden kaum noch eingeführt, da sie von den deutschen Spinnereien 

selbst produziert wurden; feine Garne wurden vor allem aus Großbritannien, z. T. auch 

aus der Schweiz bezogen.62 Vom Inlandsbedarf ging kaum noch ein Wachstumsan-

reiz für  den Bau neuer Spinnereien aus.63 

Die Wollindustrie des Zollvereins war in einer günstigeren Position als die Baumwoll-

industrie. Ihre Importe waren in den 1830er Jahren mit 6% - 7% gering,64 und ihre 

Exporte stiegen von 20% in den 1830er/40er Jahren auf 44% - 55% der Produktion in 

den 1860er Jahren, vor allem weil die USA als Abnehmerland auf Kosten Groß-

britanniens erobert werden konnten.65 Mit dem amerikanischen Bürgerkrieg und der 

parallel erfolgenden Zollerhöhung ging der Exportanteil jedoch wieder zurück, betrug 

Mitte der 1890er Jahre ca. 25% und 1913 nur noch ca. 17%; er scheint damit noch 

etwas schneller als der englische WollWarenexport gefallen zu sein.66 

60. Vgl. W. Lochmüller, Zur Entwicklung  der Baumwollindustrie in Deutschland, Jena 1906, 31f; 
Jacobs, 73ff. 

61. Vgl. Lochmüller, 27; Kuntze, 606, 609 f.; Drucksachen 1879, Nr. 39, 50. 

62. Vor dem Ersten Weltkrieg nahm Deutschland - gemessen am Wert - 33% der britischen Garn-
exporte auf. Vgl. Tyson, 106; Drucksachen 1879, Nr. 39, 51ff.; Lochmüller, 52; Ilgen, 80f.; 
Schulze-Gävernitz, 211; G. Adelmann, Das Geschäftsklima der deutschen Baumwollindustrie in 
der Zeit von 1850 bis 1914, in: ders., Vom Gewerbe zur Industrie im kontinentalen Nordwest-
europa. Gesammelte Aufsätze zur regionalen Wirtschafts- und Sozialgeschichte, Stuttgart 1986, 
150f. 

63. Oppel, 153, schätzt die Spindelzahl, die zur Deckung des Inlandsbedarfes erforderlich  gewesen 
wäre, vor dem Ersten Weltkrieg auf  ca. 13 Millionen Spindeln, d. h. auf 1 Million Spindeln 
mehr, als bereits liefen. 

64. Vgl. Blumberg, Textilindustrie, 160. 

65. Die Wollindustrie hatte nicht nur den größten Exportanteil unter den einzelnen Textilbranchen, 
sondern bildeten auch in den 1860er Jahren mit 18,9% wertmäßig den bedeutendsten Export-
artikel  des Zollvereins überhaupt. Vgl. Bondi, 83, 129, 134, 146; Blumberg, Textilindustrie, 
156ff„  288f.; Isenburg, 32ff.;  Teuteberg, 94ff.; Jenkins u. Ponting, 146f., 163. 

66. Vgl. Kertesz, 62; R. Isenburg, Untersuchung über die Entwicklung der bergischen Wollindustrie, 
Diss. Heidelberg 1906, 53ff.; Sigsworth u. Blackman, 141. Zur Länderverteilung des deutschen 



50 Karl  Ditt 

Im Leinengewerbe setzte die Mechanisierung faktisch erst in den 1850er Jahren ein. 

Dieser Spätstart führte zu einem deutlichen Terrainverlust. Der Leinenexport des Zoll-

vereins ging zwischen den 1820er und den frühen 1850er Jahren von 47% auf 29%, 

in den 1860er Jahren auf 9% - 10% und bis zum Ersten Weltkrieg auf 8% der Pro-

duktion zurück; die Leinenindustrie verlor damit ihre dominierende Stellung unter den 

Textilbranchen.67 Die Ablösung der deutschen durch britische Leinen in Nordamerika 

konnte durch die Exporterhöhung nach Rußland und Polen kaum ausgeglichen wer-

den.68 Nur noch in den feinen Qualitäten konnten sich die deutschen Flachsgarne und 

Leinen auf dem Exportmarkt gegen die Produkte aus Böhmen, Flandern und Ulster be-

haupten; diese bildeten jedoch nur einen Bruchteil - bei Garnen ca. 5% - der gesamten 

Produktion.69 

Der deutsche Binnenmarkt wurde im Jahre 1846 so weit abgeschottet, daß die Grün-

dung von mechanischen Spinnereien lohnend und die Heimweberei bis in die 1860er 

Jahre profitabel war. Die Schutzzollpolitik des Jahres 1879 verstärkte diese Abschot-

tung und führte in Westfalen und Württemberg zur Gründung weiterer Leinen Weberei -

en. Ihre Produkte fanden vor allem auf dem Binnenmarkt Absatz, da hier aufgrund der 

Bevölkerungsvermehrung und der Kaufkraftsteigerung noch ein gewisses Wachstum 

möglich war.70 Der Bau weiterer Flachsspinnereien blieb jedoch trotz bedeutender 

Garnimporte, die kurz vor dem Ersten Weltkrieg etwa die Hälfte des Verbrauchs er-

reichten,71 weitgehend aus: ein Faktum, das auf der einen Seite auf die Existenz alter-

nativer Investitions- und Absatzmöglichkeiten in den Leinenregionen und auf das Des-

WollWarenexportes im Jahre 1913 vgl, Kertesz, 86f. 

67. Vgl. C. Noback, Die Leinen-Industrie in Deutschland. Untersuchungen über ihren Verfall und 
Beleuchtung der zu ihrer Abhilfe vorgeschlagenen Mittel. Eine handelspolitische Abhandlung, 
Hamburg 1850; Blumberg, Beitrag, 87, 93f.; Blumberg, Textilindustrie, 289; Jacobs, 37; Bondi, 
55; H. Potthoff,  Die Leinenindustrie, in: Die Störungen im deutschen Wirtschaftsleben während 
der Jahre 1900ff., Bd. 1: Textilindustrie, Leipzig 1903, 15; W. F. Bruck, TextilrohStoffe  und 
Textil Wirtschaft:  Langfaserwirtschaft,  in: Handwörterbuch der Staats Wissenschaften, Bd. 4, Jena 
19284, 198; Kertesz, 75. 

68. Vgl. Blumberg, Beitrag, 103. 

69. Um 1900 stellten die britischen Leinenwebereien ca. 60% der Leinenimporte der USA, die 
deutschen dagegen nur 8% - 10%. Potthoff, Leinenindustrie, 18. Im Jahre 1913 gingen 68% der 
deutsche Leinenexporte in die europäischen Länder, 25% in die USA. Berechnet aus den 
Tabellen in: Kertesz, 86f. 

70. Vgl. H. Potthoff,  Die Leinenindustrie, in: Handbuch der Wirtschaftskunde Deutschlands, Bd. 3, 
Leipzig 1904, 564f.; Drucksachen 1879, Nr. 39, 141ff.; Jacobs, 94ff.; Blumberg, Beitrag, 87ff. 

71. Vgl. Bruck, 198; Kertesz, 77. 
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interesse anderer Unternehmer, auf der anderen Seite auf die überlegene Konkurrenz 

gerade der irischen Leinenindustrie hindeutet.72 Gegen Ende des 19. Jahrhunderts 

hatte die Leinenindustrie nicht nur in Deutschland, sondern in ganz Europa ihren Zenit 

erreicht; ihre Produkte waren gegenüber den Baumwoll waren zu teuer geworden und 

wurden in der Form von Bett-, Tisch- und Leibwäsche oder ganzen Brautausstattungen 

nur noch von kaufkräftigen Kreisen der Mittel- und Oberschichten, Hotels und Schiff-

fahrtslinien abgenommen. Einen Anreiz zum Einholen der Leinenindustrie in Ulster 

gab es jetzt nicht mehr. 

III. Schluß 

Der Überblick über die Entwicklung der Textilindustrie im Vereinigten Königreich 

bestätigt ein Bild, das für  seine Ursprungsindustrien insgesamt gezeichnet worden ist: 

Aufgrund seiner führenden Position im Welthandel des 18. Jahrhunderts und der Ein-

führung elementarer technologischer Innovationen um die Wende vom 18. zum 19. 

Jahrhundert konnte es einen beträchtlichen Vorsprung gegenüber der ausländischen 

Konkurrenz erzielen. Dieser Vorsprung schrumpfte gegenüber Deutschland während 

der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts in der Baumwoll- und Leinenindustrie wenig, 

in der Wollindustrie mehr. Die Verteidigung des Vorsprungs erstaunt um so mehr, da 

die produktivitätssteigernden Erfindungen der Ringspindelmaschine und des automati-

schen Webstuhls in der Baumwoll- und Wollindustrie in Deutschland schneller als in 

Großbritannien eingeführt wurden. 

Hierfür  scheinen mehrere Gründe ausschlaggebend gewesen zu sein. Zum ersten ent-

wickelten die britischen Kaufleute und Unternehmer die Fähigkeit, angesichts der 

wachsenden Konkurrenz in Europa ihren Handel auf neue Märkte zu verlagern. Diese 

Umstrukturierung wurde - zum zweiten - durch die Existenz kolonialer Absatzmärkte, 

deren Importzölle auf politischen Druck gering gehalten wurden,73 außerordentlich er-

72. Vgl. generell Jacobs, 35; Festschrift zur Jubiläumstagung vom 9. Dezember 1877-1927 zum 
50jährigen Bestehen dem Verbände Deutscher Leinenindustriellen gewidmet, o.O. o.J., 8f.; Die 
Lage der deutschen Leinenindustrie. Die Denkschrift des Verbandes Deutscher Leinenindustrielle 
zur Wahrung ihrer gemeinsamen Interessen, Osnabrück 1927, 24ff. Vgl. Ditt, Industrialisierung, 
200ff.,  am Beispiel Bielefelds zum Investitionsverhalten der Leinenkaufleute sowie zur über-
legenen Konkurrenz anderer Industrien auf  dem Arbeitsmarkt in Bielefeld. 

73. Der Baumwoll Warenexport der britischen Kolonien nach Großbritannien wurde durch Schutz-
zölle gleichsam ausgeschlossen. Vgl. Farnie, English Cotton Industry, 8; Lazonick, Cotton 
Industry, 18ff.  Die indischen Importzölle auf englische Waren blieben trotz eines andauernden 
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leichtert.74 Zum dritten blieben drei der von Gerschenkron genannten und vorstehend 

behandelten Faktoren, die den Aufholprozeß erleichtern konnten, in ihrer Bedeutung 

zu gering, um diese Vorsprünge und Vorteile überwinden zu können: Die breite 

technologische Übernahme setzte in Deutschland erst mit einer Zeitverzögerung von 

20-30 Jahren ein, und der Produktivitätsvorsprung dauerte offenbar  das gesamte 19. 

Jahrhundert hindurch an. Die Banken spielten keine entscheidende Rolle für  die Finan-

zierung und die Rationalisierung in der Textilindustrie. Der Staat beschleunigte 

weniger mit seinen direkten Mechanisierungsinitiativen als mit seiner Infrastruk-

turpolitik und - relativ spät - mit seiner Schutzzollpolitik das Branchenwachstum, 

Der auf deutscher Seite entscheidende Faktor für  den weitgehend ausbleibenden Auf-

holprozeß scheint jedoch das "Versagen" des vierten, von Gerschenkron genannten 

Faktors gewesen zu sein, der Industrialisierungsideologie. Lange Zeit herrschte in 

vielen deutschen Textil- (insbesondere Leinen-)Regionen erst die Überzeugung von der 

Existenzfähigkeit der Heimgewerbeproduktion, dann von einem großen und unaufhol-

baren Technologie- und Handels vorsprung des Vereinigten Königreichs vor, so daß 

sich gar keine Industrialisierungs- und Konkurrenzmotivation entwickelte bzw. ent-

sprechende Initiativen singular blieben.75 Als die Mechanisierung schließlich eingelei-

tet wurde, veränderte sich die internationale "Arbeitsteilung", bei der das Vereinigte 

Königreich in Baumwoll- und Leinenwaren primär die feineren Artikel, die anderen 

europäischen Länder dagegen primär die gröberen und mittleren Qualitäten herstellten, 

Staatsdefizits aufgrund  eines erfolgreichen Lobbyings der Baumwollindustriellen aus Lancashire 
relativ gering. Vgl. P. Harnetty, Imperialismus and Free Trade: Lancashire and India in the Mid-
Nineteenth Century, Vancouver 1972; A. W. Silver, Manchester Men and Indian Cotton, 1847-
1872, Manchester 1966. 

74. Die Ausfuhren von Textilien auf die einzelnen Kontinente verteilten sich zwischen dem Deut-
schen Reich und Großbritannien im Jahre 1913 wie folgt: 
Ausfuhrland  Deutsches Reich Großbritannien 
Europa 72,4 % 32,2 % 
USA 7,8 % 8,6 % 
übriges Amerika 9,3% 13,9% 
Asien 5,3 % 27,8 % 
Australien 0,7 % 6,3 % 

Aus: Kertesz, 52. 

75. Vgl. z. B. noch für die 1860er Jahre die Haltung des führenden Bielefelder Leinenindustriellen, 
zitiert in: K.  Ditt, Hermann Delius (1819-1894) und Carl Albrecht Delius (1827-1915), in: J. 
Kocka u. R. Vogelsang (Hg.), Rheinisch-Westfälische Wirtschaftsbiographien, Bd. 14: Bielefel-
der Unternehmer des 18. bis 20. Jahrhunderts, Münster 19922, 218. 
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bis zum Ersten Weltkrieg faktisch nicht; selbst der 1879 eingeführte Zollschutz regte 

in Deutschland keine entsprechende Initiativen an. 

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts blieb die Konkurrenzmotivation aber mögli-

cherweise auch deshalb aus, weil jetzt in anderen Branchen lohnendere Investitions-

möglichkeiten lockten. Aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive hatte nunmehr die 

Aufrechterhaltung bzw. das Anstreben einer führenden Position in der Textilindustrie 

mehr Nach- als Vorteile, da sie Kapital und Arbeitskraftressourcen band, die effektiver 

in anderen Branchen, z. B. in der Eisen- und Stahlindustrie mit ihren ungleich höheren 

Vorwärts- und Rückkopplungseffekten, eingesetzt werden konnten. Die sich abzeich-

nende Umstrukturierung bei den Wachstumsträgern dürfte gerade in den diverifizier-

ten Industrieregionen Deutschlands viele Textilkaufleute und -Unternehmer, vor allem 

aber branchenfremde Industrielle veranlaßt haben, weniger in der Textilindustrie als in 

andere, lohnendere Industriezweige zu investieren. So fiel bezeichnenderweise in der 

zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts der Anteil des wirtschaftlich stark diversifizierten 

Sachsens an der deutschen Baumwoll Warenproduktion, während der entsprechende 

Anteil des landwirtschaftlich-monogewerblich strukturierten Westmünsterlandes deut-

lich stieg.76 Mit anderen Worten, die deutschen Unternehmer stellten sich der Kon-

kurrenz nicht in der Textilindustrie, sondern in Branchen, bei denen der britische Vor-

sprung weniger groß, die Profitaussichten günstiger, die Ressourcen besser verteilt und 

die Eigenständigkeit eher realisierbar waren. 

76. Vgl. zur Bedeutungsverschiebung der einzelnen Baumwollregionen in Deutschland G. Adelmann, 
Zur regionalen Differenzierung  der Baumwoll- und Seidenverarbeitung und der textilen Spezial-
fertigungen Deutschlands 1846-1907, in: ders., Vom Gewerbe zur Industrie im kontinentalen 
Nordwesteuropa. Gesammelte Aufsätze zur regionalen Wirtschafts- und Sozialgeschichte, Stutt-
gart 1986, 200-261. 
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Der Kampf  um die Bergbaufreiheit. 

Zur Geschichte der preußischen Bergrechtsreform von 1826 bis 1846 

Seit der intensiven Diskussion über Entwicklungsmuster und Stadien des Industrialisie-

rungsprozesses in Europa1, vor allem seit Alexander Gerschenkrons viel beachteter 

Studie über die Auswirkungen der wirtschaftlichen Rückständigkeit auf den Industriali-

sierungsverlauf in einigen europäischen Ländern,2 werden einige Denkfiguren stereo-

typ wiederholt, wenn die Industrialisierung in Deutschland charakterisiert und be-

schrieben wird: Deutschland, oder genauer gesagt, die Staaten des Deutschen Bundes 

und vorzugsweise Preußen, befanden sich in wirtschaftlicher Hinsicht gegenüber 

Großbritannien als dem "Pionierland der Industrialisierung"3 in einer Position des 

"Nachzüglers", weshalb spezifische Mechanismen entwickelt werden mußten, um die 

im Vergleich zu Großbritannien fehlenden Vorbedingungen der Industrialisierung zu 

substitutieren und den "great spurt" oder "take-off  in Gang zu setzen. Nach Gerschen-

kron fiel  vor allem dem Bankensystem die Rolle eines solchen Substitutionsfaktors 

zu.4 Zweitens wird betont, daß Großbritannien aufgrund seiner wirtschaftlich dominie-

renden Position von deutschen Unternehmern, Ingenieuren, ja sogar Staatsbeamten 

vielfach als Vorbild für  die eigene industrielle Entwicklung betrachtet wurde. Zahlrei-

che Studien berichten ebenso über "Industriespionage" und Forschungsreisen nach 

Großbritannien durch Unternehmer der deutschen Frühindustrialisierung wie über die 

Bedeutung englischer oder irischer Unternehmer und Investoren beim Aufbau von 

1. Im Hinblick  auf  den Anfang dieser Debatte siehe vor allem W.W. Rostow, The Stages of 
Economic Growth, New York 1967; ders. (Hg.), The Economics of Take-off  into Sustained 
Growth, London 1963 und die in diesem Sammelband enthaltenen Beiträge zum "Take-off in 
einigen europäischen Ländern sowie in den USA und Japan. 

2. A. Gerschenkron, Economic Backwardness in Historical Perspective, in: ders. (Hg.), Economic 
Backwardness in Historical Perspective. A Book of  Essays, Cambridge (Mass.) 1965, 13-25; 
ders., Wirtschaftliche  Rückständigkeit in historischer Perspektive, in: R. Braun u.a. (Hg.), 
Industrielle Revolution. Wirtschaftliche  Aspekte, Köln und Berlin 1972, 59-78. 

3. Siehe hierzu u.a. P. Mathias, The First Industrial Nation: An Economic History of Britain 
1700-1914, London 1969; Ph. Deane, The First Industrial Revolution, Cambridge 1965, sowie 
vor allem S. Pollard, Peaceful Conquest. The Industrialization of Europe 1760-1830, Oxford 
1981. Die Industrialisierung in vergleichender Perspektive sowie länderspezifische Entwick-
lungen wurden kürzlich diskutiert  in: D. Fisher, The Industrial Revolution, New York/London 
1992. 

4. Gerschenkron, Economic Backwardness, 18-20. 
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Hüttenwerken und Kohlenzechen in den ersten deutschen industriellen Regionen.5 

Drittens wird hervorgehoben, daß im Gegensatz zu Großbritannien in Deutschland der 

"schwerindustrielle Komplex" (Eisenbahnen, Hüttenwerke, Kohlenbergbau, Maschinen-

bau) die eigentliche Initialzündung für  die Industrialisierung in den 1840ern vermittel-

te. Nicht zuletzt die Rolle des Staates als Regulierungs- und Deregulierungsinstanz sei 

durch die verschiedenen Gesetzesreformen im Vormärz bis zur Gründung des Deut-

schen Kaiserreiches nicht nur für  den Durchbruch, sondern auch für Art und Ausmaß 

der deutschen Industrialisierung verantwortlich gewesen.6 Konzediert man, daß - wie 

Holtfrerich  nachweist - der Ruhrkohlenbergbau einer der entscheidenden Führungs-

sektoren der deutschen Industrialisierung war,7 muß die Frage gestellt werden, in 

welchem Umfang die staatliche Gesetzgebung für  diese Branche auf die Entwicklung 

des Kohlenbergbaus zurückwirkte. 

Vergegenwärtigt man sich, daß der Bergbau (und auch das Hüttenwesen) in der ersten 

Hälfte des 19. Jahrhunderts unter der Verwaltung und Kontrolle staatlicher Institutio-

nen und Organe stand,8 so scheint die These gerechtfertigt zu sein, daß die Entwick-

lung dieses Sektors an die jeweiligen Gesetzesänderungen und ihre Auswirkungen 

gekoppelt war. Art und Ausmaß der staatlichen Regulierung bilden unter diesem 

Blickwinkel eine entscheidende Determinante für  die Dynamik und das Entwicklungs-

potential des Bergbaus. Eine Aufarbeitung und Auseinandersetzung mit den Reformen 

des Bergrechts seit 1826 läßt daher erkennen, inwieweit der Staat über die gesetzlichen 

Veränderungen den Anstoß für  die Entwicklungsdynamik des Bergbaus gab, oder ob 

5. W.O. Henderson, Die Entstehung der preußischen Eisenbahnen 1815-1848, in: K.E. Born 
(Hg.), Moderne deutsche Wirtschaftsgeschichte, Köln/Berlin  1966, 137-150; ders., Thomas 
Mulvany - ein irischer Unternehmer im Ruhrgebiet 1806-1885, in: Kölner Vorträge zur Sozial-
und Wirtschaftsgeschichte, Heft  12, Köln 1970, 8 ff.; W. Weber, Industriespionage als techno-
logischer Transfer in der deutschen Früh Industrialisierung, in: Technikgeschichte, Heft  42, 
1975, 287-305; ders., Friedrich Harkort und der Technologietransfer zwischen England und 
Deutschland 1780-1830, in. W. Köllmann, W. Reininghaus u. K. Teppe (Hg.), Bürgerlichkeit 
zwischen gewerblicher und industrieller Wirtschaft. Beiträge zum 200. Geburtstag von Fried-
rich Harkort,  Dortmund 1994, 129-148. 

6. W.O. Henderson, The State and the Industrial Revolution in Prussia 1740-1870, Liverpool 
1958; HJ. Winkler, Preußen als Unternehmer, Berlin 1965; W. Fischer, Das Verhältnis von 
Wirtschaft  und Staat in Deutschland am Beginn der Industrialisierung, in: ders. (Hg ), Wirt-
schaft und Gesellschaft im Zeitalter der Industrialisierung, Göttingen 1972, 64f, 67-69. 

7. C.-L. Holtfrerich,  Quantitative Geschichte des Ruhrkohlenbergbaus im 19. Jahrhundert. Eine 
Führungssektoranalyse, Dortmund 1973. 

8. Das Bergwerks- und Hüttendepartement unterstand von 1809-1812 und von 1817-1833 dem 
preußischen Innenministerium, seit 1834 dem Finanzministerium und seit 1848 dem Handels-
ministerium. 
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der Staat nur auf sich immens verändernde ökonomische Rahmenbedingungen in 

einem der Führungssektoren der Industrialisierung via Gesetzgebung reagierte.9 

Die ältere Forschung zu den Bergrechtsreformen in Preußen neigt der ersten Sicht-

weise zu, ohne auf detaillierter Quellenbasis die Diskussionen und die Artikulation 

verschiedener Interessenlagen, die der Verabschiedung des Allgemeinen Berggesetzes 

von 1865 vorangingen, zu berücksichtigen.10 Die Bergrechtsreform wird daher aus 

Sicht der preußischen Staatsbürokratie als "eines der besten preußischen Gesetze", 

"von der Zeit seiner Entstehung bis heute als ein Gesetzgebungswerk ersten Ranges" 

oder als "Vorbild vieler in- und ausländischer Berggesetze" gefeiert,11 ohne daß die 

Vorgeschichte der Reformen, die den Diskurs über ihr Zustandekommen einschließlich 

der unterschiedlichen Interessen behandelt, bisher genauer untersucht worden wäre. In 

diesem Zusammenhang sind vor allem zwei Fragenkomplexe von besonderer Bedeu-

tung: Erstens gilt es zu klären, wer den Anstoß zu den Reformen gab, der Staat, der 

die unterschiedlichen Rechtsordnungen im Bergbau vereinheitlichen wollte, oder sich 

verstärkt artikulierende Interessengruppen von Bergbauunternehmern, die ihre Hand-

lungsautonomie und ihre Investitionsmöglichkeiten durch staatliche Reglementierungen 

9. Fischer neigt der Ansicht zu, daß die einzelnen Schritte der Bergrechtsreform von 1851-1865 
einen großen Impuls für die Entwicklung des Ruhrgebietes vermittelt hätten. Siehe W. Fischer, 
Das wirtschafts- und sozialpolitische Ordnungsbild der preußischen Bergrechtsrefom 1851-
1865, in: ders. (Hg.), Wirtschaft und Gesellschaft im Zeitalter der Industrialisierung, Göttingen 
1972, 140; ders., Die Bedeutung der preußischen Bergrechtsreform für  den industriellen 
Ausbau des Ruhrgebiets, in: ders. (Hg.), Wirtschaft  und Gesellschaft im Zeitalter der Industria-
lisierung, Göttingen 1972, 172-74. Dagegen sieht Holtfrerich in den großen Reformgesetzen für 
den Bergbau in den fünfziger und sechziger Jahren nur eine de-jure-Bestätigung faktisch schon 
bestehender Verhältnisse und kommt daher zu der Schlußfolgerung, "daß sich der private 
Bergbau den institutionellen Rahmen selbst geschaffen hat, den seine technischen und wirt-
schaftlichen Produktionsmöglichkeiten benötigten, auch wenn die Setzung dieses Rahmens de 
jure in die Kompetenz des Staates gehörte." Holtfrerich, Ruhrkohlenbergbau, 50. 

10. So konzentrieren sich die Arbeiten von Fischer zur Bergrechtsreform hauptsächlich auf die Zeit 
von 1851 bis zum Allgemeinen Berggesetz von 1865. Fischer, Ordnungsbild, in: ders. (Hg.), 
Wirtschaft  und Gesellschaft im Zeitalter der Industrialisierung, Göttingen 1972, 139-147; ders., 
Die Bedeutung, in: ders. (Hg.), Wirtschaft und Gesellschaft, 161-178; ders., Die Stellung der 
preußischen Bergrechtsreform von 1851-1865 in der Wirtschafts- und Sozial Verfassung des 19. 
Jahrhunderts, in: ders. (Hg.), Wirtschaft und Gesellschaft, 149-160; 

11. Fischer, Ordnungsbild, 146; Fischer, Die Stellung der preußischen Bergrechtsreform, 159. Der 
Autor vertritt hier die These, daß das Allgemeine Preußische Berggesetz sogar Vorbild für das 
japanische Bergrecht und das Bergrecht einiger südamerikanischer Staaten war. Siehe auch W. 
Schubert, Einleitung, in: ders. (Hg.), Gesetzrevision (1825-1848). II. Abteilung: Öffentliches 
Recht, Zivilrecht und Zivilprozeßrecht. Bd. 8, Bergrecht, 1. Halbband, Vaduz 1988, XVII. 
Siehe auch W. Friedrich, Die Entwicklung des Rechts der bergrechtlichen Gewerkschaft in 
Preußen von 1850 bis zum Ersten Weltkrieg, in: N. Horn u. J. Kocka (Hg.), Recht und 
Entwicklung  der Großunternehmen im 19. und frühen 20. Jahrhundert, Göttingen 1979, 190. 
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eingeengt sahen und auf eine umfassende Reform des Bergrechts und seine Anpassung 

an die veränderten ökonomischen Bedingungen drängten.12 In diesem Zusammenhang 

läßt sich ebenfalls klären, welche Punkte zwischen den vom preußischen Staat mit der 

Reform beauftragten Juristen und den Bergbauunternehmern als besonders strittig 

angesehen wurden. In einem zweiten Komplex, der stärker rechtshistorisch ausgerichtet 

sein sollte, müßte danach gefragt werden, an welchen Kriterien oder Vorbildern sich 

die einzelnen Entwürfe der Bergrechtsgesetze orientierten. Sahen die Juristen aus der 

staatlichen Bürokratie13 einerseits und die Bergbauunternehmer andererseits die Berg-

baugesetzgebung anderer Länder als vorbildlich und daher nachahmenswert für  die 

deutschen Staaten, speziell Preußen an, oder wurden hier spezifische, aus der Tradition 

der deutschen Bergrechtsgesetzge1 ung stammende Gedanken und Gesichtspunkte in 

den Gesetzentwürfen aufgegriffen  und den veränderten Zeitverhältnissen angepaßt? 

Wurden zum Beispiel die englischen Gesetze und Bestimmungen zur Regelung der 

Arbeitsverhältnisse als nachahmenswert für  den deutschen Fall empfunden oder 

spielten hier an der deutschen Tradition14 orientierte Gesichtspunkte eine größere 

12. W. Fischer, Konjunkturen und Krisen im Ruhrgebiet seit 1840 und die wirtschaftspolitische 
Willensbildung der Unternehmer, in: ders. (Hg.), Wirtschaft und Gesellschaft im Zeitalter der 
Industrialisierung, Göttingen 1972, 180. Holtfrerich vertritt dezidiert den Standpunkt,  daß eine 
zunehmende Artikulation von Untemehmerinteressen den Anstoß für die Bergrechtsrefom 
gegeben habe. Holtfrerich, Ruhrkohlenbergbau, 49f. Siehe zur Artikulation von Interessen der 
Gewerken an einer Reform des Bergrechts im Vormärz auch K. Tenfelde, Sozialgeschichte der 
Bergarbeiterschaft an der Ruhr im 19. Jahrhundert, Bonn 1977, 79-83. 

13. Maßgeblich an der Revision des Bergrechts waren folgende Juristen beteiligt: Ernst August 
Graf  von Beust (1783-1859), von 1816 bis Herbst 1840 Berghauptmann des Oberbergamtes 
Bonn, ab Herbst 1840 bis 1848 Oberberghauptmann und damit Leiter der Ministerialabteilung 
für  Bergwesen in Berlin; Karl Johann Bernhard Karsten (1782-1853), seit 1808 Bergrat in 
Oberschlesien, 1819-1838 Tätigkeit im Brandenburgischen Hauptbergdistrikt, seit 1821 darüber 
hinaus Leitung der Bausachen bei der Berghauptmannschaft in Berlin; Friedrich Reinhold 
Eugen Skalley (1785-Todesdatum unbekannt), u.a. 1815 Justitiar beim Finanzministerium, 1817 
Oberfinanzrat  im Innenministerium, außer Karsten in der Ministerialabteilung für  das Berg-
Hütten- und Salinenwesen maßgeblich mit der Bergrechtsreform befaßt, ab 1848-1859 Direktor 
und damit Leiter der Ministerialabteilung; Ludwig Ernst von Viebahn (1795-1877), 1833 
Direktor  des Stadt- und Landgerichts Brandenburg, 1837 Rat am OLG Münster, später Direktor 
des seit 1849 als Appelationsgericht fungierenden OLG Münster. Quelle: Schubert, Gesetzes-
revision, S. XXXV-XXXVI; Hermann Brassert (1812-1901), ab 1850 Justitiar des Bergamtes 
Siegen, ab 1855 Oberbergrat des Oberbergamtes Bonn. Gründete 1860 mit Heinrich von 
Achenbach die Zeitschrift für  Bergrecht. Ab Mitte 1864 Vortragender Rat im Handelsministeri-
um, ab Ende 1864 Berghauptmann und Direktor des Oberbergamtes in Bonn. Unter seiner 
Ägide und entscheidenden Mitwirkung wurden die Reformanstrengungen der Berggesetzgebung 
mit dem Allgemeinen Berggesetz vom 24. 6. 1865 erfolgreich abgeschlossen. Siehe Neue 
Deutsche Biographie, Bd. 2 (1955), 536f. 

14. Fischer, Die Stellung der preußischen Bergrechtsreform, 159. Die generellen Traditionslinien 
deutscher Wirtschaftspolitik  seit dem 18. Jahrhundert betont W. Abelshauser, Neuer Most in 
alten Schläuchen? Vorindustrielle Traditionen deutscher Wirtschaftspolitik im Vergleich mit 
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Rolle? Übernahm des Pionierland Großbritannien auch auf diesem Gebiet für  Deutsch-

land die Rolle eines Vorreiters oder folgte die Gesetzgebung und damit die Regulie-

rung des Führungssektors der deutschen Industrialisierung eigenen Traditionslinien und 

gesetzlichen Bestimmungen? In diesem Fall wäre die Bedeutung der eigenständigen 

Entwicklung des Bergbaus in der Industrialisierung, zumindest was die Frage der 

rechtlichen Regelungen und Bestimmungen betrifft,  relativ hoch zu veranschlagen. 

In der folgenden Studie soll dieser Frage in zwei Schritten nachgegangen werden: 

durch eine kurze Skizzierung der vor dem Allgemeinen Berggesetz von 1865 gültigen 

Bergordnungen und ihrer Bestimmungen; zweitens der Nachzeichnung der Reform-

anstrengungen, wobei vor allem die Gesetzesentwürfe aus den 1830ern im Vorder-

grund stehen. Eine kurze Zusammenfassung dieses Vergleichs bildet den Abschluß der 

Studie. 

I. Die Herausforderung:  Das Bergrecht in den alten Bergrechtsordnungen 

Verfolgt  man die Wirtschaftsgeschichte Preußens in der ersten Hälfte des 19. Jahrhun-

derts, so stellt man mit Erstaunen fest, daß bis zur Jahrhundertmitte innerhalb einer 

sich zusehends liberaler gestaltenden Wirtschaftsverfassung und Wettbewerbsordnung 

ein kompletter FührungsSektor der industriellen Entwicklung noch unter einer staatli-

chen Regulierung und überkommenen provinzialen Ordnungen stand, welche im 

wesentlichen aus der Zeit des Merkantilismus stammten. Bergbau und Hüttenindustrie 

blieben in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts von der Neuordnung der Wirtschafts-

und Sozialverfassung in Preußen ausgenommen.15 Am Anfang des 19. Jahrhunderts 

war das Verhältnis zwischen preußischem Staat und dem größten Teil des Ruhrkohlen-

bergbaus hauptsächlich durch die Vorschriften folgender Bergordnungen geregelt: der 

Kur-Kölnischen Bergordnung von 1699, der Jülich-Bergischen Bergordnung von 1719, 

der Revidierten Klevisch-Märkischen Bergordnung von 1766 und durch die Bestim-

England, in: D. Petzina u. J. Reulecke (Hg.), Bevölkerung, Wirtschaft,  Gesellschaft seit der 
Industrialisierung. Festschrift  für  Wolfgang Köllmann, Dortmund 1990, 117-132. 

15. C. Wischermann, Handlungsspielräume der frühindustriellen Unternehmerschaft zwischen 
Paternalismus und Liberalismus, in: W. Köllmann, W. Reininghaus u. K. Teppe, Bürgerlichkeit 
zwischen gewerblicher und industrieller Wirtschaft. Beiträge zum 200. Geburtstag von Fried-
rich Harkort,  Dortmund 1994, 90. Fischer meint im Hinblick auf  die Reformanstrengungen seit 
1851, daß "die Reform des Bergrechts somit als ein Nachschlag zu der Reform des Gewerbe-
rechts während der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts anzusehen" sei. Fischer, Ordnungsbild, 
138. Siehe auch ders., Die Stellung der preußischen Bergrechtsreform, 149, 159. 
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mungen des Allgemeinen Landrechts von 1794, die allerdings nur subsidiär zu den 

anderen Bergordnungen galten. Außerdem fand linksrheinisch das französische Berg-

gesetz von 1810 Anwendung.16 Alle preußischen Bergordnungen sowie das im All-

gemeinen Landrecht fixierte  Bergrecht hatten ihre Wurzeln im gemeinen sächsisch-

deutschen Bergrecht17, für  das vor allem die Regalität des Bergrechts18, das selb-

ständige Bergwerkseigentum, der Betriebszwang und die staatliche Direktion des 

Bergbaubetriebes kennzeichnend waren.19 Bezogen auf Preußen bedeutete dieses, daß 

nach den geltenden Bergordnungen der preußische Staat das Bergregal besaß, das ihm 

das Eigentum an allen Bodenschätzen verlieh, so daß der private Abbau von unter-

irdischen Bodenschätzen von seiner Genehmigung abhing. Nur wer vom preußischen 

Staat Schürfscheine und Mutungen erhielt, durfte Bergbau betreiben. In diesen Ord-

nungen war darüber hinaus das Direktionsprinzip verankert, welches aus dem Bergre-

gal abgeleitet und am extremsten in der Klevisch-Märkischen Bergordnung von 1766 

fixiert  wurde. Durch diese Rechtsfigur sicherte sich der Staat auch die wirtschaftliche 

Leitung der Bergbaubetriebe. Die staatlichen Institutionen und Organe - vor allem die 

Berg- und Hüttendepartements der jeweiligen Ministerien sowie die Bergämter -

regelten den Abbau der unterirdischen Kohlevorkommen, die Vergrößerung der 

16. Fischer, Die Stellung der preußischen Bergrechtsreform, 150; ders., Die Bedeutung der preußi-
schen Bergrechtsreform, 164; Friedrich, 191; Schubert, Einleitung, XVIII. Zur Entstehung und 
Entwicklung  des deutschen Bergrechts und der territorialen Bergordnungen vom 12. bis 18. 
Jahrhundert vgl. neuerdings W. Reininghaus, Landesherr, Staat und Bergbau im 12. bis 18. 
Jahrhundert. Entwicklungen in Mitteleuropa und ihr Einfluß  in Westfalen, in: Jb. des Vereins 
für  Orts- und Heimatkunde in der Grafschaft  Mark,  92, 1994, 43ff. 

17. In den Vorbemerkungen zum ersten Entwurf einer Revision des Bergrechts hieß es:"Das 
deutsche Bergrecht ist, seinem Ursprünge nach, darin verschieden von den übrigen Theilen des 
Rechts, daß es keine Grundlage in römischen oder anderen für Deutschland allgemein gültigen 
Gesetzen hat. Die Grundsätze des Bergrechts bildeten sich ursprünglich als Gewohnheitsrecht 
aus, dies wurde bei der Verbreitung des Bergbaues auf andere Gegenden mit übertragen und 
allmählig in einzelnen mehr oder minder vollständigen Bergordnungen gesammelt..." Vor-
bemerkung zu den Motiven zu dem von den Revisoren vorgelegten Entwurf eines allgemeinen 
preußischen Bergrechts und einer Instruktion zur Verwaltung des Berg-Regals, abgedr. in: 
Schubert, Gesetzesrevision, 93. 

18. In den Motiven zu dem von den Revisoren vorgelegten Entwurf eines allgemeinen preußischen 
Berggesetzes wird die Rechtsfigur des Bergregals wiefolgt abgeleitet:"Das Bergregal selbst, ist 
in Deutschland seit vielen Jahrhunderten historisch begründet und in den Reichsgesetzen als 
den Reichsfürsten zustehend anerkannt...Motive, abgedr. in Schubert, Gesetzesrevision, 101. 

19. Schubert, Einleitung, XVIII; Tenfelde, Sozialgeschichte, 63. 
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Produktionskapazitäten, den Produktenverkauf und die Preisfestsetzung, das Rech-

nungswesen und die Arbeitsverhältnisse.20 

Die privaten Anteilseigner der Kohlenzechen - bis in die 1850er hinein fast ausschließ-

lich die Kuxbesitzer21 - trugen das finanzielle Risiko ihres Kapitaleinsatzes, welches 

jedoch dadurch verringert wurde, daß die Bergbehörden den Bergbautreibenden 

erfahrene Fachleute zur Führung und Beratung der Betriebe zur Verfügung stellte. 

Darüber hinaus wurde die Preisgestaltung durch die Bergbehörden so gehandhabt, daß 

für  den Absatz der Gruben unterschiedliche Preise festgesetzt wurden, wodurch die 

Absatzchancen der ungünstig gelegenen Zechen gegenüber den günstig gelegenen aus-

geglichen wurden.22 Der Besitz von Anteilsscheinen an einer Kohlenzeche - die Kuxe 

- berechtigte also nicht zur selbständigen Geschäftsführung, sondern verlieh seinem 

Inhaber im wesentlichen nur das Recht der Ausbeute - d.h. der Gewinnabschöpfung -

in konjunkturell guten Jahren und die Pflicht  zur Zubuße, wenn die Ertragslage der 

Zeche schlecht und es zu Verlusten gekommen war, oder wenn die benötigten finan-

ziellen Mittel für  beabsichtigte Erweiterungsinvestitionen nicht aus den Gewinnen der 

Bergbaugesellschaft aufgebracht werden konnten.23 

Der Ausschluß der Kapitaleigner von der Geschäftsführung der Zechen und die 

exklusive Leitung der Bergbaubetriebe durch die Staatsorgane wurde bereits vor 

Aufnahme der Gesetzesreform zusehends zum Streitpunkt zwischen Bergbehörden und 

Kuxbesitzern. Die erste massive Auflehnung rheinischer Gewerken gegen den preußi-

schen Dirigismus datiert bereits aus dem Jahre 1803.24 Die Gewerken konnten dabei 

als Argument anführen, daß schon im Allgemeinen Landrecht vorgesehen war, daß 

"bei Beschließung wichtiger Vorrichtungen, welche mit erheblichen Kosten verbunden 

20. H.-D. Krampe, Der Staatseinfluß auf  den Ruhrkohlenbergbau von 1800 bis 1865, Köln 1961, 
17ff;  Max Schulz-Briesen, Der preußische Staatsbergbau im Wandel der Zeiten, 1. Bd., Berlin 
1932, 26ff; M. Reuss, Mittheilungen aus der Geschichte des königlichen Oberbergamtes zu 
Dortmund und des niederrheinisch-westfälischen Bergbaus, in: ZfdBHuSw, Bd. 40, 1892, 
31 Iff;  Holtfrerich ,  Ruhrkohlenbergbau, 26f;  Fischer, Die Bedeutung der preußischen Berg-
rechtsreform,  164f. 

2). Zur Funktion  und Gestaltung der bergrechtlichen Gewerkschaft siehe Friedrich, Bergrechtliche 
Gewerkschaft in Preußen, vor allem 191-194 

22. Krampe, 20, 68ff;  Fischer, Die Bedeutung der preußischen Bergrechtsreform, 165. 

23. Krampe, 50. 

24. Tenfelde, Sozialgeschichte, 79. 
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sind, jedesmal der Beliehene zuzuziehen ist.."25 Am 13. 2. 1932 wurde die Auslegung 

dieser Bestimmung dergestalt erweitert, daß die Königlichen Reviergeschworenen die 

Weisung erhielten, beim Entwurf eines Betriebsplans für  die Kohlenzechen die Ge-

werken und Steiger hinzuzuziehen.26 

Den ersten entscheidenden Schritt zur Aufweichung eines rigide angewandten Direk-

tionsprinzips und den ersten Erfolg  der Bergbauunternehmer in ihrem Ringen um mehr 

Selbständigkeit und mehr Handlungautonomie gegenüber den Bergbehörden markierte 

jedoch 1826 der Abschluß eines mehr als zehn Jahre dauernden Kampfes der Gewerk-

schaft der Zeche SchÖlerpad, ihr Gesuch auf Abteufen eines Tiefbauschachtes zu 

bewilligen. Der preußische König, dem das Anliegen nach der Ablehnung durch die 

Bergämter, dem westfälischen Oberpräsidenten und dem Staatsministerium vorgetragen 

wurde, verfügte, daß man einer einzelnen Zeche nicht ein Monopol einräumen dürfe, 

indem man benachbarten einen Tiefbauschacht versage.27 Von diesem Zeitpunkt an 

zeigten sich die Bergämter und andere Behörden etwas nachsichtiger gegenüber den 

Investitionswünschen der privaten Zechenunternehmer, wenn diese nur mit genügender 

Hartnäckigkeit ihre Anliegen vorbrachten.28 

Die privaten Bergbauunternehmer, ermuntert durch den Erfolg  der Zeche Schölerpad, 

forderten von diesem Punkt an immer eindringlicher eine Reform der Eigentums-

verhältnisse im Ruhrbergbau. Weniger die Regelung der Arbeitsverhältnisse, sondern 

mehr ein größeres Maß an Handlungsautonomie bei der Betriebsführung und den an-

stehenden Investitionen bildete die zentrale Forderung der Unternehmer wie Haniel, 

Harkort, Stinnes oder Grillo. Uneingeschränkte Dispositionsgewalt über Eigentum und 

Unternehmen lautete ihre zentrale Forderung.29 

25. Allgemeines Landrecht Teil II, 16. Tit. Paragraph 82-83. 

26. Krampe, 51, 55; Fischer, Die Bedeutung der preußischen Bergrechtsreform, 167. 

27. H. Spethmann, Der Tiefbau der Zeche Schölerpad im Kampf gegen das Direktionsprinzip, in: 
Bergfreiheit,  Jg. 1952, Heft 6; ders., Franz Haniel, sein Leben und seine Werke, Duisburg 
1956, 159 ff; Fischer, Die Stellung der preußischen Bergrechtsreform, 152; ders., Die Bedeu-
tung der preußischen Bergrechtsreform, 168. 

28. Fischer, Die Bedeutung der preußischen Bergrechtsreform, 168; Holtfrerich,  Ruhrkohlen-
bergbau, 28. 

29. Wischermann, Handlungsspielräume, 91. 
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Die lange Zeit eher behutsam geführte Reformdebatte schlug um 1830 in einen 

offenen  Streit um, als einerseits Friedrich Harkort,30 Wortführer der Anhänger des 

Freibaus im Bergbau, und andererseits Verfechter des Direktionsprinzips (vor allem 

der Oberbergamtsdirektor Bölling und der Wittener Gewerke Berger) öffentlich,  das 

heißt in einschlägigen Zeitschriften, kontrovers ihre Argumente pro und contra Direk-

tionsprinzip oder Freizügigkeit der Betriebsführung vorbrachten.31 

Die statisch-merkantilistisch ausgerichteten Wirtschaftsordnenden Vorstellungen von 

Gewerken wie Berger oder konservativen Beamten der Bergämter gerieten aber in den 

folgenden Monaten zunehmend in die Defensive. Der Trennung Belgiens von Holland 

folgte die Aussperrung belgischer Kohle vom holländischen Markt und dessen Öffnung 

für  die Ruhrkohle. Die daraus resultierende große Nachfrage nach Kohle überforderte 

die existierenden Förderkapazitäten und veranlaßte die Bergbehörden, neue Förder-

möglichkeiten freizugeben und die Bergbauunternehmer zu ermuntern, den Tiefbau 

auszudehnen. Die günstige Konjunktur und die Zeitumstände erleichterten es daher 

Männern wie Harkort, Anträge auf selbständige Unternehmensführung im westfäli-

schen Provinziallandtag zu stellen32, oder Gewerken wie Franz Haniel, vom west-

fälischen Oberpräsidenten von Vincke Klarheit über die künftigen Abgaben und 

Steuern der Gewerkschaften zu verlangen.33 

30. Zur Geschichte der Familie Harkort siehe W. Köllmann, Friedrich Harkort,  Bd. 1: 1793-1838, 
Düsseldorf 1964, sowie die Beiträge, die vor kurzem in dem Sammelband: Bürgerlichkeit 
zwischen gewerblicher und industrieller Wirtschaft. Beiträge zum 200. Geburtstag von Fried-
rich Harkort,  hg. von W. Köllmann, W. Reininghaus u. K. Teppe, Dortmund 1994, publiziert 
worden sind. 

31. Wischermann, Handlungsspielräume, 91; Tenfelde, Sozialgeschichte, 80f. Berger, ein Ver-
fechter und Vertreter des Stollenbergbaus, sah durch ein größeres Maß an unternehmerischer 
Handlungsautonomie und freier  Konkurrenz  sein unter der Obhut der Bergbehörden austariertes 
Netz von wirtschaftlichen Beziehungen gefährdet. Folgerichtig sah er in der freien Konkurrenz 
ein ökonomisches Schreckgespenst mit verheerenden Folgen und lehnte den sogenannten 
Freibau, bei dem die Bergbautreibenden und nicht wie bisher die Bergbehörde die Förder-
menge festsetzen sollten, entschieden ab. Zum Umfeld der Debatte zwischen Harkort, Berger 
und Bölling sowie ihrer Verortung im wirtschaftspolitischen Diskurs des rheinisch-westfäli-
schen Wirtschaftsbürgertums siehe R. Boch, Grenzenloses Wachstum? Das rheinische Wirt-
schaftsbürgertum und seine Industrialisierungsdebatte 1814-1857, Göttingen 1991, 132-37; 
ders., Das bergisch-märkische Wirtschaftsbürgertum  1814-1840: Von der begrenzten Gewer-
beentwicklung zur entfesselten Industrie, in: W. Köllmann,  W. Reininghaus u. K. Teppe (Hg.), 
Bürgerlichkeit  zwischen gewerblicher und industrieller Wirtschaft. Beiträge zum 200. Geburts-
tag von Friedrich Harkort,  Dortmund 1994, 33-35. 

32. Tenfelde, Sozialgeschichte, 81; Köllmann, Friedrich Harkort,  172ff.,  179. 

33. Tenfelde, Sozialgeschichte, 81; Spethmann, Haniel, 200f. 
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Sowohl für  die preußische Ministerialbürokratie als auch für die Bergbehörden er-

wuchs aus diesen wie auch aus anderen Beschwerdebriefen und Petitionen von Gewer-

ken die Notwendigkeit, sich eingehend mit einer Reform des Bergrechts befassen zu 

müssen. Schließlich gab noch ein anderer ökonomischer "Sachzwang" den Anstoß für 

Reformanstrengungen. Die rigide Anwendung des Direktionsprinzips wurde bereits vor 

der offiziellen  Beseitigung erheblich dadurch durchlöchert, daß seit dem Erlaß der 

Instruktionen für  die Königlichen Reviergeschworenen vom 13. 2. 1932 bei der Fest-

setzung der Preistaxe sowie bei deren Einhaltung immer häufiger die Wünsche und 

Forderungen der Gewerken gehört und berücksichtigt werden mußten. Den Berg-

beamten gelang es trotz aller Sachkunde angesichts des sich zunehmend ausweitenden 

Absatzgebietes seit Ende der 1820er immer weniger, den Überblick über das Markt-

geschehen in seiner ganzen Weite zu behalten. Die Festsetzung der Preistaxen gestalte-

te sich daher in den 1830er de facto langsam zur Annahme des Mehrheitsbeschlusses 

der Gewerken,34 was deren Stellung gegenüber den Bergbehörden natürlich stärkte. 

Veränderte wirtschaftliche Rahmenbedingungen und ein daraus abgeleiteter erweiterter 

Handlungsspielraum für  die Bergbauunternehmer gaben daher einen entscheidenden 

Anstoß für  eine Reform der Berggesetzgebung, selbst wenn man den Plan der Ministe-

rialbürokratie, die unterschiedlichen Berg Ordnungen zu vereinheitlichen, in seinem 

Gewicht nicht zu gering veranschlagen darf. 

II. Die Reaktion des Staates: die Reformanstrengungen von 1826 bis 1846 

Am Beginn der 1830er zeigte sich somit ein zunehmendes Konfliktpotential, welches 

sich infolge von veränderten ökonomischen Rahmenbedingungen einerseits sowie nur 

ansatzweise durchgeführten Reformen im Kohlenbergbau andererseits verdichtet hatte. 

Die Bestrebungen nach einer grundlegenden Neuordnung der Rechtsverhältnisse im 

Bergbau gewannen daher an Intensität. Im Zentrum des Interesses der preußischen 

Staatsregierung stand jedoch zunächst der Wunsch, das Recht in allen preußischen 

Territorien zu vereinheitlichen. Daher sollte das Allgemeine Landrecht generell einer 

Revision unterzogen werden. Im Zuge der angestrebten umfassenden Reform hatten 

Justiz- und Innenministerium bereits 1826 den Auftrag erhalten, auch eine Neufassung 

der bergrechtlichen Teile des Landrechts auszuarbeiten. Dabei zeigte sich jedoch bald, 

daß auch die diversen und divergierenden Bergordnungen in die Revision mit ein-

bezogen werden mußten, wenn das Ziel einer Vereinheitlichung des Bergrechts tat-

34. Krampe, 89. 
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sächlich realisiert werden sollte. Die Bearbeitung des Bergrechts mit dem Ziel einer 

Vereinheitlichung wurde daher einer speziellen Kommission übertragen.35 Erschwe-

rend kam hinzu, daß die Revisionsarbeiten nur schleppend vorankamen, selbst als die 

ersten Entwürfe eines neuen Berggesetzes, welche vom Innenministerium ausgearbeitet 

worden waren, zur Diskussion standen. Der preußische Justizminister Kamptz übertrug 

daher die Revisionsarbeiten dem Arnsberger Hofgerichtsrat von Viebahn, der unter 

Mitarbeit der Finanzräte Karsten und Skalley aus der Bergwerks- und Hüttenabteilung 

des Innenministeriums bis 1833 einen erneuten Reformentwurf ausarbeitete. Dieser 

Entwurf  sah vor, daß trotz Beibehaltung des Bergregals das Direktionsprinzip erheb-

lich abgeschwächt werden sollte. Im übrigen beruhte diese Vorlage weitgehend auf 

den Grundsätzen des deutschen gemeinen Bergrechts und sollte auch in den links-

rheinischen Gebieten gelten. Bezüge oder eine bewußte Auseinandersetzung mit dem 

englischen Bergrecht fehlten völlig. Das englische Bergrecht, das auf einer weitgehend 

kasuistischen Anwendung von bergrechtlichen Bestimmungen und einer privatrecht-

lichen Regelung des Bergbaubetriebs und des Verhältnisses sowohl zwischen Grund-

besitzer und Bergbautreibendem als auch zwischen diesem und den Bergarbeitern 

beruhte,36 wurde aufgrund seiner völlig andersgelagerten Bestimmungen von der 

preußischen Ministerialbürokratie gar nicht erst als Muster für  ein revidiertes Berg-

gesetz angesehen. 

Sollte das neue Berggesetz jedoch auch linksrheinisch Gültigkeit haben, so war eine 

Auseinandersetzung mit dem französischen Berggesetz vom 21. April 1810 notwen-

dig,37, welche in dem Entwurf von 1833 in extenso geleistet wurde.38 Als besonders 

problematisch sahen es die mit der Revision beauftragten Juristen an, daß der Grund-

satz des Bergregals des Staates über bestimmte Mineralien im französischen Berg-

35. Fischer, Die Stellung der preußischen Bergrechtsreform, 151; ders., Die Bedeutung der preußi-
schen Bergrechtsreform, 168. 

36. Zur Verfaßtheit  der rechtlichen Bestimmungen im englischen Bergbau in der ersten Hälfte des 
19. Jahrhunderts siehe M.W. Flinn, The History of the British Coal Industry, Vol. 2: 1700-
1830: The Industrial Revolution, Oxford  1984, 36-49; N. Buxton, The Economic Development 
of  the British Coal Industry, London 1978, 33-40. 

37. Fischer, Die Bedeutung der preußischen Bergrechtsreform, 169; ders., Das wirtschafts- und 
ordnungspolitische Ordnungsbild, 141. 

38. In dem Entwurf  hieß es u.a.:"Bei der Entwerfung eines allgemeinen Bergrechts für sämtliche 
Provinzen des preußischen Staates, wird besonders die Frage in Erwägung kommen: ob dies 
für  die Provinzen der westlichen Rheinseite, in welchen die französische Gesetzgebung besteht, 
ohne besondere Modifikationen erlassen werden kann..." Motive zu dem von den Revisoren 
vorgelegten Entwurf, abgedr. in Schubert, 237. 
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gesetz explizit nicht verankert war, so daß eine Harmonisierung der unterschiedlichen 

Rechtspositionen schwierig schien. Ein Abrücken vom Bergregal wurde in Erwägung 

gezogen, dann aber wieder verworfen. Gelöst wurde das Problem, indem man das 

Recht das französischen Staates, allein die Konzession für  den Bergbau zu erteilen, 

seiner Rechtsnatur dem deutschen Bergrecht als gleichgerichtet ansah.39 

Einen anderen wesentlichen Unterschied zu den bisher geltenden Bergordnungen in 

Preußen bildete das Fehlen der Rechtsfigur der Bergbaufreiheit, welche einerseits dem 

Regalherren erlaubte, auch auf fremden Grund und Boden Bergbau zu betreiben, 

andererseits jedem Dritten gestatte, Mineralien nach den vom Regalherren aufgestellten 

Bedingungen aufzusuchen und abzubauen, sofern ihm der Regalherr die Bergbau-

berechtigung erteilt hatte. Das französische Recht sah dagegen vor, daß nur der 

Inhaber der vom Staat erlassenen Konzession Bergbau betreiben durfte, nicht der-

jenige, der die Mineralien tatsächlich durch Muten und Schürfen gefunden und abge-

baut hatte. Die mit der Revision des Bergrechts beauftragten Juristen sprachen sich in 

diesem Punkt eindeutig für  die Beibehaltung der aus dem deutschen Recht abgeleiteten 

Rechtsfigur der Bergbaufreiheit aus, wobei sie sich offenkundig von dem Gedanken 

leiten ließen, daß jeder, der Mineralien aufgefunden und erschürft hatte, potentiell in 

die Lage versetzt werden sollte, Bergbau zu betreiben. Mögliche Investoren sollten 

durch ein kompliziertes Konzessionssystem, so wie es in Frankreich herrschte, nicht 

davor abgeschreckt werden, Schächte zu errichten und Kohle zu fördern, um dadurch 

dem Bergbau in Preußen generell zum Aufschwung zu verhelfen.40 

Während die Rechtsfiguren des Bergregals und der Bergbaufreiheit damit weiter gelten 

sollten, sah der Entwurf vor, daß die Bergbehörden in ihren Kompetenzen erheblich 

39. In den Motiven für  den Entwurf  hieß es dazu:"....Der Grundsatz des Bergregals des Staates 
über bestimmte Mineralien, ist im französischen Bergrecht nicht ausdrücklich angesprochen ... 
nach Tit. II Art. 5 und 12 kann Niemand, auch nicht der Eigenthümer, ein Bergwerk ohne 
Konzession des Staates anlegen, und dieser kann sie eben sowohl dem Eigenthümer, als einem 
Dritten ertheilen... Er <der Staat, H.W>...kann durch Konzession und Permession unbedingt 
über die Benutzung der Mineralien entscheiden. Das deutsche Bergrecht erfordert hierzu die 
Belehnung, es tritt also hier eine Verschiedenheit nur in den Namen, nicht im Prinzip ein, und 
diese kann sehr wohl durch den Ausdruck: Verleihung, welcher im Entwürfe gewählt ist, 
ausgeglichen werden..." Motive zu dem von den Revisoren vorgelegten Entwurf, 239. 

40. In den Motiven hieß es zu diesem Punkt:"Der deutschrechtliche Grundsatz, der Freierklärung 
des Bergbaues ist in das französische Gesetz nicht aufgenommen, dasselbe kennt deshalb auch 
keine bestimmten Rechte des Schürfers und des ersten Finders...Der Billigkeit und der all-
gemeinen Beförderung des Bergbaues sind aber die deutschen Grundsätze angemessener; der 
Schürfer  ist durch bestimmte Rechte für  seine Bemühungen belohnt, gegen Willkür geschützt, 
und auch der wenig Bemittelte nicht von dem Bergbau ausgeschlossen...." Motive, 241. 
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beschnitten werden sollten. Statt das Bergwerkseigentum für  die Gewerken direkt zu 

verwalten, sollten sie sich darauf beschränken, eine Oberaufsicht über den privaten 

Bergbau zu führen und den Betrieb des Bergbaus nach den Regeln der Bergbaukunde 

und den bergpolizeilichen Regelungen zu überwachen. Statt des Direktions- wurde 

damit das Inspektionsprinzip in diesem Entwurf bereits angestrebt.41 

Die Bergämter und ihre Beamten protestierten energisch gegen diesen Passus und 

hielten an ihrer Meinung fest, daß der Staat die Leitung des Bergbaus auf keinen Fall 

aus der Hand geben dürfe. "Die Gewerken seien nicht in der Lage, ihren Gruben-

betrieben selbst vorzustehen," urteilte das Oberbergamt Dortmund noch 1838 in einer 

Stellungnahme zu dem Entwurf und gab damit die Auffassung der Bergbehörden 

wieder, die im ganzen 18. Jahrhundert gegolten hatte.42 

Der Entwurf wurde 1835 unter Beibehaltung seiner Grundprinzipien durch von Vie-

bahn noch einmal umgearbeitet. Dennoch stieß er im Staatsministerim auf erhebliche 

Bedenken, so daß beschlossen wurde, die Oberbergbehörden gutachterlich zu dem 

überarbeiteten Entwurf zu hören. Nachdem diese ihre Stellungnahmen abgegeben und 

sich mehrheitlich dafür ausgesprochen hatten, das Direktionsprinzip sogar zu ver-

schärfen, entschied das Staatsministerium 1841, dieses Prinzip aufrechtzuerhalten und 

die Vorschläge des Entwurfs von 1833 nicht weiterzuverfolgen. Statt dessen wurde 

1841 eine neue Vorlage erarbeitet, die an die Provinziallandtage überwiesen und von 

Mai 1845 bis Dezember 1846 von einer Kommission für  die Gesetzesrevision umge-

arbeitet wurde. Diese Kommission beschloß, an der auch in dieser Vorlage wieder 

verankerten Rechtsfigur des Direktionsprinzips - wenn auch etwas abgeschwächt -

festzuhalten und die diesbezüglichen Vorschläge des Entwurfs von 1833 endgültig zu 

verwerfen. 1846 wurde die Vorlage vom Staatsministerium als Entwurf für  ein all-

gemeines Berggesetz gebilligt und vom König einer Intermediatskommission zur 

weiteren Beratung überwiesen, die ihre Arbeit aber bis zur Revolution vom März 1848 

noch nicht aufgenommen hatte. Die Anstrengungen um eine wirkliche Reform des 

Berggesetzes waren nicht nur ins Stocken geraten, sondern durch die bornierte Haltung 

der Bergbehörden, die ihre Machtstellung noch einmal ausspielen konnten, auf das 

41. Siehe hierzu Vorbemerkungen zu den Motiven, abgedr. in Schubert, Gesetzesrevision, 97-99; 
Motive, Absatz 63, 64, 69 und 70. 

42. Zitiert nach Fischer, Die Stellung der preußischen Bergrechtsreform, 152; Krampe, 21. 
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Abstellgleis geraten. Einen neuen Impuls erhielten die Reformbemühungen erst wieder 

nach der Revolution von 1848.43 

III. Die weiteren Reformen bis zum Allgemeinen Berggesetz 

Werfen wir einen kurzen Blick auf die weitere Reform der Berggesetzgebung bis zum 

Allgemeinen Berggesetz von 1865. Kann man die Zeit von 1820 bis 1851 als eine 

Phase einer langsam zunehmenden Selbständigkeit der privaten Bergbauunternehmer 

in der Betriebsleitung betrachten, so bildeten die folgenden Anschlußgesetze den ersten 

entscheidenden Durchbruch hin zur vollen selbständigen Leitung der Zechenbetriebe 

durch ihre Eigentümer und zur Ablösung des Direktionsprinzips. Die Aufgaben der 

Bergbehörden beschränkten sich fortan auf die Überwachung der Sicherheitsbestim-

mungen, auf die Einstellung, Verlegung und Entlassung nicht mehr aller Bergarbeiter, 

sondern nur noch der Knappschaftsgenossen und auf die Festsetzung der Normallöhne, 

die den Knappschaftsmitgliedern von den Bergbauunternehmern als Mindestlöhne 

gezahlt werden mußten.44 

Die wichtigsten Etappen auf diesem Weg seien kurz erwähnt: das Miteigentümergesetz 

von 1851, welches den Gewerken und ihren Repräsentanten ein größeres Maß an Mit-

sprache bei der Betriebsleitung zusicherte, das Knappschaftsgesetz von 1854, welches 

die Kompetenzen und Aufgaben der Knappschaften für  den gesamten preußischen 

Staat einheitlich regelte, das Freizügigkeitsgesetz von 1860, welches einerseits den 

Berg- und Hüttenarbeitern die Freizügigkeit zusicherte und den Abschluß von Arbeits-

verträgen zwischen Bergwerkseigentümern und Bergleuten dem "freien Übereinkom-

men" überließ, andererseits den Bergbehörden nur noch eine Aufsichtsfunktion über 

die Bergbaubetriebe zubilligte, sowie das Gesetz über die Kompetenz der Bergämter, 

welches 14 Bergbehörden aufhob und ihre Befugnisse auf die Oberbergämter übertrug, 

die fortan für  die Verleihung der Bergbaugerechtsame und die Überwachung der berg-

polizeilichen Vorschriften verantwortlich waren.45 

43. Schubert, Einleitung, S. XX. 

44. Holtfrerich,  Ruhrkohlenbergbau, 29. 

45. Fischer, Das wirtschafts- und sozialpolitische Ordnungsbild, 140; ders., Die Bedeutung der 
preußischen Bergrechtsreform, 171; Schubert, Einleitung, XXXI-XXXIII; Friedrich, 192. 
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Nach diesen erlassenen Gesetzen erhielten die Bergbaubehörden weiterhin das Recht 

auf Verleihung der Grubenfelder, ohne daß der Staat ihnen ein Auswahlrecht unter den 

Bewerbern zugestand. Allerdings verzichteten die Bergbehörden darauf, daß der 

Bergbauunternehmer seine von ihm aufgespürten Lagerstätten "auf  Augenschein hin 

zu entblößen hatte", das heißt, Mutungsschächte anlegen mußte. Vielmehr gingen die 

Bergämter jetzt dazu über, Felder zu verleihen, die nur durch Bohrlöcher und nicht 

mehr "auf  Augenschein" hin erschürft worden waren, was für die Bergbauunternehmer 

eine erheblich Kosten- und Risikominimierung bedeutete und nicht zuletzt der Grund 

für  die gestiegene Investitionsfreude im Bergbau in den fünfziger  Jahren war.46 

Den Schlußpunkt aller Liberalisierungsbemühungen und Reformen im Bergbau bildete 

des "Allgemeine Preußische Berggesetz" vom 24. 6. 1865, welches alle bis dahin noch 

geltenden Bergordnungen ablöste und die schon faktisch existierende Freierklärung des 

Bergbaus garantierte. Die wirtschaftliche Selbständigkeit der Betriebe und die uneinge-

schränkte Handlungsautonomie der Unternehmer wurde bis 1914 im wesentlichen 

unverändert durch dieses Gesetz festgeschrieben.47 

IV. Resümee: Vorbild Großbritannien? 

An dieser Stelle ein kurzes Fazit. An den Reformen der Berggesetzgebung in Preußen 

lassen sich exemplarisch sowohl divergierende Interessenlagen einzelner Fraktionen 

des frühindustriellen Unternehmertums als auch die Konflikte  zwischen nach Hand-

lung sautonomie strebenden Bergbauunternehmern und der preußischen Bürokratie 

ablesen. Die Unternehmer des Bergbaus waren sich nach 1816 keinesfalls einig, 

welche ordnungspolitischen Konzepte im Bergbau weiter angewandt werden sollten. 

Während eine Fraktion zunächst durchaus die Beibehaltung einer starken staatlichen 

Kontrolle via Direktionsprinzip ausdrücklich befürwortete, forderte eine andere mit 

Nachdruck die völlige Dispositionsgewalt über Eigentum und Betrieb. Mit dem 

Anziehen der Konjunktur in den dreißiger Jahren wuchs aber der Druck derjenigen 

Bergbauunternehmer, welche die Freilassung dieser Branche aus der staatlichen 

Reglementierung forderten, auf die Bergbehörden und die Ministerialbürokratie, 

welche diesem Druck nicht länger standhalten konnten. Schrittweise wurde nicht nur 

46. Holtfrerich,  Ruhrkohlenbergbau, 30. 

47. Holtfrerich,  Ruhrkohlenbergbau, 30. 
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ab Mitte der dreißiger Jahre das Direktionsprinzip unterminiert, sondern via Gesetz-

gebung eine Reform des Bergrechts angestrebt. Auffällig  ist dabei, daß in den 1830ern 

liberalere Reformentwürfe aus der Ministerialbürokratie am Widerstand der Berg-

behörden scheiterten, die als letzte Bastionen des "gesonderten Bergwerksstaates"48 

noch einmal ihre Machtposition demonstrieren konnten. Nicht zuletzt ihre Haltung war 

für  den schleppenden Verlauf des Reformprojekts verantwortlich, das erst unter 

veränderten ökonomischen und politischen Rahmenbedingungen in den sechziger 

Jahren verwirklicht werden konnte. 

Unter diesem Blickwinkel erscheint der preußischen Bergbau, mit seinen merkantilisti-

schen staatlichen Regulierungsinstanzen als ein Relikt einer noch "vorkapitalistisch" 

geprägten Wirtschaftsverfassung. Die in der Literatur so oft beschworene Position 

Preußens und der Staaten des deutschen Bundes als "Nachzügler der Industrialisie-

rung" gegenüber dem Pionierland Großbritannien läßt sich bis in die Mitte des 19. 

Jahrhunderts im Bergbau durchaus konstatieren. Andererseits muß in Rechnug gestellt 

werden, daß sich die rechtliche Verfaßtheit des Bergbau mit seinen seit langem 

tradierten Rechtsfiguren nicht ohne gravierende Widerstände seitens der preußischen 

Regierung, vor allem aber der Bergbehörden in einem Zug ändern ließ. Diese Erkennt-

nis findet sich auch bei allen mit der Revision beauftragten Juristen. Daher überrascht 

es nicht, daß bei den Beratungen über die Bergrechtsreform Großbritannien mit seiner 

gänzlich anders gelagerten rechtlichen Verfaßtheit des Bergbaus keinesfalls als Vorbild 

für  den deutschen Entwicklungsweg diente. Selbst die reformerisch orientierten 

Juristen erkannten die Notwendigkeit, daß in diesem FührungsSektor der Industrialisie-

rung trotz der Liberalisierung und Beseitigung staatlicher Reglementierungen dennoch 

tradierte rechtliche Kodifikationen beibehalten werden mußten. Das englische Modell 

von wirtschaftsordnenden Bestimmungen schien ihnen daher von vornherein nicht als 

nachahmenswert. Die Widerstände gegen die zögernd liberaleren Reformentwürfe aus 

den dreißiger Jahren dokumentieren, daß die mit der Gesetzesrevision beauftragten 

Juristen in ihrer Einschätzung richtig lagen. Großbritannien als ordnungspolitisches 

Vorbild für  die Reform der preußischen Bergrechtsgesetzgebung konnte daher keine 

Wirkungsmacht entfalten. 

48. W. Weber, Innovationen im frühindustriellen deutschen Bergbau und Hüttenwesen. Friedrich 
Anton von Heynitz, Göttingen 1976, 236. 
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Der "Latecomer" lernt. 

Der "Peel's Act" und die preußische Währungsgesetzgebung 

im Zeitalter der Industrialisierung 

Alexander Gerschenkrons Theorie der Industrialisierung unter den Bedingungen 

relativer Rückständigkeit ist - obwohl vielfach und insbesondere in seiner empirischen 

Fundierung oftmals auch zurecht kritisiert - bis heute der Ausgangspunkt für  die 

international vergleichende Industrialisierungsgeschichtsforschung schlechthin. Nach 

dieser Theorie bestimmt wesentlich der Grad der Rückständigkeit1 eines "Schwellen-

landes" gegenüber den führenden Industrienationen den Weg einer erfolgreichen nach-

holenden Industrialisierung: je rückständiger ein Land ist, desto mehr Bedeutung 

kommt der Produktionsgüter- und der Großindustrie zu. Die Voraussetzung für  den 

Aufbau solcher kapitalintensiver Industrien in einem rückständigen Land ist eine 

extrem hohe Kapitalbildungsrate, wodurch notwendigerweise gleichzeitig das Konsum-

niveau der Bevölkerung auf ein entsprechend niedriges Niveau gedrückt werden muß. 

Um diesen Sprung von einem Agrarland in den Kreis der entwickelten Industrieländer 

zu schaffen, sind - so die Kernthese von Gerschenkron - bestimmte institutionelle 

Voraussetzungen erforderlich, die den Industrialisierungsweg aktiv unterstützen und 

insbesondere für  die Bereitstellung des notwendigen Kapitals sorgen. 

Bei den "latecomers" der ersten Generation, den "moderately backward countries", 

konnte das Bankwesen diese Funktion übernehmen,2 während bei den "extremely 

1. Der Grad der Rückständigkeit läßt sich nach Gerschenkron nicht durch einen repräsentativen 
"harten" Indikator  wie beispielsweise das Pro-Kopf-Einkommen bestimmen. Er sollte vielmehr 
anhand eines Bündels "weicher" Indikatoren beschrieben werden, wozu Gerschenkron zum 
einen Indikatoren wie Sparquote oder Infrastrukturausstattung zählt, zum anderen aber auch 
technische Entwicklung (Patente) oder Alphabetisierungsrate. Der wichtige Aufsatz von 
Alexander Gerschenkron, Economic Backwardness in Historical Perspective, wurde zuerst 
veröffentlicht  in: B. Hoselitz (Hg.), The Progress of Underdeveloped Countries, Chicago 1952. 
Vgl. hierzu auch R. Sylla u. G. Toniolo, Introduction, in: dies. (Hg.), Patterns of European 
Industrialization. The Nineteenth Century, London 1991, 6; allgemein neuerdings auch S. 
Pollard, The Concept of the Industrial Revolution, in: G. Dosi u.a. (Hg.), Technology and 
Enterprise in Historical Perspective, Oxford 1992, 29-62. 

2. Die industrialisierungsfördernde Funktion des Bankwesens beschränkte sich nach Gerschenkron 
im 19. Jahrhundert keineswegs allein auf das "Pooling" von Ersparnissen und die Lenkung der 
Kapitalströme in die industrialisierungsrelevanten Sektoren der Wirtschaft.  Die Banken sorgten 
vielmehr auch für  die Bereitstellung von Unternehmertalenten für die "neuen" Industrien. Vgl. 
A. Gerschenkron, Economic Backwardness in Historical Perspective, Cambridge/Mass. 1966, 
14. 
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backward countries" einzig der Staat Wirtschaft und Gesellschaft auf den Industriali-

sierungspfad bringen und dort halten konnte. So steinig dieser Weg für die "late-

comers" auch war, sie hatten im Vergleich zum "pioneer" oder "least backward 

industrializer" doch einen Vorteil. Sie konnten aus den Erfahrungen eines Vorbildes 

lernen, brauchten seine Fehler nicht zu wiederholen und konnten, indem sie dessen 

positive Erfahrungen an ihre Verhältnisse anpaßten, Experimentierphasen und Lern-

prozesse abkürzen. 

Die Industrialisierung in Deutschland gilt gemeinhin als der Prototyp für  einen 

Industrialisierungsweg unter den Bedingungen von "moderate economic backwardness", 

bei dem in erster Linie dem Bankensystem - und nur in zweiter Linie dem Staat - die 

Rolle als "Agent" für  eine erfolgreiche Industrialisierung zukam. Seitdem Rondo 

Cameron und Richard Tilly die Bedeutung des Bankwesens für  die Industrialisierung 

in Deutschland am Ende der sechziger Jahre erstmals unter Zugrundelegung des 

Gerschenkron-Modells international vergleichend analysiert haben,3 ist über diese 

Frage zwar wiederholt gestritten worden.4 Insgesamt läßt sich aber heute feststellen, 

daß die Verteidiger des Gerschenkron-Modells in kaum einer anderen Frage so leichtes 

Spiel hatten, wie gerade in dieser.5 

Bei der Debatte um die Bedeutung institutioneller Faktoren im Industrialisierungs-

prozeß Deutschlands fällt  aber auf, daß sich die Diskussion bisher ausschließlich auf 

die Rolle der Geschäftsbanken konzentriert hat. Der Staat kommt bestenfalls am Rande 

vor. Dabei war gerade er es, der durch das Währungssystem und durch das Gesell-

schaftsrecht die Entwicklung des Geldwesens im allgemeinen und die Entstehung und 

Struktur der Finanzmärkte im besonderen in allen deutschen Staaten nachhaltig beein-

3. R. Tilly, Germany, in: R.  Cameron u.a., Banking in the Early Stages of Industrialization, 
Oxford  1967, 15Iff;  R. Cameron, Conclusion, in: ebd., 290ff. 

4. Aus der Fülle der Literatur sei an dieser Stelle verwiesen auf D. Good, Backwardness and the 
Role of  Banking in Nineteenth Century Industrialization, in: JEH 33, 1973, 845ff; H. Neuburger 
u. H.H. Stokes, German Banks and German Growth: An Empirical View, in: JEH 34, 1974, 
71 Off;  R. Fremdling u. R. Tilly,  German Banks, German Growth, and Econometric History, in: 
JEH 36, 1976, 416ff; J. Komlos, The Kreditbanken and German Growth: A Postscript, in: JEH 
38, 1978,476ff; R. Tilly, German Banking, 1850-1914: Development Assistance for the Strong, 
in: JEEH 15, 1986, 113ff. 

5. Vgl. R. Sylla, The Role of  Banks, in: Sylla/Toniolo, Patterns, 52 sowie R. Tilly, Germany, in: 
ebd., 181; ders., An Overview on the Role of  the Large German Banks up to 1914, in: Y. 
Cassis (Hg.), Finance and Financiers in European History 1880-1960, Cambridge 1992, 110; 
S. Pollard u. D. Ziegler, Banking and Industrialization. Rondo Cameron Twenty Years On, in 
ebd., 28. 
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flußte.  Im folgenden soll die Diskussion um diesen Aspekt des staatlichen Anteils an 

der Entwicklung von Geld- und Bankwesen in Preußen6 ergänzt werden, wobei ins-

besondere der Prozeß der Übernahme und Anpassung existierender Vorbilder durch den 

"latecomer" ins Zentrum der Analyse gerückt wird. 

I 

Auch unter den Bedingungen des liberalen Kapitalismus des 19. Jahrhunderts, der in 

Großbritannien seine ausgeprägteste Form erreichte, entwickelten sich Währung und 

Bankwesen keineswegs "naturwüchsig". Im Gegenteil, es war bis zur Mitte des Jahr-

hunderts außerordentlich umstritten, welches die einer liberalen Marktwirtschaft 

angemessene Form sein müsse: "Bankfreiheit", d.h. ein System konkurrierender, staat-

lich weitgehend unregulierter Notenbanken ohne beschränkte Haftung, oder ein der 

reinen Metallwährung nahekommender Goldstandard mit einer Zentralnotenbank als 

Katalysator. Was den orthodox Liberalen heute als eine Regulierungsinstanz ersten 

Ranges erscheint, war von den zeitgenössischen Liberalen, den Vertretern der 

"Currency"-Theorie und geistigen Vätern der Peelschen Bankakte keineswegs so 

gemeint, auch wenn sich die ausdrücklich als "impotent" konzipierte Zentralbank im 

Laufe der Zeit bis zum Ersten Weltkrieg durchaus als eine Regulierungsinstanz ersten 

Ranges für  das Geldwesen und die Finanzmärkte entwickelte. 

Der endgültigen Entscheidung für  die zweite Option, der Einführung einer nach den 

scheinbar "natürlichen" Regeln der reinen Metallwährung quasi "automatisch" 

funktionierenden Goldwährung, war eine jahrzehntelange Reform- und Experimentier-

phase in der englischen Währungspolitik vorausgegangen. Diese Phase reichte zurück 

bis zur Wiedereinführung des Goldstandards nach dem Ende der napoleonischen 

Kriege, wobei außerdem auf die Erfahrungen mit der vorhergegangenen kriegs-

bedingten Aufhebung der Sterling-Konvertibilität im Jahr 1797 sowie auf das System 

relativer Bankfreiheit in Schottland zurückgegriffen werden konnte. Diese Reform-

6. Durch die Dresdner Münzkonvention des Jahres 1838 war die Talerwährung auf alle nord-
deutschen Staaten ausgeweitet worden. Spätestens durch die Wiener Münzkonvention des Jahres 
1857 und der Einführung der Taler-Vereinsmünze hatte sich die Talerwährung informell auch 
in Süddeutschland als Leitwährung durchgesetzt. Die preußische Währungspolitik war damit 
de facto schon lange vor der Reichsgründung zur deutschen Währungspolitik geworden. Vgl. 
C.-L. Holtfrerich,  The Monetary Unification  Process in 19th-century Germany: Relevance and 
Lessons for Europe Today, in: M. deCecco u. A. Giovannini (Hg.), A European Central Bank? 
Perspectives on Monetary Unification after  ten Years of the EMS, Cambridge 1989, 220ff. 
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periode wurde schließlich in England mit der Peelschen Bankakte, "Peel's Act", im 

Jahr 1844 beendet,7 wobei die Grundprinzipien des Gesetzes ein Jahr später auch auf 

Schottland und Irland übertragen wurden. Das schottische System relativer Bankfreiheit 

war damit beendet. Seitdem erwies sich die britische Währungsgesetzgebung nicht 

mehr als sehr reformfreudig. Denn trotz der offensichtlichen Mängel des Gesetzes 

wurde es in seiner Grundsubstanz bis zum Ersten Weltkrieg nicht mehr angetastet.8 

In seiner gesamtwirtschaftlichen Bedeutung ist es deshalb kaum zu überschätzen und 

kann in dieser Hinsicht wohl nur mit der wenig später erfolgten Aufhebung der Korn-

zölle verglichen werden. 

Die Peelsche Bankakte war als eine Erneuerung und Verlängerung der Charter der 

Bank of  England zunächst und in erster Linie eine Reform der Organisationsstruktur 

der Bank, durch die allerdings die Rechte der übrigen Notenbanken nachhaltig beein-

flußt  wurden und deren ausdrückliches Ziel es war, eine Geldmengen Steuerung durch 

die Notenbanken - einschließlich der Bank of  England - zu unterbinden. Zu diesem 

Zweck wurde zunächst die Notenbank von der Geschäftsbank organisatorisch abge-

trennt. Die Noten-Abteilung ("Issue Department") blieb zwar ein Teil der Bank of 

England, sie wurde aber der Verfügungsgewalt der Direktoren entzogen. Die Regeln, 

die die Bank bei der Emission ihrer Noten zu beachten hatte, waren so streng, daß die 

Noten-Abteilung tatsächlich quasi automatisch funktionierte. 

Gegen die von der Bank of  England emittierten Noten standen lediglich der feste 

Betrag einer alten Staatsschuld von gut £11 Mio. sowie ein fester Betrag von "Other 

Securities", bei denen es sich ebenfalls im wesentlichen um Staatsschuldtitel handelte, 

die aber im Unterschied zu dem £11 Mio.-Kontingent zumindest theoretisch liquidier-

bar waren. Eine Ausweitung der Notenemission der Bank of  England-No ten-Abtei lung 

über dieses Kontingent hinaus war nur durch einen entsprechenden Zufluß von 

7. "An Act to regulate the Issue of Bank Notes, and for giving to the Governor and Company of 
the Bank of  England certain Privileges for a certain Period" (19th July 1844), 7 & 8 Vict., c. 
32. Der Text dieses Gesetzes ist veröffentlicht in Brit. Parliamentary Papers 1844, vol. 1 und 
leicht zugänglich in T. E. Gregory, Select Statutes, Documents and Reports Relating to British 
Banking 1832-1929, Oxford 1929, vol. 1, 129ff. Zur Diskussion um das Gesetz vgl. J. K. 
Horsefield, The Origins of the Bank Charter Act, 1844, in: T.S. Ashton u. R.S. Sayers (Hg.), 
Papers in English Monetary History, Oxford 1953; F. Fetter, Development of British Monetary 
Orthodoxy, Cambridge/Mass. 1965; L.H. White, Free Banking in Britain: Theoiy, Experience 
and Debate 1800-1845, Cambridge 1984. 

8. Obwohl de facto ab August 1914 außer Kraft, wurde die Bankakte formal  erst durch ein neues 
Banknotengesetz im Februar 1939 aufgehoben. 
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Währungsmetall (in der Praxis: Gold) möglich. Eine besondere Merkwürdigkeit in der 

weiteren Geschichte der Peelschen Bankakte war die Tatsache, daß sich der Gesamt-

betrag der fiduziären (d.h. der nicht durch Metall gedeckten) Emission bis zum Ersten 

Weltkrieg nicht mehr nennenswert erhöhte.9 

Das Ziel der Aufhebung jeder Möglichkeit einer autonomen Geldmengensteuerung 

(gegen den "natürlichen", durch Zahlungsbilanzungleichgewichte ausgelösten Gold-

strom) machte es erforderlich, daß sich das Gesetz nicht nur auf die Bank of  England 

beschränkte. Neben der Kontingentierung der Notenemission der Zentralnotenbank war 

die Kontingentierung der Provinznotenemission mindestens genauso wichtig, wenn 

nicht sogar noch wichtiger. Bei den Provinznotenbanken ging der Gesetzgeber deshalb 

noch radikaler vor als bei der Bank of  England. Denn in ihrem Fall wurde nicht nur 

die fiduziäre Notenemission kontingentiert, sondern die Notenemission überhaupt; d.h. 

auch ein möglicher Zufluß von Gold erlaubte keine Ausweitung der Notenausgabe 

durch die Provinznotenbanken.10 Auf  diese Weise hoffte man, das Banknotengeschäft 

für  die Provinzbanken so unattraktiv zu machen, daß sie es "freiwillig" aufgeben und 

somit der Bank of  England eine Monopolstellung überlassen würden.11 

Daß eine derart restriktive Währungsgesetzgebung nicht zu einem sofortigen Zusam-

menbruch der Zahlungsmittel- und Kreditversorgung des Landes führte, lag erstens an 

der pragmatischen Bereitschaft der Regierung, die Kontingentierungsvorschriften der 

Bank of  England-Noten im Notfall  zu suspendieren und damit kurzfristig eine Aus-

weitung der Notenzirkulation zuzulassen. Auf diese Weise wurde die Bank während 

9. Nach der Peelschen Bankakte durften  die "Other Securities" der Noten-Abteilung lediglich um 
zwei Drittel der autorisierten Emission derjenigen Privatnotenbanken aufgestockt werden, die 
zwischenzeitlich ihr Emissionsrecht, wie es durch die Peelsche Bankakte festgelegt worden war 
(s.u.), aufgegeben hatten. De facto änderte sich damit an der fiduziären Emission der britischen 
Notenbanken insgesamt bis zum Ersten Weltkrieg überhaupt nichts. Der Anteil der fiduziar 
gedeckten Bank of  England-Noten stieg lediglich geringfügig auf  Kosten der fiduziar  gedeckten 
Provinznotenbank-Noten. Denn bis zum Ersten Weltkrieg war das Bank of  England-Kontingent 
von £14 Mio. auf ganze £18,5 Mio. angewachsen. 

10. Diese Regelung galt nicht für  die schottischen Banken. Da sich dort unter den Bedingungen 
relativer Bankfreiheit  keine Zentralnotenbank hatte etablieren können, mußte der Gesetzgeber 
allen bestehenden Notenbanken das gleiche Recht wie der Bank of  England einräumen; d.h. es 
wurde nicht die Notenemission überhaupt, sondern nur die fiduziäre Notenemission kontingen-
tiert. 

11. Der Erfolg dieser Maßnahme war allerdings nur mäßig. Vgl. hierzu die Aufstellung über die 
Notenemissionsrechte der Provinzbanken in D. Ziegler, Central Bank, Peripheral Industry. The 
Bank of  England in the Provinces, 1826-1913, Leicester 1990, Tab. 2.5, 36. 
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der Krisenwochen 1847, 1857 und 1866 in die Lage versetzt, die panikartig an-

schwellende Kreditnachfrage befriedigen zu können. Der zweite Grund für  das 

"Überleben" der Peel-Prinzipien war die naive Geldmengen-Definition der Väter der 

Bankakte, die Buchgeld nicht als "Geld" betrachteten und damit auch auf dessen 

Kontingentierung verzichten zu können glaubten. Auf  diese Weise war es möglich, im 

Zahlungsverkehr die knappen Banknoten durch Wechsel und seit den siebziger Jahren 

verstärkt auch durch Schecks zu ersetzen.12 

Im Gegensatz zur Noten-Abteilung unterlag die Bank-Abteilung der Bank of  England 

("Banking Department") so gut wie keinen gesetzlichen Bestimmungen. Die Direktoren 

konnten, sollten13 und wollten14 sie wie eine normale Geschäftsbank führen. Durch 

die Trennung der Abteilungen schien das liberale Prinzip der vollkommenen Deregulie-

rung der Wirtschaft trotz (bzw. gerade wegen) der strengen Regeln über die Emission 

von Banknoten insofern optimal verwirklicht, als sich die Währungspolitik einerseits 

quasi automatisch nach den scheinbar natürlichen Erfordernissen der Zahlungsbilanz 

richtete, sich andererseits aber das Bankgeschäft der Zentralnotenbank vollkommen in 

Konkurrenz zu den übrigen Geschäftsbanken und ohne Rücksicht auf währungspoli-

tische Imperative entwickeln konnte. Am deutlichsten drückte der Bank of  England-

Direktor und liberale Parlamentsabgeordnete Thomson Hankey das in der Bankakte 

steckende "laissez faire"-Prinzip aus: 

"Let everyone invest his own money as he pleases; let everyone trade on 
what capital he pleases, borrow money at what rate and on what security 
he pleases; but the trading community must be taught ... that no such 
establishment as the Bank of  England can provide ready money beyond a 
certain clearly established limit. ... The mercantile and banking community 
... must learn that the Bank of  England cannot by any expedient be made 

12. Andreades schätzt, daß in den sechziger Jahren bereits 60% des Zahlungsverkehrs in England 
mit Wechsel und Scheck durchgeführt  wurde. Vgl. A. Andreades, History of the Bank of 
England, London 19664, 301; zum Anteil der Bank of  England-Note an der gesamten 
Geldmenge vgl. M. Collins, Long-term Growth of the English Banking Sector and Money 
Stock, 1844-1880, in: EcHR 36, 1983, Tab. 3, 384. 

13. Peel selber hatte hierauf in seiner Einbringungsrede zum Gesetzentwurf im Jahr 1844 größten 
Wert gelegt. Nach seiner Ansicht sollte die Bank-Abteilung nach den gleichen Grundsätzen 
geführt  werden "as would regulate any other body dealing with Bank of  England notes. ... The 
principle of  competition ... ought to govern the business of banking.".  Zitiert nach Hansard Vol. 
74, 742f. 

14. "The Banking Department of the Bank of  England is exactly like any non-issuing bank, that 
of  Coutts & Co., or Smith, Payne & Smiths", bekannte Bank of  England-Direktor  Norman vor 
dem "Select Committee on Bank Acts" (Brit. Pari. Papers 1857/58, vol. 5, q 2964). 
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to supply that ready money beyond what, under the ordinary good manage-
ment of  a deposit bank, it can retain in reserve."15 

In diesem Konflikt,  den Hankey hier im Jahr 1867 ansprach, lag das Grundproblem der 

Peelschen Bankakte. Dank der strengen Deckungsvorschriften der Noten-Abteilung war 

zwar die Konvertibilität der Bank of  England-Noten in Gold zu keinem Zeitpunkt auch 

nur im entferntesten gefährdet. Die Bank-Abteilung kam aber gerade wegen dieser 

starren Vorschriften in Krisenzeiten in große Schwierigkeiten. Das schwindende 

Vertrauen in das Kreditgeld führte zu einer kurzfristig dramatisch ansteigenden 

Nachfrage nach Zentralbankgeld. Die Liquiditätsreserve der Bank-Abteilung, die bei 

etwa £10 Mio. bis £15 Mio. lag, war für  die Befriedigung dieser Nachfrage absehbar 

in keiner Weise ausreichend, wodurch die Nachfrage nur noch gesteigert wurde. Nach 

der Logik der der Bankakte zugrundeliegenden Currency-Theorie mußte die Bank in 

einer solchen Situation die Kreditvergabe drastisch einschränken und durfte damit die 

Nachfrage nach Zentralbankgeld nicht befriedigen, weil dies eine inflationäre 

Aufblähung der Geldmenge (nach ihrer Definition)  zur Folge hätte. 

Die Regierung entschied sich jedoch in solchen Situationen pragmatisch und gegen die 

Prinzipien der Theorie, indem sie die Deckungsregeln suspendierte und der Bank damit 

die Möglichkeit einräumte, durch die Überweisung von Bank of  England-Noten aus der 

Noten-Abteilung in die Liquiditätsreserve der Bank-Abtei lung die Kredit vergäbe 

auszuweiten und damit der Nachfrage nach Zentralbankgeld nachzukommen. Erfah-

rungsgemäß reichte jedoch die reine Ankündigung, daß ab sofort ausreichend Zentral-

bankgeld verfügbar sein werde, aus, um das Vertrauen in das Kreditgeld zu stärken, 

so daß die Nachfrage nach Zentralbankgeld schlagartig nachließ. Dadurch konnten auch 

die Inflationsängste der Currency-Theoretiker gedämpft werden. Denn lediglich einmal 

- und da auch nur geringfügig und kurzzeitig - mußte die Noten-Abteilung wirklich 

mehr Noten an die Bank-Abteilung überweisen, als es nach den Deckungsregeln der 

Bankakte erlaubt gewesen wäre.16 Es stellt sich jedoch die Frage, was von einem 

Prinzip zu halten ist, daß nur dann funktioniert, wenn seine Suspendierung einkalkuliert 

15. Th. H an key, The Principles of Banking, London 1867, 20f. 

16. Vgl. hierzu ausführlich J. Clapham, The Bank of  England, Bd. 2, Cambridge 1944, 229ff. 
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wird - und genau diese Frage stellten sich auch die "latecomers" auf dem europäischen 

Kontinent.17 

II 

Im Vergleich zu England können die Währungsverhältnisse in Preußen zur Zeit der 

Verabschiedung der Peelschen Bankakte nur als primitiv bezeichnet werden. Im Jahr 

1765 war zwar die Königliche Giro- und Lehn-Bank gegründet, und ein Jahr später war 

ihr auch das Recht auf die Ausgabe von Banknoten verliehen worden, aber der Erfolg 

dieser Bank war gering. Schon der Versuch, die Königliche Bank nach dem Vorbild 

der Bank of  England als Aktienbank zu gründen, scheiterte am Fehlen interessierter 

Investoren. Die Kapitalausstattung der daraufhin gegründeten Staatsbank war so gering, 

daß sie kaum gegen einen plötzlichen Abzug von Fremdgeldern geschützt war. Außer-

dem führte die Unterentwicklung des Handelsverkehrs in Preußen dazu, daß die 

wichtigsten Dienstleistungen des englischen Vorbildes bei der Königlichen Bank gar 

nicht nachgefragt wurden. Das galt insbesondere für  die Notenemission und für  den 

Wechseldiskont.18 Das wichtigste Passivgeschäft war die Annahme verzinslicher 

Depositen, und zum wichtigsten Aktivgeschäft entwickelte sich gegen Ende des 18. 

Jahrhunderts der Hypothekarkredit. Dabei handelte es sich um diejenigen Geschäfte, 

die nicht nur das niedrige Entwicklungsniveau des Handels in Preußen anzeigten, 

sondern die auch zu einer Belebung des Handels am wenigsten beitrugen. Entsprechend 

17. Die fundierteste zeitgenössische Kritik an der Peelschen Bankakte außerhalb Großbritanniens 
stammt von Adolph Wagner, der späteren Leitfigur der deutschen "Kathedersozialisten", der 
jedoch in seinem Frühwerk über die Peelsche Bankakte (Die Geld- und Kredittheorie der 
Peelschen Bankakte, Wien 1862) eher den Prinzipien der Bankfreiheit zuneigte, da es bei einer 
strikten  Einhaltung der Regeln der "bankmäßigen Deckung" (s.u.) nicht zu einer "Über-
schwemmung mit Papiergeld" kommen könne. Erst in seinem späteren Werk über das System 
der Zettelbankpolitik  (Freiburg 1873) lieferte er die eher pragmatisch gefärbte Begründung für 
das preußisch-deutsche System einer staatlich verwalteten Zentralbank mit vergleichsweise 
großem Interventionsspielraum, umkreist von in ihrer geldpolitischen Handlungsfreiheit stark 
eingeschränkten "Zettelbank"-Satelliten.  Wagner blieb allerdings ein Gegner jeglicher 
Kontingentierungsvorschriften  und verteidigte insofern auch die theoretischen Prinzipien, die 
der Preußischen Bankordnung von 1856 zugrundelagen und die nach der Reichsgründung ins-
besondere von den Vertretern der deutschen Mittelstaaten mit in erster Linie pragmatischen 
Argumenten bekämpft wurden. 

18. Der Wechseldiskont war überhaupt nur in Berlin und Breslau gestattet. Zur Frühgeschichte der 
Königlichen Bank vgl. M. von Niebuhr, Geschichte der Königlichen Bank in Berlin, Glashütten 
1971 (Nachdruck der Auflage von 1854). 
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spielten sie bei der Bank of  England aufgrund der völlig anders gearteten Nach-

fragestruktur praktisch keine Rolle. 

Nach der militärischen Niederlage Preußens im Jahr 1806 hatte die Bank ihre 

Zahlungen einstellen müssen und war während der folgenden Jahrzehnte mit der 

besonderen Hypothek belastet, ihr enormes (geheim gehaltenes) Defizit  decken zu 

müssen. An die Weiterentwicklung der Königlichen Bank durch die Umwandlung in 

eine Zentralnotenbank war in dieser Zeit nicht zu denken. Die wichtigste währungs-

politische Aufgabe des preußischen Staates war es nach 1815 zunächst, in allen 

Landesteilen und insbesondere in den 1815 hinzugewonnenen Territorien eine einheit-

liche Währung zu etablieren. Das Münzgesetz von 1821 war zwar ein wichtiger Schritt 

in diese Richtung. Aber es sollte mehr als ein Jahrzehnt dauern, bis dieses Ziel wirklich 

erreicht war.19 

In den dreißiger Jahren tauchte jedoch ein neues Problem auf. Spätestens um die Mitte 

des Jahrzehnts geriet die monetäre Basis zunehmend in Konflikt  mit dem während der 

Frühindustrialisierung steigenden Zahlungsmittelbedarf. Den sich daraus ergebenden 

Problemen versuchte die preußische Regierung nicht durch eine Flexibilisierung der 

Geldmenge und ihre Anpassung an das realwirtschaftliche Wachstum beizukommen, 

sondern sie versuchte umgekehrt, den monetären Sektor durch die Drosselung der 

industriewirtschaftlichen Entwicklungsdynamik zu stabilisieren. Zu diesem Zweck 

wurden im Jahr 1836 die zwischenzeitlich von der Königlichen Bank und anderen 

Banken ausgegebenen banknotenähnlichen "Kassenscheine" eingezogen,20 bei der 

Kodifizierung des Aktienrechtes ferner die Wechselfähigkeit auf leibliche (im 

19. Auf die äußerst unterschiedlich Beurteilung des preußischen Münzgesetzes in der Literatur kann 
an dieser Stelle nicht eingegangen werden. Vgl. hierzu. R. Tilly, Financial Institutions and 
Industrialization in the Rhineland 1815-1870, Madison 1966; P.C. Martin, Die Einbeziehung 
der Rheinlande in den preußischen Währungsraum, in: Rhein. Vierteljahrsblätter 32 (1968); 
ders., Monetäre Probleme der Friihindustrialisierung am Beispiel der Rheinprovinz (1816-1848), 
in: Jb. f.  Nationalökonomie u. Statistik 181,1967/68; ders., Rahmenordnung und Geldwirtschaft 
der Frühindustrialisierung, in: H. Kellenbenz (Hg.), Öffentliche  Finanzen und Öffentliches 
Kapital  im späten Mittelalter und in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, Stuttgart 1971. 

20. Gesetzsammlung für die Kgl. Preußischen Staaten (GS), 4.12.1836, 318ff. 
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Unterschied zu juristischen) Personen beschränkt21 und der Wertpapierhandel durch 

insgesamt vier Gesetze bzw. Verordnungen zwischen 1833 und 1844 eingeschränkt.22 

Insbesondere die Börsen Verordnung von 1844, die bewußt der "Eisenbahnspekulation" 

ein Ende setzen sollte, bescherte Berlin nicht nur seine erste moderne Börsenkrise, 

sondern hatte auch eine verheerende Wirkung auf die Konjunktur. In der preußischen 

Regierung erkannte man 1845, daß durch die bisherigen Maßnahmen nur der Zusam-

menbruch des Kapitalmarktes bewirkt wurde, kaum aber die angestrebte Überein-

stimmung zwischen monetärer Basis und real wirtschaftlichem Wachstum. Die Reform 

des Währungssystems war unumgänglich geworden. In verschiedenen preußischen 

Provinzen sowie im Herzogtum Anhalt bildeten sich im Laufe des Jahres 1845 bereits 

Komitees für  die Gründung von Privatnotenbanken.23 Im April 1846 ließ die 

Regierung deshalb durchblicken, daß sie der Königlichen Bank zur Abmilderung der 

Zahlungsmittelknappheit zukünftig die Ausgabe von Banknoten wieder gestatten könne. 

Die Voraussetzung dafür war allerdings eine deutliche Stärkung der "Betriebsmittel". 

Da man die Kontrolle über den Geldumlauf im Lande und damit über die Geld- und 

Bankpolitik auf keinen Fall aus der Hand geben wollte, sich aber gleichzeitig auch 

nicht in der Lage sah, eine staatliche Zentralnotenbank mit dem erforderlichen 

Eigenkapital auszustatten,24 wandte man eine im Eisenbahnbau bereits bewährte 

21. P.C. Martin, Die Entstehung des preußischen Aktiengesetzes von 1843, in: VSWG 56, 1969, 
536. 

22. Vgl. hierzu H. Leiskow, Spekulation und öffentliche  Meinung in der ersten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts, Jena 1930, 3ff; H. Kubitschek, Die Börsenverordnung vom 25. Mai 1844 und die 
Situation im Finanz- und Kreditwesen Preußens in den vierziger Jahren des 19. Jahrhunderts, 
in: JbW 1962/IV, 58-59; K.J. Hopt, Ideelle und wirtschaftliche Grundlagen der Aktien-, Bank-
und Börsenrechtsentwicklung im 19. Jahrhundert, in: H. Coing u. W. Wilhelm (Hg.), Wissen-
schaft und Kodifikation  des Privatrechts im 19. Jahrhundert, Bd. 5, Frankfurt/Main 1980, 141 ff. 

23. Das prominenteste Projekt stammte von Friedrich Harkort  (vgl. ders., Bemerkungen über das 
Bedürfnis  der Errichtung einer Aktienbank  in Westphalen, Dortmund 1845). Weitere Komitees 
entstanden in Schlesien, Posen und der Rheinprovinz sowie in Berlin. Vgl. J. Prince-Smith, 
Bemerkungen und Entwürfe  behufs Errichtungen von Aktienbanken, Berlin 1846; A. Th. 
Woeniger, Bülow Cummerow's Zettelbankprojekt. Ein kritischer  Beitrag zur Geschichte der 
Geldaristokratie, Berlin 1846. 

24. In der Regierung wurden zwei Modelle diskutiert. Während der wirtschaftspolitisch "starke 
Mann" im Staatsministerium, der Chef  der Königlichen Bank, Christian von Rother, auf  keinen 
Fall vom reinen Staatsbankprinzip abgehen wollte und eine Zentralnotenbank auf  der bestehen-
den schmalen Eigenkapitalbasis gestützt nur auf der Staatsgarantie aufzubauen vorschlug, 
favorisierte  Finanzminister Flottwell die Hereinnahme privaten Kapitals zum Aufbau einer 
angemessenen Eigenkapitalbasis. Zum Meinungsbildungsprozeß im sog. Handelsrat, der aus den 
zuständigen Staats min istern und einer Reihe leitender Beamter bestand, vgl. A. Th. Woeniger, 
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Taktik an. Dort waren zur Umgehung der Staatsschuldenverordnung von 182025 nicht-

staatliche Aktiengesellschaften konzessioniert worden, in deren Statuten sich der Staat 

einen gewissen Einfluß sicherte. Als Gegenleistung wurde den Aktien eine feste 

Mindestverzinsung garantiert. Die Königliche Bank wurde zwar nicht in eine Aktien-

gesellschaft umgewandelt, sondern blieb ein öffentlich-rechtliches Institut, aber der 

Mechanismus der Kapitalbeschaffung funktionierte ähnlich. Den privaten Investoren 

wurde gestattet, den größten Teil des Kapitals zu stellen, aber an der Geschäftsführung 

wurden ihre Vertreter nur beratend beteiligt. Als Gegenleistung garantierte der Staat 

eine Mindestdividende von 3,5%. 

Ebenso pragmatisch wie in der Frage der Eigenkapitalausstattung zeigte sich die 

preußische Regierung bei den Deckungsvorschriften für  die Notenausgabe. Man hielt 

sich nicht lange mit theoretischen Erörterungen auf, wie sie die Vorbereitungsphase der 

Peelschen Bankakte bestimmt hatten, sondern versuchte die Grundsätze der gerade erst 

verabschiedeten Peelschen Bankakte auf die preußischen Verhältnisse zu übertragen. 

Das Ergebnis war eine kuriose Verbindung des von der Currency-School verlangten 

Sicherungsmechanismus gegen eine dem Zahlungsbilanzausgleich zuwiderlaufende 

Geldmengenausweitung mit dem Banking-School Grundsatz der "bankmäßigen Dek-

kung". 

Der Banking-Theorie folgte die Preußische Bankordnung von 1846 insofern, als sie 

bestimmte, daß nur mindestens ein Drittel der umlaufenden Preußische Bank-Noten 

durch Metall gedeckt sein mußten und bis zu zwei Dritteln durch Wechsel gedeckt sein 

durften.26 Bei einer Beschränkung der Deckung für  die fiduziäre Emission auf 

Handelswechsel war nach dieser Theorie eine Überemission und damit inflationäre 

Tendenzen ausgeschlossen, da jede Geldmengenausweitung in diesem Fall ein reines 

Die Preußische Bank, Berlin 1846, 14f; H. von Poschinger, Bankwesen und Bankpolitik  in 
Preußen, Bd. 1, Berlin 1878, 227ff. 

25. Diese Verordnung (GS 20.1.1820, 10) erlaubte eine staatliche Neuverschuldung nur unter der 
Bedingung einer Zustimmung der "Reichsstände" als krypto-parlamentarischer Vertretung. 

26. GS 5.10.1846, 435ff. Neben Wechseln waren nach der Bankordnung (§31) ursprünglich auch 
Lombarddarlehen bis zu einem Sechstel des Notenumlaufs zugelassen. Diese Maßnahme ent-
sprach nicht dem Grundsatz der "bankmäßigen Deckung", da Lombarddarlehen keine Zahlungs-
mittelfunktion  im Handelsverkehr zukam. Wenn Lombarddarlehen dennoch als Notendeckung 
akzeptiert wurden, lag dies vermutlich sowohl am junkerlichen Interesse an einer Aufwertung 
der Lombarddarlehen als Kreditinstrument als auch daran, daß der Wechselverkehr in Preußen 
noch stark unterentwickelt war. 
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Zahlungsmittelbedürfnis  repräsentierte.27 Die Notenbank hatte lediglich darauf zu 

achten, daß sie nur solche Wechsel diskontierte, die als Kredit- und Zahlungsmittel eine 

geschäftliche Transaktion vermittelten. Durch eine genaue Kontrolle der Unterschriften 

mußten mögliche Urheber von Finanz- oder Gefälligkeitswechseln vom Diskontgeschäft 

ausgeschlossen werden. Gleichzeitig sollten diskontierte Wechsel nicht prolongiert 

werden, um den Kreditcharakter nicht zu sehr auf Kosten des Zahlungsmittelcharakters 

in den Vordergrund treten zu lassen. Auf diese Weise war ein regelmäßiger Rückstrom 

der Noten zur Notenbank gewährleistet, wodurch eine Verringerung der Geldmenge bei 

zurückgehendem Zahlungsmittelbedarf gewährleistet war (Fullartons Rückstromregel). 

Die Dritteldeckung war dagegen theoretisch nicht zu begründen. Sie hatte sich lediglich 

als "Faustregel" für  die Sicherung der jederzeitigen Einlösbarkeit der zirkulierenden 

Banknoten gegen Gold bei der Notenbank aufgrund der Erfahrungen in England seit 

dem späten 18. Jahrhundert durchgesetzt. Ihre gesetzliche Festlegung muß wohl als 

Symbol und Signal für die Solidität der neuen Notenbank gewertet werden. Denn auch 

von den Anhängern der Banking-Theorie wurde die Dritteldeckung eher als "Karikatur 

der bankmäßigen Deckung" denn als integraler Bestandteil eines der Theorie ent-

sprechenden Währungssystems aufgefaßt,28 und auch einer im Jahr 1865 durch den 

Deutschen Handelstag eingesetzten Kommission zur "Bankfrage", die sich in ihrer 

Mehrheit klar für  die Prinzipien der Banking-School aussprach, fiel  zur Legitimierung 

der Dritteldeckung nicht mehr ein als die Tatsache, daß "das Publikum daran gewöhnt" 

sei.29 

Besonders groß schien das Vertrauen des Gesetzgebers in die Prinzipien der Banking-

Theorie jedoch nicht zu sein. Unter dem Eindruck der gerade erst verabschiedeten 

Peelschen Bankakte wurde deshalb die Notenausgabe der Preußischen Bank kontin-

27. Die theoretische Voraussetzung hierfür war ein von der Currency-Theorie fundamental 
abweichendes Geldverständnis. Der bedeutendste Anhänger der Banking-School im deutsch-
sprachigen Raum, Adolph Wagner, drückte dies später so aus: "Auch wo man Banknoten hat, 
ist die eigentliche Währung des Landes das edle Metall, Gold oder Silber, resp. die Münze 
daraus. ... <Die Banknoten> stehen nur neben anderen Geldsurrogaten, und wenn man jene als 
Umlaufsmittel,  ..., d.h. als die Menge der im Umlauf befindlichen Metallmünzen plus den 
Banknoten betrachten will, so muß man in diesen Begriff auch die übrigen Geldsurrogate mit 
einschließen, weil letztere ganz ebenso wie die Noten in die Funktion als Umlaufsmittel an 
Geldes statt eintreten." Wagner, Geld- und Kredittheorie, 90. 

28. Wagner, Geld- und Kredittheorie, 3. 

29. Zitiert nach H.V. v. Unruh, Die Bankfrage vor der Kommission des Deutschen Handelstages, 
Berlin 1871, 15. 
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gentiert. Dabei ging man noch radikaler vor als in England, indem nicht nur die 

fiduziäre Notenemission kontingentiert wurde, sondern die Notenausgabe überhaupt. 

Praktisch bedeutete das, daß die Preußische Bank im Gegensatz zur Bank of  England 

auch bei einem Zustrom von Silber ihre Notenzirkulation nicht mehr ausweiten konnte, 

wenn das Kontingent von 15 Mio. Talern (zuzüglich 6 Mio. Talern eingezogener 

Kassenanweisungen) ausgeschöpft war. 

Bereits im ersten Jahr der Existenz der Preußischen Bank als Notenbank zeigte sich, 

daß dieses Kontingent zu eng bemessen war und daß die Preußische Bank kaum mehr 

Handlungsspielraum besaß als die Bank of  England. Im Oktober 1847 rechnete der 

Kölner Handelskammerpräsident Camphausen vor, daß die Umwandlung der König-

lichen in die Preußische Bank praktisch keine Linderung der Zahlungsmittelknappheit 

bewirkt habe. Denn der Bank floß  zwar Silber zu, aber aufgrund des Kontingents war 

sie nicht in der Lage, die Notenzirkulation zu erhöhen. Für Camphausen war insofern 

keine Erweiterung der dem Verkehr zur Verfügung stehenden Zahlungsmittel erfolgt, 

sondern lediglich ein Austausch von Metall gegen Banknoten.30 

Als wenige Wochen später die Peelsche Bankakte ihre erste Bewährungsprobe nur dank 

ihrer Suspendierung bestand, offenbarte auch die Preußische Bankordnung ihre ganze 

Unzulänglichkeit. In den Krisenwochen Ende des Jahres 1847 und noch einmal im 

März 1848 war die Preußische Bank nicht willens und in der Lage, entsprechend der 

Banking-Theorie das panikartige Umschlagen des Zahlungsverkehrs von Buchgeld in 

konvertible Banknoten durch die Bereitstellung letzterer zu dämpfen. Im Gegenteil, die 

Kreditvergabe als Vehikel zur Ausweitung der Notenzirkulation mußte eingeschränkt 

werden und selbst erstklassige Handelswechsel wurden von den Preußischen Bank-

Filialen im März 1848 nur bis zu einem Höchstbetrag von 2000 Taler pro Tag und 

Kunden diskontiert.31 

Unter diesen Bedingungen ist es kaum verwunderlich, daß die Überwindung der 

Zahlungsmittel- (und damit mittelbar zusammenhängend auch der Kredit-)Knappheit 

zu einer wichtigen Aufgabe der liberalen "Revolutionsregierungen" des Jahres 1848 

gemacht wurde. Als Sofortmaßnahme stellte Hansemann der Preußischen Bank einen 

Kredit von 5 Mio. Talern zur Verfügung und ermächtigte sie zur Errichtung von 

30. Vgl. M. Schwann, Ludolf Camphausen, Bd. 3: Mitglied und Vorsitzender der Kölner Handels-
kammer, Essen 1915, 213ff. 

31. Tilly, Financial Institutions, 38f. 
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sogenannten Darlehenskassen, die Staatspapiergeld ("Darlehenskassenscheine") für 

insgesamt 10 Mio. Taler ausgeben durften.32 

Diese Maßnahmen waren von absehbar nur kurzfristigem Charakter. Mittel- und 

langfristig wollte man die Behebung der Zahlungsmittel- und Kreditknappheit auf 

keinen Fall einer Institution des Vormärz-Staates, der Preußischen Bank, übertragen. 

Favorisiert wurde vielmehr eine von der staatlichen Bevormundung unabhängigere 

Lösung. Dabei griff man aber nicht auf das radikalliberale schottische Modell der 

Bankfreiheit zurück, sondern das Notenbanksystem wurde nun noch enger an das 

englische Vorbild angepaßt, indem der Berliner Zentralnotenbank vergleichsweise 

kleine Privatnotenbanken ("Zettelbanken") in der Provinz an die Seite gestellt wurden. 

In England waren diese Banken von den Autoren der Peelschen Bankakte sehr miß-

trauisch behandelt worden, da sie - so behaupteten die Currency-Theoretiker -

wiederholt die "natürliche", allein durch den Zahlungsbilanzausgleich bestimmte 

Geldpolitik zur Steigerung ihres Profits unterlaufen hätten. Durch die Aufstellung von 

"Normativbestimmungen für  die Errichtung von Zettelbanken"33 wurde der Hand-

lungsspielraum der neuen Zettelbanken in Preußen deshalb von vornherein durch die 

Kontingentierung der Notenemission und durch eine Einschränkung der Geschäfts-

tätigkeit drastisch eingeschränkt.34 

Die Normativbestimmungen erwiesen sich in den folgenden Jahren aber als derart 

restriktiv, daß es zunächst nicht zu dem erhofften "Gründungsboom" von Zettelbanken 

kam.35 Da auf der anderen Seite die Preußische Bankordnung nicht angetastet wurde, 

änderte die Revolution mittelfristig  insgesamt wenig an dem unbefriedigenden Zustand 

32. Vgl. zu den Notstandsmaßnahmen während des Frühjahrs 1848 Verwaltungsbericht der 
Preußischen Bank für  1848, 4; Poschinger, Bankwesen, Bd. 2, 22f, 270f; C. Schauer, Die 
Preußische Bank, Halle 1912, U3f; B. Sprenger, Geldmengenänderungen in Deutschland im 
Zeitalter der Industrialisierung (1835 bis 1913), Köln 1982, 45. 

33. Poschinger, Bankwesen, Bd. 2, 117ff sowie Beilage II, 405ff. 

34. Die Privatnotenbanken waren als Provinzialnotenbanken gedacht, deren Notenzirkulation eine 
Gesamtsumme von 8 Mio. Talern, 3,5 Mio. davon in den westlichen Provinzen, nicht über-
schreiten durfte. Vgl. H. Böhme, Gründung und Anfänge des Schaffhausenschen Bankvereins, 
der Direktion  der Disconto-Gesellschaft und der Bank für  Handel und Industrie, in: Tradition 
10, 1965, Teil 1, 193-212. 

35. Abgesehen von der bereits im Jahr 1824 errichteten Ritterschaftlichen Privatbank in Pommern 
(Stettin), die im Jahr 1849 das Notenemissionsrecht verliehen bekam, wurden bis 1850 nur zwei 
Zettelbanken gegründet: die Städtische Bank Breslau und der Berliner Kassen verein. Vgl. 
Wagner, System, 24. 
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der Zahlungsmittel- und Kreditversorgung, der sich in den fünfziger  Jahren ins-

besondere für  die aufstrebende Wirtschaft in den westlichen preußischen Provinzen als 

ein großes Problem erwies. Der durchschnittliche Notenumlauf der Preußischen Bank 

lag seit 1851 nur noch knapp unter dem Kontingent, wobei die Metalldeckung 

gleichzeitig meist mehr als 100% - im Durchschnitt des Jahres 1855 sogar 122,5% -

betrug.36 

Als sich die industriewirtschaftliche Konjunktur Anfang bis Mitte der fünfziger  Jahre 

wieder erholte und sich das alte Problem der unzureichenden Zahlungsmittelversorgung 

erneut mit aller Dringlichkeit stellte, erwachte zwar das Interesse der Notenbankgründer 

erneut, nun stieß die Gründung neuer Notenbanken aber wieder auf eine wenig inter-

essierte Regierung. Es wurden zwar Mitte der fünfziger  Jahre insgesamt fünf  neue 

Zettelbanken in Köln, Magdeburg, Königsberg, Danzig und Posen gegründet, aber ein 

Durchbruch der Restriktionen der Preußischen Bankordnung wurde dadurch nicht 

erreicht. Denn sie konnten weder die zentrale Stellung der Preußischen Bank gefährden 

noch deren Geldpolitik unterlaufen. 

Da unter diesen Umständen eine wirkliche Lösung des Problems innerhalb Preußens 

nicht zu erreichen war, wandten sich die Notenbankgründer nun verstärkt an die nord-

und mitteldeutschen Nachbarstaaten, die spätestens nach den Konventionen von 

Dresden und München ihrerseits den Taler als Landesmünze eingeführt hatten. Einige 

preußische Bankiers hatten erkannt, daß der Notenstrom auch umgekehrt werden 

konnte. Statt der Verwendung preußischer Talernoten in den norddeutschen Staaten 

konnten auch Talernoten norddeutscher Staaten in Preußen zirkulieren und damit die 

Zirkulation über die Kontingente von Preußischer Bank und Privatnotenbanken hinaus 

erweitern. Tatsächlich zirkulierten im Jahr 1856 zwölf nicht-preußische Notenbanken 

insgesamt gut 20 Mio. Taler.37 

Die preußische Regierung versuchte zunächst, die Verbreitung "ausländischer" Bank-

noten durch Schikanen zu verhindern. Doch solche Maßnahmen waren nicht von Erfolg 

gekrönt. Der Markt benötigte Zahlungsmittel und da diese innerhalb Preußens nicht zur 

Verfügung gestellt wurden, ließ er sich nicht davon abhalten, sie sich anderswo zu 

beschaffen. Die preußische Regierung mußte deshalb im Jahr 1856 erkennen, daß sie 

36. Schauer, Preußische Bank, Tab. 6, 134f. 

37. F. Thorwart, Die Entwicklung des Banknotenumlaufs in Deutschland von 1851 bis 1880, in: 
Jb. f.  Nationalökonomie u. Statistik 41, 1883, 202. 
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der für  sie bedrohlich unkontrollierbaren Notenzirkulation im Lande nur durch die 

Aufhebung der Kontingentierung der Preußischen Bank-Noten Herr werden konnte. 

Durch die Novellierung der Bankordnung38 wurde die Preußische Bank noch im 

gleichen Jahr in die Lage versetzt, den Umlauf von Zentralbankgeld kurzfristig zu 

erhöhen und die Geldmenge bzw. die Verteilung der Geldmengenbestandteile der 

realwirtschaftlichen Konjunktur anzupassen. In den folgenden Jahren erlernte die 

Bankleitung schnell den richtigen Umgang mit dem neu gewonnenen Interventions-

spielraum, und schon in den Krisenwochen des Jahres 1866 (und später auch in den 

Jahren 1870 und 1873) erwies sich die Preußische Bank als eine unverzichtbare und 

(im Gegensatz zu den Privatnotenbanken auch) zuverlässige Refinanzierungsquelle für 

das Bankensystem. Die sich bereits vorher abzeichnende Arbeitsteilung zwischen den 

Geschäftsbanken und der Zentralnotenbank wurde nun zur Zufriedenheit beider Seiten 

ausgebaut. Die moderne Forschung betont deshalb sogar, daß die frühzeitige Annahme 

der "Lender of  Last Resort"-Funktion durch die Preußische Bank eine wichtige 

Voraussetzung für  das Funktionieren des Universalbanksystems gewesen ist.39 

III 

Die Änderung der Bankordnung und die Beschränkung auf die Dritteldeckung als 

konvertibilitätssichernde Maßnahme war deshalb weniger eine Reform, die direkt aus 

den Unzulänglichkeiten der alten Bankordnung abgeleitet worden war - und schon gar 

kein Reflex auf den Fortgang der Theoriedebatte sondern lediglich die logische 

Konsequenz aus dem Anspruch des Staates, in Verlängerung des Münzregals die Geld-

politik im Land bestimmen zu können. Daß das Münzregal für  Banknoten zu gelten 

habe, wurde der preußischen Regierung auch im Vorfeld der Gründung der Reichsbank 

noch einmal bestätigt. In einem "Rechtsgutachten in der Papiergeld- und Banknoten-

frage" hieß es: "Indem der Staat die Emission von Banknoten durch eine Privatbank 

38. GS 7.5.1856, 334ff. 

39. R. Tilly, Banking  Institutions in Historical and Comparative Perspective: Germany, Great 
Britain and United States in the Nineteenth and Early Twentieth Century, in: JITE 145, 1989, 
189ff;  ders., Germany, in: Toniolo, Patterns, 175ff; D. Ziegler, Zentralbankpolitische "Stein-
zeit"? Preußische Bank und Bank of  England im Vergleich, in: GG 19, 1993, 475ff. 
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gut heißt, ... handelt er wider das Münzhoheit genannte Recht, gegen die Pflicht  und 

Erhaltung eines einheitlichen und stabilen Preismaßes."40 

Genau hierin lag aber auch umgekehrt der Grund für  den anhaltenden Widerstand der 

preußischen Liberalen gegen die Reform des Jahres 1856. Das theoretische Niveau, mit 

dessen Hilfe  entweder die englischen Verhältnisse (d.h. die Wiedereinführung einer 

Preußischen Bankordnung nach dem Vorbild der Peelschen Bankakte) oder die voll-

ständige Bankfreiheit beschworen wurde,41 war so dürftig, daß es Adolph Wagner und 

Erwin Nasse relativ leicht fiel,  mit ihrer auf der Banking-Theorie fußenden Ver-

teidigung der preußischen Verhältnisse die Meinungsführerschaft in der Debatte zu 

erringen. Was die Gegner der Preußischen Bankreform von 1856 einte, waren keines-

falls  ähnliche geldtheoretische Vorstellungen, sondern einzig und allein ein tief sitzende 

Mißtrauen gegen den preußischen Staat, dem durch die Befreiung der Preußischen 

Bank von den Fesseln der Kontingentierung ein wichtiges Kampfinstrument gegen die 

Partizipationsbestrebungen des (wirtschafts-)liberalen Bürgertums an die Hand gegeben 

worden war.42 Der liberale Breslauer Staatswissenschaftler Johann Ludwig Tellkampf 

hatte deshalb als Herrenhausmitglied im Jahr 1856 nicht nur - vergeblich - für  die 

Beibehaltung der Kontingentierung gekämpft,43 sondern seine Haltung noch im Jahr 

40. W. Endemann, Rechtsgutachten in der Papiergeld und Banknotenfrage, in: Annalen des 
Deutschen Reiches 1873, 390. 

41. Den Anhängern der Bankfreiheit war vollkommen klar,  daß die Durchsetzung ihrer Forderungen 
völlig illusorisch war ("die Entwicklung  des Bankwesens von der Erkämpfung  der Notenfreiheit 
abhängig zu machen, hieße sie ad graecas calendas vertagen", O. Michaelis, Noten und 
Depositen, in: Vierteljahrschrift  f.  Volkswirtschaft  3/3, 1865, 78). Die Konsequenzen, die sie 
daraus zogen, waren allerdings unterschiedlich. Während Teilkampf eine strenge Kontingen-
tierung befürwortete  (s.u.), erhofften sich Michaelis und Prince-Smith von einer Entwicklung 
des Depositenbankwesens eine Entwicklung des Zahlungsverkehrs, der auf Banknoten weit-
gehend verzichten konnte. Vergl. J. Prince-Smith, Geld und Banken, in: Vierteljahrschrift  f. 
Volkswirtschaft  3/2, 1865, 146ff; Michaelis, Noten, 77ff. 

42. Konkret bedeutete dies die Furcht, daß es aufgrund der fiskalischen Interessen des Staates zu 
einer "Überemission" von Banknoten kommen könne, während die strengen Kontingentierungs-
regeln der Peelschen Bankakte "Überemission" vor vornherein ausschlössen und es auch 
konkurrierende  Notenbanken unter der Bedingung unbeschränkter Haftung  der Teilhaber oder 
Anteilseigner nicht riskieren würden, "übermäßig" Noten auszugeben. Michaelis, Noten, 124; 
J.L. Tellkampf,  Die Prinzipien des Geld- und Bankwesens, Berlin 1867, 67ff. 

43. Als sich abzeichnete, daß die alte Bankordnung nicht zu retten sein würde, versuchte Teilkampf 
durch einen Zusatzantrag zum Gesetzentwurf, die Höhe der Notenausgabe wenigstens auf die 
Höhe des Stammkapitals der Preußischen Bank zu beschränken und diese damit in diesem 
Punkt den preußischen Privatnotenbanken gleichzustellen. Vgl. Tellkampf, Prinzipien, 97. 
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1867 damit begründet, daß eine "Staatsbank"44 im Notfall  immer von einer Regierung 

mißbraucht werden könne, um "sich Geldmittel zu verschaffen, ohne die Landesver-

tretung zu fragen" und damit "deren Steuerbewilligungsrecht zum Teil illusorisch zu 

machen".45 Der Hinweis auf den Verfassungskonflikt war jedem Leser damit 

überdeutlich, zumal schon die Ablehnung einer Initiative des preußischen Handels-

ministers v. Itzenplitz auf Ausweitung der Preußischen Bank-Filialen auf außer-

preußische Plätze im Jahr 1865 vom preußischen Abgeordnetenhaus damit begründet 

worden war, daß dieses unter Staatsverwaltung stehende Institut nicht auch noch auf 

diese Weise gestärkt werden dürfe.46 

In der Theoriedebatte konnten sich die liberalen Kritiker der Abwendung vom 

englischen Vorbild zwar nicht durchsetzen, aber nach der Reichsgründung bekamen sie 

Unterstützung von den bundesstaatlichen Regierungen, die ihrerseits einer in eine 

Reichsbank verwandelten Preußischen Bank mißtrauten und deshalb auf irgendeiner 

Form von Einschränkung der Handlungsfreiheit der Zentralbank bestanden. Diese eher 

praktisch-politischen Vorbehalte gegenüber der Bankordnung von 1856 wurden bestärkt 

durch die Praxis des "in die Zirkulation-Pressen" von Banknoten durch alle deutschen 

Notenbanken in den Jahren 1871 bis 1873. Denn jede Notenbank wollte sich für den 

Fall einer Kontingentierung der Notenzirkulation ein möglichst "großes Stück des 

Kuchens" sichern.47 Diese Praxis verdeutlichte, daß es keine Garantie dafür gab, daß 

sich die Notenbanken bei ihrem Diskontgeschäft wirklich an die durch die Banking-

44. Obwohl sie formal keine "Staatsbank"  war, bezeichnete Teilkampf die Preußische Bank (im 
Unterschied zur "Privatbank"  Bank of  England) in Anerkennung der tatsächlichen Ent-
scheidungsstrukturen ausdrücklich so. Vgl. Tellkampf, Prinzipien, 94. 

45. Tellkampf, Prinzipien, 95. Tellkampf berief  sich dabei ausdrücklich auf  Sir Robert Peel, der 
seine Bankakte unter anderem damit begründete, daß ein Mißbrauch der Notenbank durch die 
Regierung nicht möglich sei. 

46. Der von Faucher und Michaelis eingebrachte Kompromißvorschlag der Abgeordnetenhausmehr-
heit, wonach einer Ausweitung des Geschäftskreises der Preußischen Bank dann zugestimmt 
werden könne, wenn sich die Bank eine Einführung der Kontingentierung der nicht durch 
Metall gedeckten Noten gefallen ließe, verdeutlicht, welchen Stellenwert die liberale Abgeord-
netenhausmehrheit der Aufhebung der Kontingentierung für  den Staat im Verfassungskonflikt 
beimaß. Vgl. hierzu Michaelis, Noten, 96f; Unruh, Bankfrage,  8ff.  Zur Itzenplitz-Initiative 
allgemein vergl. E. Nasse, Die preußische Bank und die Ausdehnung ihres Geschäftskreises in 
Deutschland, Bonn 1866. 

47. In diesem Fall hatten die Privatnotenbanken ebenfalls das Vorbild der Peelschen Bankakte zu 
fürchten.  Die Kontingentierung der Provinznotenbankzirkulation war dort nämlich anhand der 
durchschnittlichen Notenzirkulation der jeweiligen Notenbank in den Monaten Februar bis April 
1844 festgelegt worden. 
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Theorie vorgeschriebenen Regeln hielten. An dieser Tatsache konnten auch die 

Anhänger der Banking-Theorie nicht vorbei. 

Das Reichsbankgesetz von 187548, für das wesentlich der ehemalige Führer der 

"volkswirtschaftlichen Opposition" Otto Michaelis verantwortlich zeichnete, trug diesen 

Bedenken Rechnung und führte die Kontingentierung der Notenausgabe wieder ein. 

Das Notenkontingent stellte allerdings keine absolute Obergrenze der Emission 

ungedeckter Noten dar, sondern es konnte überschritten werden, sofern weiterhin ein 

Drittel der umlaufenden Banknoten durch Metall gedeckt war ("indirekte Kontin-

gentierung"). Für den das Kontingent überschreitenden Betrag hatte die Reichsbank 

lediglich eine Notensteuer von 5% zu entrichten. Einer möglichen Ausweitung des 

Notenumlaufs aufgrund einzelwirtschaftlicher Interessen der Zentralbank war dadurch 

ein Riegel vorgeschoben wurde. Mit der "indirekten Kontingentierung" als Kompromiß 

konnten sich auch die Anhänger der Peelschen Bankakte wie Julius Faucher und 

Alexander Meyer einverstanden erklären, da sie in der Notensteuer lediglich eine 

elegantere Vorkehrung für  Krisenzeiten erblickten als in der Suspendierung der Kontin-

gentierungsvorschriften wie bei der Peelschen Bankakte. Die Prinzipien des englischen 

Vorbildes sahen sie durch die Wiedereinführung des Grundprinzips der Kontin-

gentierung gewahrt.49 Denn auch in Großbritannien wurde zu dieser Zeit über eine 

Flexibilisierung der starren Kontingentierungsregeln nachgedacht, um zukünftig auf die 

Suspendierung der Bankakte verzichten zu können.50 

Ebenso wichtig für  die breite Zustimmung auch unter vielen Liberalen wie die 

(Wieder-) Einführung der Kontingentierung war die Bestimmung des Bankgesetzes, 

48. Reichsgesetzblatt 14.3.1875, 177ff. Zum Bankgesetz vgl. auch K. Borchardt, Währung und 
Wirtschaft,  in: Deutsche Bundesbank (Hg.), Währung und Wirtschaft  in Deutschland 1876-
1975, Frankfurt/Main  1976, 14-20. 

49. Vgl. J. Faucher, Die zukünftige Bankgesetzgebung im Deutschen Reiche, Vierteljahrschrift  f. 
Volkswirtschaft  11/3, 1874, 93. Auch Walther Lötz interpretierte das Bankgesetz später als eine 
"elastischere" Version der Peelschen Bankakte (ders., Geschichte und Kritik des deutschen 
Bankgesetzes vom 14. März 1875, Leipzig 1888, 169). 

50. Insofern ging in gewisser Weise sogar die Flexibilisierung der Kontingentierungsregeln über 
den Preismechanismus im deutschen Bankgesetz von 1875 auf das britische Vorbild zurück. 
Denn im Juni 1873 hatte der britische Schatzkanzler Robert Lowe versucht, die Bankakte 
dahingehend zu modifizieren, daß eine Überschreitung des Kontingents unter bestimmten 
Voraussetzungen (u.a. die Höhe des Diskontsatzes der Bank of  England) erlaubt werden sollte. 
Lowe konnte sich mit seinen Gesetzentwurf jedoch nicht durchsetzen, da die Vorkehrungen als 
nicht praktikabel  verworfen wurden - und nicht etwa, weil derartige Vorkehrungen dem 
Grundprinzip widersprochen hätten. Vgl. hierzu Clapham, Bank of  England, 289f. 
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wonach der Zentralausschuß der Reichsbank als Vertretungsorgan der Anteilseigner 

seine Zustimmung zu allen außergewöhnlichen Geschäften der Reichsbank mit den 

Finanz Verwaltungen des Reiches oder der Bundesstaaten verweigern konnte. Durch 

dieses Zugeständnis sollte der gefürchteten Instrumentalisierung der Reichsbank durch 

die Finanzminister ein Riegel vorgeschoben werden. 

Indem durch diese Regelungen sowohl die wichtigsten theoretischen als auch die 

politischen Vorbehalte der Mehrheit der Gegner der Bankordnung von 1856 beseitigt 

worden waren, beschränkten sich die Gegner des Bankgesetzes auf diejenigen, die wie 

Friedrich Heinrich Geffcken und Hans Victor von Unruh weiterhin grundsätzlich gegen 

jede Ausgabe ungedeckter Banknoten opponierten,51 und damit auf dem Grundprinzip 

der Peelschen Bankakte bestanden. Diese Position fand allerdings zunehmend weniger 

Widerhall. Im Jahr 1874 gab es selbst unter den Liberalen des Kongresses Deutscher 

Volkswirte kaum noch jemanden, der die Currency-Prinzipien rückhaltlos ver-

teidigte.52 

In der Rückschau war die Entwicklung der Währungsgesetzgebung in Preußen/Deutsch-

land von der ersten Preußischen Bankordnung des Jahres 1846 bis zum Reichsbank-

gesetz von 1875 ein geradezu klassisches Beispiel für den gelungenen Adaptionsprozeß 

durch einen "latecomer". Während noch in die erste Bankordnung die Grundideen des 

Vorbildgesetzes nur wenig modifiziert eingingen, erwies sich der Gesetzgeber nach 

einer rund zehnjährigen Erfahrung mit den Unzulänglichkeiten des Gesetzes als flexibel 

genug, die Bankordnung der Unterentwicklung des Zahlungsverkehrs anzupassen und 

sich dabei ganz nebenbei von der theoretischen Basis des Vorbildes zu verabschieden. 

In der politisch relativ offenen Situation der frühen siebziger Jahre, als auch liberale 

Wirtschaftspolitiker an den Entscheidungsprozessen beteiligt wurden, erlebte das 

englische Vorbild durch die Neuordnung der Währungsverhältnisse (Einführung der 

reichseinheitlichen Goldwährung53 und damit die Anbindung an die britische 

51. Der nationalliberale Reichstagabgeordnete v. Unruh bezeichnete die "nicht mit Metall bedeckten 
Noten" grundsätzlich als "Feind des baren Geldes" (ders., Bankfrage, 32), und Geffcken schlug 
vor, den Notenbanken vorzuschreiben, ihre Notenausgabe innerhalb von zehn Jahren auf den 
Metallbestand zurückzuführen, um auf diese Weise einen Anreiz zur Entwicklung des 
Depositenbankwesens nach englischem Vorbild zu geben (ders., Das deutsche Reich und die 
Bankfrage, Hamburg 1873, 72f). 

52. Vgl. L. Grambow, Die deutsche Freihandelspartei zur Zeit ihrer Blüte, Jena 1903, 235ff. 

53. Die Münzgesetze von 1871 und 1873 wurden deshalb nicht näher behandelt, weil der Übergang 
zur Goldwährung zu diesem Zeitpunkt kaum noch kontrovers diskutiert  wurde. Dennoch sollte 
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Währung) zwar eine Renaissance. In der Praxis erlaubte jedoch das neue Bankgesetz 

die Fortsetzung der alten und erfolgreichen Preußischen Bank-Politik, wie selbst 

britische Kommentatoren anerkennend feststellten.54 

Auch wenn ex post den preußischen Währungspolitikern damit ein "gutes Zeugnis" 

ausgestellt werden muß, sollte ein solches Urteil keinesfalls unterstellen, daß ihnen ex 

ante die Folgen ihres Handelns auch nur einigermaßen bewußt gewesen sind. Die 

Bankordnung von 1846 wurde in erster Linie erlassen, um die Gründung privater 

Notenbanken zu verhindern, und das englische Vorbild hatte für  den Vormärz-Staat den 

Vorteil, daß der Staat dadurch sein Münzregal auf die gesamte "Geldmenge" ausdehnen 

konnte. Ebenso war die Novellierung der Bankordnung im Jahr 1856 vor allen 

theoretischen Überlegungen in erster Linie ein Reflex auf den Druck, der durch die 

kleinstaatlichen Zettelbanken ausgeübt wurde, die ihrerseits das "Münzregal" des 

preußischen Staates bedrohten. Wenn die Aufhebung der Kontingentierung die 

Preußische Bank mittelfristig  in die Lage versetzte, als "Lender of  Last Resort" das 

Rückgrat des entstehenden Universalbanksystems in Deutschland zu bilden, war dies 

selbst für  die verständigsten zeitgenössischen Volkswirte nicht abzusehen. Denn dafür 

gab es noch kein Vorbild. Im Gegenteil, als die Vorteile des Uni Versalbanksystems für 

den Industrialisierungsprozeß gemäßigt rückständiger Länder offenkundig  wurden, 

wurde das deutsche Bankensystem mit der Reichsbank im Zentrum - ganz im Sinne 

der Gerschenkronschen Modells - seinerseits zum Vorbild für  weitere "latecomers". 

Aber auch diese mußten die Erfahrungen des Vorbildes an ihre spezifischen Rahmen-

bedingungen anpassen, was durchaus nicht immer gelang. 

festgehalten werden, daß, wie Harald Winkel (Die Entwicklung der Geldtheorie in der 
deutschen Nationalökonomie des 19. Jahrhunderts und die Gründung der Reichsbank, in: 
Coing/Wilhelm [Hg.], Wissenschaft, Bd. 5, Frankfurt/Main  1980, 20) betont, auch und gerade 
die wirtschaftliche Stärke Großbritanniens ein wichtiges Motiv für  diesen Schritt gewesen ist. 
Die Kritik  an der Währungsverfassung beschränkte sich vielmehr - in Verkennung der realen 
Möglichkeiten von Reichsregierung und später auch Reichsbank (vgl. hierzu U. Nocken, Die 
große Deflation: Goldstandard, Geldmenge und Preise in den USA und Deutschland 1870 bis 
1896, in: E. Schremmer [Hg.], Geld und Währung vom 16. Jahrhundert bis zur Gegenwart, 
Stuttgart  1993, 175ff) - auf die teilweise Beibehaltung des Silbers als Währungsmetall ("hinken-
der Goldstandard") sowie seit den achtziger Jahren auf die international diskutierte Frage des 
Bimetallismus. 

54. Vgl. den Beitrag von W.P. Kennedy in diesem Band. 
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Die Rezeption des deutschen Bankensystems in England. 

Vom belächelten "Unsinn" zum Vorbild?1 

Die langfristige Entwicklung der britischen Wirtschaft ist eines der herausragenden 

Themen von Sidney Pollards Arbeiten. Dieses Interesse teilt er mit praktisch allen 

britischen Wirtschaftshistorikern, aber auch mit einer Reihe von ausländischen Kolle-

gen, die die britischen Erfahrungen mit einer seltsamen Mischung aus Schrecken und 

Faszination betrachten. Im Mittelpunkt steht und gleichzeitig besonders umstritten ist 

dabei die Frage nach den Ursachen für  den "relative decline", das relative Zurück-

bleiben der britischen Wirtschaft im 20. Jahrhundert. Sowohl für die Diagnose des 

Problems als auch für die historische "Lektion" der britischen Erfahrungen erscheint 

es zunächst wesentlich zu sein, den Zeitpunkt zu bestimmen, als die "Fehlentwick-

lungen" einsetzten. Läßt er sich bereits im 19. Jahrhundert datieren während der 

Blütezeit von laissez faire und Empire - als die Zeitgenossen bereits nervös auf das 

Schwinden der unbestrittenen Führungsposition des Industrielandes Großbritannien auf 

dem Weltmarkt reagierten - oder erst in den Jahren nach 1945, als der britische Inter-

ventions» (und Wohlfahrts-) Staat entstand?2 

Eine Datierung des Einsetzens der "Fehlentwicklungen" erfordert zunächst ein Modell 

der langfrisitgen wirtschaftlichen Entwicklung, um diejenigen Aspekte der historischen 

Entwicklung zu identifizieren, die veränderbar waren und deren Veränderung eine 

positive Wirkung auf die wirtschaftliche Entwicklung erwarten lassen. Eine mögliche 

Antwort hierfür legt die Wirtschaftstheorie nahe, wonach das langfristige reale Pro-

Kopf-Wachstum letztlich vom technologischen Fortschritt abhängt, der bei gegebenem 

Input einen erhöhten Output ermöglicht.3 Danach muß es früher oder später direkt 

1. Bei der Übersetzung des englischsprachigen Originaltextes von Bill Kennedy fielen uns 
mehrere Passagen auf, die für  diejenigen Leser, die mit der britischen Währungs- und Banken-
geschichte nicht so vertraut sind, nicht sofort verständlich sind. Wir haben deshalb den Text 
durch eigene Anmerkungen ergänzt. Diese sind jeweils gesondert kenntlich gemacht [Anm. d. 
Hg.]. 

2. Vgl. hierzu ausführlich S. Pollard, The Wasting of the British Economy, London 1982. 

3. Vgl. R. M. Solow, Growth Theory, Oxford 1970. Dabei wird unterstellt, daß die Wirtschaft frei 
von monopolistischen (oder oligopolistischen) Verzerrungen und damit in der Lage ist, 
angemessen auf veränderte Umstände zu reagieren. Ist diese Bedingung nicht gegeben, kann 
Wachstum auch ohne technologischen Fortschritt dadurch erzielt werden, daß diese Ver-
zerrungen abgebaut werden und die Wirtschaft in die Lage kommt, zunehmend flexibel auf  die 
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oder indirekt zu "Fehlentwicklungen" kommen, wenn die Fähigkeit einer Volkswirt-

schaft nachläßt, technologische Innovationen zu schaffen und im Wirtschaftsprozeß 

anzuwenden. Ein Schlüssel zum Verständnis der Fähigkeit einer Volkswirtschaft zu 

fortgesetzter technologischer Innovation ist die Leistungsfähigkeit des Finanzsystems, 

durch das Zukunftsinvestitionen auch und gerade für  technologische Innovationen 

alloziert werden. 

In seinem Buch Britain's Prime and Britain's Decline hat Sidney Pollard dieses 

Modell angewandt. Nach einer Bestandaufnahme der britischen Wirtschaftsentwicklung 

vor 1914, untersuchte er zunächst die Fähigkeit des Finanzsystems, die Kapitalströme 

in angemessener Weise in inländische und ausländische Investitionen zu lenken. Er 

ging dabei davon aus, daß ein gut funktionierendes Finanzsystem langfristig auch eine 

effektive  institutionelle Unterstützung des Innovationsprozesses (etwa durch Bildung 

und Erziehung) erforderlich machen würde. Umgekehrt lassen deshalb ein wenig 

leistungsfähiges Bildungsniveau und wachstumshemmende Mentalitäten zumindest in 

Industriegesellschaften darauf schließen, daß auch das Finanzsystem nicht in der Lage 

ist, die Risiken von Innovationen zu minimieren und die möglichen Gewinne voll 

auszuschöpfen: "It is difficult  to avoid the conclusion that cVictorian savers> must 

have contributed <by investing so heavily abroad yet so lightly in innovation at 

home>, to an unknown extent, to the deterioration of  the British economic growth."4 

Ein wichtiger Ansatzpunkt für  eine Vertiefung der Diskussion um die Fähigkeit des 

britischen Finanzsystems, erfolgversprechende technologische Innovationen zu er-

möglichen, ist eine Analyse der zeitgenössischen Debatte über die Funktionsweise des 

Finanzsystems und der zu dieser Zeit formulierten Reformbestrebungen. Da solche 

allgemeinen Rahmenbedingungen zu reagieren. Unter Umständen ist dadurch zwar auch für 
eine längere Zeit ein erheblich beschleunigtes Wachstum denkbar, früher  oder später wird dann 
aber dennoch weiteres Wachstum wesentlich durch die Fähigkeit limitiert, neue Technologien 
in den Wirtschaftsprozeß einzuführen. 

4. S. Pollard, Britain's Prime and Britain's Decline, London 1989, 114. Insofern ist auch die viel 
diskutierte Argumentation von Martin Wiener unsinnig, wonach die britischen Unternehmer in 
spätviktorianischer Zeit eine saft- und kraftlose, wenig risikobereite Klasse gewesen seien, die 
nichts mehr suchten einen geruhsamen Gentleman-Lebensstil. Denn entscheidend für die relativ 
schlechte wirtschaftliche Entwicklung des Landes war nicht das Wirtschaftsverhalten der 
Unternehmer, sondern das Finanzsystem, das es zuließ, daß ein Großteil der verfügbaren 
Ressourcen in die Hände derjenigen gelangte, die so wenig damit anzufangen wußten, oder 
anders gesagt: Wie konnte es geschehen, daß so viele Unternehmer "beim Spiel arbeiteten und 
bei der Arbeit spielten" (wie es David Landes einmal treffend beschrieb), während viele 
talentierte Unternehmer mit neuen Ideen nicht zum Zuge kamen? 
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Debatten in modernen Volkswirtschaften praktisch ständig geführt werden und die 

populären Reformvorschläge nicht immer die besten sind, erscheint es sinnvoll, die 

Analyse in diesem Beitrag auf einen besonderen Aspekt der zeitgenössischen Debatte 

einzugrenzen. 

Die Ansichten britischer Volkswirte und Bankpraktiker über die Entwicklung des 

deutschen Finanzsystems im 19. Jahrhundert5 sind aus dreierlei Gründen von besonde-

rem Interesse. Deutschland wurde erstens zu Beginn des 20. Jahrhunderts allgemein als 

der erfolgreichste und damit auch der bedrohlichste industrielle Nachfolgestaat des 

europäischen Kontinents angesehen. Das deutsche Beispiel erforderte somit eine 

intensive und wachsende Aufmerksamkeit in Großbritannien. 

Zweitens unterschied sich das deutsche Finanzsystem im ausgehenden 19. Jahrhundert 

in markanter Weise vom britischen, und es war davon auszugehen, daß das eine 

System dem anderen in vielen, wenn nicht sogar den meisten Situationen überlegen 

war. Diese Unterschiede bildeten sich bereits mit dem Beginn der Industrialisierung in 

Deutschland heraus und erwiesen sich in der Folgezeit als bemerkenswert dauerhaft. 

Der wesentliche Unterschied bestand - und besteht - in der engen Verbindung von 

Banken und Industrie in Deutschland. Auch wenn es heute gewisse Angleichungs-

tendenzen gibt, ist der Unterschied auch heute noch enorm: Ende des Jahres 1993 lag 

das gesamte an den Börsen notierte Kapital aller britischen Aktiengesellschaften 

dreimal so hoch wie das der deutschen Aktiengesellschaften, wobei zu berücksichtigen 

ist, daß die deutsche Volkswirtschaft über 75% größer war als die britische; oder 

anders ausgedrückt, entsprach das börsennotierte Kapital der britischen Aktiengesell-

schaften rund 125% des britischen Bruttosozialprodukts, während das börsennotierte 

Kapital der deutschen Aktiengesellschaften nur einen Anteil von 25% des deutschen 

Bruttosozialprodukts erreichte.6 Auch unter Berücksichtigung der Möglichkeit höherer 

durchschnittlicher Nach-Steuer-Gewinne deutscher Firmen - was angesichts der 

aktuellen Entwicklungen eher unwahrscheinlich erscheint - und damit der Möglichkeit 

5. Die Finanzsysteme stehen sehr häufig im Mittelpunkt  politischer Debatten, so daß praktisch 
laufend der Eindruck  (oder die Illusion) entsteht, daß eine Reform notwendig und wünschbar 
ist. Das gilt sicherlich für die Gegenwart, wie die Vielzahl von Vorschlägen beweist, die nach 
dem "Market  Break"  vom Oktober 1987 erwogen wurden. Das gilt aber auch für die Rezeption 
historischer Debatten, die aktuelle Fragen in eine historische Perspektive zu setzen in der Lage 
sind. Zu den Debatten um das Finanzsystem des 19. Jahrhunderts vgl. insbes. F. Fetter, 
Development of British Monetary Orthodoxy, Cambridge/Mass. 1965. 

6. Bishop, 1994, chart 3. 
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besserer Voraussetzungen für  intern finanzierte Investitionen auf deutscher Seite, kann 

kein Zweifel  daran bestehen, daß deutsche Firmen ihren Bedarf an externer Finanzie-

rung wesentlich stärker durch Banken als durch die Wertpapiermärkten befriedigen 

lassen. 

Die entscheidende Frage für  die britischen Beobachter ist damit: 

Werden durch ein solches institutionelles Arrangement in Deutschland bessere 

Investitionsentscheidungen getroffen? 

und 

Welches sind die Schwächen des deutschen Systems, und wie veränderten sich 

Stärken und Schwächen im Zeitablauf? 

Der dritte Grund für  eine Untersuchung der britischen Debatte über die vermeintlichen 

Vorteile der engen Bindung zwischen Banken und Industrie in Deutschland vor dem 

Ersten Weltkrieg ist die eingangs erwähnte Bedeutung für  die Periodisierung des 

"relative decline". Die Intensität der Bedenken von britischen zeitgenössischen Be-

obachtern und deren Reform Vorschläge können helfen zu beurteilen, inwieweit der 

"relative decline" bereits um die Jahrhundertwende als Problem erkannt worden war. 

Die Debatte über das deutsche Bankwesen und seine Methoden fand auf unterschiedli-

chem Niveau und in unterschiedlicher Intensität statt und läßt sich in gedruckter Form 

in den verschiedensten Publikationen nachweisen. Beiträge finden sich in der Tages-

presse ebenso wie in Fachzeitschriften, Büchern und auch offiziellen Berichten. Um 

eine systematische Diskussion der Quellen zu gewährleisten, wird sich dieser Beitrag 

jedoch nur auf die Fachzeitschriften, insbesondere auf Bankers' Magazine konzen-

trieren. Diese Zeitschrift erschien seit April  1844 monatlich und erlaubt damit auch 

einen Einblick in die "Konjunkturen" der Diskussion um das deutsche Bankwesen in 

den britischen Fachkreisen.7 Dank seines hohen fachlichen Standards kann Bankers' 

Magazine im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts als die wichtigste britische Fachzeit-

schrift  für  Praktiker gelten. Über die Jahre wurde der Umfang jedes Heftes immer 

7. Bankers' Magazine richtete sich in erster Linie an Bankpraktiker. Für diese war es aber die 
Fachzeitschrift  schlechthin. Denn es griff von Anfang an die wichtigsten aktuellen währungs-
und bankpolitischen Streitfragen der Zeit auf. Vgl. hierzu bereits das Editorial der ersten 
Nummer vom April 1844 ("Address", 1-4). Der erste Leitartikel trug dann auch den Titel "On 
the Present State of Banking Affairs"  und behandelte die starken periodischen Geldmengen-
schwankungen und die Rolle der Bank of  England dabei. In den Mai- und Juni-Nummern 
folgten dann ähnliche grundsätzliche Artikel: "The Evils of  One Bank of  Issue (Mai 1844) und 
"The Foreign Exchange and Our Home Currency" (Juni 1844). 
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größer und die Themenvielfalt immer breiter. Während in der Frühzeit Entwicklungen 

in Übersee nur selten behandelt wurden, waren seit den siebziger Jahren die größten 

ausländischen Banken, insbesondere die (Zentral-)Notenbanken, regelmäßig Thema in 

Bankers' Magazine. Im Jahr 1891 wurden die einzelnen Hefte so umfangreich, daß nur 

noch sechs Hefte zu einem Halbjahresband (statt bisher zwölf  Hefte zu einem Jahres-

band) zusammengefaßt werden konnten. Mit der Zeit wurde auch ein Fortbildungsteil 

für  aufstrebende junge Bankangestellte zu einer festen Rubrik der Zeitschrift. Zuneh-

mend wurden auch Reden wichtiger Bankiers und Politiker wörtlich wiedergegeben, 

die Themenbereichen behandelten, die für  Bankpraktiker von Interesse waren. Regel-

mäßig wurde schließlich auch über neue rechtliche und steuerliche Entwicklungen 

sowie über Entwicklungen auf den Finanzmärkten berichtet. Alles in allem bietet 

Bankers' Magazine damit auch dem Historiker einen guten Einblick in die Debatten 

der Zeit und die Überlegungen zeitgenössischer britischer Bankiers und Finanzfachleu-

te. 

I 

Eine der ersten, noch seltenen Erwähnungen erfuhr die Bankenentwicklung in 

Deutschland in der Mai-Nummer des Jahres 1857. Zu dieser Zeit war das Banken-

system in Deutschland noch stark unterentwickelt. Trotz des rapiden Anstiegs der 

industriewirtschaftlichen Konjunktur in Deutschland gab es Mitte der fünfziger  Jahre 

nur sehr wenige leistungsfähige Kreditbanken, und die restriktive Notenbankgesetzge-

bung in Preußen ließ auch die Einrichtung von Privatnotenbanken dringlich erscheinen. 

Die Situation um die Jahresmitte 1855 beschrieb Bankers' Magazine folgendermaßen: 

"Bankfieber, as the German press has it, or banco-mania as we should say, set in, 

originated and fomented from that hive of scheming, the Paris Bourse."8 Bis Novem-

ber hatte sich die Situation nicht entspannt, so daß die Zeitschrift sich sorgte: "Germa-

ny stood greatly in need of  a large extension of  banking facilities for  the aid and 

advancement of  her industrial, financial and agricultural interests, ... the danger which 

now threatens is the enormous excess of a supply out of  all proportions with any 

legitimate demand."9 

8. Bankers' Magazine (BM), Mai 1857, 372. 

9. Ebd., 841. 
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Sofern  das Magazine in diesen frühen Jahren das Phänomen Universalbank überhaupt 

thematisierte, stand immer der Credit Mobilier im Mittelpunkt. Die Ansichten der 

Zeitschrift waren dabei bemerkenswert keynesianisch, obwohl auch ein tiefes Miß-

trauen gegen das langfristige Finanzierungsgeschäft der Bank erkennbar war. Als der 

Credit Mobilier Mitte der sechziger Jahre seine Zahlungen einstellen mußte, wurde 

diese ambivalente Enstellung im "Nachruf*  des Bankers' Magazine besonders deutlich; 

"In three or four  years <the repayment of  'locked up' loans> will be effected, and the 

faults of  the Credit Mobilier will be forgotten, while the advantages it has conferred 

upon the country will be conspicuous in railways, canals, houses, and a variety of 

works representing tangible improvements upon the previous state of  things, from 

which the public are already deriving benefit. ... We are sorry for  the end of  the 

Mobilier, but we must regard it as an event far  from fatal, or even injurious, to the 

credit resources of  France. ... The fact will remain that the Credit Mobilier fell  through 

a lock-up, and that from inability to obtain adequate <temporary> aid it was forced 

into involuntary liquidation."10 

Das Mißtrauen gegenüber jeder Art von "Spekulation" war allerdings dauerhaft. Mit 

einem fast prophetischen Instinkt beschrieb die Zeitschrift die Situation während des 

Gründerbooms in Deutschland: "A crisis in German banking may be distinctly des-

cribed as being not far  off.  ... Fresh banks, which reasonably cannot hope for healthy 

and permanent business are started. ... When people have more means than they can 

employ in ordinary trade, they run into wild schemes ... <and> fly  kites."11 

II 

Das geringe Interesse an der Entwicklung in Deutschland änderte sich grundlegend mit 

der Gründung der Reichsbank im Jahr 1875. Besondere Aufmerksamkeit erregte dabei 

die Flexibilisierung der Kontingentierungsregelungen durch die Notensteuer. Das 

Bankgesetz von 1875 war damit scheinbar der englischen Währungsgesetzgebung 

angeglichen worden.12 Die Redaktion des Magazine erkannte aber sofort, daß die 

Auswirkungen der Flexibilisierung in der Praxis enorm sein konnten. Denn die Dek-

10. BM, Oktober 1867, 992-994. 

11. BM, Oktober 1872, 842f. 

12. Vgl. hierzu den Beitrag von Dieter Ziegler in diesem Band. 
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kungsregeln der fiduziären [d.h. der nicht durch Edelmetall gedeckten, d. Hg.] Noten-

emission konnten in Großbritannien nur durch das Schatzamt außer Kraft  gesetzt 

werden. Als sich die Flexibilisierung der Kontingentierung der fiduziären Emission 

Anfang der achtziger Jahre erstmals auch praktisch auswirkte, vermerkte Bankers' 

Magazine sofort, daß die Reichsbank im Dezember 1881 trotz der Überschreitung des 

Kontingents den Diskontsatz nicht weiter erhöht hatte als die moderaten aktuellen 5%. 

Sie kommentierte diese zurückhaltende Zinspolitik der Reichsbank: "The action of  the 

German Bank Act in this respect compares favourably with our own. Had the reserve 

of  the Bank of  England been in a similar position, the greatest anxiety would have 

prevailed throughout <England> for  some time before it was exhausted, as it would 

not have known whether the Government would have permitted the limit to be ex-

ceeded. An Act of  indemnity would have been required. ... The German law has been 

smoother in working than our own ...Ml3 

In den nächsten vier Jahrzehnten wurde die Frage einer Reform von "Peel's Act" nach 

deutschem Vorbild zu einem regelmäßig behandelten Thema. Drei Jahre nach dem 

ersten Bericht widmete sich die Zeitschrift erneut diesem Problem. In einem unge-

wöhnlich ausführlichen Artikel mit dem Titel "The Difference Between the Working 

of  the Bank Act in England in Germany" wurde dazu ausgeführt: "The English Bank 

Act of  1844 has formed the pattern for  the German Bank Act of  1875, but the altera-

tions made <in the German version> clearly facilitate its working. A plan for the 

modification of  the <1844> Bank Act was brought forward by Lord Sherbrooke (Mr. 

Lowe) in 1873, but the measure did not obtain sufficient  support to secure acceptance 

from  the House of Commons <at least in part because of unacceptably draconian 

provisions, such as a mandatory minimum rate of  12% for discounts and temporary 

advancesx14 ... With the German example now before us, the necessary legislation 

ought not to be difficult  to arrange."15 

Diese Erwartung erwies sich jedoch als falsch. Das lag nicht daran, daß eine Reform 

nach deutschem Vorbild nicht ausreichend diskutiert worden war oder nicht genügend 

13. BM, Mai 1882, 95. 

14. Zum Gesetzentwurf "to provide for  authorizing in certain contingencies a temporary increase 
of  the amount of Bank of  England notes issued in exchange for securities" von Schatzkanzler 
Robert Lowe, dem späteren Lord Sherbrooke, sowie zu den Gründen seines Scheiterns vgl. J. 
Clapham, The Bank of  England, Bd. 2, Cambridge 1944, 289f [Anm. d. Hg.]. 

15. BM, April 1885, 366. 
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öffentliche  Unterstützung erfahren hatte. Im Gegenteil, der führende Londoner Bankier 

Sir Felix Schuster und auch Schatzkanzler Goschen setzten sich sehr wohl für  eine 

Reform des "Peel's Act" ein. Überhaupt waren sich viele zeitgenössische Beobachter -

wie auch heute viele Historiker16 - dessen bewußt, daß das Verhalten der Zentralno-

tenbank als Liquiditätsquelle, ihre Rolle als "Lender of  Last Resort",17 das Verhalten 

der Geschäftsbanken, insbesondere deren Risikobereitschaft im Kreditgeschäft - und 

dadurch mittelbar auch die Finanzierung technologischer Innovationen - entscheidend 

beeinflußt. 

Der Berliner Korrespondent von Bankers' Magazine verstand diesen Zusammenhang 

sehr genau, als er in einem Artikel mit dem Titel "Banking and Finance in Germany" 

im Jahr 1904 ausführte, "that at the time of  the great <German business> failures of 

1901, <the Reichsbank> came to the rescue of  the German business interests of  the 

country at that time by very liberal extensions of  credit, and through that policy it has 

come into closer relations with those interests than ever before, so that every year 

since then has brought new 'records' in its weekly returns."l8Damit wurde die Debat-

te über eine Reform der englischen Währungsgesetzgebung auch mit der Frage der 

langfristigen Industriefinanzierung verbunden. 

Die Bedeutung der Reichsbank für  das deutsche Finanzsystem wurde für  die britischen 

Beobachter gerade auch durch das Lombardverbot russischer Staatspapiere verdeut-

licht, das Bismarck im Jahr 1887 aufgrund rein diplomatischer Überlegungen durch-

gesetzt hatte. Im Dezember desselben Jahres schrieb Bankers' Magazine dazu: "The 

Imperial Bank of  Germany enters infinitely  more into the miscellaneous business life 

of  the German people than does the Bank of  England at home. Its influence is daily 

16. Vgl. hierzu etwa P. McGouldrick, Operations of the German Central Bank and the Rules of  the 
Game, 1879-1913, in: M. Bordo u. A. Schwartz (Hg.), A Retrospective View on the Classical 
Gold Standard, 1821-1931, Chicago 1984; R. Tilly, German Banking 1850-1914: Development 
Assistance for the Strong, in: JEEH 15, 1986, 113-152. 

17. Unter der Lender of Last Resort-Funktion wird allgemein die Aufgabe der modernen Zen-
tralbank  als Reservebank (Bank der Banken) verstanden. Zur Rolle der Bank of  England als 
"Lender of  Last Resort" unter den restriktiven Bedingungen von "Peel's Act" vgl. jüngst M. 
Collins, The Banking Crisis of 1878, in: EcHR 42, 1989, 504-527; D. Ziegler, The Banking 
Crisis of  1878: Some Remarks, in: EcHR 45, 1992, 137-144; M. Collins, The Bank of  England 
as Lender of Last Resort, in: ebd., 145-153 [Anm. d. Hg.]. 

18. BM, Mai 1904, 700. In diesem Artikel wurde außerdem besonders auf die Elektrifizierung  von 
Eisen- und Kohlenwerken sowie auf die enge Beziehung zwischen Banken und Schwerindustrie 
verwiesen, die sich durch die Repräsentanz von Bankenvertretern in den Aufsichtsräten 
einzelner Firmen manifestierte. 
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felt  at all points; it is not merely a reserve bank, but the machine for the assistance 

and regulation of  the trade and finance of  almost every town in Germany. The practi-

cal effect  of  its measure is proportionately deep and widespread.; its measures carry 

a national weight."19 

Somit mußte aber auch die Reichsbank für  die Geschäftspolitik der Großbanken 

mitverantwortlich gemacht werden, die keineswegs uneingeschränkt positiv beurteilt 

wurde. Offenbar  mit inhaltlicher Zustimmung der Redaktion veröffentlichte das 

Magazine im Oktober 1888 einen Leserbrief, in dem es hieß: "The system of  creating 

artificial  capital by granting advances to customers and others in the form of  acceptan-

ces is of an old standing <in Germany>. ... The vast majority of  banking companies 

are less concerned with banking proper20 than with Stock Exchange speculations, 

both on their own account and for  their customers, as well as with the financing of 

industrial undertakings tranformed into companies."21 Der Berliner Korrespondent der 

Zeitschrift, ein Amerikaner namens William C. Dreher, brachte das Problem später 

noch deutlicher auf den Punkt: "In Germany nearly every banker ein Berlin and 

Frankfurt> is at the same time a stock broker ... <and the stock broking business> has 

for  years constituted one of the most important part of  their operations."22 

Eine wesentliche Verstärkung erfuhr die Reformbewegung in der Währungsgesetzge-

bung durch die Baring-Krise des Jahres 1890.23 Als die britischen Finanzmärkte sich 

gerade wieder zu erholen begannen, veröffentlichte Bankers' Magazine einen Artikel 

mit dem Titel "Bank-Note Banking Systems", der sich positiv auf ein Gutachten 

bezog, das T.B. Moxon im Auftrag der Manchester Statistical Society erstellt hatte. 

19. BM, Dezember 1887, 1128f. 

20. Unter "proper" oder "sound banking"  wurde im 19. Jahrhundert ausschließlich das kurzfristige 
Handelskreditgeschäft verstanden. Vgl. allgemein zu den Grundsätzen des Bankgeschäftes in 
London C.A.E. Goodhart, The Business of Banking, London 1972 [Anm. d. Hg.]. 

21. BM, Okober 1888, 1099f. 

22. BM, November 1902, 596f. 

23. Die Baring-Krise des Jahres 1890 wurde durch die drohende Zahlungseinstellung des wichtig-
sten Londoner Accepting House Baring Bros, ausgelöst. Da ein Zusammenbruch dieser 
Merchant Bank die Stellung Londons als Weltfinanzzentrum ernsthaft  gefährdet hätte, fanden 
sich zu seiner Rettung fast alle Konkurrenten zu einer "konzertierten Aktion"  unter Führung 
der Bank of  England zusammen, die die Zahlungsfähigkeit der Bank garantierten. Vgl. hierzu 
L.S. Pressnell, Gold Reserves, Banking Reserves and the Baring Crisis of 1890, in: C.R. 
Whittlesey u. J.S.G. Wilson (Hg.), Essays in Money and Banking - In Honour of  R.S. Sayers, 
Oxford  1968 [Anm. d. Hg]. 
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Die Ergebnisse des Gutachtens wurden so zusammengefaßt, daß erstens ein de facto 

nicht überschreitbares Kontingent der fiduziären Notenemission nicht vorteilhaft sei 

und daß deshalb zweitens eine Reform von "Peel's Act" nach dem Vorbild des 

deutschen Bankgesetzes von 1875 wünschenswert sei. Der Artikel kommentierte dies 

damit, daß "opinion in this country appears to be gradually veering in favour of  the 

German system of  managing the reserve of  notes which is the basis of their banking 

system. ... So far as the German system goes, it appears to be an almost ideally good 

system, and has worked well in practice."24 Als Schatzkanzler Goschen wenig später 

seine Reformvorschläge für  eine neue Reservepolitik der Bank of  England veröffent-

lichte,25 die ein wenig an das deutsche Vorbild erinnerten, kommentierte Bankers' 

Magazine uneingeschränkt positiv.26 

Im Sommer des gleichen Jahres nahm die Zeitschrift dann die Diskontpolitik der drei 

großen europäischen Zentralnotenbanken unter die Lupe. Dieser Vergleich zeigte, daß 

die Diskontsätze in Frankreich zwar niedriger lagen als in Deutschland. Die Fluktua-

tionen waren aber in Deutschland kleiner und damit die Berechenbarkeit der Zentral-

bankpolitik größer. Diese Leistung mußte umso höher veranschlagt werden, als die 

Geldnachfrage in Deutschland wegen des schnelleren Wirtschaftswachstums ungleich 

größer war. Der Vorteil der deutschen Zentralbankpolitik für  Wachstum und Investi-

tion lag auf der Hand: A diminished currency reserve such as England's "is exposed 

to greater rapidity of  alteration, either in the way of increase or of  decrease; and it is 

obvious that more frequent fluctuations in the rate of  discount must follow,  and 

equally obvious that these constant fluctuations must be disadvantageous to the 

commercial welfare of  the country."27 Auch im folgenden Jahr beschäftigte sich die 

Zeitschrift in zwei weiteren Grundsatzartikeln mit den Goschenschen Reformvor-

schlägen und immer mit Blick auf die Leitzinsschwankungen Englands im Vergleich 

mit seinen Nachbarstaaten (Frankreich, Deutschland, Belgien und Niederlande). 

24. BM, Februar 1891, 245f. 

25. Der wichtigste Aspekt der Goschenschen Vorschläge betraf eine kleinere Stückelung der Bank 
of  England-Noten. Dadurch sollte eine teilweise "Entgoldung" der Geldzirkulation und eine 
Stärkung der Goldreserve der Zentralbank erreicht werden. Vgl. hierzu Clapham, Bank, 344ff 
[Anm. d. Hg.]. 

26. Vgl. BM, "Mr. Goschen's Proposals for the Central Reserves", März 1891, 429. 

27. BM, "Bank Rate in England, France and Germany", 1870-1890, Juni 1891, 973. Diese Formu-
lierung kann als eine Vorwegnahme modemer theoretische Ansätze angesehen werden, indem 
explizit Risiko mit der Wahrscheinlichkeit von Preisschwankungen auf  den Kapitalmärkten in 
Beziehung gebracht wird. Vgl. hierzu Sharpe, 1981, Kap. 5 bis Kap. 8. 
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Als im Jahr 1893 die Schockwirkung der Baring-Krise nachließ, schwand auch der 

Reformdruck. Im Leitartikel anläßlich des 50. Jahrestages der Gründung der Zeitschrift 

hieß es deshalb: " ... it will be observed that since <the crisis of>  1866, there has been 

no necessity to suspend the <1844> Bank Act.28 It may be that trader have grown 

wiser, which is open to doubt, and no one can say that the financial public has gained 

wisdom. It is, perhaps, the increased cohesion of the English banking structure which 

has most to do with the tempering of  crises during the last 25 years of  immense 

progress in banking knowledge, banking practice and banking solidity."29 

Auch wenn die Dringlichkeit einer Reform der Währungsgesetzgebung nach dem 

erfolgreichen Überstehen der Baring-Krise bei weitem nicht so groß war, wie es 

zunächst noch im Jahr 1891 geschienen hatte, war die Reformbedürftigkeit von "Peel's 

Act" damit nicht vom Tisch. Bankers' Magazine machte auf diesen Umstand bereits 

im Titel eines weiteren Artikels zu diesem Thema aus dem Jahr 1896 aufmerksam. 

Unter dem Titel "Banking Questions to be Borne in Mind" wurde ausgeführt: "No one, 

we should imagine, would now seriously recommend the enactment of  such a measure 

for  the regulation of  banking as the Bank Act of  1844. ... There is no doubt that it is 

an anachronism now. Since that measure was passed now more than half  a century 

ago, the banking systems of  nearly all the great countries of  the world have been 

rearranged. In many of these countries there has been a desire to take England as their 

model in financial matters, but not in one of them has the arrangement of  the Bank 

Act of  1844 in regard to its note issue been followed. In Germany, where something 

similar has been established, there are, nevertheless, considerable differences which 

prevent the recurrence of  many of the disadvantages which we experience. It may be 

hoped that whenever the Government has time to attend to the domestic affairs  of  the 

country, it will make the amendment of  our banking laws one of the first  points to be 

considered."30 

Im gleichen Jahr hatte die Zeitschrift die Währungs- und Geldpolitik von Banque de 

France und Reichsbank während der vergangenen zwanzig Jahre untersucht. Obwohl 

die Artikel in erster Linie dazu dienen sollte, die Leserschaft in die Arbeitsweise der 

28. Die Deckungsregeln von "Peel's Act" wurden insgesamt dreimal (1847, 1857 und 1866) zur 
Abwendung eines völligen Zusammenbruchs des Kreditgebäudes von der Regierung suspen-
diert. Seitdem kam die Bank of  England ohne diese Hilfe aus [Anm. d. Hg.]. 

29. BM, Januar 1894, 2. 

30. BM, Dezember 1896, 690f. 
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beiden Zentralbanken einzuführen, zeigten sich die Herausgeber deutlich beeindruckt 

von der Reichsbank, deren Vorbild sie durchaus zur Nachahmung empfahlen: "The 

total amount of  the duty [gemeint ist die Notensteuer, d. Hg.] paid to the Government 

since 1876 has been 48,000. The <Reichs>bank has paid this tax itself,  and has never 

raise the rate of  discount because it has had to do so. The advantages to Germany of 

this arrangement has been very great indeed, as it had enabled business to be carried 

on without any of the anxiety and loss which has attended the suspension of the Bank 

Act in this country."31 

Gegen Ende der neunziger Jahre hatte aber auch Bankers' Magazine das Interesse an 

einer Fortführung der Reformdebatte verloren, und die Redaktion wandte sich nun 

stärker der Politik der Geschäftsbanken zu. Die zentrale Fragestellung, unter der die 

Zukunft  des Bankwesens nun betrachtet wurde, waren die Wirkungen der Gründungs-

welle von Aktiengesellschaften, die Großbritannien vor der Jahrhundertwende erlebte. 

Die Zeitschrift ging auf dieses Problem erstmals im Jahr 1897 ein, als sie die Ver-

mutung äußerte, daß dadurch mittelfristig  der Kreditbedarf der Wirtschaft sinken 

würde, weil die neugebildeten Aktiengesellschaften den notwendigen Finanzierungs-

bedarf direkt durch das Publikum befriedigen und die Geschäftsbanken dadurch um-

gehen würden. Von den Geschäftsbanken war nun Phantasie und Flexibilität gefordert: 

"If  the banks would have lent many of <the new companies> money before, when 

they were in private hands, why not lend them now on well-secured and good-paying 

debentures? These naturally go to a premium; and, if  obtained at par, would form a 

good investment, besides promoting an industrial end. If  good companies do not come 

to banks - banks should go to them, and thus keep pace with the time."32 

In den britischen Finanzkreisen waren jedoch die Grenzen des Engagements und damit 

auch die Bereitschaft der Banken zu einer innovativen Kreditpolitik eng gezogen. Wie 

eng sie gezogen waren und wie wenig allgemeine Appelle für verstärkte Anstrengun-

gen der Banken konkret bedeuteten, machte ein Papier deutlich, daß im Jahr 1900 im 

Institute of  Bankers diskutiert worden war und dessen Bedeutung dadurch unterstri-

chen wurde, daß ein offizieller  Vertreter der Bank of  England die Diskussion leitete. 

Über dieses Papier, das sich mit der grundsätzlichen Bedeutung einer Aufrechterhal-

tung und weiteren Verbesserung der Stellung Großbritanniens als führender Handels-

31. BM, Oktober 1896, 481 f. 

32. BM, Februar 1897, 256. 
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nation beschäftigte, berichtete Bankers' Magazine ausführlich: "Bankers would doubt-

less do well to aid that movement <to enhence the competitiveness of  their clients> by 

all the means in their power. While the imitation of  that practice of  being directly 

concerned in trading enterprises - so prevalent among the German and some other 

banks - was to be deprecated, there were many ways quite consistent with sound 

banking by which the increase of  our export trade could be encouraged."33 Unglück-

licherweise war das Papier bei der Nennung konkreter Möglichkeiter äußerst vage und 

beließ es bei einer Ermahnung, daß sich die Banken verstärkt um Geschäfte im 

Ausland und in den Kolonien kümmern sollten, als ob die Londoner Banken gerade 

diese Möglichkeiten bisher noch nie genutzt und ohne Grund lukrative Geschäfte in 

Übersee vernachlässigt hätten. Es kann angesichts der Bedeutung, die dieser Diskus-

sion innerhalb der britischen Finanzkreise offenbar  beigemessen wurde, kein Zweifel 

daran bestehen, daß ein Papier mit konkreteren Handlungsvorschlägen die Diskussion 

angeheizt und dadurch vielleicht wirklich eine Reform der britischen Geschäftsbank-

praktiken erreicht hätte. 

Im gleichen Jahr kam Bankers1 Magazine dann noch einmal auf eine mögliche Reform 

von "Peel's Act" zurück. In einem namentlich unterzeichneten Artikel äußerte sich 

Hermann Schmidt über die Vorteile der 'elastic clause' im deutschen Bankgesetz von 

1875, die es erlaubte, bei Zahlung einer 5%-Notensteuer die Notenemission über das 

Kontingent für  die nicht durch Gold gedeckten Noten auszuweiten: "... in this manner 

- and in this manner only - the Reichsbank has been enabled to furnish the large sums 

wanted for  the extension of  German trade without monetary disturbance."34 Ein 

halbes Jahr später schloß sich die Redaktion in einem großen Überblicksartikel "Va-

riantions in the Rate Charged by the Imperial Bank of  Germany from 1844 to 1899" 

dieser Ansicht an: "But for  the relief  thus given [that is, by the 'elastic clause', W.K.] 

there can be no doubt that the rate charged by the <Imperial> Bank of  Germany must 

have been much heavier of  recent years."35 

Das gleiche Thema wurde dann noch einmal und ebenfalls sehr ausführlich im März 

1902 in einer Besprechung der Reichsbank-Festschrift anläßlich des 25jährigen Beste-

hens der Bank behandelt. Wie bereits aus früheren Artikeln ausführlich zitiert, wurde 

33. BM, März 1900, 438f. 

34. BM, Januar 1900, 196. 

3 . BM, eember 1 9 , 6. 
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auch hier wieder betont, wie wertvoll die "elastic clause" für eine Milderung von 

Kreditkrisen gewesen war. Zur weiteren Information der Leserschaft enthielt dieser 

Artikel auch eine nähere Beschreibung der Bankpraktiken in Deutschland, wobei die 

Bedingungen für  Lombardkredite im Vordergrund standen.36 

Ein Jahr später kam Bankers' Magazine erneut auf das Thema zurück, als in einem 

Artikel "The Bank Reserve and the Rate of  Discount" vermerkt wurde, daß die 

Reichsbank, obwohl ihre Goldreserve Ende August 1903 um 2 Mio. Pfund 

geschrumpft war, auf eine Anhebung ihrer Leitzinsen verzichtet hatte, während die 

Bank of  England um eine Zinserhöhung nicht herumkam, obwohl deren Goldbestand 

nur um rund 1 Mio. Pfund gesunken war und obwohl die Wirkung dieser Zinserhö-

hung als sehr ungünstig für  die Finanzmärkte beurteilt wurde.37 Zwei weitere Jahre 

später widmete sich die Zeitschrift dann auch explizit in einem ganzen Artikel der 

"elastic clause" und resümierte, daß eine Übertragung dieser Praxis auf die englischen 

Verhältnisse sehr vorteilhaft sei für die Vermeidung von Unruhe auf den Finanzmärk-

ten. Die Unruhe könne sich mitunter zu einer Panik auswachsen, die allein aufgrund 

des Wissens um die Existenz einer nicht überschreitbaren Grenze der fiduziären 

Emission und damit einer klaren Begrenzung der Geldschöpfung entstehe. Auch wenn 

der Nutzen einer "elastic clause" in nichts anderem bestände, als diese Unruhe gar 

nicht erst aufkommen zu lassen, "it would free England from the nightmare <of  a> 

theoretical possibility of  a temporary breakdown."38 

In den folgenden Jahren verband sich die Diskussion um eine Reform von "Peel's 

Act" immer stärker mit der Diskussion um die Höhe der britischen Goldreserven. Im 

Januar veröffentlichte Bankers' Magazine eine Rede von Sir Felix Schuster, einem der 

angesehensten Bankiers der Londoner City, mit dem Titel "Our Gold Reserves". In 

dieser Rede ging Sir Felix auch auf die Forderung nach einer Übernahme der deut-

schen "elastic clause" ein: ein solcher Schritt würde, so hieß es in der Rede wörtlich 

"unquestionably lessen the rigidity which now to some extent hampers the operations 

of  our central <banking> institution. ... It would enable the Bank <of  England> to deal 

with a sudden crisis more promptly and efficiently  than it is now able to do; it might 

in some cases have prevented the cumbrous process of,  and the feeling of  anxiety 

36. BM, "The Reichsbank of  Germany from  1876-1900", 372-391. 

37. BM; Dezember 1903, 442f. 

38. BM, "The Working  of  the Elastic Clause of the German Bank Act", April 1905, 593. 
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caused by, the suspension of the Bank Act."39 Einschränkend fügte Sir Felix jedoch 

hinzu, daß eine "elastic clause" zwar in der Lage sei, den Abzug von Gold seitens des 

Inlandes abzuschwächen. Gegen Abzüge aus dem Ausland sei dieses Mittel aber 

ebenfalls weitgehend wirkungslos. Wenn Ausländer Noten der Bank of  England bei ihr 

gegen Gold eintauschten und damit die Reserve schrumpfen ließen, könne dagegen 

lediglich eine größere Goldreserve als vorbeugender Schutz helfen.40 

Diese Argumentation bestimmte auch die weitere Diskussion in Bankers' Magazine bis 

zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges. Auch wenn die Vorteile einer Übernahme der 

"elastic clause" anerkannt wurden, forderten auch andere führende Bankiers, wie etwa 

Sir Edward Holden,41 daß die einzige dauerhafte und umfassende Lösungsmöglichkeit 

für  die Anfälligkeit  der Bank of  England gegen Goldabzüge die Erhöhung der nationa-

len Goldreserven sei, die allerdings nicht notwendigerweise bei der Bank of  England 

hinterlegt werden müßten 4 2 Einig waren sich alle Beteiligten allerdings darin, daß die 

britischen Goldreserven gefährlich niedrig lagen - und das nicht nur in Hinblick auf 

einen möglichen Krieg. 

39. BM, Januar 1907, 63. 

40. Ebd., 64f. 

41. Vgl. hierzu etwa Sir Edward Holden's Diskussionspapier "Gold Reserves: Some Practical 
Suggestions", das in BM, Dezember 1912 (720-731) abgedruckt wurde. Daneben erschienen 
aber auch viele andere Artikel zum gleichen Thema. Dabei wurde auf die Wirksamkeit  einer 
"elastic clause" zur Abwendung auch von Goldabzügen aus dem Ausland, wie sie Sir Felix 
Schuster verneint hatte, nur selten eingegangen. Die große Mehrheit der Fachleute war offenbar 
der Meinung, daß eine Erhöhung der Zentralbankgeldmenge durch eine Überschreitung des 
Kontingents zwar den Abzug von Gold aus dem Inland stoppen könne und damit die verfüg-
baren Goldreserven für den Zahlungsbilanzausgleich zur Verfügung ständen. Andererseits - und 
das war möglicherweise entscheidend - würde durch eine "elastic clause" auch der Druck für 
eine Erhöhung der Leitzinsen abgeschwächt und damit die "magische" Kraft des Leitzinses 
beeinträchtigt, der bei einer ausreichenden Anhebung jederzeit in der Lage war, den Goldstrom 
wieder umzukehren und - wie die Zeitgenossen sich ausdrückten - Gold sogar vom Mond zu 
beschaffen, wenn es nötig war. 

42. Tatsächlich hatten die Geschäftsbanken zu dieser Zeit damit begonnen, eigene Goldhorte 
anzulegen. Der Öffentlichkeit war dies jedoch nicht bekannt, auch wenn es allgemein vermutet 
wurde. Die tatsächliche Höhe dieser "versteckten Reserven" dürfte  aber auch die Herausgeber 
von Bankers' Magazine überrascht haben, wenn sie sie erfahren hätten. Vgl. zum Umfang und 
zu den Hintergründen dieser Goldhorte M. deCecco, Money and Empire. The International 
Gold Standard 1890-1914, London 1974 sowie T. Seaborne, The Summer of 1914, in: F. Capie 
u. G. Wood (Hg.), Financial Crises and the World Banking System, London 1986 [Anm. d. 
Hg.]. 
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Nach Ausbruch des Krieges, der viel radikalere währungspolitische Veränderungen 

notwendig machte, als sie vor dem Krieg diskutiert worden waren, die aber auch nur 

als vorübergehende Maßnahme für die Kriegs- und möglicherweise auch die erste 

Nachkriegszeit begriffen  wurden, kam Sir R.H. Inglis Palgrave, einer der führenden 

Wirtschaftsjournalisten seiner Zeit, auf den alten Vorschlag einer Modifizierung des 

"Peel's Act" durch die "elastic clause" zurück. In seinen Überlegungen für  die Neu-

ordnung der Währungsverhältnisse in Großbritannien nach dem Krieg schrieb er: "It 

is much to be hoped ... that <after the War> serious considerations will be given to the 

legislation under which the issue of the Bank of  England is carried on. We believe 

that the Bank of  England is practically the only Bank in the World, certainly the only 

large bank, in which the operation of  issuing notes and of  banking are divided in the 

manner in which they are in Threadneedle Street. ... Had the desired result <by Robert 

Lowe's proposed amendment of  1873 [gemeint ist hier die Einführung einer 'elastic 

clause' unter allerdings unpraktikablen Voraussetzungen, d. Hg.]> been carried out, a 

great deal of  anxiety would have been saved to the bankers and businessmen of the 

country last autumn <when War suddenly broke out, destroying international lines of 

credit."43 

Dieser Versuch, eine alte Debatte wiederzubeleben, war allerdings nicht von Erfolg 

gekrönt. Denn der Fortgang des Krieges, die inflationäre Entwicklung und die wach-

sende Staatsverschuldung machten eine Rückkehr zu einer etwas veränderten "Peel's 

Act" immer unwahrscheinlicher, wie ein Artikel mit dem Titel "Should the Bank Act 

be Repealed" im März 1918 einräumen mußte. Auch Sir Edward Holden vertrat nach 

Kriegsende die Ansicht, daß eine Rückkehr zu den Vorkriegsverhältnissen nicht 

möglich sei. Damit stand er allerdings im Widerspruch zu den Vorschlägen des 

Cunliffe  Currency Committee, das eine Rückkehr zum Goldstandard zum frühest 

möglichen Zeitpunkt favorisierte. Diese Ansicht setzte sich bekanntlich in den zwanzi-

ger Jahren durch, aber Holden und auch alle anderen Zeitgenossen, die im Interesse 

der wirtschaftlichen Rekonstruktion eine flexiblere Geldmengenpolitik verlangten, als 

es unter den Bedingungen des Goldstandards möglich war, behielten schließlich doch 

die Oberhand, als im Jahr 1931 die "elastic clause" der Reichsbank England in gänz-

lich anderer Form und unter völlig veränderten Umständen doch noch erreichte. 

43. BM, "The Government Note-Issue", April 1915, 588, 594. 
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II I 

Das deutsche Finanzsystem wurde nicht nur wegen seiner Währungsgesetzgebung und 
der Geldpolitik der Reichsbank von den britischen Zeitgenossen beobachtet. Zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts begann Bankers' Magazine auch eine kritischere Haltung gegen-
über den Praktiken der englischen Geschäftsbanken an den Tag zu legen. Eine aus-
führliche Diskussion der Angemessenheit des britischen Bankensystems findet sich 
erstmals in März 1901, als W.R. Lawson in einem Beitrag mit dem provozierenden 
Titel "Lombard Street under Foreign Control" schrieb: "Banking has a wider meaning 
on the continent <especially in Germany> and also in the United States than it has 
among ourselves. The average Englishman understands by <banking> merely the 
collection of  deposits, the discounting of  bills and the simpler form of  loan making. 
Foreign banking is much more varied and complex. A good deal that it includes might 
be tabooed here as finance rather than banking proper, but anyhow it furnishes expe-
rience and skill which our own bankers have little opportunity of  acquiring."44 

Fünf Jahre später griff  Lawson das Thema noch einmal auf: "In Germany we find a 
banking policy which, though in minor parts freely borrowed from other countries, 
differs  essentially from all others in giving full  expression to the national genius. It is 
a scientific and thoroughly coordinated as English banking policy is unscientific and 
haphazard. German banking does not stand aloof from industry and commerce as ours 
does. The three are all closely associated. They have a common understanding and a 
strong sentiment of  solidarity. The men who direct the German banks are all the time 
in close touch with the iron and coal industries, the manufacturing and trading classes, 
and the ocean steam lines. With them finance, industry and transport go hand in hand, 
and are regarded as integral parts of  the same problem. ... This solidarity is not limited 
to the home trade <but even more conspicuously extends abroad>. German banks help 
develop German trade. ... The German banker has in finger in everything that is going 
on. He is represented directly or indirectly on the boards of  manufacturing, trading, 
shipping and mining companies. He has an eye on all the stock markets. The Bourse 
is an essential part of  his domain. Underwriting is one of his recognized functions, and 
Germany is thereby spared many of the scandals of  British company promotion."45 

Als ein Jahr später die von New York ausgehende Krise auch den Londoner Geld-
markt erfaßte, griff  Lawson das Thema wieder auf und brachte die Schwächen des 

44. BM, März 1901, 385. 

45. BM, "The Future of  International Banking",  Juli 1906, 21 f. 
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britischen Systems noch unverblümter zur Sprache: "With old-established industries 

<the British banking system> may be in close touch, possibly too close at times, but 

new industries might well receive from it more of  the right kind of  encouragement, 

namely, an intelligent and discriminating kind. This is specially desirable in the case 

of  technical and scientific industries. In other countries there are special banking 

departments for  dealing with these. They are laying the foundations of  what may by-

and-by be called industrial banking to distinguish it from the ordinary commercial 

type. Something of  this kind is badly needed in London, but <even> the rudiments of 

it do not yet exist. A banking department adapted to the service of  technical science 

requires a staff  of  experts capable of seeing at a glance great potentialities of  wealth 

in a new invention, or a new patent or a new process of  manufacture. This country 

<Britain> has lost more than its national debt through lack of  bankers and financiers 

capable of specializing in applied science. It cannot be done casually or in a haphazard 

amateurish way. Unscientific amateur financiers let the discovery of  aniline dyes slip 

through their fingers, and we are millions a year poorer of  it, while Germany is mil-

lions a year richer through having profited by our errors. ... Where their <German> 

methods excelled most was not in technical training or in scientific research, but in 

finance <especially for large projectsx"46 Lawson schloß seinen Artikel mit der 

Forderung nach der Errichtung einer britischen "Bank for  Scientific Research". 

Mit  seiner Ansicht vom "unscientific amateur"-Charakter des britischen Finanzwesens 

stand Lawson nicht allein. Schon Anfang der neunziger Jahres hatte Bankers' Magazi-

ne über eine Untersuchung der American Bankers Association mit dem Titel "Educa-

tion and Businessmen in Europe" berichtet, bei der der Ausbildungsstand von Ge-

schäftsleuten in verschiedenen europäischen Ländern verglichen wurde. Das für die 

Briten insbesondere im Vergleich zu den Deutschen schlechte Ergebnis kommentierten 

die Herausgeber ähnlich wie es schon der Untersuchungsbericht getan hatte: "It may 

be quite true that German methods are not perfect and ... education by itself will not 

make a successful businessman. We do contend, however, that the specializing of 

knowledge <along German lines, with less attention given to the classics and more to 

professional and technical topics>, other things being equal, would be to the advantage 

of  the future English merchant and embryo banker."47 

46. BM, "How Prosperous Trade Affects the Money Market".  Juni 1907, 847f. 

. BM, Dezember 189, 0 . 
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Eine ähnliche Ansicht vertat auch F. Lavington, Girdler* Lecturer für  Volkswirtschafts-

lehre an der Universität Cambridge und allgemein anerkannter Fachmann auf dem 

Gebiet der Finanz- und Bankwesens. In seinem Standardwerk über den englischen 

Kapitalmarkt48 schätzte er die Fähigkeiten und Ressourcen hoch ein, die deutsche 

Bankiers einsetzten, um Investitionen angemessen beurteilen zu können: The Deutsche 

Bank "practical administration (1914) is in the hands of  a body of  nine managers, all 

of  them men of wide business knowledge, one or two of  them admittedly of  exceptio-

nal ability. It has a distinct staff  of  some eight or nine industrial experts, usually 

drawn from industry itself,  and a highly developed department of  information, while 

its system of  unsecured advances keeps it in the closest touch with the position and 

progress of  business concerns. It is easy to see that, with able management and 

machinery of  this kind, the risks of  industrial banking are greatly reduced: business 

ventures in need of  capital can be thoroughly investigated and the development of  the 

more promising enterprises may be promoted with a reasonable prospect of  success. 

Even so the risks are heavy. ... It was suggested <earlier> that ... no organisation of 

this scale <of Deutsche Bank> had developed in England ... whatever the reason, the 

fact remains that such agencies play very little part in the marketing of  industrial 

securities in this country.... Whether <the great English issuing> houses are restrained 

from  marketing home industrial by lack of  adequate machinery for  investigation, as 

they have sometimes maintained, or by the proportionally greater trouble in dealing in 

smaller operations, the fact remains that many ventures, possibly with excellent pro-

spects, are laid before them and rejected; and the part they play in this work <of 

domestic industrial finance> is of insignificant dimensions, ... the vast majority of 

industrial stocks are sold without the assistance of  any permanent agency."49 

Auch John Maynard Keynes war ähnlicher Meinung. Als er im September 1914 zwei 

Bücher deutschsprachiger Autoren rezensierte, eines von Ludwig von Mises und eines 

von Friedrich Bendixen, einem Hypothekenbankdirektor aus Hamburg, der häufig 

Beiträge im Bank-Archiv veröffentlichte, dem deutschen Gegenstück zu Bankers' 

Magazine, schrieb er: "If  Bendixen's book had come from the pen of an English bank 

48. F. Lavington, The English Capital Market, London 1921. Obwohl dieses Werk nach dem 
Ersten Weltkrieg erschien, bezieht sich Lavington in erster Linie auf die Vorkriegssituation, 
wie er in seiner Einleitung selber bemerkte (S. V-VI), ohne allerdings neuere Entwicklung 
außer acht zu lassen. 

49. Lavington, Capital Market, 210f. 
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director it would have been little short of  a prodigy. But the relation between 
knowledge and practice is ordered differently  in Germany."50 

IV 

Was läßt sich nun zusammenfassend über diese Untersuchung der immer wieder-
kehrenden Themen der Bankers* Magazine Jahrgänge 1855 bis 1919 schließen? Zwei 
Themen ragen heraus. Das eine beschäftigt sich mit der engen Wechselbeziehung 
zwischen Banken und Industrie, die für  das deutsche Bankwesen der Zeit so charak-
teristisch war. Die Ansichten der Zeitschrift über das Charakteristische des Univer-
salbanksystems veränderten sich im Laufe der Zeit von Verachtung bis zu widerwillig 
eingestandenem Respekt. Die alten Vorbehalte verschwanden bis zum Kriegsausbruch 
niemals ganz und häufig, so etwa im Juli 1906 und im Oktober 1912, als durchaus 
anerkannt wurde, daß alles in allem die deutsche Industriefinanzierung nicht nur 
profitabel war für  die Banken - trotz erheblicher Verluste im Einzelfall -, sondern auch 
von großem Wert für  die Stimulierung des wirtschaftlichen Fortschritts in Deutschland, 
zeigte sich das Magazine dennoch überzeugt, daß sich die deutschen Bankpraktiken 
eines Tages denen der englischen Banken angleichen würden.51 

Die Unzufriedenheit mit den für  die externe Industriefinanzierung in Frage kom-
menden Finanzmarktinstitutionen war während der Vorkriegszeit aber immerhin 
ausreichend, um nach 1914 ernsthaftere Forderungen nach einer engeren Bindung 
zwischen Banken und (inländischer) Industrie hervorzurufen. Ein unmittelbares 
Ergebnis dieser Diskussion war die Bildung der British Trade Corporation im Jahr 
1917, von der für  die Nachkriegszeit wesentliche Impulse erwartet wurden.52 Un-
glücklicherweise erfüllten sich diese Hoffnungen nicht. Denn die eigentliche Aufgabe 
der neuen Institution wurde gründlich mißverstanden. Da ihre Geschäftspolitik stärker 
nach vagen diplomatischen Zielen ausgerichtet wurde statt aufgrund erfolgversprechen-
der wirtschaftlicher Erwartungen, fuhr  sie hohe Verluste ein. Das Grundproblem des 
britischen Bankenwesen änderte sich selbstverständlich nicht von allein, so daß der 
berühmte Macmillan-Bericht des Jahres 1931 noch einmal die Aufmerksamkeit auf die 
Industriefinanzierung lenken mußte. Dabei wurden besonders die Finanzprobleme von 

50. Economic Journal, September 1914, 417. Während Keynes Beurteilung von Bendixens Buch 
sehr ausgewogen ausfiel, lobte er es in der Zusammenfassung doch außerordentlich: "Dr. von 
Bendixen is without the cultivated subtlety of Dr. von Mises, but his practical wisdom is of a 
high order. Hamburg's mind is not so clever as Vienna's, but more comes of it." (Ebd. 419) 

51. BM, Oktober 1912, 516. 

52. Vgl. Lavington, Capital Market, 212. 
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Exportfirmen  und von kleineren und mittleren Firmen in den Mittelpunkt gestellt 
("Macmillan Gap"). Weitere Schritte wurden daraufhin veranlaßt und im Jahr 1945 
wurde schließlich die Industrial and Commercial Finance Corporation gegründet, die 
unter der Bezeichnung 3i zum Zeitpunkt ihrer Einführung an der Börse im Juli 1994 
das bei weitem größte und eines der erfolgreichsten Bankinstitute für  die Finanzierung 
nicht börsennotierter Unternehmen in Großbritannien wurde. Auch im europäischen 
Vergleich konnte 3i bemerkenswerte Ergebnisse vorweisen.53 

Die Besorgnis über die "alptraumhafte" Funktionsweise des "Peel's Act" war ver-
glichen mit der ersten Frage weitaus größer und führte auch schon früher zu konkreten 
Ergebnissen. In gewisser Weise wurden der Bank of  England in der schwierigen Nach-
kriegszeit Reformen direkt aufgezwungen, als es ausgeschlossen schien, schnell wieder 
zu den Vorkriegsbedingungen zurückkehren zu können. Dafür war die britische Aus-
landsverschuldung und der Verlust eigener Guthaben im Ausland einfach zu groß. 
Man könnte allerdings argumentieren, daß die Rückkehr zum Goldstandard auf Grund-
lage der Vorkriegsparität im Jahr 1925 beweist, daß die Bedenken, die Bankers' 
Magazine seit Jahrzehnten über die Schwächen von "Peel's Act" vertrat, nicht all-
gemein geteilt wurden - jedenfalls noch nicht. Der entscheidende Wendepunkt war 
auch hier das Jahr 1931. Denn seit dieser Zeit litt  Großbritannien eher unter einer zu 
nachgiebigen als unter einer zu restriktiven Geldpolitik - als ob verspätete Wieder-
gutmachung die alten Sünden ungeschehen machen könnte. 

Es läßt sich deshalb feststellen, daß die Herausgeber und Redakteure von Bankers' 
Magazine und andere zeitgenössische Beobachter die Probleme der Funktionsweise der 
britischen Finanzmärkte vor 1914, gerade auch im Vergleich mit deren Funktionsweise 
in Deutschland, wahrnahmen und auch bereits den Handlungsbedarf erkannten, der 
sich später als absolut überfällig herausstellen sollte. Kritisiert wurden dabei ins-
besondere die unnötig scharfen Schwankungen, denen die Finanzmärkte ausgesetzt 
waren und deren relativ lose Bindung zu Handel und Industrie. In beiden Fällen gab 
es eine verbreitete Ansicht, daß man in Deutschland diese Probleme besser - wenn 
auch nicht perfekt - in den Griff  bekommen habe. Dabei wurde die Situation in 
Großbritannien jedoch nicht dramatisiert. Wäre dies geschehen und wäre der Reform-
druck deshalb stärker gewesen, hätte die wirtschaftliche Entwicklung Großbritanniens 
im 20. Jahrhundert möglicherweise günstiger ausgesehen, als sie es tat. 

53. Vgl. 3i Group Prospectus: Baring Bros. London; 20 May 1994; 9-16, 39. 
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Zwischen Politik und Selbsthilfe: 
Deutsche Konsumentenorganisationen im englischen Spiegel 

Vergleichende Studien nehmen ihren Ausgang nicht selten von Beobachtungen, die 

sich nicht in das Raster geläufiger Erklärungen fügen wollen. Entgegen dem Eindruck, 

den systematisch angelegte Einleitungen zu erwecken suchen, verdanken sich solche 

roten Fäden oft  einem Zufall. Es liegt zehn Jahre zurück, daß der Verfasser bei der 

Vorbereitung einer vergleichenden Studie über Ursprung und Entwicklung unter-

nehmerischer Konsumentenselbsthilfe in Großbritannien und Deutschland das Gespräch 

mit Sidney Pollard, damals Professor für  Wirtschaftsgeschichte an der Universität 

Bielefeld, suchte. Im Verlauf der Unterhaltung ließ Pollard erkennen, daß ihn mit mit 

der Bewegung der englischen "consumer co operatives" nicht nur ein wissenschaftli-

ches, sondern lange Zeit auch ein gesellschaftspolitisches Interesse verbunden hatte. 

Wohl um einer naheliegend scheinenden Frage zu begegnen, ergänzte er seine Bemer-

kung mit dem Hinweis auf den "universalistischen Anspruch" der Konsumvereine, der 

ihn und andere nach dem Krieg besonders angezogen habe. 

Pollards eher beiläufige Bemerkung blieb damals als Merkposten hängen, zum einen, 

weil hier ein englischer Intellektueller mit großer Selbstverständlichkeit und eben doch 

ganz anders, als es vor dem Hintergrund der kontinentaleuropäischen Tradition zu 

erwarten gewesen wäre, den Konsumenten und ihren Organisationen und nicht etwa 

den Arbeitern den am meisten universalistischen gesellschaftspolitischen Anspruch 

zubilligte, und zum anderen, weil Pollards Hinweis den Verdacht bestätigte, daß das 

bisherige auffällige  Desinteresse deutscher Sozialhistoriker an diesen Organisationen 

offenbar  weniger mit der Sache selbst, als mit einer bestimmten Wahrnehmung und 

vergleichend hinterfragbaren Tradition zu tun haben mußte. 

I. Funktion  und Struktur  von Konsumvereinen 

Unter Ökonomischem Aspekt handelte es sich bei den Konsumvereinen um eine Reak-

tion auf spezifische Funktionsdefizite der Volkswirtschaften des 19. Jahrhunderts im 

Bereich der Warenverteilung, unter sozialem Aspekt dagegen um eine komplexe 

Antwort von Unter- und unteren Mittelschichten, insbesondere der Arbeiterschaft, auf 

die Erfahrung sozialer Ungleichheit in der Reproduktionssphäre. Diese Antwort nahm 
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ähnlich wie der Kampf um die Teilhabe an politischen Rechten und Produktivitätsfort-

schritten die Form einer sozialen Bewegung an, die sich mit anderen ihr nahestehen-

den Bewegungen mehr oder weniger eng verband. 

Klagen über die Rückständigkeit des Handelssektor gehören zu den festen Bestand-

teilen der nationalökonomischen Literatur des neunzehnten und frühen zwanzigsten 

Jahrhunderts. Verschiebungen in den Gewerbestandorten im Zusammenhang mit Indu-

strialisierung, umfangreiche Migrationsprozesse, rasches Wachstum und neuartige 

räumliche Zentralisierung der Arbeitskräfte, Übergang zum Geldlohn, Auflösung von 

Selbstversorgungsstrukturen u.v.a.m. schufen in der Dimension völlig unbekannte 

Herausforderungen, auf die die Volkswirtschaften der industrialisierenden Staaten des 

19. Jahrhunderts aus unterschiedlichen Gründen nicht gleichmäßig, sondern oft  erst mit 

stark verzögerten Anpassungsprozessen reagierten. Aus all diesen Gründen traf  die 

zusammengeballte Nachfrage nach Grundnahrungsmitteln einer rasch wachsenden 

Gruppe freier Konsumenten an vielen Stellen auf ein ungenügendes Angebot. 

Die daraus resultierenden Probleme kumulierten bei den lohnabhängigen Unterschich-

ten, mithin gerade bei den Schichten, die durch das niedrige, die Grundbedürfnisse 

kaum abdeckende Einkommen im Prinzip auf einen besonders leistungsfähigen Handel 

und günstigen Einkauf angewiesen waren. Für einen entsprechenden "response" in der 

Warenverteilung fehlte es aber auch an wichtigen Voraussetzungen im Haushalt dieser 

Schichten. Niedriges Einkommen und die durch die Wohnverhältnisse stark einge-

schränkten Möglichkeiten zu einer häuslichen Vorratshaltung legten den unrationellen, 

die Verteilungskosten erhöhenden Einkauf kleiner und kleinster Mengen nahe. "Der 

Arme, welcher in den kleinsten Quantitäten kauft,"  klagte der westfälische Unter-

nehmer und Politiker Friedrich Harkort in einer Schrift über die "Hindernisse der 

Civilisation und Emancipation der unteren Klassen", "muß eben deshalb die teuersten 

Preise bezahlen."1 Eine andere Quelle der Deprivation bildeten die Unstetigkeit und 

die Unberechenbarkeit des Lohneinkommens. Sie machten den Kauf  auf Kredit zur 

weit verbreiteten Gewohnheit.2 Nicht solche Produkte bürgerlicher Sozialreformer wie 

die Sparkassen, sondern die Detailhändler an der Ecke waren die Volksbank des 19. 

Jahrhunderts. Daß der Handel so stark in diese Rolle hineingedrängt werden konnte 

1. Zit. F. Harkort,  Bemerkungen über die Hindernisse der Civilisation und Emancipation der 
unteren Klassen, Elberfeld  1844, 48. 

2. Vgl. P. Johnson, Saving and spending. The Working-Class Economy in Britain 1870 - 1939, 
New York 1985., 
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und sich die Mesalliance von kreditnehmender Arbeiterschaft und kreditgebendem 

Kleinsthandel zu einer kaum aufzubrechenden Struktur verhärtete, lag an den beson-

ders niedrigen qualifikatorischen und kapitalmäßigen Voraussetzungen für  die Eröff-

nung eines Lebensmittelgeschäftes im Vergleich zu anderen Gewerben. Dies machte 

aus dem Handel des 19. Jahrhunderts nicht nur ein soziales Lazarett, sondern zugleich 

zu einem Ort schärfster Konkurrenz, an dem Kleinhändler und Kunden aus der Unter-

schicht in eine symbiotische Beziehung gezwungen wurden. Neben einer Internalisie-

rung der Probleme durch unbezahlte Familienarbeit, überlange Arbeitszeiten und eine 

niedrige anspruchslose Lebenshaltung bot sich dem Händler als Ausweg die Manipula-

tion von Gewichten und Quantitäten. Das Problem der Lebensmittelfälschungen im 19. 

Jahrhunderts gab den Anlaß zu einer eigenen Literatur3, zur Herausbildung spezieller 

wissenschaftlicher Untersuchungsverfahren wie auch zur Entstehung neuer beruflicher 

Leitbilder. 

Es waren die typischen Probleme von Unterschichten als Konsumenten - Verbilligung 

der Lebenshaltung, "gutes Gewicht" und "unverfälschte Lebensmittel" sowie das 

schmerzlose Ansparen kleinerer Beträge zur Bewältigung periodischer Ausgaben-

hochs -, auf die die Konsumvereine als Selbsthilfeorganisationen zugeschnitten wur-

den. 

Die folgende Punkte beschreiben stichwortartig den vor dem Ersten Weltkrieg in den 

europäischen Staaten am meisten verbreiteten Realtypus eines solchen Unternehmens: 

Im Anschluß an eine Gründungsversammlung, auf der ein Ausschuß gewählt, Statuten 

mit festen Ein- und Austrittsregeln beschlossen und Geschäftsanteile gezeichnet wer-

den, gründet der provisorische Vorstand nach entsprechender Genehmigung durch 

einen Richter ein Handelsgeschäft mit Lager und Verkaufsraum, in welchem Waren 

des täglichen Bedarfs durch Angestellte en gros beschafft und en detail verkauft 

wurden. Weitere charakteristische Merkmale eines Konsumvereins waren auf Dauer in 

unterschiedlich intensiver Ausprägung: 

der vereinsmäßige, gleichwohl für weiteren Eintritt offene  Charakter; 

die Geschäftsaufsicht durch Mitglieder und Anteilseigner, wobei Entscheidungen 

nach dem Ein-Stimmen-Prinzip gefällt wurden; 

3. Als Beispiel F. Accum, A Treatise on Adulteration of Food and Culinary Poison, London 
1822; J. Burnett, Plenty & Want. A Social History of Food in England from 1815 to the 
present day, London 19893, 86ff. 
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die aktive, weitgehend ehrenamtliche Beteiligung von Teilen der Mitglieder am 

laufenden Betrieb, durch die sich der Selbsthilfecharakter auch auf fortgeschritte-

ner Stufe partiell reproduzierte; 

eine Gewinnverteilung, die sich in erster Linie an der Höhe der Einkäufe - nicht 

etwa des eingelegten Kapitals - orientierte; 

schließlich der Verkauf zu "Tagespreisen", darunter sind die am jeweiligen Ort 

üblichen Warenpreise zu verstehen, um auf diese Weise, Kapital zu bilden und 

Überschüsse entstehen zu lassen. 

eine weitgehende Konzentration auf Grundnahrungsmittel. 

II. Die englischen Konsumgenossenschaften 

1. Phasen der Entwicklung 

England unterschied sich von den kontinentaleuropäischen Ländern nicht nur darin, 

daß es über die früheste, sondern während des ganzen 19. Jahrhunderts auch über die 

am weitesten fortgeschrittene Selbsthilfebewegung von Konsumenten verfügte.4 

Diese Bewegung entfaltete sich in drei deutlich voneinander abgrenzbaren Phasen: 

Einer ersten, die vom letzten Drittel des 18. Jahrhunderts bis zum Ende der napoleoni-

schen Kriege reichte; einer zweiten, die sich von 1815 bis etwa zur Mitte der 1830er 

Jahre erstreckte und in deren Verlauf die Zahl der Gründungen erstmals mehrere 

Hundert erreichte, und schließlich einer langen Expansionsphase seit der Jahrhun-

dertmitte. Zwischen dem Einsetzen dieser Expansion und dem Beginn des Zweiten 

Weltkriegs verlief  die weitere Entwicklung außerordentlich stetig, ohne daß es zu 

weiteren ausgeprägten Zäsuren kam. 

Als erste Träger eines genossenschaftlich organisierten Geschäftes hat die Forschung 

eine Gruppe von Webern aus der nordenglischen Kleinstadt Fenwick in der Grafschaft 

Ayreshire identifiziert. Im Jahr 1769 gründeten diese eine Gesellschaft, welche laut 

4. Überblicksdarstellungen sind G. D. H. Cole, A Century of Co-operation, Oxford  1944; A. M. 
Carr-Saunders, P. Sargant Florence, Robert Peers, Consumers' Cooperation in Great Britain, 
1938. T. Cassau, Die Konsumvereinsbewegung in Großbritannien, 2. Aufl.,  Basel 1935, für 
Deutschland vgl. E. Hasselmann, Geschichte der deutschen Konsumgenossenschaften, Frank-
furt/M.  1971; ältere materialreiche Arbeiten sind vor allem H. Kaufmann, Festschrift zum 
25jährigen Bestehen des Zentral Verbandes deutscher Konsumvereine 1903 - 1928, Hamburg 
1928; P. Göhre, Die deutschen Arbeiter-Konsumvereine, Berlin 1910. 
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Statut den Zweck verfolgte, Lebensmittel im Großen anzukaufen, um sie in kleinen 

Partien an die Mitglieder abzugeben.5 Ähnliche Berichte finden sich auch von anderen 

Orten, meist im Norden Englands und in Zonen textilindustrieller Verdichtung.6 Dabei 

existierte offensichtlich eine enge Wechselwirkung zwischen der Stärke der Dissenter 

in diesen Gegenden und der Bereitschaft zu genossenschaftlicher Selbsthilfe - ein Zu-

sammenhang, auf den schon Beatrice Webb 1891 in einer kleinen Schrift über die 

Anfänge der Genossenschaftsbewegung aufmerksam gemacht hat.7 Mit ihrer Selbst-

verwaltung - die Gemeinden wählten nach urchristlicher Tradition einen Ältestenrat, 

der den Pfarrer auswählte - und der Aufbringung der Mittel durch Kollekten übten 

diese Gemeinden wichtige Voraussetzungen für  unternehmerische Selbsthilfe ein. 

Während der napoleonischen Kriege, in deren Gefolge es zu erratischen Preissprüngen 

bei den Lebensmitteln kam, häuften sich derartige Selbsthilfeversuche. Zu den bekannt 

gewordenen Unternehmen gehörte die 1795 nördlich von Manchester in Oldham unter 

dem Namen Co-operative Supply Company gegründete Gesellschaft. Bezeichnungen 

wie "distribution" und "supply" deuten an, daß es im Bewußtsein der Gründer nicht 

um ein kommerzielles Unternehmen im üblichen Sinne zur Erweiterung oder Differen-

zierung des vorhandenen Angebots ging, sondern um die "Versorgung" eines invariant 

gedachten Bedarfs. Darüber hinaus läßt die nüchterne Namensgebung erkennen, wie 

weit diese Gründungen von einer Bewegung noch entfernt waren. 

Häufiger, mindestens aber stärker beachtet, als die Läden, über deren Geschäftspraxis 

keine Informationen vorliegen, waren genossenschaftliche Mühlengründungen.8 Auch 

sie traten verstärkt in den Jahrzehnten vor und nach der Wende zum 19. Jahrhundert 

auf. Die Multiplizierung der Versuche in dieser Phase erklärt sich weniger aus einem -

5. Cole, Century, 13 ff.; W. Maxwell, History of  Co-operation in Scotland, Glasgow 1910, 47f. 

6. Maxwell, History, 49; Holyoake, History, 53; ders., Selfhelp a hundred years ago, o. O. 19063, 
45; J. A. Flanagan, Memoirs of a Century. A Co-operative Record compiled on the occasion 
of  the centenary of the Lennoxtown Friendly Victualling Society Ltd., Lennoxtown 1912, 27. 

7. Vgl. Mrs. S. Webb (Beatrice Potter), Die britische Genossenschaftsbewegung, Hg. L. Brentano, 
Leipzig 1893, 32; vgl. E. P. Thompsons, Die Entstehung der englischen Arbeiterklasse. Zwei 
Bände, Frankfurt  1987 (engl. 1963), 1. Band, 27 f.; vgl. auch schon E. Bernstein, Sozialismus 
und Demokratie in der großen englischen Revolution, Stuttgart 19 1 93, 325 ff.;  sowie H. Müller, 
Die Geburt der Genossenschaftsidee aus dem Geiste des Quäkertums, in. Genossenschaftskorre-
spondenz, 3, Heft 3, 1925, 65 - 77. 

8. Vgl. B. Jones, Co-operative Production, Oxford 1894, 171; H. Müller, Beiträge zur Theorie 
und Geschichte des Genossenschaftswesens, in: Konsumgenossenschaftliche Rundschau, 1914, 
33 Iff. 
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noch nicht existierenden - sozialreformerischen Programm, einer politischen Ideologie, 

einer zusammenhängenden Organisation oder einem systematischen Informationsaus-

tausch als aus einem Imitationseffekt, der durch die in England besonders hohe Kom-

munikationsdichte begünstigt wurde. Zu den bekanntesten Mühlen gehörten die in 

Barham Downs (1796), die Hull Suscription Mill (1801), sowie die Unternehmen in 

Beverley, Whitby (1812) - letztere vor dem Hintergrund von Mißernten in den Jahren 

1809 bis 1812 -, Sheerness/Kent (1816) und Devonport (1817).9 

Auch in den zwanziger und frühen dreißiger Jahren entwickelten sich die Konsum-

vereine noch nicht zur dominierenden Form genossenschaftlicher Selbsthilfe. Diese 

Rolle fiel  während des Aufbruchs der englischen Arbeiterbewegung den Produktivge-

nossenschaften zu. Darin ähnelte der erste Entwicklungsabschnitt der englischen 

Arbeiterbewegung der französischen und der späteren deutschen Entwicklung.10 

Dieser Umstand weist auf die in allen drei Ländern zentrale Rolle von Handwerkern 

und handwerklichen Ideologien in der Frühphase der organisierten Arbeiterbewegung 

hin. Neben dieser "strukturellen Disposition" traten in den meisten Fällen noch andere 

Umstände hinzu. 

Viele produktivgenossenschaftliche Gründungen in England in der ersten Hälfte des 

19. Jahrhunderts nahmen ihren Ausgang von kommunalen oder staatlichen Arbeitsbe-

schaffungsprogrammen11. Im Unterschied zur älteren Praxis kam es seit den 1830er 

Jahren immer häufiger zu einer "Umfunktionalisierung" solcher dem Arsenal der 

traditionellen Armenpflege zuzurechnenden Hilfsmaßnahmen im Sinne genossen-

schaftlicher Ideen. Beschäftigungsfunktionen vor dem Hintergrund verbreiteter Arbeits-

losigkeit erfüllten Produktivgenossenschaften besonders häufig bei den Bauhand-

werkern. Der häufigste Gründungsanlaß, der dafür sorgte, daß selbstverwaltete Unter-

nehmen eine Begleiterscheinung der Arbeiterbewegung während des ganzen 19. Jahr-

9. Hinweise auf weitere Gründungen bei W. Henry Brown, Hepworth's Hundred Years of Co-
operative Adventure, o, O. 1940, 18f; Webb, Genossenschaftsbewegung, 38; Cole, Century, 14. 

10. C. Eisenberg, Frühe Arbeiterbewegung und Genossenschaften. Theorie und Praxis der Produk-
tivgenossenschaften in der deutschen Sozialdemokratie und den Gewerkschaften der 
1860er/l870er Jahre, Bonn 1985. 

11. Dieser Zusammenhang zwischen Notstandsmaßnahmen (vor dem Hintergrund der tiefen 
nachnapoleonischen Depression) und Genossenschaftsprojekten ist vor allem in den frühen 
Schriften  Robert Owens sehr deutlich, vgl. ders., A Further Development of the Plan for the 
Relief  of  the Manufacturing  and Labouring Poor (1817), in: R. Owen, A New View of Society 
and other Writings, Hg. G. Clayes, Middlesex 1991, 136 - 169. 



Michael Prinz 

hundert blieben, war der Streik. In der Frühphase gewerkschaftlicher Entwicklung, in 

der noch keine oder nur geringe Kassenvermögen existierten, gehörte der vorüber-

gehende Wechsel in die kollektive Selbständigkeit bei vielen Berufen zu den wichtig-

sten Mitteln, einen Ausstand längere Zeit durchzuhalten.12 Das traf insbesondere auf 

die 1824 kurze Zeit legalisierten englischen Gewerkschaften zu. Die dritte Quelle von 

Produktivgenossenschaften in den 1820er und 1830er Jahren bildete schließlich die 

nach ihrem Begründer und führenden Kopf  benannte frühsozialistische Bewegung des 

Owenismus und ihr Programm einer Gründung autarker Landkommunen.13 

Im berühmten Projekt des "London Exchange Bazaars" von 1834, einem Versuch, die 

Owenschen Annahmen über die Werttheorie mithilfe  einer Tauschbörse für  Naturalien 

in die Praxis umzusetzen, liefen die einzelnen produktivgenossenschaftlichen Stränge 

zusammen. Das Scheitern der Arbeitsbörse kaum ein Jahr nach ihrer Errichtung dis-

kreditierte die Idee der Produktivgenossenschaft als Königsweg zur Lösung der Arbei-

terfrage zwar nicht endgültig, wohl aber für  lange Zeit.14 Nicht wenig trug dazu der 

Umstand bei, daß sich dieses Scheitern nicht im Stillen, als Summe vieler einzelner 

Fehlschläge vor Ort, sondern im hellen Scheinwerferlicht der Hauptstadtpresse und 

einer überhaupt weit entwickelten Öffentlichkeit  vollzog. Auf lange Sicht gesehen 

haben vor allem die Konsumvereine von dieser Erfahrung profitiert,  kurzfristig riß sie 

das spektakuläre Ende des genossenschaftlichen Projektes jedoch mit sich. 

Die schubweise Ausbreitung der Gründungsinitiativen gehört zu den Merkmalen, durch 

die sich diese Phase konsumgenossenschaftlicher Entwicklung klar von den Anfängen 

im letzten Drittel des 18. Jahrhunderts unterscheidet. Auf  der Landkarte der englischen 

Grafschaften läßt sich deutlich verfolgen, wie das Selbsthilfeprinzip der Konsumenten 

die lokalen Grenzen übersprang. Außer Lancashire und Yorkshire als Kernland der 

genossenschaftlichen Bewegung - unter dem Gesichtspunkt der Selbsthilfe im übrigen 

mit Abstand die am dichtesten organisierte Gegend des Königsreichs überhaupt15 -

12. Zu den Schneidern Eisenberg, Gewerkschaften, 90. 

13. Zu Owen vgl. die Beiträge des Bandes von S. Pollard u. J. Salt, (Hg.), Robert Owen; G. 
Claeys, Machinery Money and The Millenium. New Moral Economy of Owenite Socialism, 
1815 - 1860, London 1987. 

14. Zu den Ursachen vgl. Cole, Owen, 190ff; Simon, Owen, 208. 

15. Zur Rolle Lancashires bei der Ausbildung von Selbsthilfe-Einrichtungen vgl. vor allem P. H. 
J. H. Gosden, The Friendly Societies in England 1815 - 1875, Manchester 1960, 35ff.; sowie 
ders., Self-Help. Voluntary Associations in 19th century Britain, New York 1974. - Grund-
sätzlich auch Birke, Associations, 79ff. 
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sowie in London kam es erstmals auch in Südengland zu einer größeren Zahl von 

Gründungsinitativen. An dieser Entwicklung hatte die Ausbreitung einer besonderen, 

allein auf die Förderung des Genossenschaftswesens abgestellten Presse entscheiden-

den Anteil16. Idee und Praxis konsumgenossenschaftlicher Selbsthilfe lösten sich 

dabei erstmals auf breiter Front aus der engen Verbindung mit der behördlichen 

Armenpflege und philantropischen Wohltätigkeit. Der Ablösungsprozeß vollzog sich 

nicht abrupt, sondern allmählich und stand im engen Zusammenhang mit der poli-

tischen Bewegung der 1820er und 1830er Jahre. 

In dieser Phase gewannen die Vereine das, was sie im Einzelfall durch die Abwen-

dung von Angehörigen des Bürgertums verloren, durch die soziale und politische 

Bewegung des Owenismus selbst und den religiös-missonarischen Eifer  seiner Anhän-

ger wieder hinzu.17 

Auch unter einem anderen Aspekt entwickelten sich das konsumgenossenschaftliche 

Selbsthilfemuster und die Grundsätze seiner inneren Organisation während dieser 

beiden Jahrzehnte weiter. Im Prinzip sah das Owensche Programm für  die Konsum-

vereine nur eine Hilfsfunktion vor. Ihre Aufgabe sollte es sein, die notwendigen 

großen Geldbeträge für  den Landankauf und die Besiedlung heranzuschaffen. Es war 

nicht zuletzt das Fernziel der Landkommune, welches die Vereine veranlaßte, Regeln 

zur Kapitalbildung herauszubilden, und damit langfristige Voraussetzung für  den 

Aufbau wirtschaftlicher Selbsthilfeunternehmen zu legen.18 Der Weg von der Gesell-

schaft zur Gemeinschaft, der von den Oweniten vorgegeben wurde, führte erst über ein 

außergewöhnliches Maß an Selbstdisziplin und innerweltlicher Askese zu seinem Ziel. 

So utopisch das Endziel sein mochte, so pragmatisch und geschickt knüpften Frühso-

zialisten wie King an die bei Unterschichten verfügbaren Ressourcen und Praktiken an, 

um ein Ziel zu erreichen, welches weit jenseits der Reichweite jedes einzelnen lag.19 

16. Vgl. A. Flanagan, Die Entwicklung der britischen Genossenschaftspresse von 1821 bis 1936, 
in: Internationale genossenschaftliche Rundschau 29, 1936, 90 - 95, 142 - 145. 

17. Vgl. G. Claeys, Citizen and Saints: Politics and Anti-Politics in Early British Socialism, 
Cambridge 1989, 12 ff. 

18. Vgl. die Diskussion auf  dem 3. Kongreß der Vereine im März 1832, in: Proceedings of Third 
Co-operative Congress, March 1832, 102; Regulations of  Co-operative Stores. 

19. Owen dagegen plädierte dafür, zur Realisierung seiner genossenschaftlichen Siedlungen 
zunächst einen gewissen Teils des Kapitals bei wohlhabenden Philantropen aufzunehmen, um 
es später aus dem laufenden Ertrag zurückzuzahlen. Er selbst schätzte den Kapitalbedarf für 
eine einzelne Siedlung auf 240.000 Pfund! Vgl. Proceedings of the Third Co-operative Con-
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Eine der wichtigen Implikationen dieses Konzepts für  die künftige geschäftspolitische 

Praxis bestand in der Art der Preisgestaltung. Während viele der frühen Einrichtungen 

und Vorläufer der Konsumvereine aus der armenpflegerisehen Tradition die in großen 

Partien angekauften Lebensmittel so abgaben, daß sie gerade die Unkosten deckten, 

wurde hier im Blick auf die Kapitalakkumulation eine andere Lösung anvisiert. Die 

Erzielung von "Profit", war nur möglich, wenn man zunächst höhere Preise akzeptier-

te, um am Ende der Rechnungsperiode einen Gewinn auswerfen zu können.20. Der 

Verein verwandelte sich damit von einem temporären Zusammenschluß zu einem auf 

Dauer angelegten Unternehmen. Abgesehen davon war der Verzicht auf Kosten- und 

damit Kampfpreise geeignet, die Intensität des Konfliktes mit den eingesessenen 

Händlern zu dämpfen. 

2. Die Institutionalisierung des konsumgenossenschaftlichen Musters. 

Es war alles andere als ein Zufall, daß der entscheidende Anstoß zur Wiederbelebung 

des konsumgenossenschaftlichen Selbsthilfemusters nach dem Auslaufen der Grün-

dungsbewegungen in der zweiten Hälfte der 1830er und den frühen 1840er Jahren von 

der nordenglischen Textilstadt Rochdale ausging. Keine der anderen Regionen hatte 

sich in der ersten Phase so aufnahmebereit für  Genossenschaftsexperimente gezeigt 

wie Lancashire, Cheshire und das gesamte West-Riding. An einigen Stellen gab es 

direkte organisatorische Kontinuitäten aus der ersten Phase. Wo diese fehlten, hielt 

sich oft noch die Erinnerung an diese Versuche bzw., was noch wichtiger war, es 

lebten Debattierzirkel früherer Aktivisten fort.  Genau das traf  auf Rochdale zu, wo 

bereits zwischen 1833 und 1835 eine erste Konsumgenossenschaft existiert hatte. 

Zudem gehörte Rochdale, was über Großbritannien hinaus wenig bekannt ist, neben 

Leeds und Manchester zu den wichtigsten Zentren der frühen Arbeiterbewegung im 

Norden.21 Es hatte dort zu Beginn der dreißiger Jahre einige gut organisierte Streiks 

gress, London April 1832 (Manchester-Library). Hinweise auf Auseinandersetzungen um die 
damit involvierte Frage der Abhängigkeit der Selbsthilfeanstrengungen von" fremden  Kapitali-
sten" bei A. E. Musson, The Ideology of early co-operation in Lancashire and Cheshire, in: 
Lancashire und Cheshire Antiquarian Society's Transactions, 1958 (LXVIII), 173 - 194, 177 
f.  Zu Owens skeptischer Einstellung gegenüber den Konsumvereinen vgl. W. Lovett, The Life 
and Struggles of William Lovett, London 1920, 41- 4. 

20. Vgl. auch die Regulations for  Co-operative Societies, in: Congress, S 103. 

21. Doyle, Rochdale, 31 ff. 
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gegeben, eine starke Bewegung für die Parlamentsreform, eine Liga für die Abschaf-

fung der Kornzölle u.ä.m.22 

In gewisser Weise handelte es sich bei der 1844 in Rochdale unternommenen Grün-

dung um eine Art Renaissance, das heißt, den Versuch, eine zeitweilig gegenüber 

anderen Bewegungen wie dem Chartismus in den Hintergrund getretene Reformidee 

mit neuem Leben zu erfüllen. Die Akzentverlagerung von der wirtschaftlichen zur 

politischen Bewegung wurde nach der sich abzeichnenden Niederlage des Chartismus 

und günstiger ökonomischer Bedingungen wieder revidiert, mit dem wichtigen Unter-

schied, daß die Träger dieses Neuansatzes auf akkumuliertes Erfahrungswissen zurück-

greifen konnten. 

So lag der Anteil der "Rochdaler Pioniere" an der Expansion der Bewegung in der 

zweiten Jahrhunderhälfte vor allem in der Ausarbeitung, Fixierung und Propagierung 

eines tragfähigen Selbsthilfemusters zur Organisation von Unterschichten im Bereichs 

des Konsums23. Rochdale steht für  eine entscheidende Etappe in der Institutiona-

lisierung dieses Musters. 

Unter den als "Rochdaler Prinzipien" geläufigen Grundsätzen unterstrichen einige 

besonders den Selbsthilfecharakter, wie etwa die vereinsmäßige Struktur, die Geschäft-

saufsicht durch Mitglieder, der Ein-Stimmen-Grundsatz. Andere Grundsätze bezogen 

sich vor allem auf die Art der Geschäftsführung: der Verkauf zu "Tagespreisen" und 

das vor allem mit "Rochdale" verbundene Gewinnverteilungsprinzip, das sich an der 

Höhe der Einkäufe orientierte. Betriebswirtschaftlich betrachtet trug dieser Grundsatz 

Eigenheiten des Handelsgeschäftes Rechnung, das mit vergleichsweise geringem 

Eigenkapital auskommt, dafür jedoch um so mehr auf kontinuierlichen Absatz ange-

wiesen ist. Darüber hinaus erleichterte es den Konsumvereinen die Anerkennung als 

"antikapitalistische", an "notwendigen Bedürfnissen" und nicht dem Profit  orientierte 

Einrichtung. Hinzu kamen - als Brücke zu den Arbeiterinteressen - der Übergang zur 

Eigenproduktion, um auf diese Weise Beschäftigungsfunktionen übernehmen zu 

können sowie die weltanschauliche Neutralität. 

22. Vgl. auch den Hinweis bei Rude, Volksmassen, 172f. und die Karte 173. 

23. Die Orginalstatuten befinden sich im Toad Lane Museum, Rochdale; vgl. Rochdale Society of 
Equitable Pioneers Minute Book, Rochdale 1844, ebd., sowie Rochdale Society of Equitable 
Pioneers Register Book, Rochdale 1844, ebd. Ein Abdruck auf  deutsch ist enthalten bei R. 
Schloesser, Die berühmten Grundsätze der Rochdaler Pioniere nebst Orginalstatuten, Köln 
1927. 
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Was das Neutralitätsgebot anging, gehörte es zum Zeitpunkt der Rochdaler Gründung 

bereits zu den Erfahrungen der englischen Arbeiterbewegung, daß ein Spannungsverh-

ältnis zwischen wirtschaflicher Selbsthilfe und Politik existierte. Der Radikalisierungs-

prozeß, den der Owenismus durchlaufen hatte, hatte auch auf die Genossenschafts-

projekte abgefärbt und sie an vielen Stellen das Wohlwollen der Magistrate und die 

Unterstützung durch bürgerliche Gruppen gekostet. Der militante Antiklerikalismus 

vertiefte den Gegensatz zur Staatskirche, und einige prominente Vertreter des Owenis-

mus saßen wegen des Vorwurfs der Blasphemie zeitweise im Gefängnis.24 Anderes 

kam hinzu; Auch wenn die englische Arbeiterbewegung der vierziger Jahre nicht im 

engen Sinne in politische Fraktionen gespalten war, existierten doch entsprechend den 

Themen, um die sich die Bewegung gruppiert hatte, grundsätzliche Auffassungsun-

terschiede hinsichtlich der Programmatik und Taktik. Demgegenüber war die Vereini-

gung zu genossenschaftlicher Selbsthilfe ein gemeinsames Thema, auf das sich, wie 

gerade das Rochdaler Beispiel zeigte, auch sehr unterschiedliche Gruppierungen und 

Zirkel einigen konnten. Der Neutralitätsappell signalisierte mithin nicht nur nach außen 

die Distanz zur politischen Bewegung, Er war auch die Basis für die Kooperation im 

Innern. 

3. Der Aufschwung 

Um 1850 war für  den konsumgenossenschaftlichen Teil der Selbsthilfebewegung die 

Erprobungsphase beendet, ein verallgemeinerungsfähiges Muster gefunden und mit 

Rochdale ein aktives Zentrum entstanden, welches den Rückhalt für  die weitere 

Organisations- und Verbandsbildung bildete. Der Beginn eines neuen Entwicklungs-

abschnittes zeigt sich vor allem an der Ausbreitung der Bewegung nach 1850, deren 

Tempo das aller vorherigen Expansionsphasen in den Schatten stellte. Den größten 

Aufschwung erlebten die Vereine dabei in der mittviktorianischen Prosperitätsphase, 

parallel zum allgemeinen, nur kurzfristig unterbrochenen Anstieg der Reallöhne.25 

Von 1857 bis 1873 verfünffachte sich ihre Zahl von ursprünglich 200 auf 1000. Regel-

rechte Gründungsbooms fielen in die frühen sechziger, die frühen siebziger und das 

Jahr 1875. In den vier Jahren zwischen 1857 und 1861 entstanden in England und 

Wales 509 neue Konsumvereine, mehr als zu irgendeinem anderen Zeitpunkt. Als 

24. Das traf im übrigen auch für  Holyoake selbst zu, dessen Nimbus in der späteren Bewegung 
auch von seinem Märtyrerschicksal lebte. 

25. J. H. Treble, Urban Poverty in Britain 1830 - 1914, Cambridge 1979, 185. 
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Folge der Krisenjahre 1878/79 ließ die Gründungstätigkeit so weit nach, daß am 

Anfang der 1880er Jahre die absolute Zahl der Vereine sogar zeitweise leicht zurück-

ging. Allerdings geschah all das bereits auf einem so hohen Sockel, das es die Ge-

samtbewegung nicht mehr beeinträchtigte. 

Auf  Prozesse ganz anderer Art deutete der Rückgang in der Zahl der Vereine um die 

Jahrhundertwende hin. Als 1892 die Zahl von 1.400 einzelnen Vereinen überschritten 

wurde, signalisierte dieser Wert die äußeren Grenzen der territorialen Expansion. Die 

magische Zahl von 1.500 haben die britischen Konsumvereine nie erreicht. Seit 1903 

ging die Zahl der Einzelvereine sogar allmählich zurück. Diesem Prozeß korrespon-

dierte auf der anderen Seite ein immer ausgeprägteres Größenwachstum. 1896 berech-

nete das Statistische Büro der Co-operative Union erstmals einen Durchschnitt von 

tausend Mitgliedern pro Verein. Kurz vor dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs waren 

es 2.000. Immerhin waren von 36 Millionen Einwohner im Jahr 1914 über die Haus-

haltszugehörigkeit von mindestens eines Mitglieder fast ein Drittel konsumgenossen-

schaftlich organisiert. 

III. Die deutschen Konsumgenossenschaften 

1. Die Entwicklung im Überblick 

Die ersten Versuche, Konsumenteninteressen in Selbsthilfe zu organisieren, reichen in 

den deutschen Staaten nicht weiter als bis in die Revolutionsjahre 1848/49 zurück. Die 

relative Präferenz für  produktivgenossenschaftliche Unternehmen war allerdings in der 

frühen deutschen Arbeiterbewegung noch erheblich ausgeprägter als in der englischen. 

Rd. 300 konsumgenossenschaftlichen Gründungsversuchen während der frühen 1830er 

Jahren stehen während der Revolutionsmonate in den deutschen Staaten kaum ein 

Dutzend Unternehmungen gegenüber. Die fünfziger  Jahre sind vor allem dadurch 

charakterisiert, daß es für diesen Abschnitt am schwierigsten ist, sich ein zuverlässiges 

Bild von der Entwicklung der Konsumvereine in den deutschen Staaten zu verschaf-

fen. Einerseits war diese Form der Organisation zumindest für  die Sozialpolitiker nicht 

mehr so neu, daß jede einzelne Gründung unbedingt die Aufmerksamkeit der ein-

schlägigen sozialreformerischen Organe auf sich zog. Andererseits war sie noch so 

wenig entwickelt, so sehr zersplittert, daß an eine Verbandsbildung und eine von den 

Vereinen selbst getragenen Berichterstattung kaum zu denken war. Auch der Staat trat 
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in diese Lücke anders als in England zu diesem Zeitpunkt nicht ein, es sei denn, daß 

die Vereine in den Verdacht politischer Betätigung gerieten. 

Genauere Informationen liegen lediglich für  knapp zwanzig Gründungen vor, die sich 

über ganze Jahrzehnt verteilen. Allein fünf  davon - 1850, 1851/52, 1854, 1855, 1856, -

konzentrierten sich in Hamburg. Zu zwei weiteren Zusammenschlüssen kam es 1852 

und 1855 im benachbarten Altona. Weitere Hinweise auf die Errichtung von Lebens-

mittel-Associationen gibt es für einzelne sächsische Gemeinden und Städte wie Glau-

chau (1850) und Delitzsch (1850), Eilenburg (1850), daneben Kiel (1850), Stuttgart 

(1851 und 1855), Frankfurt (1855), Erfurt (1856), Niederwürschnitz (1857), Augsburg 

(1858), Elberfeld (1859). Zu den Neugründungen der fünfziger  Jahren traten noch eine 

größere Anzahl von Vereinen hinzu, die in der zweiten Jahreshälfte 1849 errichtet 

wurden und zum Teil mehrere Jahre Bestand hatten. 

Der Umfang des Geschäftsbetriebes schwankte stark von Verein zu Verein. Die Art 

der Organisation und die Stadtgröße waren die entscheidenden Determinanten. Die 

höchsten Umsätze und Mitgliederzahlen erreichten die Hamburger Vereinigungen. Ein 

kurzlebiges, am 20.12.1851 gegründetes "Waaren-Magazin auf Aktien" registrierte 

nach sieben Monaten 1000 Familien als Mitglieder.26 Die einzige, das ganze Jahr-

zehnt überlebende "Hamburger Gesellschaft zur Verteilung von Lebensbedürfnissen 

von 1852" umfaßte 1860 ca. 3800 Haushalte.27 

Die Lebenserwartung der meisten Zusammenschlüsse war nicht hoch. Nur wenige der 

in diesem Zeitraum gegründeten Konsumgenossenschaften betrieben ihr Geschäft bis 

in die frühen sechziger Jahren hinein. Als der liberale Sozialpolitiker Hermann Schul-

ze-Delitzsch im Jahre 1864 den "Allgemeinen Verband deutscher Erwerbs- und Wirth-

schaftsgenossenschaften" ins Leben rief, dem bis zur Jahrhundertwende die meisten 

organisierten Konsumvereine angehörten, existierten von allen zwischen 1848 und 

1859 gegründeten Vereinen gerade noch vier. 

26. Die Entwicklung ist im einzelnen dokumentiert in mehreren Berichten der Hamburger-Nach-
richten, Tagesbericht, ebd. No. 306, Freitag, den 26.12.1851; Tagesbericht, in: ebd., Dienstag, 
den 30. 3. 1852; Tagesbericht, in: ebd., No 242, Montag, den 11. 10. 1852 sowie "Associa-
tions-Waaren-Magazin zur Vertheilung von Lebensbedürfnissen. Anzeige." 

27. Zur Schätzung dieser Zahlen auf der Basis der Anteilsscheine vgl. E. Hasselmann, Geschichte 
der deutschen Konsumgenossenschaften, Hamburg 1971, 114. 
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Die 1840er und 1850er Jahre bildeten in den deutschen Staaten so vor allem eine 

Anlaufphase, in der von einer Bewegung der Konsumenten noch nicht die Rede sein 

kann. Hiervon unterschied sich der nächstfolgende Abschnitt, die Jahre zwischen 1860 

und 1890. Auch wenn man schwerlich von einem gradlinigen Aufschwung sprechen 

kann, ist doch auffällig,  daß den Konsumvereinen jene Entwicklungsbrüche erspart 

blieben, wie sie etwa die Entwicklung der Gewerkschaften zwischen 1860 und 1880 

kennzeichnen. So überschritt die Zahl der Mitglieder von Konsumvereinen im Jahre 

1869 erstmals die Grenze von 40.000. Drei Jahrzehnte später registrierte der All-

gemeine Verband 263 Vereine mit rd. 215.000 Mitgliedern Als das Hauptmerkmal der 

Entwicklung nach 1873 erscheint die relative innere Konsolidierung der bestehenden 

Gründungen, äußerlich ablesbar am deutlichen Anstieg der Mitgliederzahl pro Verein. 

Die Funktion dieser Periode bestand darüber hinaus vor allem in der inneren Kon-

solidierung der Vereine. Daran hatten die in England entwickelten und über Broschü-

ren und Verbandsorgane verbreiteten Organisationsregeln der "Rochdaler Pioniere" 

wesentlichen Anteil. 

Im Unterschied zur kontinuierlichen Entfaltung der englischen Bewegung seit den 

1860er Jahren hebt sich die Entwicklung in Deutschland zwischen den 1890 und 1914 

scharf als eigenständige Phase ab. So heftig setzte die Gründungstätigkeit bei den 

Konsumvereinen ein, daß sie in wenigen Jahren zu einer Verdoppelung und nach der 

Jahrhundertwende zu einer Vervielfachung ihrer Zahl führte. Allein im Jahr 1900 

nahm die Zahl neuer Konsumvereine um 70 zu und übertraf damit den gesamten 

Zuwachs der achtziger Jahre von 53 Vereinen. Zwischen 1900 und 1914 lag die Zahl 

der Neu gründun gen in einer Reihe einzelner Jahre annähernd so hoch wie der Gesamt-

bestand des Jahres 1885. Bei Ausbruch des Weltkrieges 1914 gehörten den inzwischen 

gegründeten drei großen Verbänden - dem liberalen "Allgemeinen Verband der auf 

Selbsthilfe beruhenden deutschen Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften", dem 

sozialdemokratischen "Zentralverband deutscher Konsumvereine" und dem christlich-

katholischen "Reichsverband deutscher Konsumvereine" - zusammen 1.563 Einzelver-

eine an, gegenüber 1870 111, 1880 195, 1890 263 und 1900 568. Zum selben Zeit-

punkt registrierten die Behörden unter Einschluß der unorganisierten Vereine 2.415 

eingetragene Konsumgenossenschaften.28 

28. Vgl. die Berichterstattung der Preußischen Central-Genossenschaftskasse, Mitteilungen zur 
deutschen Genossenschaftsstatistik für  das Jahr 1910, bearb. v. Dr. A. Petersilie, Berlin 1900ff. 
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Während der Wachstumssprung auf einen Entwicklungsbruch schließen läßt, liefert 

eine Landkarte der Neugründungen Belege für Kontinuitäten, sprich, für  das Weiter-

wirken struktureller Einflußfaktoren. Die deutlichste Verschiebung in den regionalen 

Schwerpunkten von Konsumvereinsgründungen fand bereits in den 1860er Jahren statt. 

Nachdem zunächst die meisten Vereine im Rheinland, in norddeutschen Küstenstädten 

und in Berlin entstanden waren, schälten sich bis Ende der 1860er Jahre das König-

reich und die Provinz Sachsen sowie die süddeutschen Staaten als eigentliche Kern-

lande der Konsumvereine heraus. In den norddeutschen Küstenstädten und ihrem 

Hinterland verfünffachte  sich zwischen 1875 und 1900 die Zahl der Vereine. Die seit 

1890 neuentstehende, am dynamischsten wachsende "Hamburger Richtung" entwickel-

te sich ökonomisch wie politisch zum tonabgebenden Zweig der gesamten Bewegung. 

Parallel zu den Neugründungen nahm die Zahl der Mitglieder zu. Bis zum Ersten 

Weltkrieg verzehnfachte sie sich gegenüber dem Ausgangsstand und überschritt die 

Zwei-Millionen-Grenze. Im freigewerkschaftlich-sozialdemokratischen Lager erreichten 

die Konsumvereine damit annähernd, insbesondere in Krisenjahren, die Gewerk-

schaften und übertrafen die Partei um rund eine halbe Million Mitglieder (s. auch 

Graphik 1). 

Die Zuwachsraten liefen dem Bevölkerungswachstum voraus, so daß der Organisa-

tionsgrad der Konsumenten anstieg. Bei seiner Berechnung ist zu berücksichtigen, daß 

um die Jahrhundertwende im allgemeinen noch ein Mitglied einen ganzen Haushalt 

repräsentierte. In Großstädten sank der Anteil erfaßter Haushalte zumeist unter die 

Marke von zwanzig Prozent, stieg dafür in kleineren Städten und Landgemeinden zum 

Teil wesentlich darüber. 

In der sächsischen Amtshauptmannschaft Plauen betrug der Erfassungsgrad in der 

Kreisstadt Plauen selbst (104.000 Einwohner, 7.100 Einzelmitglieder) 23,9%. In 

benachbarten sächsischen Gemeinden erreichte er in Netschkau (7.600 Einwohner, 920 

Einzelmitglieder ) 42,4 %; in Mylau (8.200 Einwohner, 1.212 Einzelmitglieder) 51,7%. 

In der Kleinstadt Reichenbach (26.000 Einwohner, 7.205 Einzelmitglieder) gehörten 

wahrscheinlich fast alle ortsansässigen Familien (97%) dem Konsumverein als Mitglie-

der an.29 

29. Ermittelt und errechnet mithilfe  der Reichsstatistik sowie von Ortsverzeichnissen und Atlanten 
und der für  diese Zwecke sehr nützlichen Angaben in: Die Lohn- und Arbeitsverhältnisse 
genossenschaftlicher Angestellter und Arbeiter, bearb. von H. Kaufmann, Hamburg 1906. 
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Graphik 1: Mitglieder der Freien Gewerkschaften und der Konsumvereine des 

Zentralverbandes deutscher Konsumvereine bzw. des Allgemeinen 

Verbandes 

Auf  1 Mitglied eines Konsumvereins 
kommen  ...Gewerkschaftsmitglieder 

3,5 

3 
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2 

1.6 

1 

0,5 

1680 1900 1914 18 1932 

Fr»l«n QMmrlwohafteii/ZtntrKlvtrband 
bzw. vor 1002 Allgamalnar Verband. 

Quelle: Jahresberichte des Allgemeinen Verbandes; eigene Berechnungen. 

Der Zulauf kam aus allen Schichten der Bevölkerung. Gegenüber 1876 vervielfachte 

sich bis 1913 in jeder Berufsgruppe die Zahl organisierter Konsumenten (s. Tab. 1). 

Das Hauptrekrutierungsfeld der Konsumvereine bildeten dabei eindeutig die in der 

Rubrik Gehalts- und Lohnempfänger zusammengefaßten Gruppen, und das hieß, wie 

die differenziertere Statistik des Allgemeinen Verbandes erkennen läßt, vor allem die 



Michael Prinz 

Tabelle 1: Sozialstruktur der in Konsumvereinen organisierten Konsumenten 

1876 - 1913* 

Beruf absolut in absolut in Zuwachs 
um das x-
fache 

Selbständige 
Landwirte 

2.675 3,7 41.900 2,1 

Selbständige 18.766 
Gewerbetrei-
bende 

Freie Berufe 
und Beamte 

Gehalts- und 30.717 
Lohnempfän-
ger in gewerb-
lichen Betrie-
ben 

Landarbeiter 

ohne be-
stimmten 
Beruf 

Zusammen 

26,2 151.600 7,6 

13.153 18,4 196.400 9,8 

42,9 1.397.800 69,7 

2.320 3,2 57.600 2,9 

5.143 7,2 159.300 7,9 

71.774 100 2.004.600 100 

16 

8 

15 

46 

25 

31 

28 

Quelle: Berechnet nach den Angaben in den Jahresberichten des Allgemeinen Ver-
bandes 1876, 1913. 

* Um die Zahlen vergleichbar zu machen, wurden die Gruppen aus der Tabelle von 
1876 zusammengefaßt, und zwar III, IV, VI und VIII zu den selbständigen Gewerbe-
treibenden, V, VII und X zu den Gehalts- und Lohnempfängern, IX und XI zu den 
Freien Berufen und Beamten. 

industrielle Lohnarbeiterschaft. In vielen großstädtischen Vereinen nach der Jahrhun-

dertwende waren Arbeiter praktisch unter sich. Unter den 35.098 Mitgliedern der 

Hamburger "Produktion", des mit Abstand größten deutschen Konsumvereins vor 

1914, befanden sich gerade noch 1044 Händler und Gewerbetreibende (= 3 %), 390 
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Wirte (= 1,1%) und lediglich 255 (!) (= 0,7%) Angestellte - ein zusätzlicher Hinweis 

auf die große soziale Distanz zwischen Arbeitern und Angestellten im kaiserlichen 

Deutschland.30 

Wir fassen zusammen: Eine zeitliche Parallele zur Vorläuferphase der englischen 

Bewegung im späten 18. Jahrhundert fehlt  in den deutschen Staaten vollständig. Auch 

zum großen Aufbruch der consumer co operatives in den politisch stürmischen frühen 

1830er Jahren in Großbritannien existiert kein zeitgleiches Gegenstück. Erst in den 

1860er Jahren deuten sich Übereinstimmungen an. Während die 1860er Jahren in 

England jedoch zu dem Aufbruchsjahrzehnt der englischen Konsumentenorganisatio-

nen schlechthin wurden31, blieb es in den deutschen Staaten mit Ausnahme vielleicht 

Sachsens bei Ansätzen. Ohne ein solides Fundament kam die deutsche anders als die 

englische Bewegung auch in den nachfolgenden Jahrzehnten nur langsam vom Fleck. 

Wiederum in scharfem Kontrast zur kontinuierlichen Weiterentwicklung ihres Gegen-

stücks jenseits des Kanals steht die sprunghafte Entwicklung der deutschen Konsum-

vereine seit den 1890er Jahren. Trotz dieser Aufholjagd, die innerhalb Europas die 

deutsche Bewegung nach der englischen zur zweitstärksten machte, blieb bis 1914 ein 

erheblicher Abstand. Einem Drittel organisierter Haushalte stand im Deutschen Reich 

ein Erfassungsgrad von etwas mehr als 13 Prozent gegenüber. 

2. Ursachen der Verspätung 

Die Suche nach den tieferliegenden Ursachen der beschriebenen Verspätung der 

deutschen Entwicklung führt  zunächst zurück zur Frage nach deutsch-englischen 

Unterschieden bei der Durchsetzung moderner konsumgesellschaftlicher Strukturen. Zu 

solchen Strukturen gehören u.a. die Trennung des Konsumenten von den Mitteln zur 

Selbstversorgung mit Grundnahrungsmitteln, die Vermittlung aller wesentlichen 

Bedürfnisse über Märkte und den Handel, die räumliche und zeitliche Zusammenbal-

lung gleichartigen Bedarfs, der Übergang zum Barlohn usf. 

30. Vgl. Berufstatistik  der Mitglieder, am 1. Januar 1909, in: Konsum-, Bau- und Sparverein 
"Produktion"  zu Hamburg, Geschäftsbericht für  das 10. Geschäftsjahr 1908 mit einem Rück-
blick  auf  die zehnjährige Entwicklung der Genossenschaft von 1899 - 1909, o. J. (Hamburg 
1910), 33. 

31. Vgl. die Übersicht bei Cole, Century, 371. 
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Anders als in England lastete in den deutschen Staaten noch im Vormärz der vom Be-

völkerungswachstum ausgehende Druck in der Hauptsache auf dem Lande mit der 

Folge, daß er den Fortschritt des Urbanisierungsprozeß zeitweise zum Stehen brach-

te.32 Zwischen Reform- und Reichsgründungszeit ging der Anteil der in der Landwirt-

schaft tätigen Bevölkerung lediglich um 10 Prozent von 60 auf 50 Prozent zurück.33 

Der Prozeß der Markenteilung, also die Beseitigung der für  die Reproduktion der 

Unterschichten so wichtigen genossenschaftlich genutzten Flächen, war in den deut-

schen Staaten nicht ohne weiteres mit einer Verdrängung unterbäuerlicher Schichten 

vom Land gleichzusetzen. Diese klischeehafte Vorstellung über die unmittelbaren 

Wirkungen der "Einhegungen" bzw. Markenteilung ist inzwischen auch für England 

partiell korrigiert worden.34 Um so weniger haltbar ist sie für die Verhältnisse in 

Preußen. Oft  besetzten die neuen Eigentümer das weiter vom Hof entfernt liegende 

Markenland neu mit Heuerlingen.35 

Auch in den Städten wurde der agrarische Nexus lange Zeit nicht vollständig abge-

schnitten. Die Nachlaßinventare von Handwerkern in Landstädten enthalten noch um 

1800 regelmäßig größere Posten, die auf den Besitz von auf Garten- und Ackerflächen 

hinweisen und zusammen mit den nachgelassenen Agrarprodukten erhebliche Teile des 

vererbten Gesamtvermögens ausmachen.36 Im Jahre 1842 schätzte ein zeitgenössi-

scher Beobachter im Lippischen Magazin, daß sich wenigstens die Hälfte der zünftigen 

Handwerker in der lippischen Residenzstadt Detmold von der Handwerksarbeit allein 

nicht ernähren könne und deshalb auf Nebenerwerb in der Landwirtschaft angewiesen 

sei.37 Zwanzig Jahre später betonte ein Verwaltungsbeamter in der Kreisstatistik der 

32. H. Matzerath, The Influence of  Industrializatio n on Urban Growth in Prussia (1815- 1914), in: 
H. Schmal (Hg.), Patterns of European Urbanization since 1500, London 1981, 145 - 179. 

33. W. Fischer, J. Krengel, J. Wietog, Sozialgeschichtliches Arbeitsbuch I. Materialien zur Statistik 
des Deutschen Bundes 1815 - 1870, 1815 bis 1870, Stuttgart 1988. 

34. Vgl. Brakensiek, Individualism, 137ff.  sowie W. Minchinton, Die Veränderungen der Nach-
fragestruktur  von 1750 bis 1914. In: C. M. Cipolla, K. Borchardt (Hg.), Europäische Wirt-
schaftsgeschichte, Bd. 3, Die Industrielle Revolution, Stuttgart 1985, 76. 

35. H.-J. Seraphim, Das Heuerlingswesen in Nordwestdeutschland, Münster 1948, 23ff. et passim. 
Ebd. 32 auch zu den einigen Entwicklungstendenzen im 20. Jahrhundert. 

36. Vgl. H. Kaiser, Handwerk und Kleinstadt. Das Beispiel Rheine/Westf., Münster 1978, 237ff. 

37. Nach Lippisches Magazin vom 12. 10. 1842, Sp. 547 - 556. Vgl. auch W. Bast, Das Wirt-
schaftsleben. Ein Überblick  über die Entwicklung Detmolds in den letzten 100 Jahren, in: 
Geschichte der Stadt Detmold, hg. vom Naturwissenschaftlichen und Historischen Verein für 
das Land Lippe, Detmold 1953, 344 - 364. 
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aufstrebenden  münsterländisehen Textilstadt Rheine die nach wie vor bestehende weit-

gehende Abhängigkeit der Industriearbeiter und Tagelöhner von einem agrarischen 

Rückhalt: "Die Nahrungsmittel an Kartoffeln, Roggen und Gemüse werden überall 

selbst gezogen, die übrigen Bedürfnisse theils durch Tagelohn, theils durch Weben 

oder Fabrikarbeit beschafft."38 

Es gibt keine verläßlichen Zahlen, die es ermöglichen würden, den Umfang häuslicher 

Eigenproduktion am Rand und in den Städten unter den Bedingungen der stark diffe-

renzierten Erwerbsstruktur der deutschen Staaten auch nur einigermaßen zuverlässig 

abzuschätzen. Die Angaben über die Ausübung landwirtschaftlicher Tätigkeit im 

Nebenerwerb in den Gewerbestatistiken erfassen nur einen kleinen Ausschnitt solcher 

Querverbindungen und sind insofern nur Mindestzahlen. In Preußen waren das 1858 

12,3 Prozent der Bevölkerung, wobei der Anteil u.a. mit dem Erbrecht und der davon 

stark beeinflußten Bodenkonzentration sowie den Erwerbschancen, die Industrie und 

Handwerk boten, variierte. Dementsprechend lag der Anteil solcher Mischexistenzen 

im Osten deutlich niedriger als etwa in Baden und Württemberg bzw. der Rheinpro-

vinz oder dem westfälischen Minden-Ravensberg.39 

Traditionelle Formen der Selbstversorgung und der Eigenproduktion erhielten sich in 

den Städten über das gesamte 19. Jahrhundert hinweg bis in die Zeit nach dem Zwei-

ten Weltkrieg. Die sogenannte "Sozialbrache" im Siegerland - also das Brachliegen 

von bis dahin der Selbstversorgung dienenden Ackerflächen - war erst eine Begleiter-

scheinung des historisch singulären Anstieg der Lohneinkommen in den 1950er 

Jahren.40 

Stellt man in Rechnung, daß der Stadt-Land-Unterschied in den deutschen Staaten bis 

zur Jahrhundertmitte im Hinblick auf den Grad der Selbstversorgung noch nicht sehr 

scharf ausgeprägt war, wiegen die beobachtbaren riesigen Unterschiede im Fortschritt 

der Urbanisierung zwischen England und den deutschen Staaten um so schwerer. Im 

Ausmaß der Verstädterung blieb England dem Deutschen Reich gegenüber bis an die 

38. Zit. nach Kaiser, Handwerk, 266. 

39. Nach G. von Viebahn, Statistik des zollvereinten und nördlichen Deutschlands, Bd. 2: Bevölke-
rung, Bergbau, Bodenkultur, Berlin 1862, 604. 

40. Vgl. Seraphim, Heuerlingswesen, 23ff. et passim. Ebd., 32 auch zu den einigen Entwicklungs-
tendenzen im 20. Jahrhundert. 
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Schwelle des Ersten Weltkrieges entwicklungsmäßig fast ein halbes Jahrhundert im 

Vorsprung. 

Vor diesem Hintergrund betrachtet war es denn auch kein Zufall,  daß jene "Konsum-

vereine" für  Industriearbeiter, zu deren Errichtung Friedrich Harkort Hagener Unter-

nehmer noch in den 1850er Jahren zu gewinnen suchte, von der Sache her landwirt-

schaftliche Bezugsgenossenschaften darstellten.41 Der Weg zur Verbilligung der Le-

benshaltung für  Industriearbeiter führte für  ihn, wenigstens zum Teil noch, über Pro-

duktivitätssteigerungen in der Selbstversorgung. 

Es wäre von der anderen Seite her jedoch eindeutig falsch, aus dem Vorhandensein 

von Selbstversorgungsmöglichkeiten zu schließen, daß diese zur Existenzsicherung der 

Familie ausreichten. Eine - zugegebenermaßen - grobe Schätzung geht davon aus, daß 

bereits "am Ende des 18. Jahrhunderts etwa zwei Drittel der ländlichen Bevölkerung 

nicht mehr eine ausreichende Absicherung der Nahrungsmittelversorgung aus den 

selbst bewirtschafteten Flächen erzielten."42 Der im Vergleich zu England in einzel-

nen Regionen des Deutschen Reiches lange fortbestehende agrarische Nexus der 

Industriearbeiterschaft war zweifellos ein Hemmnis in der vollen Ausprägung der Kon-

sumentenrolle. Er dürfte auch für manche bis ins 20. Jahrhundert fortbestehende eng-

lisch-deutsche Unterschiede verantwortlich sein. Doch war er insbesondere seit den 

1860er Jahren als Hindernis für  eine Organisation längst nicht mehr unüberwindlich. 

Hier stößt man vor allem auf Unterschiede in der Struktur, Ideologie und gesellschaft-

lichen Rolle der Arbeiterbewegung in beiden Ländern. Gewerkschaften einerseits, 

freiwillige  Hilfskassen und Konsumvereine andererseits bildeten bis zum Beginn des 

20. Jahrhunderts das Rückgrat der englischen Arbeiterbewegung und prägten ihr den 

Stempel auf. In den Staaten des Deutschen Bundes verlief  die Entwicklung dagegen 

nahezu spiegelbildlich entgegengesetzt. 

Anders als die englische entstand die deutsche Arbeiterbewegung im Bewußtsein, daß 

die Haupthindernisse ihrer Entfaltung auf politischem Gebiet lagen. In dieser Aus-

richtung spiegelte sich der in den spätabsolutistischen Staaten des deutschen Bundes 

41. F. Harkort, Über das Proletariat, die Theilbarkeit des Grundbesitzes und die Erzeugung billige-
rer Lebensmittel, Vortrag im Technischen Verein in Hagen am 1. November 1854, o. O. o. J., 
41. 

42. Zit. F.- W. Henning, Das vorindustrielle Deutschland 800 bis 1800, Paderborn 1874, 285f. 
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weit fortgeschrittene Prozeß bürokratischer Durchdringung der Gesellschaft und die 

frühe Konzentration der wesentlichen Machtressourcen im Zentrum. Verstärkt wurde 

die frühzeitige Ausrichtung der deutschen Arbeiterbewegung auf Staat und Politik 

durch ihre langanhaltende Schwäche und Zersplitterung, die wiederum selbst - und 

damit schloß sich der Kreis - zum Teil das Ergebnis einer Politik war, die die über-

lieferten korporativ-ständischen Traditionen in einer Weise umgeformt hatte, daß sie 

sich aus möglichen Ansatzpunkten für  kollektive Selbsthilfe in Kontroll- und Diszipli-

nierungseinrichtungen verwandelten. 

Etwas anderes verstärkte bei Teilen der organisierten Arbeitern, insbesondere der 

Anhängerschaft des lassalleanischen Allgemeine Deutsche Arbeiterverein, die Skepsis 

gegenüber den Konsumvereinen und den meisten anderen Formen wirtschaftlicher 

Selbsthilfe bis zum offenen, scharfen Gegensatz. Konnte die Arbeiterbewegung die 

Forderung nach genossenschaftlicher Selbsthilfe in der Revolution von 1848 noch als 

"ihr"  Projekt ansehen, trat ihr diese Parole in den sechziger Jahren zum Teil bereits als 

Instrument und Strategie eines in großen Teilen sozial desinteressierten oder offen 

reaktionären Liberalismus entgegen. Da innerhalb der liberalen Bewegung Selbsthilfe 

und allgemeines Wahlrecht nicht verknüpft, sondern gegenübergestellt wurden, er-

schienen der noch kleinen Gruppe politisch bewußter und aktiver Arbeiter die Genos-

senschaften lediglich als Palliativmittel, als kalkulierte Ablenkungs- und Entmündi-

gungsStrategie. "Die englischen Genossenschaften", brachte Friedrich Albert Lange in 

seiner 1865 erschienen Schrift zur "Arbeiterfrage" den deutsch-englischen Gegensatz 

auf den Punkt, "sind wirkliche Arbeiter-Genossenschaften. Sie streben mit Bewußtsein 

nach dem Ziel einer Emancipation der arbeitenden Klassen von der Herrschaft des 

großen Kapitals. Über den 'socialen Frieden' werden nicht viel Worte verloren... Nicht 

selten finden sich Artikel über das Verhältniß der arbeitenden Klassen zu den Unter-

nehmern, nach welchen sich bei uns sofort eine confiscirende Hand ausstrecken wür-

de."43 

Die gegenseitigen Abstoßungstendenzen zwischen der Avantgarde der deutschen 

Arbeiterbewegung, der Partei, und der Konsumentenselbsthilfe nahmen unter dem 

Sozialistengesetz noch zu. Der politische Kampf unter den Bedingungen der Illegalität 

und Verfolgung forderte mit Hingabe, Mut, Konfliktbereitschaft, Idealismus Tugenden, 

die zum Teil in denkbar scharfer Spannung zu den Erfordernissen kommerzieller 

43. Zit. F. A. Lange, Die Arbeiterfrage in ihrer Bedeutung für  Gegenwart und Zukunft,  Duisburg 
1865 (ND Hildesheim 1979), 139. 
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Selbsthilfe standen, von dieser sogar in gewisser Weise bedroht wurden. Als materia-

listische und ihrer Natur nach selektive Unternehmen diskreditierten Selbsthilfeunter-

nehmen leicht die Solidaritätsnorm als tragenden Bogen der Organisation in der Phase 

offener  Repression.44 Mit der Übernahme des Marxismus als Parteidoktrin erhielt der 

langfristig angelegte und durch die lange Phasen der Repression bekräftigte Primat der 

Politik eine ausgearbeitete programmatische Form mit eigenem Gewicht. 

Auf  der anderen Seite gelang des der Sozialdemokratie in der Situation der Halblegali-

tät, einen neuen Typus von Organisation zu entwickeln, der im Ansatz die innere 

Dichte eines Geheimbundes mit den Elementen einer Massenbewegung kombinier-

te.45 Was so entstand, war eine informelle, stark von Vertrauensleuten getragene 

Organisation, die in ihrer Leistungsfähigkeit selbst die an Präzision gewöhnte staat-

liche Verwaltung und ihren Polizeiapparat verblüffte.  Auf  dem Wege über die Politik 

überwand die deutsche Arbeiterbewegung zugleich viel stärker als die englische den 

Horizont des Lokalismus und berufsständischer Sonderinteressen. Sie lernte, allgemei-

ne, universalistische soziale, kulturelle und politische Interessen zu vertreten und übte 

schließlich auch Verhaltensweisen ein, mit denen sich wirtschaftliche Selbsthilfe 

organisieren ließ. Die Moralisierung größerer Teile der Unterschichten, den langem 

Atem, die Spardisziplin, die Fähigkeit zu vorausschauendem zweckrationalem Han-

deln, deren Erlernung sich der Liberalismus vom Versprechen bürgerlicher Respek-

tabilität erwartet hatte, dazu verhalf der Arbeiterschaft in Deutschland gerade auch der 

politische Kampf und die politische Organisation. Für die Selbsthilfe bedeutete das in 

vergleichender Perspektive nicht einen einfachen Austausch des Antriebes bei sonst 

gleichen Bedingungen. Konsumentenselbsthilfe in Deutschland bildete und legitimierte 

sich in einem ganz anderen Kontext, als es das englische "Self-Help" mußte. 

44. Vgl. Bebels Resümee, in: Protokoll  über die Verhandlungen des Parteitages der Sozialdemokra-
tischen Partei Deutschlands, abgehalten zu Hannover 1899, Berlin 1899 (ND 1980), 235. 

45. Vgl. H. Herkner, Die Arbeiterfrage,  Zweiter Band, Soziale Theorien und Parteien, Berlin, 
Leipzig 1921, 7. Auflage, 898ff.  Die Form der Organisation wurde von Zeitgenossen mit dem 
bezeichnenden Bild einer Molluske verglichen, die sich jedem Zugriff entzieht, dabei aber 
immer unbeschädigt bleibt vgl. W. Dittmann, Zur Neugestaltung unserer Parteiorgaisation, in: 
Neue Zeit, 27, 1, 1908/9, 382. 
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IV . Konsumentenorganisationen und Politik 

Als sich nach der Jahrhundertwende in England die erste dauerhafte Arbeiterpartei 

bildete, warben ihre intellektuellen Führer intensiv um die Unterstützung der seit lan-

gem etablierten, finanziell und organisatorisch außerordentlich mächtigen konsumge-

nossenschaftlichen Bewegung. Die allgemeinen Konsumentenvereinigungen schienen 

gerade den Fabiern ein geeignetes Gegengewicht zur zersplitterten, stark von berufli-

chen und damit tendenziell berufsegoistischen Traditionen geprägten Gewerkschaften. 

Tatsächlich aber gab nur eine Handvoll von Konsumvereinen dem Werben der politi-

schen Führung der jungen Arbeiterpartei nach und trat der neuen Organisation bei. Die 

überwältigende Mehrheit hielt sich unter Hinweis auf den Neutralitätsgrundsatz zurück. 

Erst nach den Erfahrungen und gesellschaftlichen Veränderungen als Folge des Ersten 

Weltkrieg änderte sich die Haltung der Konsumvereine in diesem Punkt - allerdings 

auch dann nicht durch einen direkten Eintritt in die Labour Party, sondern durch die 

Gründung einer eigenen "Co-operative Party", die eine parlamentarische Allianz mit 

der Arbeiterpartei einging.46 

Bei dieser Gelegenheit wie auch schon bei den wenigen der Labour Party inkorporier-
ten Vereinen erwies sich, daß die Konsumentenrolle entgegen vielen Hoffnungen nicht 
als Basis für einen breiten, wirksamen politischen Mobilisierungsprozeß ausreichte. 
Das lag einerseits an der sozialen und politischen Heterogenität der als Käufer zu-
sammengeschlossenen Mitgliedschaft47. Es hatte jedoch auch, um es auf den Punkt 
zu bringen, etwas mit den guten historischen Erfahrungen der Konsumenten mit beiden 
großen Parteien zu tun. Die konsequente britische Freihandelspolitik seit dem Widerruf 
der Kornzölle im Jahre 1846 hatte wenig Ansatzpunkte für  eine politische Profilierung 
der Konsumentenrolle geboten, und der durchaus nicht zu unterschätzende Widerstand 
der Kleinhändler war zu keinem Zeitpunkt so weit vorgedrungen, daß er den Vereinen 
wirklich gefährlich geworden wäre. Die politische Enthaltsamkeit der Konsumvereine 
sorgte bis 1914 dafür, daß ihr die ursprüngliche parteiübergreifende politische Basis im 
Parlament erhalten blieb. 

46. S. Pollard, The foundation of  the Co-operative Party, in: A. Briggs u. J. Saville, Essays in 
Labour History 1886 - 1923, 185 - 210. 

47. Eine Umfrage aus dem Jahre 1939 (?) ergab, daß sich die politischen Präferenzen der Konsum-
vereinsmitglieder ziemlich genau mit dem allgemeinen Wahlverhalten deckten, F. Lambert, B. 
A. (Com), The Co-operative Member, Report of  an Inquiry into the Factors which Influence 
Co-operative Membership and Trade, Manchester o. J. (Reprinted from  the Co-operative 
News), 4. 
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Ganz anders dagegen die deutsche Entwicklung: Auch wenn die offizielle  Anerken-
nung der Konsumvereine durch die Sozialdemokratie bis zum Jahre 1910 auf sich 
warten ließ, bildeten die seit den 1890er Jahren wie Pilze aus dem Boden schießenden 
Konsumentenorganisationen im Bewußtsein der Öffentlichkeit  des späten Kaiserreichs 
einen festen Bestandteilen der fundamentaloppositionellen sozialdemokratischen 
Arbeiterbewegung. Mit dem Appell an die Revolutionsfurcht des Bürgertums fanden 
die Forderungen der deutschen Mittelstandsbewegung nach gesetzlichen Diskriminie-
rungen der Verbraucherbewegung frühzeitig und insgesamt ungleich leichter Resonanz 
bei Parlament und Verwaltung. Die Annäherung in den Mitgliederzahlen und der 
relativen Stärke zwischen deutscher und englischer Konsumentenbewegung vor dem 
Ersten Weltkrieg war so gesehen nur ein Aspekt der Entwicklung. Während sich die 
früh  und erfolgreich gestartete englische Bewegung in der komfortablen Position eines 
von allen Parteien umworbenen Partners wiederfand, überlagerten sich im späten 
Kaiserreich Konsumenten- und Handelsinteressen mit radikalen politischen Ideologien, 
und zwar bis zu dem Punkt, wo die starken eigenständigen Interessen und sozialrefor-
merischen Leistungen der Konsumentenbewegung hinter der roten Signalfarbe nahezu 
verschwanden. Das auffallend geringe Interesse der jüngeren deutschen Sozialge-
schichtsschreibung an der Massenorganisation der Konsumvereine deutet darauf hin, 
daß Elemente dieser Traditionen immer noch abzutragen bleiben. 
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"Sanitary Idea" und "Volksgesundheitsbewegung". 

Zur Entstehung des modernen Gesundheitswesens in Großbritannien und 

Deutschland im 19. Jahrhundert 

"The disposition to take precautions against epidemic seems to be an 
affair  of  nationality. The Anglo-Saxon cares more for  these things than 
the Latin races, who would think the constant fuss that is made in 
England about drains and cisterns an unintelligible waste of  energy."1 

Die Herausgeber des "Durham Chronicle" hatten die lokale gesundheitspolitische 

Auseinandersetzung im Sinn, als sie im Jahre 1883 leitartikelnderweise die Vorstellung 

eines ethnisch begründbaren Gesundheitsbewußtseins bemühten - die Durhamer Stadt-

väter sollten auf diesem argumentativen Umweg zum Bau eines kommunalen Kranken-

hauses bewogen werden. Die Frage nach nationalen Eigenheiten des Gesundheits-

prozesses zielt jedoch über solche lokalen Erwägungen hinaus. Seit dem frühen 19. 

Jahrhundert galten der Erhalt der Volksgesundheit und die dafür ergriffenen ge-

sellschaftlichen und individuellen Maßnahmen den Gesellschaften Westeuropas und 

Nordamerikas als Ausweis des zivilisatorischen Fortschritts und der gesellschaftlichen 

Modernisierungsfähigkeit.2 "Meine Herrren, ich vergesse, daß ich in Europa bin", 

urteilte Robert Koch 1894 über die Zustände im choleraverseuchten Hamburg,3 und 

nichts hätte die stolzen Hansestädter tiefer treffen  können als die in diesen Worten zum 

Ausdruck kommende Kritik  an den gesundheitspolitischen Errungenschaften der Stadt. 

Welche Rolle aber spielten nationale ordnungspolitische Vorstellungen und der gesell-

schaftspolitische Diskurs bei der Gestaltung der im Werden begriffenen Sozialpolitik? 

Dieser Frage wird im folgenden mit einem Vergleich der Entstehung des modernen 

Gesundheitswesens in den beiden wichtigsten westeuropäischen Industriestaaten des 19. 

Jahrhunderts nachgegangen. Dabei werden die hierzulande weniger bekannten 

britischen Entwicklungen im Zentrum der Darstellung stehen. Eine generelle 

Vorbildfunktion  der "Werkstatt der Welt" soll damit nicht impliziert werden. 

Gleichwohl darf nicht übersehen werden, daß bereits die Zeitgenossen der Gesundheits-

1. Durham Chronicle vom 19. Sept. 1884, 5. 

2. Vgl. M.N. Cohen, Health and the Rise of  Civilisation, New Haven 1989; T. McKeown, The 
Origins of  Human Disease, Oxford 1988. 

3. Zit. nach R.J. Evans, Tod in Hamburg. Stadt, Gesellschaft und Politik  in den Cholera-Jahren 
1830-1910, Reinbek 1990, 398. 
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frage zentrale Bedeutung für  die Lösung der durch Industrialisierung und Urbanisierung 

hervorgerufenen "sozialen Frage" zumaßen.4 Wie so oft war es die Stadt des 19. 

Jahrhunderts, jener "Vorort der Modernität" (Thomas Nipperdey), in der sich das 

Problem am unmittelbarsten manifestierte; in den rapide wachsenden Urbanen 

Lebensräumen wurde die im Kameralismus des frühindustriellen Europa wurzelnde 

Gesundheitsfrage zur Stadtgesundheitsfrage.5 Dem ersten urbanisierten Land der 

europäischen Neuzeit muß in diesem Prozeß zumindest die Vorreiterrolle zugebilligt 

werden. 

I 

Es war die Sorge der aufgeklärt-absolutistischen Herrscher Westeuropas um Bestand 

und Wachstum ihrer Landesbevölkerung, die in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 

staatliche Aktivitäten im Gesundheitswesen hervorrief.6 In zahlreichen deutschen 

Staaten traten im späten 18. und frühen 19. Jahrhundert "Medizinal-Ordnungen" in 

Kraft.  Noch war man jedoch weit entfernt von jenem "System einer vollständigen 

medicinischen Polizey", das Johann Peter Frank bereits 1779 entworfen hatte.7 Eine 

umfassende Gesundheitsverwaltung war von den chronisch finanzschwachen absolutisti-

schen Staaten nicht zu bezahlen, mancherorts auch - beispielsweise in den kleinräumi-

gen Stadtstaaten des Deutschen Reiches - gar nicht erwünscht. 

Der akademischen Medizin wurde in diesen Regelwerken zur Ordnung und Verbes-

serung des Gesundheitswesens von staatlicher Seite die ersehnte Führungsrolle im 

Gesundheitsbereich eingeräumt. Den Ärzten oblag nicht nur die Aufsicht über 

Apotheker und Hebammen sowie die Organisation der Seuchenabwehr, über Posten 

und Pöstchen als Amts- oder District-Physici konnten sie neben ihren privaten Finanzen 

4. Vgl. F. Rothenbacher, Soziale Ungleichheit im Modernisierungsprozeß des 19. und 
20. Jahrhunderts, Frankfurt/M.  1989, 152. 

5. Vgl. D. Fräser, The Evolution of the British Welfare  State. A History of Social Policy since 
the Industrial Revolution, London 1973, 51. 

6. Dazu allgemein G. Rosen, Kameralismus und der Begriff  der Medizinischen Polizei, in: E. 
Lesky (Hg.), Sozialmedizin: Entwicklung und Selbstverständnis, Darmstadt 1977, 94-123; A. 
Labisch, Homo Hygienicus. Gesundheit und Medizin in der Neuzeit, Frankfurt/M. 1992, 80-8; 
U. Frevert, Krankheit  als politisches Problem 1770-1880, Göttingen 1984, 23-8; M. Ramsey, 
Professional and Popular Medicine in France, 1770-1830, Cambridge 1988. 

7. J.P. Frank, System einer vollständigen medicinischen Polizey, 6 Bde., Mannhein 1779-1788. 
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auch ihre Stellung im entstehenden öffentlichen Gesundheitswesen konsolidieren. 

Begleitet wurden diese Entwicklungen von einer an ein bürgerliches Publikum 

adressierten "Gesundheitspropaganda", die in erster Linie auf die ökonomischen 

Vorteile individueller Gesundheitspflege abhob. Die eigentliche Neuerung bestand 

darin, daß Gesundheit und Krankheit damit erstmals "als verbindliche Orientierungs-

werte individuellen Verhaltens und staatlicher 'policies' festgeschrieben" wurden.8 

Ungeachtet der fortdauernden Stagnation der wissenschaftlichen Medizin begann sich 

eine positive Deutung der öffentlichen Gesundheitspflege abzuzeichnen, die jetzt nicht 

mehr nur auf die kurzfristige Bekämpfung von Seuchen, sondern auf die grundlegende 

Verbesserung der gesundheitlichen Situation im Lande gerichtet war. 

Am Anfang der modernen britischen Gesundheitsgeschichte war die Cholera. Wohl 

hatte es auf den britischen Inseln unter den Hannoveraner-Königen Ansätze einer 

frühen Medikalisierung der Gesellschaft gegeben,9 waren auf lokaler Ebene - beispiels-

weise in Liverpool oder Manchester - seit den 1780er Jahren halb-öffentliche Gremien 

einer präventiven Gesundheitspflege in Erscheinung getreten.10 Auch wurden von 

reformgeneigten Medizinern wie W.H. Rumsey weitreichende Vorschläge zur Begrün-

dung eines zentralisierten öffentlichen Gesundheitswesens präsentiert. Die kameralisti-

sche Begründung der Gesundheitspolitik aber blieb dem staatlicher Einflußnahme 

traditionell mit Skepsis begegnenden britischen Gemeinwesen fremd.11 

Die Cholera brachte eine neue Dimension des Schreckens, die die alltägliche Erfahrung 

von Krankheit und Tod transzendierte.12 Wer an der Cholera starb, starb keines 

schönen Todes. Mit ihrer Plötzlichkeit und dem drastischen Krankheitsverlauf 

durchbrach die Krankheit "die im Namen der Kultur gegen die Leiblichkeit errichteten 

8. Frevert, Krankheit,  21; Hervorhebung von der Autorin. Zur 'Verbürgerlichung' des 
Gesundheitsbegriffes auch W. Coleman, Health and Hygiene in the "Encyclopedic": A Medical 
Doctrine for  the Bourgeoisie?, in: J. of the Hist, of Medicine 29, 1974, 399-421. 

9. Vgl. R. Porter, Disease, Medicine and Society in England, London 1987, 32-47; J.C. Riley, 
The Eighteenth Century Campaign to Avoid Disease, London 1987. 

10. E.P. Hennock, Urban Sanitary Reform a Generation before Chadwick?, in: EcHR 10, 1975, 
113-20; M. Flinn, Introduction, in: Ders. (Hg.), Report on the Sanitary Condition of the 
Labouring Population of  Gt. Britain, by Edwin Chadwick,  Edinburgh 1965, 1-73, 16-43. 

11. Vgl. V. Berridge, Health and Medicine, in: F.M.L. Thompson (Hg.), The Cambridge Social 
History of  Britain 1750-1950, Bd. 3, Cambridge 1990, 171-242, 202. 

12. Zur Erfahrung  von Krankheit  und Tod in der frühen Neuzeit vgl. R. Porter u. D. Porter, In 
Sickness and in Health. The British Experience, 1650-1850, New York 1989, 5-19. 



148 Michael Toyka-Seid 

Schranken/113 Dazu kam, daß die rätselhafte Krankheit aus dem Osten wenig Unter-

schied zwischen Arm und Reich machte; in einer Gesellschaft, in der Disraelis "two 

nations" bereits Gestalt anzunehmen begannen, wirkte die "Cholera Morbus" als ein 

sozialer Gleichmacher.14 Indem sie die Unfähigkeit staatlicher und lokaler Führungs-

schichten zum gesundheitspolitischen Krisenmanagement bloßlegte - paradigmatisch 

zu sehen in den Hafenstädten Sunderland und Newcastle, wo der Gemeinderat im 

Verein mit der örtlichen Ärzteschaft zunächst jegliche Gefahr leugnete, nur um nach 

dem verheerenden Ausbruch der Epidemie in die Bewältigungstrategien lange ver-

gangener Pesttage zurückzufallen15 -, unterstrich die Epidemie auf dramatische Weise 

die Notwendigkeit zum gesundheitspolitischen Handeln. Ihre über den Tag hinaus-

reichende gesellschaftspolitische Brisanz bezog die Krankheit aber nicht allein aus dem 

kurzen Schrecken der Cholerajahre. Vielmehr muß die Genese des Diskurses über die 

gesundheitlichen Risiken des Lebens in der Stadt und die daraus resultierende Pflicht 

der Gemeinschaft zum Schutz all ihrer Mitglieder in den Kontext eines aus vielen 

Quellen gespeisten zeitgenössischen Unbehagens über die Fehlentwicklungen einer 

Gesellschaft gestellt werden, die sich in den Ökonomisch und sozial aufgewühlten 

1830er und 1840er Jahren von einer ungekannten Woge rapider Veränderungen in allen 

Lebensbereichen erfaßt sah.16 Die Cholera bildet den Ausgangspunkt, nicht aber das 

zentrale Anliegen jener Bewegung, die in den knapp zwei Jahrzehnten bis 1848, dem 

Jahr des großen Public Health Act, die Grundlagen des britischen Gesundheitssystems 

legen sollte. 

Fragt man nach den Triebkräften dieser Gesundheitsbewegung, die in den 1840er 

Jahren zu einer der vehementesten Kräfte der Gesellschaftsreform wurde, so sind eine 

Reihe von Faktoren zu nennen, die jeder für  sich die spezifisch britische Antwort auf 

das städtische Gesundheitsproblem beeinflussten; keine Rolle spielte zunächst die 

Gesundheit der ländlichen Bevölkerung. Da war zunächst der Triumph des miasmati-

schen Erklärungsmodells, das die Ursprünge aller ansteckenden Krankheiten in 

13. Evans, Tod in Hamburg, 298; zur Kultur des schönen Todes im 19. Jahrhundert allgemein Ph. 
Aries, Geschichte des Todes, München4 1989, 52Iff. 

14. Vgl. zu diesen gesellschaftlichen Konnotationen der Cholera S. Sontag, Krankheit als 
Metapher, München2 1980, 40. 

15. Dieses und viele ähnliche Beispiele in M. Durey, The Return of  the Plague, Dublin 1979. 

16. Vgl. R.J. Morris, Cholera, 1832: The Social Response to an Epidemie, London 1976, 17; 
G. Kitson Clark,  The Making of  Victorian England, Oxford  1962, 28-32. 
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Schmutz- und Verwesungsgerüchen verortete.17 Mit der Miasma-Theorie gerieten 

Gesundheit und Krankheit in den Bereich des Sicht- und Riechbaren, das abstrakte Gut 

"Gesundheit" wurde zu einer vorstellbaren Größe für  jedermann. Völlig neu allerdings 

war die Verortung gesundheitsschädigender Einflüße in den äußeren Lebensumständen 

nicht - in Frankreich und den Staaten des Deutschen Bundes finden sich Vorläufer 

eines solchen Konzepts einer "Sozialmedizin", wie sie schließlich in den Anfangsjahren 

dieses Jahrhunderts in Alfred  Grotjahns "sozialer Pathologie" systematische Darstellung 

fand.18 Kennzeichnend für  die britische Entwicklung aber wurde die Verengung dieses 

Ansatzes auf die Ausmerzung hygienischer Defekte, der Versuch, Gesundheitsvorsorge 

und Gesundheitspolitik auf eine Ingenieurwissenschaft zu reduzieren. Verantwortlich 

dafür zeichnete jener Mann, der über die Miasma-Theorie zum Apostel der britischen 

Gesundheitsbewegung werden sollte. Erst mit dem Aufgreifen  der Gesundheitsfrage 

durch Edwin Chadwick, 1834 bereits Mitautor der Armenrechtsnovelle wurde die 

Theorie von den miasmatischen Ursachen endemischer und epidemischer Krankheiten 

zum politischen Programm.19 

Nicht die geringste von Chadwicks Leistungen war es, für eine kurze Zeitspanne eine 

überaus heterogene Gruppe reformwilliger Kräfte hinter seinen Vorstellungen zu 

versammeln. Neben führenden Vertretern des progressiven Liberalismus - viele wie 

Chadwick selbst dem Umkreis des Utilitarismus entstammend, der allerdings auch hier 

nur bedingt als politische Handlungsanleitung gelesen werden kann20 - sind hier vor 

allem die religiös inspirierten Philanthropen und Sozialreformer um den Earl of 

Shaftesbury zu nennen. In Verbindung mit dem neuen Konservatismus evangelikaler 

Prägung gewann Chadwicks Hygienepolitik eine moralische Legitimation, nämlich 

17. Zusammenfassend dazu R. Cooter, Anticontagionism and History's Medical Record, in: 
A. Treacher u. P. Wright (Hg.), The Problem of Medical Knowledge, Edinburgh 1982, 87-108. 

18. Vgl. G. Rosen, Was ist Sozialmedizin, in: E. Lesky (Hg.), Sozialmedizin, Darmstadt 1977, 
283-354. Zum Konzept der "Konditionalhygiene"  allgemein F. Hueppe, Zur Geschichte der 
Sozialhygiene, in: A. Gottstein u.a. (Hg.), Handbuch der Sozialhygiene und Gesundheits-
fürsorge, Bd. 1, Berlin 1925, 1-70. 

19. Zur Person Chadwicks vgl. A, Brundage, England's "Prussian Minister", London 1988; 
R.A. Lewis, Edwin Chadwick and the Public Health Movement, 1832-1854, London 1952. 
Zum Einfluß  des Reformers auf  das "Sanitary Movement" der Jahrhundertmitte siehe auch M. 
Pelling, Cholera, Fever, and English Medicine, London 1978, 1-80. 

20. Vgl. aber A. Laberge, Edwin Chadwick and the French Connection, in: Bulletin of the Hist, 
of  Medicine 62, 1988, 23-41. 
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göttlich gewollte Handlungsanleitung für  das gesundheitsbewußte Leben zu sein.21 

Neben die institutionell geprägte Assanierungspolitik im Zeichen des "environmenta-

lism" trat so das Prinzip individueller Verantwortung für  die Volksgesundheit. Erst aus 

der Kombination dieser Elemente entstand die für  das Inselreich so charakteristische 

Hygiene-Besessenheit.22 

Der vor dem Hintergrund der Wiederkehr der Cholera im Sommer 1848 verabschiedete 

Public Health Act stand noch ganz eindeutig unter dem Vorzeichen einer umweltorien-

tierten Krankheitsprävention.23 Das Gesetz, ein "permissive act", dessen Annahme ins 

Belieben der einzelnen Gemeinden gestellt blieb, sah die Einrichtung kommunaler 

Gesundheitskommissionen vor - in der Regel identisch mit dem gewählten Gemeinde-

rat die über zweckgebundene lokale Abgaben sanitäre Verbesserungen anstrengen 

sollten. Im Vordergrund standen dabei Großprojekte wie der Bau von Kanalisationen 

und Druckwasserversorgungssystemen. Ermöglicht wurde aber auch eine Vielzahl 

kleiner Eingriffe  ins städtische Leben, beispielsweise durch die Festlegung von 

Baurichtlinien, die Kontrolle der Schlachthöfe, Verlegung von Friedhöfen und andere 

infrastrukturelle Verbesserungen. Ein General Board of  Health (GBH) in London unter 

dem Vorsitz Chadwicks fungierte als Aufsichts- und Koordinationsorgan der Zentrale 

mit vorrangig beratender Funktion. Ein Druckmittel hatte der Gesetzgeber dem GBH 

allerdings in die Hand gegeben: Die langfristige Verpfändung lokaler Steuern bei der 

Staatskasse - für  die finanzschwachen Kommunen die einzige Möglichkeit, sanitäre 

Maßnahmen größeren Ausmaßes zu finanzieren - war abhängig vom Plazet eines 

Regierungsinspektors. Mit dem Gesundheitsgesetz gab der Staat den Kommunen die 

Mittel zur Durchführung sanitärer Maßnahmen in die Hand, die eigentliche Initiative 

aber mußte aus den Städten selbst kommen. Es war deshalb wenig überraschend, wenn 

Beispiele für das Scheitern dieses Ansatzes bald vielerorts zu besichtigen waren. Nicht 

selten gesellten sich zu fehlender Kompetenz und Weitsicht der lokalen Behörden auch 

stille Obstruktion oder offener  Widerstand gegen die als zentralistisch empfundenen 

legislativen Bestimmungen.24 

21. Vgl. K.H. Metz, Industrialisierung und Sozialpolitik, Göttingen 1988, 145-48. 

22. Vgl. B. Haley, The Healthy Body and Victorian Culture, Cambridge/Mass. 1978, 3. 

23. Zum Public Health Act 1848 (11 & 12 Vict. cap. 63) vgl. W.M. Frazer, A History of English 
Public Health, London 1950, 46ff. 

24. Lewis, Edwin Chadwick, 302-8; A.S. Wohl, Endangered Lives. Public Health in Victorian 
Britain, London 1983, 166ff. 
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Die etwas ausführlichere Darstellung dieser gesundheitspolitischen Maßnahme recht-

fertigt  sich aus der weiterwirkenden Bedeutung des 1848 eingeschlagenen Weges. Bis 

in den ersten Weltkrieg hinein blieb die lokale Selbstverwaltung im Gesundheitswesen 

die zentrale Institution für  die gesundheitlichen Belange der Bevölkerung. Ein Umbau 

der grundlegenden Struktur - lokale Verantwortlichkeit auf der Grundlage nationaler 

Gesetzgebung - fand nicht statt. Über lange Jahre prägend blieb auch das miasmatische 

Paradigma. Erst im ausgehenden 19. Jahrhundert führten die - aus chauvinistischen 

Gründen allerdings nur zögerliche - Durchsetzung der modernen Bakteriologie, vor 

allem aber die in den Pockenepidemien der 1870er und 1880er Jahre offenbar  geworde-

nen Schwächen einer sich rein präventiv definierenden Gesundheitspolitik, zu einer 

stärkeren Betonung medizinischer und kurativer Aspekte in der öffentlichen Gesund-

heitspflege. Die Einführung einer Meldepflicht für  Infektionskrankheiten, der graduelle 

Ausbau der Lebensmittelkontrolle oder die Institutionalisierung der Mütter- und 

Säuglingsfürsorge waren Ausdruck dieser Neuorientierung der staatlichen und in ihrem 

Gefolge auch der kommunalen Gesundheitspolitik. 

Drei Entwicklungslinien müssen noch in aller Kürze angedeutet werden. Zum einen ist 

dies das - ungeachtet der Betonung lokaler Verantwortlichkeit - offenbar unaufhaltsame 

Voranschreiten der "state medicine."25 Weder das frühe Ausscheiden des allzu 

ambitionierten Chadwick noch die häufige Verlagerung der politischen Verantwortung 

innerhalb der nationalen Administration ändern etwas an der Einschätzung, daß bei der 

legislativen Fortschreibung des Gesetzes von 1848 die Einwirkungsmöglichkeiten der 

staatlichen Aufsichtsgremien sukzessive zunahmen. Dies konnte auf direktem Wege 

geschehen - beispielsweise schrieb der Public Health Act 1872 die Anstellung eines 

Gemeindearztes (Medical Officer  of  Health) verbindlich fest aber auch auf indirekte 

Weise, wenn - was seit den 1870er Jahren zur Regel wurde - unterschiedliche lokale 

Gremien in Konfliktfällen  Parlament oder nationales Gesundheitsamt um Schlichtung 

angehen mußten. Paradigmatisch läßt sich dies an der stetig zunehmenden Einfluß-

nahme der Londoner Beamten auf die sich häufenden Wasserstreitigkeiten beobachten. 

Man wird wohl die populäre zeitgenössische Kritik  an der angeblichen Allmacht der 

Zentrale im wesentlichen dem Bereich der politischen Rhetorik zuordnen dürfen.26 

Aber es ist doch kein Zufall,  daß britische Beobachter der Jahrhundertwende mit 

25. Wohl, Endangered Lives, 159-65; Berridge, Health, 203. 

26. P. Thane, The Working Class and State Welfare in Britain, 1880-1914, in: Hist. J. 27, 1984, 
877-900. 
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unverhohlenem Neid auf die dank ihrer Staatsferne ungleich flexiblere und gestaltungs-

freudigere deutsche kommunale Selbstverwaltung im Gesundheitswesen blickten.27 

Kommunale Hygienepolitik zielte - das ist der zweite Punkt - über rein gesundheitliche 

Erwägungen hinaus. Die Assanierung der Städte, die Einführung von Baurichtlinien, 

schließlich - in den zahlreichen "Housing Acts" der 1870er und 1880er Jahre - die 

Ausweitung der Befugnisse der lokalen Gesundheitskommissionen auf die Wohnungs-

frage im weitesten Sinne ließen die Gesundheitsverwaltung zur zentralen städteplaneri-

schen Instanz werden. Aus dem Aufgreifen  der Gesundheitsfrage resultierte so im 

weiteren Verlauf des Jahrhunderts die moderne Städteplanung.28 Nicht nur im 

Hinblick auf Gesundheit und Krankheit leistete die von der Cholera-Epidemie der Jahre 

1831/32 angestoßene Entwicklung so einen entscheidenden Beitrag zum Werden der 

modernen Stadt. 

Welchen Einfluß hatte - das darf schließlich nicht vergessen werden - die öffentliche 

Gesundheitspflege auf die gesundheitliche Entwicklung im Lande? In den letzten 

Jahren hat eine Neubewertung dieser Frage eingesetzt, die sich in erster Linie von der 

lange dominierenden sogenannten McKeown-These abgrenzt, nach der primär ver-

besserte Ernährungschancen im 19. Jahrhundert zum Rückgang der Sterblichkeit 

beitrugen.29 Damit rückt erneut der Beitrag des "sanitary engineering" des viktoriani-

schen Zeitalters ins Zentrum.30 Deutlich wird an dieser noch keineswegs als abge-

schlossen zu betrachtenden Debatte aber auch, daß die von den Gesundheitsreformern 

der Jahrhundertmitte als Argumentationshilfe herangezogene neue Wissenschaft der 

Sozial- und Medizinalstatistik und deren zentraler Indikator, die Sterblichkeitsrate, zur 

27. Vgl. B. Ladd, Urban Planning and Civic Order in Germany, 1860-1914, Cambridge/ Mass. 
1990, 8. 

28. Vgl. G.E. Cherry, Cities and Plans. The Shaping of Urban Britain in the Nineteenth and 
Twentieth Centuries, London 1988, 23-48; Ladd, Urban Planning, 36ff. 

29. Die beste Zusammenfassung dieser These in T. Mc Keown, The Modern Rise of  Population, 
London 1976. 

30. Vgl. beispielsweise S. Szreter, The Importance of Social Intervention in Britain's Mortality 
Decline, c. 1850-1914: A Re-Interpretation of  the Role of  Public Health, in: Social Hist, of 
Medicine 1, 1988, 1-37; C. Hamlin, Muddling in Bumbledom: On the Enormity of Large 
Sanitary Improvements in Four British Towns, 1855-1885, in: Victorian Studies 32, 1988-9, 
55-83; P.A. Watterson, Role of  the Environment in the Decline of Infant  Mortality: An 
Analysis of the 1911 Census of England and Wales, in: J. of Biosocial Sciences 18, 1986,457-
70. 
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Beschreibung der gesundheitlichen Situation der Bevölkerung nicht ausreichen.31 Der 

Erfolg  der Gesundheitsbewegung bemaß sich zuallererst in der Verbesserung der Über-

Lebensbedingungen in den von vielfältigen Hygiene- und Umweltproblemen belasteten 

Ballungszentren des Landes. Daß den Zeitgenossen diese präventive Gesundheitspflege 

durchaus als Erfolgsgeschichte erschien, verdeutlicht nicht zuletzt die Ausweitung der 

im Kompromiß des Jahres 1848 noch auf die Städte beschränkten öffentlichen 

Gesundheitspflege. Der Public Health Act 1872 etablierte ein uniformes sanitäres 

System für  das ganze Land nach den Richtlinien von 1848.32 Nach der Einführung 

der Pflichtimpfung  gegen Pocken im Jahre 1854 stellte dies den zweiten und 

entscheidenden Schritt hin zu einem landesweiten nationalen Gesundheitsdienst dar. 

II 

Es ist an der Zeit, den Blick auf die deutschen Entwicklungen jener Jahre zu lenken. 

Den logischen Ausgangspunkt bildet auch hier die Epidemie von 1831/32, die Asa 

Briggs schon vor beinahe einem halben Jahrhundert als ein gesamteuropäisches 

Phänomen bezeichnet hat.33 Dabei wird deutlich, daß die Schlüsse, die man aus dem 

Schrecken zog, von Land zu Land sehr unterschiedlich ausfallen konnten. Im Gegen-

satz zu Großbritannien blieb in Deutschland ein katalytischer Effekt  aus. Die 

Gesundheit des Volkes gelangte nicht auf die politische Agenda. Die Cholera wurde -

ohne großen Erfolg  - im Kontext der Seuchenbekämpfung der Medizinalordnungen des 

18. Jahrhunderts abgehandelt, sie blieb ein medizinisches, kein politisches Problem.34 

Erst die verheerenden Cholerawellen der Jahre 1854 und 1866 sollten unter allerdings 

entscheidend veränderten Rahmenbedingungen einer neuen Gesundheitspflege zum -

Durchbruch verhelfen. 

31. Vgl. J. Vögele, Die Entwicklung der (groß-)städtischen Gesundheitsverhältnisse in der Epoche 
des Demographischen und Epidemiologischen Übergangs, in: J. Reulecke u. A. Gräfin  zu 
Castell Rüdenhausen (Hg.), Stadt und Gesundheit, Stuttgart 1991, 21-36; K.H. Metz, Social 
Thought and Social Statistics in the Early Nineteenth Century. The Case of Sanitary Statistics 
in England, in: International Rev. of  Social Hist. 29, 1984, 254-73, 273. 

32. Vgl. A. Briggs, Public Health: The "Sanitary Idea", in: New Society vom 15. Febr. 1968, 229-
31 und Ders., Public Health: The Health of the Nation, in: New Society vom 22. Febr. 1968, 
267-70; S.E. Finer, The Life and Times of Sir Edwin Chadwick, London 1952, 319-31. 

33. A. Briggs, Cholera and Society in the Nineteenth Century, in: P&P 19, 1961, 76-96, 92. 

34. Vgl. Evans, Tod in Hamburg, 315-7. 
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Als man sich also in Großbritannien daran machte, die gesellschaftliche Sprengkraft 

der "asiatischen Geißel" in aktiv gestaltete Hygienepolitik umzusetzen, versuchten die 

politisch Verantwortlichen in Deutschland, die sozialen Herausforderungen der 

Epidemie zu ignorieren. Dabei mag eine Rolle gespielt haben, daß die aus dem 18, 

Jahrhundert stammende Rahmenkompetenz des Staates in gesundheitlichen Dingen 

längst nicht mehr den vorherrschenden liberalen Gesellschafts Vorstellungen entsprach. 

Was auf den britischen Inseln in der Ausnahmesituation der 1840er Jahre denk- und 

umsetzbar geworden war, nämlich das Eindringen öffentlicher  Gremien in die Privat-

sphäre der Bürger, war in den Staaten des Deutschen Bundes noch nicht konsensfähig, 

wie die folgenlos gebliebene "Medizinalreformbewegung" Rudolf von Virchows aus 

dem erneut cholerageschwängerten Revolutionsjahr 1848 zeigt.35 

Dies änderte sich seit den 1860er Jahren. Die rapide Verstädterung des letzten Jahrhun-

dertdrittels, begleitet einmal mehr von der Cholera, deren Wiederkehr im Jahre 1866 

der Stadtgesundheitsfrage zusätzliche Dringlichkeit verlieh, machte öffentliche 

Gesundheitspflege zum Thema. Einen gewichtigen Beitrag leistete dabei die wissen-

schaftliche Medizin in Gestalt des führenden deutschen Hygienikers Max von Petten-

kofer. Auf  seiner, in Fortschreibung der Erkenntnisse Justus von Liebigs konzipierten 

Boden- und Grundwassertheorie gründete die "experimentelle Hygiene", die die 

öffentliche  Gesundheitspolitik in den 1870er und 1880er Jahren bestimmen sollte.36 

Was Pettenkofer mit den Miasma-Advokaten jenseits des Ärmelkanals verband, war 

die Geringschätzung der kurativen Möglichkeiten der Medizin; wie Chadwick und 

dessen Anhänger plädierte er folglich  für  eine Form der öffentlichen Gesundheitspflege, 

in der die Krankheitsprävention an erster Stelle zu stehen hatte. Gesundheitspolitisches 

Handeln deckte sich in dieser Sichtweise mit der Hygienisierung der städtischen 

Umwelt, einer Aufgabe, für  deren Ausführung sich die anscheinend keine Grenzen 

kennenden Ingenieurwissenschaften geradezu anboten. Anders als auf den britischen 

Inseln aber, wo sich die öffentliche  Gesundheitspflege in den 1840er Jahren in 

deutlicher Abgrenzung zur zeitgenössischen Medizin durchgesetzt hatte, blieb in 

Deutschland der Primat der Medizin in Gesundheitsfragen unangetastet. 

35. Vgl. T. Nipperdey, Deutsche Geschichte 1800-1866. Btirgerwelt und starker Staat, München 
1984, 144f. 

36. Vgl. A. Labisch, Experimentelle Hygiene, Bakteriologie, soziale Hygiene: Konzeptionen, 
Interventionen, soziale Träger - eine idealtypische Übersicht, in: J. Reulecke u. A. Gräfin  zu 
Castell-Rüdenhausen (Hg.), Stadt und Gesundheit, Stuttgart 1991, 37-47; ders., Homo 
Hygienicus, 116-23, mit weiteren Literaturhinweisen. 
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Mit rund zwei Jahrzehnten Verspätung gegenüber dem Pionier Großbritannien wurden 

seit der Mitte der 1860er Jahre in den Städten des Kaiserreiches umfassende 

hygienische Verbesserungen in Gang gebracht, wobei die Assanierungsleistungen der 

Städtetechnik eindeutig im Vordergrund standen.37 Die 1880er und 1890er Jahre 

bilden gerade auch in dieser Hinsicht die Blütezeit deutscher Stadtentwicklung im 19. 

Jahrhundert, wenn auch nicht übersehen werden darf, daß noch zur Jahrhundertwende 

zahlreiche Mittel- und Kleinstädte über keine Kanalisation verfügten und die Müll-

beseitigung weithin im argen lag. 

Wie im deutsch-britischen Vergleich häufig zu beobachten, führte die Ungleichzeitig-

keit der Entwicklung noch im späten 19. Jahrhundert zu einer Verkehrung des Verhält-

nisses von Pionier und Nachzügler. Während sich englische Stadtväter unter erheb-

lichem legislativen und administrativen Druck seitens der übergeordneten Verwaltungs-

ebene seit den 1880er Jahren zu kostspieligen Umbauten der Errungenschaften der 

Jahrhundertmitte bequemten, wurde die deutsche Ausprägung der kommunalen 

Daseinsvorsorge zum vielbewunderten nachgeahmten Vorbild.38 Einzig in Hamburg 

hatte man bereits in den 1840er Jahren die 'Chance' des großen Brandes von 1842 zur 

Einführung von Kanalisation und zentraler Wasserversorgung genutzt, bezeichnender-

weise unter Zuhilfenahme eines englischen Ingenieurs. Und nur in Hamburg, wo man 

versäumt hatte, die schnell veraltete Wasserversorgung den neuen Erkenntnissen 

anzupassen, konnte die Cholera 1894 Fuß fassen. Im Nachhinein erwies sich so das 

Ausbleiben einer aktiven Rezeption in der Frühphase der britischen Gesundheits-

bewegung als Startvorteil für  den Nachzügler. 

Einige abschließende Bemerkungen sind hier angebracht zu Rahmenbedingungen und 

Trägerschichten der jeweiligen nationalen Entwicklung. In Deutschland waren es 

landesweit agierende Reform Vereinigungen wie der "Deutsche Verein für  öffentliche 

Gesundheitspflege", die der Gesundheitsfrage in den 1870er Jahren entscheidend zum 

Durchbruch verhalfen - zu einem Zeitpunkt, als bereits staatliche Gremien der Gesund-

heitspolitik existierten. Gesundheit entwickelte sich in diesen bildungsbürgerlich 

dominierten Zirkeln zum akademischen Thema, das in Fachzeitschriften und auf den 

37. Vgl. W.R. Krabbe, Kommunalpolitik  und Industrialisierung. Die Entfaltung  der städtischen 
Leistungsverwaltung im 19. und frühen 20. Jahrhundert, Stuttgart 1985; J.v. Simson, 
Kanalisation und Städtehygiene im 19. Jahrhundert, Düsseldorf 1983. 

38. Ladd, Urban Planning, 7-10; M. Hietala, Services and Urbanisation at the Turn of the Century. 
The Diffusion  of  Innovations, Helsinki 1987. 
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Jahresversammlungen der einschlägigen Vereine im kleinen, aber hochqualifizierten 

Kreis diskutiert wurde. Beispielhaft ist dies an der Müll-Debatte der Jahrhundertwende 

zu sehen. Die öffentliche Gesundheitspflege war somit ein Produkt des "politischen 

Massenmarkts" (Hans Rosenberg), sie wurde allerdings in ihrer seit der Reichs-

gründungszeit unumstrittenen kommunalen Ausprägung nie wirklich zum Thema der 

Massen, was durch die - dank des plutokratischen Wahlrechts unangefochtene -

Herrschaft des Bürgertums in den Städten zusätzlich akzentuiert wurde. Bürgerliche 

Dominanz und patriarchalisch-administrative Lösungsversuche blieben Charakteristika 

dieser Form der Sozialpolitik von oben. Das war vielleicht auch ein Grund dafür, daß 

die deutsche Ausprägung der kommunalen Gesundheitspflege staatlicherseits kaum 

Anlaß zum Eingreifen bot. 

Anders verlief  die Entwicklung in Großbritannien, wo in den 1840er Jahren eine kleine 

Gruppe reformgeneigter Persönlichkeiten aus Bürokratie und Wissenschaft den 

Ereignissen ihren Stempel aufzudrücken vermochte. Eine organisierte bürgerliche 

Sozialreform wie im Deutschland der 1870er Jahre spielte hier noch keine Rolle.39 

Dies geschah vor dem Hintergrund traditioneller Machtstrukturen, allerdings mit Hilfe 

modernster parlamentarischer und gesellschaftlicher Durchsetzungsmechanismen.40 

Gesundheit, bis dahin nur im Moment ihrer akuten Gefährdung schlagzeilenträchtig, 

wurde in dieser Reformkampagne gesellschafts- und politikfähig.  Deutlich wird dies 

in der phänomenalen Verbreitung des Chadwickschen "Report on the Sanitary 

Condition of  the Labouring Population of  Gt. Britain" oder in der gerade durch ihre 

Öffentlichkeitswirksame Arbeit vor Ort zukunftsweisenden "Health of  Towns' 

Commission."41 Auch die vielgescholtene Permissivität der britischen Gesundheits-

gesetzgebung wirkte in diese Richtung, indem sie die Gesundheitsfrage ins Zentrum 

der lokalen politischen Auseinandersetzung stellte. Die damit in Kauf  genommene 

stadtbürgerliche Dominanz der Gesundheitsfrage bedeutete allerdings einen von den 

39. Vgl. zu den möglichen Ursachen dieses Fehlens J. Reulecke, Formen bürgerlich-sozialen 
Engagements in Deutschland und England im 19. Jahrhundert, in: J. Kocka (Hg.), Arbeiter und 
Bürger im 19. Jahrhundert, München 1986, 261-85, 281. 

40. Vgl. J.M. Eyler, Victorian Social Medicine. The Ideas and Methods of William Farr, Baltimore 
1979, Kap. 3; S.E. Finer, The Transmission of Benthamite Ideas 1820-1850, in: G. Sutherland 
(Hg.), Studies in the Growth of Nineteenth-Century Government, London 1972, 11-32; O. 
MacDonagh, The Nineteenth-Century Revolution in Government: A Reappraisal, in: Hist. J. 
1, 1958, 52-67. 

41. Vgl. R.G. Paterson, The Health of Towns Association in Great Britain 1844-1849. An 
Exposition of the Primary Voluntary Health Society in the Anglo-Saxon Public Health 
Movement, in: Bulletin of  the Hist, of Medicine 22, 1948, 373-402. 



Michael Toyka-Seid 

Reformern  nicht gewünschten Kompromiß. In Verbindung mit der weiterwirkenden 

Öffentlichkeit  der lokalen Gesundheitsdebatte erzeugte die im Gesundheitsgesetz von 

1848 festgeschriebene Autonomie der lokalen Politik gegenüber zentralen Regelungs-

versuchen denn auch jene der Gesundheitspflege im viktorianischen Zeitalter eigene 

Unbeständigkeit, welche Gesundheitsreformer und staatliche Bürokratie zunehmend 

irritierte. Man wird allerdings gut daran tun, die in Steuerzahlerrevolten und häufigen 

gesundheitspolitischen Richtungsänderungen auf lokaler Ebene zum Ausdruck 

kommenden Besorgnisse nicht nur einem überzogenen zeittypischen Wirtschaftlich-

keitsdenken anzulasten.42 Mit der 1848 einsetzenden staatlichen Gesetzgebung auf 

diesem Gebiet war Gesundheitspflege zum mit Abstand größten Einzelposten des kom-

munalen Etats und damit unvermeidlich auch zum Thema der städtischen politischen 

Auseinandersetzung geworden.43 Stringenz in ihr gesundheitspolitisches Handeln zu 

bekommen fiel  der partizipatorischen Gemeindedemokratie britischen Stils jedenfalls 

deutlich schwerer als ihrem auf administrative Dauerhaftigkeit beruhenden deutschen 

Widerpart.44 Die im Verlauf des Jahrhunderts zunehmenden staatlichen Einwirkungs-

versuche sind auch als Folge dieser in den 1840er Jahren angelegten demokratischen 

Öffentlichkeit  der Gesundheitsdebatte zu verstehen. 

III 

Die Hygienisierung der öffentlichen Sphäre - das war, ungeachtet der genannten 

Rückschläge, die große Errungenschaft der von Großbritannien ausgehenden staatlichen 

und kommunalen Gesundheitspolitik. Daneben gab es aber von Anfang an eine zweite 

Komponente des öffentlichen Gesundheitshandelns, die schrittweise Durchsetzung einer 

privaten Hygiene im Sinne eines bürgerlich geprägten Gesundheitsideals. Im folgenden 

wird diese Entwicklung am britischen Beispiel verdeutlicht, wobei betont werden muß, 

42. Vgl. F.M.L. Thompson, Town and City, in: Ders., The Cambridge Social History of Britain 
1750-1950, Bd. 1, Cambridge 1990, 1-86, 66; A. Offer, Property and Politics 1870-1914: 
Landownership, Law, Ideology and Urban Development in England, Cambridge 1981, 279ff.; 
N. McCord, Ratepayers and Social Policy, in: P. Thane (Hg.), The Origins of British Social 
Policy, London 1978, 23-35, 29f. 

43. Vgl. P.J. Waller, Town, City, and Nation. England 1850-1914, Oxford 1983, 251-55. 

44. Zur gerade im deutsch-englischen Vergleich häufig zu konstatierenden Überschätzung des 
bürokratischen Charakters deutscher Sozialpolitik vgl. allerdings G.A. Ritter, Probleme des 
deutsch-englischen Vergleichs, in: J. Kocka (Hg.), Arbeiter und Bürger im 19. Jahrhundert, 
Oldenbourg 1986, 319-24, 320. 
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daß es sich auch hier keineswegs um eine 'angelsächsische' Besonderheit handelte. Die 

Bewegung zum Bau städtischer Badeanstalten rief  beispielsweise bereits in den 1850er 

Jahren ein lebhaftes Echo in Deutschland hervor» wenn auch die Umsetzung dieser 

Ideen dann erst im letzten Jahrhundertviertel erfolgte.45 

Die Erziehung des Individuums zu einer gesundheitsbewußten Lebensführung hatte 

schon in der Traktatliteratur des 18. Jahrhunderts eine große Rolle gespielt.46 

Kennzeichnend für  die viktorianische Deutung dieses Ideals aber wurde der enge 

Konnex von körperlicher und moralischer Sauberkeit, wie er in der berühmten 

evangelikalen Wendung "Cleanliness is next to Godliness" sinnfällig zum Ausdruck 

kam.47 Mit der Integration dieser Vorstellungen in die entstehende öffentliche 

Gesundheitspflege wurde die 'Verbesserung' des Individuums jetzt auch zum gesund-

heitspolitischen Programm. Zwei Beispiele aus den frühen 1850er Jahren sollen dies 

illustrieren. 

Zu den frühesten Maßnahmen im Rahmen der jungen öffentlichen Gesundheitspflege 

zählte vielerorts die Säuberung der Arbeitermietsquartiere der Tagelöhner, Wander-

arbeiter und Schlafgänger, die sich weder eine Wohnung noch ein eigenes Zimmer zur 

Untermiete leisten konnten. Im Zeitalter von staatlicher Gesundheitsgesetzgebung und 

öffentlicher  Hygiene stellten diese Behausungen ohne Zweifel ein gesundheits-

politisches Ärgernis dar. Allein mit gesundheitsspezifischen Erwägungen läßt sich das 

Interesse von Öffentlichkeit und kommunalen Gremien an dieser Frage jedoch nicht 

erklären. Vielmehr war es die sittliche Empörung über die in diesen "Lodging-houses" 

angeblich herrschende Unmoral, die den sanitären Mißständen eine höhere Bedeutung 

verlieh und eine schnelle Lösung des Problems erst möglich machte.48 Diese 

Moralisierung der Gesundheitspolitik sollte sich in den Folgejahren immer wieder als 

wichtige Triebfeder der Reform erweisen. 

45. Vgl. Ladd, Urban Planning, 61-7; J. Reulecke, Englische Sozialpolitik um die Mitte des 19. 
Jahrhunderts im Urteil deutscher Sozialreformer, in: W.J. Mommsen u. W. Mock (Hg.), Die 
Entstehung des Wohlfahrtsstaates in Großbritannien und Deutschland 1850-1950, Stuttgart 
1982, 40-56, 54f. 

46. Zur Einbettung dieser gesundheitspolitischen Vorstellungen in die vor allem von Norbert Elias 
vertretene Theorie des Zivilisationsprozesses vgl. G. Vigarello, Wasser und Seife, Puder und 
Parfüm,  Hamburg 1988; A. Corbin, Pesthauch und Blütenduft, Berlin 1984. 

47. Vgl. V. Smith, Cleanliness: The Development of an Idea and Practice in Britain 1770-1850, 
unveröfftl.  PhD. Univ. of London 1985. 

48. Wohl, Endangered Lives, 286-90. 
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Zunehmend und in weit stärkerem Maße, als dies bei der Hygienisierung des öffent-

lichen Raumes der Fall war, machten sich auch private Organisationen die Erziehung 

der "Great Unwashed" zur Reinlichkeit zum Anliegen. Die in den 1850er Jahren 

vielerorts entstandenen kommunalen Badeanstalten sind der sichtbarste bauliche 

Niederschlag dieser privaten Aneignung der Gesundheitsfrage. Hier liegen die Anfänge 

einer Gesundheitspolitik, bei der lokale oder überregionale gesundheitspolitische 

Vereinigungen - im genannten Beispiel die landesweit operierende "Association for  the 

Establishment of  Baths and Washhouses for the Labouring Poor" - den Wirkungsraum 

der öffentlichen Gesundheitspflege von außerhalb auszuweiten versuchten.49 Gerade 

die ausgesprochen öffentlichkeitswirksam agierende Bäderbewegung illustriert aber 

auch die Schwierigkeiten dieses Hygienisierungsprogrammes. In einer Gesellschaft, die 

Freiheit und Selbstbestimmung als konstitutive Elemente des Zusammenlebens postu-

lierte, blieben die Möglichkeiten des Staates im heiklen Bereich der individuellen 

Gesundheitspflege beschränkt. Zum Gehorsam gegenüber den neu formulierten "laws 

of  health" konnten nur die Ärmsten der Armen, die unter die Obhut der Poor-Law-

Verwaltung gerieten, gezwungen werden. 

Die Unverletzlichkeit der Privatsphäre erwies sich daher für  die Gesundheitsreformer 

als ein schwer zu überwindendes Bollwerk. Noch zur Jahrhundertwende wurde die 

Einführung der schulärztlichen Untersuchung oder der Beratung für  werdende Mütter 

vielerorts mit Hinweis auf die Freiheit des Individuums abgelehnt. Dennoch nahm mit 

dem Sanitation Act des Jahres 1866, der erstmals die private Wohnung als Handlungs-

feld  öffentlicher  Gesundheitspflege erschloß, eine Entwicklung ihren Lauf, welche die 

für  die britische Eigendefinition essentielle "My home is my castle "-Ideologie im 

Namen der Volksgesundheit mehr und mehr auszuhöhlen begann. Die "new sanitary 

era", die die "Times" 1866 heraufdämmern sah,50 sollte in letzter Konsequenz die 

Eroberung des privaten Raums durch die Gesundheitspolitik bringen. Das Werden des 

modernen Interventionsstaates (auf dem Umweg über die kommunale Sozialpolitik) 

bietet also nur eine Zielperspektive einer Geschichte der Gesundheitspolitik, nicht 

minder wichtig war die diesen Prozeß begleitende Durchsetzung bürgerlicher Hygiene-

vorstellungen. 

49. Ebd., 72-9. 

50. Zitiert nach Fräser, Weifare State, 69. 
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IV 

"Public Health" und kommunale Daseinsvorsorge - das sind die zentralen Begriff-

lichkeiten bei der Beschreibung der Anfänge öffentlicher  Gesundheitspflege in 

Großbritannien und Deutschland, und bereits die Terminologie läßt erkennen, daß es 

ungeachtet unterschiedlicher Ausgangslagen und eines urbanisierungsspezifischen 

'Time-lag' die Gemeinsamkeiten der Entwicklung sind, die hier betont werden müssen: 

Die Hygienisierung der städtischen Lebensbedingungen auf der Grundlage einer 

großtechnisch ausgerichteten Assanierungspolitik, die Bedeutung der kommunalen 

Ebene in diesem Prozeß - wobei es nicht ohne Interesse ist, daß sich das Prinzip 

lokaler Verantwortlichkeit im zentralistisch geprägten Kaiserreich eher zu behaupten 

vermochte als im hier gar nicht so zurückhaltenden "minimal state" des Viktorianischen 

Zeitalters nicht zuletzt die Begründung von Tiefbauwesen und Städteplanung aus 

diesen gesundheitspolitischen Maßnahmen. 

Neben der staatlicherseits induzierten oder auch nur hingenommenen kommunalen 

Gesundheitspflege gab es aber auch unmittelbare Einwirkungen des Staates in die 

Gesundheitspflege. Im Zentrum des Interesses stand dabei unverändert der Kampf 

gegen die großen Infektionskrankheiten, etwa die im letzten Jahrhundertviertel erneut 

epidemisch werdenden Pocken, Dauerplagen wie Tuberkulose und Masern, nicht zuletzt 

die neuen Volksseuchen Diphtherie und Influenza. Institutionelle Ausformung fand das 

im Kaiserreich mit der Einsetzung von Cholerakommission und Reichsgesundheitsamt 

in den 70er Jahren des 19. Jahrhunderts.51 Vergleichbares gab es in Großbritannien 

erst nach dem Ersten Weltkrieg. Unabhängig von solcher institutioneller Verankerung 

staatlicher Gesundheitspolitik war jedoch in der zweiten Jahrhunderthälfte ein 

schleichender Ausgriff  staatlicher Gremien in die Gesundheitspolitik nicht zu 

übersehen.52 Über die Krankenversorgung des Poor Law wurden Krankenhäuser und 

Seuchenstationen Allgemeingut nicht mehr nur der untersten Bevölkerungsschichten53 

51. G. Göckenjan, Kurieren  und Staat machen. Gesundheit und Medizin in der bürgerlichen Welt, 
Frankfurt/  M. 1985, 327ff. 

52. R. Davidson u. R. MacLeod, Treasury Control and Social Administration. A Study of 
Establishment Growth at the LGB, 1871-1905, London 1968; C. Bellamy, Administering 
Central-Local Relations 1871-1919: The Local Government Board in its Fiscal and Cultural 
Context, Manchester 1988. 

53. Vgl. R. Hodgkinson, The Origins of the National Health Service: The Medical Services of the 
New Poor Law, 1834-1871, London 1967; D. Fräser, Das Armengesetz und die Ursprünge des 
britischen Wohlfahrtsstaates, in: W.J. Mommsen u. W. Mock (Hg.), Die Entstehung des 
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- was in Deutschland im letzten Jahrhundertviertel im Rahmen der kommunalen 

Daseinsvorsorge als "Kommunales Krankenhaus" entstand,54 hielt so auch in Groß-

britannien über den gesundheitspolitischen Hintereingang Einzug in die städtische 

Krankenfürsorge. Ebenfalls über das einzig landesweit operierende Verwaltungssystem 

der Armenpflege wurde seit 1854 die Pockenschutzimpfung durchgesetzt;55 im 

Deutschen Reich geschah dies wenig später im Gefolge des deutsch-französischen 

Krieges.56 Direkte Eingriffe  des Staates in die private Gesundheitsvorsorge blieben 

allerdings eine heikle Angelegenheit. In Großbritannien ereilte die Pockenimpfung zu 

Beginn des neuen Jahrhunderts das gleiche Schicksal wie wenige Jahre zuvor die 

Gesetze zur Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten aus den 1860er Jahren, die 

berühmt-berüchtigten "Contagious Disease Acts", die angesichts landesweiter erbitterter 

Agitation hatten 1886 zurückgezogen werden müssen.57 

V 

Bislang war viel von den gesundheitspolitischen Gemeinsamkeiten der britischen und 

deutschen Entwicklung im 19. Jahrhundert die Rede. Es gab aber auch Abweichungen, 

insbesondere im Hinblick auf den nicht-Öffentlichen Sektor des Gesundheitswesens, den 

privaten medizinischen Markt der Anbieter und Inanspruchnehmer gesundheitsfürsorg-

licher Leistungen.58 Da dieser 'freie' medizinische Markt in der Regel nur indirekten 

Regelungsversuchen öffentlicher  Gremien unterlag, werden diese Entwicklungen - un-

achtet ihrer Bedeutung für  die Medikalisierung der Gesellschaft im 19. Jahrhundert -

hier abschließend nur kurz angedeutet. 

Wohlfahrtsstaates in Großbritannien und Deutschland 1850-1950, Stuttgart 1982, 17-39, 22-6. 

54. Vgl. H. Schadewaldt, Studien zur Krankenhausgeschichte im 19. Jahrhundert, München 1976. 

55. Vgl. R.J. Lambert, A Victorian National Health Service: State Vaccination 1855-71, in: Hist. 
J. 5, 1962, 1-18. 

56. Vgl. C. Huerkamp, The History of  Smallpox Vaccination in Germany: A First Step in the 
Medicalization of  the General Public, in: J. of Contemporary Hist. 20, 1985, 617-35. 

57. P. McHugh, Prostitution and Victorian Social Reform, London 1982; R.M. MacLeod, Law, 
Medicine and Public Opinion: The Resistance to Compulsory Health Legislation, 1870-1907, 
in: Public Law 107, 1967, 189-211. 

58. Die umfassendste Darstellung der vielfältigen Aktivitäten  in diesem Sektor des Gesund-
heitswesens bietet ausgehend von der lokalen Ebene H. Marland, Medicine and Society in 
Wakefield  and Huddersfield 1780-1870, Cambridge 1987. 



162 Michael Toyka-Seid 

Da ist zum einen die Bedeutung voluntaristischer Traditionen für  die Gewährleistung 

individueller Krankheitsvorsorge- Es war dieser Bereich der Gesundheitspflege, in dem 

die erste Industrienation der Welt im 19. Jahrhundert Maßstäbe setzte, gerade auch in 

Reaktion auf die im System Chadwicks angelegte Trennung von präventiver und 

kurativer Medizin und das daraus resultierende Fehlen öffentlicher Einrichtungen der 

Krankenfürsorge. 

Freie Wohlfahrtspflege - "charity"59 - und die freiwilligen  Zusammenschlüsse der 

"Friendly Societies" zur gegenseitigen Absicherung in Krankheit und Not60 stießen 

nicht nur auf dem Kontinent auf ein beträchtliches Echo.61 Sie riefen in der zweiten 

Hälfte des 19. Jahrhunderts auch zunehmend die eigene Regierung auf den Plan. Die 

Motive des staatlichen Eingreifens waren dabei durchaus unterschiedlich: der Wunsch 

nach effizienterer Verteilung der Stiftungsgelder einerseits62, die Konsolidierung der 

Arbeit der paradoxerweise gerade aufgrund ihrer Erfolge wirtschaftlich ins Trudeln 

gekommenen Hilfskassen andererseits.63 Deutlich wurde aber in beiden Fällen, daß 

der Staat im hoch politisierten späten 19. Jahrhundert einen derart wichtigen Bereich 

gesellschaftlicher Aktivität nicht mehr sich selbst überlassen konnte und wollte. 

Komplizierter lag der Fall bei den privaten Anbietern medizinischer Dienste, der 

Ärzteschaft und ihrer mannigfaltigen 'Konkurrenz'.64 Idealiter gab es hier ein 

59. Vgl. F.K. Prochaska, Philanthropy, in: F.M.L. Thompson (Hg.), The Cambridge Social History 
of  Britai n 1750-1950, Bd. 3, Cambridge 1990, 357-93; D. Owen, English Philanthropy 1660-
1960, Cambridge/ Mass. 1964, 97ff. 

60. Nach wie vor grundlegend dazu P.H.J.H. Gosden, The Friendly Societies in England 1815-
1875, Manchester 1961, und ders., Self-Help. Voluntary Associations in 19th Century England, 
New York 1974, 1-114. 

61. Vgl. Reulecke, Englische Sozialpolitik, 48-52; zum Hilfskassenwesen in den deutschen Staaten 
allgemein U. Frevert, Arbeiterkrankheit  und Arbeiterkrankenkassen im Industrialisierungs-
prozeß Preußens (1840-1870), in: W. Conze u. U. Engelhardt (Hg.), Arbeiterexistenzen im 19. 
Jahrhundert, Stuttgart 1981, 293-319. 

62. Vgl. Prochaska, Philanthropy, 386-8; Metz, Industrialisierung und Sozialpolitik, 176-86. 

63. Vgl. B. Supple, Legislation and Virtue: An Essay on Working Class Self-Help and the State 
in the Early Nineteenth Century, in: N. McKendrick  (Hg.), Historical Perspectives, London 
1974, 211-54, 221-5. Zum Friendly Societies' Act 1855 sowie zur legislativen Entwicklung 
der Jahre 1830-55 allgemein Gosden, Self-Help, 63-9. 

64. Vgl. zur Professionalisierung der Medizin und der staatlichen Einflußnahme auf  diesen Prozeß 
C. Huerkamp, Ärzte und Professionalisierung in Deutschland. Überlegungen zum Wandel des 
Arztberufs  im 19. Jahrhundert, in: GG 6, 1980, 349-82; I. Waddington, The Medical 
Profession in the Industrial Revolution, Dublin 1984; J.L. Brand, Doctors and the State: The 
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staatliches Regelungsinteresse zunächst nur dort, wo pseudo-medizinische Praktiken der 

Krankenbetreuung und Krankheitsbekämpfung als Gefährdung der Gesundheit er-

schienen. Eine auch ideologisch vertretbare Ausnahme von dieser Regel stellte 

allerdings die öffentliche  Gesundheitspflege dar, wo sich - in den deutschen Staaten 

schon im späten 18. Jahrhundert, in Großbritannien seit den 1850er Jahren - ein 

Monopol der akademisch geschulten Ärzte herausgebildet hatte (was lokale Auf-

müpfigkeit gegen die staatlicherseits erzwungene Anstellung der 'teuren' Doktoren 

keineswegs ausschloß). Es wäre jedoch blauäugig, die Professionalisierung der Medizin 

und die sukzessive Durchsetzung des ärztlichen Behandlungsmonopols, wie sie im 19. 

Jahrhundert in allen entwickelten Gesellschaften der westlichen Hemisphäre zu 

beobachten waren, als staatsferne Entwicklungen sehen zu wollen.65 Vielmehr muß 

hier von einer Gemengelage aus ärztlichem Standesinteresse und dem wachsenden 

öffentlichen  Interesse am Vorhandensein einer qualifizierten medizinischen Elite 

ausgegangen werden. Deckungsgleich wurden diese beiden Stränge jedoch zu keinem 

Zeitpunkt. Der fortbestehenden Nachfrage weiter Teile der Bevölkerung nach alter-

nativen Formen der privaten Fürsorge im Krankheitsfall wäre eine legislative 

Ausgrenzung der nicht-akademischen Heilfürsorge nicht gerecht geworden, zumal hier 

insbesondere auch finanzielle Alternativen nachgefragt wurden. 

Letzteres konnte das staatliche Handeln nicht unbeeinflusst lassen, hatte doch die 

Medikalisierung der Gesellschaft im 18. und 19. Jahrhundert die Schere zwischen jenen 

vergrößert, die an dieser Entwicklung zu partizipieren vermochten, und der großen 

Masse derer, die des medizinischen Fortschritts nur indirekt über Leistungen der 

Armenpflege, Mitgliedschaft in einer Hilfskasse oder karitative Leistungen teilhaftig 

werden konnten.66 Staatliche Gesundheitspolitik war und blieb ein integraler 

Bestandteil jeder sozialen Politik, was eine einseitige Parteinahme zugunsten einzelner 

Akteure in diesem Sektor problematisch erscheinen lassen mußte. Daraus erklärt sich 

die relative Zurückhaltung der britischen Gesundheitsreformer gegenüber dem "fringe" 

der Heiler, Pharmazeuten und Medizin Verkäufer,  eine Rücksichtnahme, die auch dem 

British Medical Profession and Government Action in Public Health, 1870-1912, Baltimore 
1965. 

65. Vgl. dazu auch C.E. Rosenberg, The Medical Profession, Medical Practice and the History of 
Medicine, in: E. Clarke (Hg.), Modern Methods in the History of Medicine, London 1971, 22-
35. 

66. H. Kaelble, Industrialisierung und soziale Ungleichheit. Europa im 19. Jahrhundert. Eine 
Bilanz, Göttingen 1983, Kap. 6; R. Spree, Soziale Ungleichheit vor Krankheit und Tod. Zur 
Sozialgeschichte des Gesundheitsbereichs im Deutschen Kaiserreich, Göttingen 1981. 
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traditionell stärker auf staatliche Intervention ausgerichteten deutschen Gemeinwesen 

nicht fremd war. Der sich herausbildenden Profession der Mediziner diesseits wie 

jenseits des Ärmelkanals war dies verständlicherweise ein Dorn im Auge. Eine 

staatlicherseits gewährleistete Monopolstellung im Gesundheitswesen aber war für  sie 

unter den sozialen und ökonomischen Bedingungen des 19. Jahrhunderts trotz mancher 

legislativer Fortschritte nicht zu erreichen.67 Das Hauptanliegen der Befürworter einer 

medizinischen Polizei seit dem späten 19. Jahrhundert, das Verlangen nach einer 

vollständigen Kontrolle des Gesundheitswesens durch die akademische Medizin, blieb 

staatlicherseits unerhört. Andererseits dürfen aber die zeitgenössische Kritik  an 

Unfähigkeit und Eigensucht der Ärzte und ihre bis zur Jahrhundertwende durchaus 

unsichere Position im Gesundheitsbereich nicht über das tatsächliche Gewicht der 

Mediziner bei der Formulierung und Durchsetzung gesundheitspolitischer Maßnahmen 

im 19. Jahrhundert hinwegtäuschen.68 

VI 

Als zentraler Wendepunkt der staatlichen Sozialpolitik gilt in Großbritannien und 

Deutschland gleichermaßen die Einführung der Sozialversicherung: zuerst in den 

1880er Jahren in Deutschland, vom deutschen Beispiel ausgehend rund drei Jahrzehnte 

später auch in Großbritannien.69 Die Parallelen dieser Vorgänge sind oft  beschrieben 

worden, zu wenig ist dabei allerdings auf die Unterschiede hingewiesen worden, die 

sich nicht zuletzt aus der vorstehend beschriebenen unterschiedlichen Struktur des 

Gesundheitswesens ergaben.70 Tatsächlich war der National Insurance Act der 

liberalen Regierung Asquith ungleich stärker in den gesundheitspolitischen Entwick-

lungen des 19. Jahrhunderts verankert als dies bei der im Stile eines Dekrets von oben 

initiierten Maßnahme Bismarcks der Fall war. Ungeachtet solcher Einschränkungen und 

67. Vgl. M. Seid, Außenseiter im Gesundheitswesen. Zur Entwicklung einer "medical profession" 
in der englischen Provinz. Durham 1840-1914, in: J. Reulecke u. A. Gräfin  zu Castell-
Rüdenhausen (Hg.), Stadt und Gesundheit, Stuttgart 1991, 225-45. 

68. Vgl. R. Lambert, Sir John Simon, 1816-1904, and English Social Administration, London 
1963; als Beispiele ärztlicher Einflußnahme auf  der lokalen Ebene Marland, Medicine and 
Society; J. Parfit, The Health of a City: Oxford  1770-1974, Oxford 1987. 

69. Vgl. E.P. Hennock, British Social Reform and German Precedence, Oxford 1987; Metz, 
Industrialisierung und Sozialpolitik,  374-80. 

70. Vgl. aber G.A. Ritter, Soziale Sicherheit in Deutschland und Großbritannien von der Mitte des 
19. Jahrhunderts bis zum Ersten Weltkrieg. Ein Vergleich, in: GG 13, 1987, 137-56, 151-5. 
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